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Auf  Antrag  von  Herrn  Professor  Dr.  Woker,  von 
der  philosophischen  Fakultät  der  Universität  Bern,  an- 
genommen. 

Bern,  den  24.  Juli  1909. 


Der  Dekan: 
Prof.  Dr.  Müller-Hess. 


Es  sei  mir  hier  gestattet,  meinem  hochgeehrten 
Lehrer, 

Herrn  Professor  Dr.  Woker, 

meinen  herzlichen  Dank  auszusprechen  für  sein  Be- 
mühen und  freundliches  Entgegenkommen,  das  er  mir 
bei  der  Ausführung  dieser  Arbeit  bewiesen  hat. 


Kurze  geographische  Angaben  über  Tibet  und  seine 
südlichen  Grenzländer  Bhutan,  Sikkim  und  Nepal. 


Tibet  umfasst  jenes  mächtige  asiatische  Hochland,  das 
im  Süden  vom  Himalaya,  im  Westen  vom  Karakorum  und 
im  Norden  vom  Kwen-Lün- Gebirge  eingeschlossen  wird. 
Es  grenzt  im  Norden  an  Ost-Turkestan,  im  Osten  an  die 
chinesischen  Provinzen  Kwang-Su  und  Se-Tschuan,  im  Süden 
an  Assam,  Bhutan,  Sikkim  und  Nepal  und  im  Westen  an 
Kaschmir.  Dieses  nahezu  1,900,000  Quadratkilometer  in  sich 
schliessende  Hochland,  dessen  mittlere  Höhe  über  dem  Meere 
etwa  4500  Meter  beträgt,  wird  besonders  im  Norden  und 
Osten  von  hohen  Gebirgsketten  durchzogen.  Es  fällt  gegen 
Osten  und  Südosten  ab  und  entsendet  bedeutende  Ströme 
in  diesen  Richtungen  nach  China  und  Assam.  Der  in  seinem 
obern  Laufe  nach  Nordwesten  strömende  Indus  sammelt  die 
Wasser  von  Westtibet.  Zentraltibet  aber  bildet  ein  abfluss- 
loses Gebiet  mit  Salzseen,  Steppen  und  Steinwüsten. 

Nomadisierende  Mongolenstämme  durchziehen  die  Ge- 
birgs-  und  Steppenlandschaften  von  Nord-  und  Zentraltibet, 
während  die  übrigen  Teile  des  Landes  von  den  sesshaften 
eigentlichen  Tibetanern,  die  zwar  auch  der  gelben  Rasse 
angehören,  bewohnt  werden.  Nach  den  neuesten  Schätzungen 
leben  in  Tibet  über  7  Millionen  Menschen,  die  eifrige  An- 
hänger des  Buddhismus  sind. 

Tibets  Lage  bedingt  ein  streng  kontinentales  Klima,  das 
sich  nirgends  deutlicher  als  auf  dem  tibetanischen  Hochlande 
durch  heftige  Temperaturschwankungen  auszeichnet.  Die 
zentralasiatische  Anticyklone  des  Winters  kommt  in  Tibet 
stark  zur  Geltung.    Ihrer  Herrschaft  verdankt  Tibet  seine 
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äusserst  trockenen,  andauernden  nördlichen  Winde  und  seinen 
wölken-  und  nebellosen  Winterhimmel  mit  sibirischer  Kälte. 
Dagegen  lagert  den  ganzen  Sommer  über  Tibet  eine  wenig 
schwankende  Depression,  die  abwechselnde  Winde  und 
mässige  Niederschläge  mit  sich  bringt.  Von  Ende  Mai  bis 
Ende  August  ist  das  tibetanische  Klima  angenehm,  mittel- 
mässig  feucht  und  gesund. 

Die  tibetanische  Pflanzenwelt  entwickelt  sich  in  den 
geschützten  Tälern  rasch  und  üppig:  Gerste,  Hafer,  Weizen 
und  die  meisten  europäischen  Gemüse  gedeihen  da  so  reich- 
lich, dass  das  Land  seine  Bewohner  selbst  zu  ernähren 
vermag.  Tibets  Hauptreichtum  besteht  aber  in  seinen  Schaf- 
herden, die  grosse  Quantitäten  der  köstlichsten  Wolle  liefern. 
Weil  in  Tibet  der  Wald  fast  gänzlich  fehlt,  dienen  Stroh, 
andere  Pflanzenüberreste  und  Yakdünger  als  Brennmaterial. 
Bauholz  wird  von  Bhutan  nach  Tibet  eingeführt.  Im  Tal 
des  Sangpo  (Brahmaputra)  und  in  seinen  gegen  die  heftigen 
Winde  ziemlich  geschützten  Seitentälern,  die  der  Bevölkerung 
ein  sesshaftes  Leben  gewähren,  befinden  sich  die  bedeutend- 
sten Ortschaften  des  Landes  und  die  mächtigen  Klöster,  wo 
Tausende  von  Mönchen  hausen.  Lhassa  liegt  im  breiten, 
fruchtbaren  Tal  des  Ki-Tschu,  der  südwestwärts  in  den 
Sangpo  fliesst.  Im  Süden  dieses  Stromes,  im  Tal  des 
Nyang-Tschu,  befindet  sich  die  für  den  Handel  bedeutende 
Stadt  Gyangtse,  ferner  Shigatse,  die  Residenz  des  Taschi 
Lama,  die  sich  ähnlich  wie  Lhassa  durch  ihre  grossen,  ein- 
flussreichen Klöster  auszeichnet.  Weiter  nach  Osten,  am 
Brahmaputra,  liegt  Tschetang,  das  einen  lebhaften  Handel 
mit  Bhutan  unterhält.  Das  im  Jahre  1904  für  den  englischen 
Handel  geöffnete  Gartok  ist  die  bedeutendste  Ortschaft  in 
Westtibet. 

Derjenige  Teil  von  Tibet,  der  sich  keilförmig  zwischen 
Bhutan  und  Sikkim  südwärts  verlängert  und  von  dem  nach 
Bhutan  strömenden  Mo-Tschu  durchflössen  wird,  geht  unter 
dem  Namen  Tschumbital.  In  diesem  Hochtal  liegen  die  kleinen 
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Ortschaften  Yatung,  Rintschengong,  Tschumbi,  Tschema  und 
Phari.  Ueber  die  Pässe  Gibmotschi,  Miru-La  und  Pempa-La 
treiben  die  Tschumbileute  bedeutenden  Handel  mit  Bhutan 
und  über  den  Jeylap-La  mit  den  Sikkimesen. 

Die  englische  Expedition  marschierte  von  Sikkim  über 
den  Jeylap-La  nach  Phari,  von  da  über  den  Tangla,  der  das 
Tschumbital  mit  dem  eigentlichen  Tibet  verbindet,  nach 
Thuna.  Dann  ging  sie  durch  das  Tal  des  Nyang-Tschu 
über  Guru,  Tsola,  Kalatso,  Salu,  Kangra  nach  Gyangtse  vor, 
und  als  endlich  ein  Vorrücken  nach  der  Hauptstadt  unver- 
meidlich geworden  war,  marschierte  sie  in  nordöstlicher 
Richtung  über  Ralung,  setzte  über  den  hier  wenigstens 
150  Meter  breiten,  sehr  reissenden  Sangpo  und  gelangte 
über  Tschusul  und  Ne-Tschang  durch  das  Ki-Tschu  Tal 
nach  Lhassa. 

Seit  1720  steht  Tibet  unter  chinesischer  Oberhoheit. 
Ein  vom  Tron  bestimmter  Statthalter  oder  Amban,  dem  ein 
Vizeamban  und  eine  Militäreskorte  von  etwa  500  Mann  bei- 
gegeben sind,  residiert  in  Lhassa  und  überwacht  so  gut  wie 
möglich  die  innere  und  äussere  Politik  der  Lama,  die  das 
Staatsruder  führen,  und  deren  Oberster  der  Dalai  Lama  ist. 
Dieser  und  seine  4  Minister,  denen  ein  Staatssekretär  zu- 
steht, bilden  in  Tibet  die  vollziehende  Staatsgewalt,  während 
die  Tsongdu  Gse  Tsom,  die  Nationalversammlung,  die  be- 
ratende und  beschliessende  Behörde  ist.  Sie  setzt  sich  zu- 
sammen aus  den  Aebten  und  Aeltesten  der  drei  grossen 
Klöster  Gaden,  Sera  und  Depung  bei  Lhassa  und  den  Ab- 
geordneten der  Klöster  in  Shigatse  und  dem  übrigen  Süd- 
und  Zentraltibet.  Bei  Friedenszeit  regiert  der  Dalai  Lama 
mit  seinen  Ministern  ganz  unumschränkt.  Die  Nationalver- 
sammlung tritt  hauptsächlich  dann  zusammen,  wenn  es  gilt, 
die  äussere  Politik  zu  beraten;  ihre  Beschlüsse  kann  der 
Dalai  Lama  nicht  anfechten.  Der  zwischen  Tibet  und  Nepal 
im  Jahre  1856  zu  Lhassa  vereinbarte  Friedensvertrag  wurde 
in  Abwesenheit  des  Dalai  Lama  von  der  Nationalversamm- 
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hing  unterzeichnet  und  war  in  Kraft.  Derselbe  Fall  er- 
eignete sich  auch  beim  Abschluss  des  englisch-tibetanischen 
Abkommens  vom  7.  September  1904. 

Die  Ausschliessung  der  Europäer  aus  Tibet  beruht  nicht 
etwa  auf  einem  religiösen  Gebot;  denn  der  Buddhismus  em- 
pfiehlt seinen  Gläubigen  die  Gastfreundschaft  gegen  Fremde. 
Sie  gründet  sich  nur  auf  einen  willkürlichen  Beschluss  der 
regierenden  Partei,  die  dem  unwissenden  Volk  die  Europäer 
als  Feinde  seiner  Religion  brandmarkt.  Die  Lama  machen 
in  der  Nation  den  mächtigsten  Stand  aus.  Sie  sind  Priester 
und  Mönche,  dazu  Grossgrundbesitzer  und  Grosshändler, 
und  mit  der  geistlichen  Herrschaft  haben  sie  auch  die  welt- 
liche an  sich  gerissen.  Sie  teilen  alle  Staatsämter  unter 
sich  und  geben  nicht  nur  in  Tibet  den  Ton  an,  sondern 
spielen  auch  eine  bedeutende  Rolle  in  den  angrenzenden 
Provinzen  Chinas.  Das  ehelose  Leben  ist  den  Lama  nicht 
vorgeschrieben;  dennoch  widmen  sich  viele  freiwillig  dem 
Zölibat,  während  andere  der  Polyandrie  huldigen. 

Von  1856  bis  1886  hatten  die  Tibetaner  keine  äusseren 
Händel.  Um  so  sicherer  und  entschlossener  arbeiteten  sie 
an  der  Befestigung  der  Mönchsherrschaft  im  Innern.  Ueber 
dieser  tibetanischen  Ruhe  war  China  beinahe  eingeschlafen 
und  hatte  seine  Oberherrschaft  über  Tibet  allzusehr  an  die 
hierarchische  Gewalt  des  Dalai  Lama  preisgegeben.  Daher 
kam  es,  dass  die  chinesische  Regierung  in  den  letzten 
Wirren  zwischen  Tibet  und  Indien  bei  den  Tibetanern  nichts 
ausrichtete  und  deren  Züchtigung  den  Engländern  überlassen 
musste.  Die  politischen  Tendenzen  der  Tibetaner  gingen 
in  der  neuesten  Zeit  offenbar  dahin,  ihre  frühere  Unabhängig- 
keit von  China  wieder  herzustellen  und  die  geistliche  Herr- 
schaft von  jeder  weltlichen  Autorität  zu  befreien.  Dazu  be- 
durften sie  aber,  wie  sie  selbst  erkannten,  einer  mächtigen 
Stütze,  die  sie  in  Russland  gefunden  zu  haben  glaubten. 

Bhutan,  Sikkim  und  Nepal,  die  Grenzländer  zwischen 
Indien  und  Tibet,  stehen  schon  seit  der  Zeit  des  General- 
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gouverneurs,  Warren  Hastings,  in  Beziehungen  zu  England, 
das  gerade  infolge  des  Verkehrs  mit  diesen  Staaten  auch  mit 
Tibet  direkte  und  indirekte  Fühlung  bekam. 

Bhutan,  das  etwas  kleiner  ist  als  die  Schweiz,  teilt  sich 
in  die  Provinzen  Paro,  Tongsa  und  Andipur,  von  denen  jede 
von  einem  Penlop  regiert  wird.  Aus  den  drei  Penlop  geht 
der  Deb-Radscha,  das  Staatsoberhaupt  von  Bhutan,  hervor. 
Im  Norden  und  Osten  grenzt  dieses  Ländchen  an  Tibet,  im 
Süden  an  Bengalen,  im  Westen  an  Bengalen  und  Sikkim 
und  im  Nordwesten  an  das  Tschumbital,  das  unter  tibeta- 
nischer Herrschaft  steht,  obwohl  es  geographisch  eher  zu 
Bhutan  gehört,  denn  hohe  Berge  trennen  es  vom  eigentlichen 
Tibet,  und  seine  Gewässer  fliessen  südwärts  in  den  Amo- 
Tschu  nach  Bhutan.  Dieser  Staat  wird  vom  östlichen  Hima- 
laya  durchzogen.  Zahlreiche,  wohlbewässerte  und  waldreiche 
Täler,  die  den  Bhutanesen  einen  verhältnismässig  günstigen 
Verkehr  mit  Tibet  und  Bengalen  gewähren,  durchziehen  das 
Gebirge  von  Nordwest  nach  Südost.  Die  englisch-indische 
Zivilisation  hat  in  Bhutan  bis  zum  Jahre  1904  wenig  Ein- 
gang gefunden,  denn  alle  wirtschaftlichen  Fortschritte  werden 
dort  ähnlich  wie  in  Tibet  durch  eine  mächtige  Priesterherr- 
schaft gehemmt. 

Aus  dem  Tschumbital  führen  mehrere  Pässe  südwest- 
wärts  nach  Sikkim.  Unter  diesen  sind  der  Jeylap-La,  der 
Penlong-La  und  der  Mafi-La  die  am  meisten  begangenen. 
Sikkim  umfasst  das  Quellgebiet  des  nach  Bengalen  strömen- 
den Tistaflusses.  Es  ist  kaum  zweimal  so  gross  wie  der 
Kanton  Graubünden.  Im  Norden  und  Nordwesten  des  Länd- 
chens türmen  sich  mächtige  Bergketten  auf,  die  die  natür- 
lichen Grenzen  zwischen  Sikkim,  Tibet  und  Nepal  bilden. 
Die  engen  Täler  von  Sikkim  haben  wie  Bhutan  ein  feucht- 
warmes Klima,  sie  sind  fruchtbar,  dicht  bevölkert  und  reich 
an  Ortschaften,  von  denen  Lingtu,  Gantok,  Gnatong,  Tangu 
und  Giaogong  durch  die  tibetanisch-sikkimesischen  Grenz- 
wirren besonders  bekannt  geworden  sind. 
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Westlich  von  Sikkim,  mitten  im  höchsten  Himalaya, 
liegt  Nepal,  das  wenigstens  dreimal  grösser  ist  als  die 
Schweiz.  Es  grenzt  im  Norden  an  Tibet,  sonst  überall  an 
englisches  Gebiet.  Der  Süden  des  Landes  und  die  tiefen 
Täler  sind  sumpfig,  heiss  und  höchst  ungesund,  während 
die  Bergterrassen  und  die  Hochtäler  ein  gemässigtes,  der 
Gesundheit  zuträgliches  Klima  haben  und  dicht  bevölkert 
sind.  Nepal  entsendet  seine  Gewässer  südwärts  nach  dem 
Ganges.  Ein  tapferes,  fleissiges  Volk  bewohnt  dieses  Gebirgs- 
land.  Viele  aus  den  ärmern  Klassen  wandern  periodisch 
als  Landarbeiter  nach  Hindustan  aus.  Neben  Ackerbau  treiben 
die  Nepalesen  lebhaften  Handel  mit  Indien  und  Tibet,  vor 
allem  aber  lieben  sie  den  Kriegsdienst,  was  den  Engländern 
besonders  zugute  kommt,  denn  diese  rekrutieren  die  tapfern 
und  treuen  Gurkhasregimenter  in  Nepal.  England  ist  beim 
Radscha  von  Nepal  durch  einen  ständigen  Gesandten  ver- 
treten. 
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I. 

Der  englisch -chinesische  Sikkim  und  Tibet  bezügliche 
Vertrag  von  1890. 


Die  Beziehungen  Grossbritanniens  zu  Tibet  reichen  auf 
das  Jahr  1775  zurück,  als  der  Generalgouverneur  von  Indien, 
Warren  Hastings,  durch  Mr.  Bogle  ein  Abkommen  mit  dem 
Tashi  Lama  von  Shigatse,  dem  Vormund  des  damals  minder- 
jährigen Dalai  Lama  einging. 

Der  freundschaftliche  Verkehr  zwischen  Indien  und  dem 
Lamareich  war  aber  infolge  rücksichtsloser  Durchführung 
der  fremdenfeindlichen  Politik  der  Lhassaregierung  von 
kurzer  Dauer,  und  vergeblich  versuchte  die  britische  Regie- 
rung im  Laufe  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  ihre 
guten  Beziehungen  zu  Tibet  durch  Chinas  Vermittlung  wieder 
zu  beleben.  Erst  im  Jahre  1876  brachte  es  die  englische 
Diplomatie  dazu,  dass  der  chinesische  Hof  den  Engländern 
im  englisch-chinesischen  Vertrag  von  Tschefu  Reisepässe 
für  Gesandtschaften  nach  Tibet  zuerkannte. 

Sobald  aber  die  Tibetaner  davon  Kenntnis  erhalten 
hatten,  brachen  sie  allen  Verkehr  mit  Indien  ab,  so  dass 
auch  die  Eingebornen  von  britisch  Indien  Tibet  nicht  mehr 
betreten  durften.  Schon  damals  behaupteten  die  Tibetaner, 
China  habe  kein  Recht,  sich  in  die  äussere  tibetanische 
Politik  zu  mischen.  Als  endlich  die  chinesische  Regierung 
im  Jahre  1885  einen  Pass  zur  Führung  einer  britischen  Handels- 
gesandtschaft nach  Lhassa  an  Mr.  Macaulay  ausgehändigt 
hatte,  und  die  britische  Regierung  diese  Gesandtschaft  wegen 
dringenden  Angelegenheiten  in  Burma  und  auf  Chinas  be- 
sondern Wunsch  nicht  abgehen  liess,  glaubten  die  Tibetaner, 
die  Engländer  wagten  es  nicht,  Tibet  zu  betreten.  Die  tibe- 
tanische Regierung  bekam  daher  Mut  und  liess  im  Jahre  1886 
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unter  dem  Vorwand  von  Grenzstreitigkeiten  einen  Teil  von 
Nordsikkim  besetzen.  Diesem  feindseligen  Vorgehen  konnte 
die  britische  Regierung  nicht  gleichgültig  zusehen  und  er- 
innerte China  an  seine  oberhoheitlichen  Pflichten  in  Tibet. 
Darauf  forderte  der  chinesische  Hof  durch  seinen  Residenten 
in  Tibet  die  Lhassaregierung  zur  Wiederherstellung  der 
Ordnung  auf  der  Sikkim-Tibetgrenze  auf.  Die  Tibetaner 
gaben  aber  den  Chinesen  kein  Gehör  und  rückten  noch  weiter 
in  Sikkim  vor. 

Erst  im  Jahre  1888  Hess  England  indische  Truppen 
in  Sikkim  einrücken  und  zugleich  auch  das  Tschumbital 
besetzen,  was  die  Tibetaner  veranlasste,  um  Frieden  zu 
bitten  und  China  um  Vermittlung  anzurufen. 

Die  Friedensverhandlungen  des  Jahres  1888  führten 
jedoch  vorerst  zu  keinem  Resultat;  weil  der  chinesische 
Hof  nicht  auf  seine  traditionellen  Oberhoheits-Ansprüche 
auf  Sikkim  verzichten  wollte,  und  England  das  Protektorat 
über  Sikkim  beanspruchte. 

Doch  schon  im  Januar  1889  eröffnete  die  chinesische 
Regierung  durch  den  Amban  in  Lhassa  neue  Unterhand- 
lungen mit  Indien,  denn  sie  wollte  ihre  freundschaftlichen 
Beziehungen  zu  Grossbritannien  nicht  trüben  und  diesem 
um  des  Friedens  willen  diejenigen  Konzessionen  machen, 
die  einem  unhaltbaren  Zustande  auf  einer  Strecke  ihrer 
Reichsgrenze  ein  Ziel  setzten.  Wenn  nämlich  auf  der 
Sikkim-Tibetgrenze  dauernde  Ordnung  hergestellt  werden 
sollte,  so  musste  England  das  Staatsruder  in  Sikkim  allein  in 
die  Hand  nehmen.  Das  schien  China  zu  erkennen  und 
machte  folgende  Vorschläge,  auf  Grund  deren  ein  Vertrag 
zwischen  China  und  England  in  Bezug  auf  Sikkim  und  Tibet 
vereinbart  werden  konnte. 
I .*)  That  the  boundary  between  Sikkim  and  Tibet  should 

be  the  crest  of  the  ränge  of  mountains  separating  waters. 

The  Tibetans  being  allowed  pasturage. 

*)  East  India:  Papers  relating  to  Tibet.  I.  Teil,  Seite  5. 
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II.  That  England  shall  have  sole  protectorate  over  Sikkim. 

III.  That  neither  army  shall  cross  the  Sikkim-Tibet  frontier. 

IV.  That  trade  shall  hereafter  be  arranged  for  separately. 
Da  England  seine  Truppen  schon  aus  dem  Tschumbi- 

tal  zurückgezogen  hatte,  machten  diese  Artikel  auf  die  regie- 
renden Kreise  in  Indien  den  Eindruck,  China  wünsche  ernst- 
lich den  Sikkimhandel  zu  erledigen.  Wenn  aber  die  chine- 
sische Regierung  glaubte,  sie  mache  mit  obigen  4  Artikeln 
bedeutende  Konzessionen  an  England,  so  konnte  die  indi- 
sche Regierung  diese  Meinung  kaum  rechtfertigen,  denn  sie 
hatte  von  jeher  die  Wasserscheide  des  Tistaflusses  als  die 
natürliche,  richtige  Grenze  zwischen  Sikkim  und  Tibet  an- 
erkannt. Sie  gab  zu,  dass  auf  ähnlichen  Grenzgebieten  ge- 
genseitiges Weiderecht  bestehen  könne,  weshalb  sie  den 
Tibetanern  einstweilige  Erlaubnis  zur  Viehweide  in  Sikkim 
gewähren  wollte,  vertraglich  ihnen  aber  nicht  gleich  einräu- 
men konnte,  ihre  Herden  auf  sikkimesischem  Gebiet  frei  grasen 
zu  lassen. 

Die  Worte  „sole  protectorate"  in  Art.  2  gefielen  der  in- 
dischen Regierung  nicht,  sie  wollte  an  deren  Stelle  den  Aus- 
druck „undivided  supremacy"  setzen,  der  den  Charakter  der 
englischen  Herrschaft  über  Sikkim  jedenfalls  genauer  be- 
zeichnet. 

Es  fiel  der  indischen  Regierung  besonders  auf,  dass  in 
den  vorgeschlagenen  Artikeln  nichts  über  die  Briefe  und 
Geschenke,  die  bisher  alljährlich  zwischen  dem  Radscha  von 
Sikkim  und  der  chinesischen  und  tibetanischen  Regierung 
gewechselt  worden  sind,  erwähnt  wird.  Hatten  doch  frühere 
Unterhandlungen  gezeigt,  wie  grosses  Gewicht  China  auf  der- 
gleichen Formalitäten  legt,  so  konnte  die  indische  Regierung 
bei  neuen  Verhandlungen  nicht  sub  silencio  über  diese  Hul- 
digung hinweggehen. 

In  Artikel  3  sah  die  indische  Regierung  entweder  eine 
überflüssige  oder  eine  verfehlte  Bestimmung:  Ueberflüssig 
wäre  sie,  wenn  sie  sagen  wollte,  die  indischen  Truppen  soll- 
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ten  bei  Friedenszeiten  die  Sikkimgrenze  nicht  überschreiten, 
verfehlt  aber,  wenn  sie  China  vertraglich  das  Recht  einräum- 
te, sich  den  Engländern  zu  widersetzen,  falls  sie  gezwungen 
wären,  eine  Züchtigungsexpedition  in  Tibet  einrücken  zu 
lassen. 

Beide  Mächte,  England  und  China,  waren  jedoch  geneigt, 
diese  Artikel  noch  näher  zu  prüfen  und  gegenseitige  Kon- 
zessionen zu  machen. 

Bei  den  Unterhandlungen,  die  im  Winter  1889  auf  1890 
von  britischen  und  chinesischen  Abgeordneten  zu  Gnatong 
(in  Sikkim)  geführt  wurden,  kam  der  englisch-chinesische 
Tibet  und  Sikkim  bezügliche  Vertrag  zustande  und  wurde 
am  17.  März  1890  zu  Calcutta  ratifiziert. 


)  Convention  between  Great  Britain  and  China 
relating  to  Sikkim  and  Tibet. 


Whereas  Her  Majesty  the  Queen  of  the  United  King- 
dom of  Great  Britain  and  Ireland,  Empress  of  India,  and 
His  Majesty  the  Emperor  of  China,  are  sincerely  desirous 
to  maintain  and  perpetuate  the  relations  of  friendship  and 
good  understanding  which  now  exist  between  their  respec- 
tive  Empires ;  and  whereas  recent  occurrences  have  tendet 
towards  a  disturbance  of  the  said  relations,  and  it  is  desi- 
rable  to  clearly  define  and  permanently  settle  certain  matters 
connected  with  the  boundary  between  Sikkim  and  Tibet, 
Her  Britannic  Majesty  and 
His  Majesty  the  Emporer  of  China 
have  resolved  to  conclud  a  Convention 
on  this  subject,  and  have,  for  this  purpose, 
named  Plenipotentiaries,  that  is  to  say; 
Her  Majesty  the  Queen 
of  Great  Britain  and  Ireland, 
His  Excellency 
The  Most  Honorable  Henry  Charles  Keith 
Petty  Fitzmaurice,  G.  M.,  S.  J., 
G.  C.  M.  G.,  G.  M.  J.  E, 
Marquess  of  Lansddowne,  Viceroy 
and  Governor-General  of  India, 
And  His  Majesty  the  Emperor  of  China, 
His  Excellency  Sheng-Tai,  Imperial  Associate 

Resident  in  Tibet, 
Military  Deputy  Lieutenant-Governor, 
who  having  met  and  communicated  to  each  other 
their  füll  powers,  and  findig  these  to  be  in  proper  form, 
have  agreed  upon  the  following  Convention  in  eight  Articles: 

*)  East  India:  Papers  relating  to  Tibet.  Seite  6—7. 
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1.  The  boundary  of  Sikkim  and  Tibet  shall  be  the  crest 
of  the  mountain  ränge  separating  the  waters  flowing  into 
the  Sikkim  Teesta  and  its  affluents  from  the  waters  flowing 
into  the  Tibetan  Mochu  and  northwards  into  other  rivers 
of  Tibet.  The  line  commences  at  Mount  Gipmochi  on  the 
Bhutan  frontier  and  follows  the  above  mentioned  waterpar- 
ting  to  the  point  where  it  meets  Nepal  territory. 

2.  It  is  admitted  that  the  British  Government,  whose 
protectorate  ower  the  Sikkim  State  is  hereby  recognised, 
has  direct  and  exclusive  control  over  the  internal  admini- 
stration  and  foreign  relations  of  that  State,  and  except 
trough  and  with  the  permission  of  the  British  Government, 
neither  the  Ruler  of  the  State  nor  any  of  its  officers  shall 
have  official  relations  of  any  kind,  formal  or  informal,  with 
any  other  country. 

3.  The  Government  of  Great  Britain  and  Ireland  and 
the  Government  of  China  engage  reciprocally  to  respect  the 
boundary  as  defined  in  Article  1,  and  to  prevent  acts  of 
agression  from  their  respective  sides  of  the  frontier. 

4.  The  question  of  providing  increased  facilities  for 
trade  across  the  Sikkim-Tibet  frontier  will  hereafter  be  dis- 
cussed  with  a  view  to  a  mutually  satisfactory  arrangement 
by  the  High  Contracting  Powers. 

5.  The  question  of  pasturage  on  the  Sikkim  side  of 
the  frontier  is  reserved  for  further  examination,  and  future 
adjustment. 

6.  The  High  Contracting  Powers  reserve  for  discussion 
and  arrangement  the  method  in  which  official  Communica- 
tions between  the  British  authorities  in  India  and  the 
authorities  in  Tibet  shall  be  conducted. 

7.  Two  Joint-Commissioners  shall,  within  six  months 
from  the  ratification  of  this  Convention,  be  appointed,  one 
by  the  British  Government  in  India,  the  other  by  the  Chinese 
Resident  in  Tibet.  The  said  Commissioners  shall  meet  and 
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discuss  the  questions  which  by  the  last  three  preceding 
Articles  have  been  reserved. 

8.  The  present  Convention  shall  be  ratified,  and  the 
ratifications  shall  be  exchanged  in  London  as  soon  as  pos- 
sible  after  the  date  of  the  signature  thereof. 

In  witness  whereof  the  respective  negotiators  have 
signed  the  same  and  affixed  thereunto  the  seals  of  their 
arms. 

Done  in  quatruplicate  at  Calcutta  this  seventeenth  day  of 
March  in  the  year  of  our  Lord  one  thousand  eight  hundred 
and  ninety,  corresponding  with  the  Chinese  date  the  twenty- 
seventh  day  of  the  second  moon  of  the  sixteenth  year  of 
Kwang  Hsü. 

[Seal]  (Sd)  LANSDOWNE.    [Chinese  seal  and  signature.] 
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Das  Handelsabkommen 
und  China  in 


Ii. 

zwischen  Grossbritannien 
Bezug  auf  Tibet. 


Die  tibetanische  Regierung  setzte  dem  englisch-chine- 
sischen Abkommen  von  1890  heftigen  Protest  entgegen  und 
erschwerte  auf  alle  mögliche  Weise  die  noch  folgenden 
Unterhandlungen.  England  erwartete  freilich  von  den  Tibe- 
tanern nicht  viel  Besseres  und  ermahnte  die  indische  Regie- 
rung, mit  ihnen  den  Weg  einer  nachsichtigen  und  geduldigen 
Politik  einzuschlagen. 

Am  16.  Januar  1891  übermachte  der  chinesische  Bevoll- 
mächtigte, Mr.  Hart,  dem  britischen  Abgeordneten,  Mr.  Paul, 
folgende  Vorschläge  in  Bezug  auf  die  Ausführung  der  Artikel 
4,  5  und  6  des  Friedensvertrages: 

*)  1.  Viehweide:  Vorrechte  und  Begünstigungen,  die 
Tibet  auf  der  Sikkimseite  der  Grenze  geniesst,  werden  den 
Sikkimesen  auch  in  Tibet  zuerkannt. 

2.  Verkehr:  Zwischen  dem  chinesischen  Residenten  in 
Lhassa  und  der  indischen  Regierung  soll  geregelter  Verkehr 
bestehen;  dieser  Verkehr  soll  durch  den  offiziellen  Handels- 
beamten, der  im  Tschumbital  Residenz  zu  nehmen  hat, 
vermittelt  werden, 

3.  Handel:  Der  noch  näher  zu  bezeichnende  Handels- 
oder Marktplatz  soll  unter  gewissen  Bestimmungen  und 
einem  Zolltarif,  der  noch  festzusetzen  ist,  geöffnet  werden. 

Und  am  23.  Februar  1891  teilt  Mr.  Paul  dem  chinesi- 
schen Bevollmächtigten  mit,  seine  Regierung  wünsche  auf 
der  vorgeschlagenen  Basis  ein  Abkommen  zu  treffen,  und 
erweitere  die  Vorschläge  des  Amban  zu  folgenden  Artikeln: 

*)  East  India  :  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  8 — 23. 
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*)  1.  „Die  Waren,  welche  von  britisch  Indien  über  die 
Sikkimgrenze  nach  Tibet,  oder  von  Tibet  nach  Indien  ge- 
langen, dürfen  weder  mit  Eingangs-  noch  Ausgangszoll 
belastet  werden.  Ausnahmen  machen  folgende  Handelsar- 
tikel: Alle  Waffen,  Munition,  Militärvorräte,  Salz,  geistige 
Getränke,  intoxizierende  und  narkotische  Drogen.  Beide 
Regierungen  sind  durchaus  ermächtigt,  die  Ein-  und  Ausfuhr 
obiger  Waren  über  die  Sikkimgrenze  in  ihr  eigenes  Gebiet 
teilweise  oder  ganz  zu  verbieten;  sie  können  aber  den  Im- 
port oder  Export  dieser  Dinge  unter  Bedingungen,  die  rat- 
sam erscheinen,  auch  erlauben. 

2.  Die  Stadt  Phari  und  ihre  Umgebung  soll  ein  freier 
Markt-  und  Handelsplatz  werden  und  soll  offen  sein  für 
alle  britischen  Untertanen,  woher  sie  auch  kommen. 

3.  Britischen  Untertanen,  sowohl  Händlern  als  Nicht- 
händlern,  soll  das  Recht  eingeräumt  werden,  in  den  Tälern 
des  Motschu  und  seiner  Zuflüsse,  oder  in  jenem  Teil  von 
Tibet,  der  sich  vom  Tschumulari  nach  der  Nordostecke  von 
Sikkim  ausdehnt  und  den  unter  dem  Namen  Tangla  be- 
kannten Pass  in  sich  schliesst,  ohne  Reisepass  zu  reisen. 
Doch  nördlich  der  hier  bezeichneten  Oertlichkeiten  müssen 
britische  Untertanen  beim  Reisen  einen  von  bevollmächtigten 
britischen  Behörden  ausgestellten  und  vom  chinesischen 
Grenzoffizier  in  Phari  unterzeichneten  Reisepass  vorweisen. 

4.  Die  britischen  Behörden  werden  solche  Pässe  nur 
an  Persönlichkeiten  ausstellen,  die  hinsichtlich  Qualifikation 
und  Nationalität  darauf  Anspruch  machen  können. 

5.  Britische  Untertanen,  die  in  Tibet  Handel  treiben, 
sollen  volle  Freiheit  haben,  ihre  Waren  an  jede  beliebige 
Person  zu  verkaufen,  Landesprodukte  gegen  Waren  oder 
Geld  einzutauschen,  Transportmittel  und  Begleitschaft  jeder 
Art  zu  mieten  und  im  allgemeinen  ihre  Geschäfte  nach 
lokalen  Sitten  und  Gebräuchen  zu  erledigen.    Diese  Leute 


*)  Papers  relating  to  Tibet,  I.  Teil,  Seite  9. 
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sollen  gehörigen  Schutz  ihrer  Person  und  ihres  Eigentums 
geniessen. 

6.  Es  soll  der  indischen  Regierung  freigestellt  werden, 
einen  Agenten  (offiziellen  Beamten)  und  allfällige  Gehilfen 
mit  Wohnsitz  in  Phari  oder  sonstwo  in  Tibet  südlich  des 
oben  in  Artikel  3  erwähnten  Gebirgszuges  zu  halten,  und 
die  chinesischen  Behörden  sollen  diesem  Beamten  und  seinen 
Gehilfen  im  Verkehr  die  nötige  Unterstützung  gewähren. 

7.  An  Orten,  wo  die  indische  Regierung  einen  solchen 
Agenten  zu  halten  bevollmächtigt  ist,  soll  britischen  Unter- 
tanen das  Recht  eingeräumt  werden,  Land  durch  Kauf  oder 
Miete  zu  erwerben  und  darauf  Wohnhäuser,  Magazine, 
Geschäftslokale  und  andere  Gebäulichkeiten  zu  erstellen. 

8.  Alle  streitigen  Angelegenheiten,  die  zwischen  briti- 
schen und  chinesischen  Untertanen  auf  tibetanischem  Gebiet 
entstehen,  sollen  in  persönlicher  Konferenz  durch  den  briti- 
schen Abgeordneten  (oder  den  in  Artikel  6  bezeichneten 
Agenten)  und  durch  den  chinesischen  Bevollmächtigten  unter- 
sucht und  beurteilt  werden. 

9.  Die  chinesische  Regierung  soll  dafür  sorgen,  dass 
zu  Phari  oder  in  dessen  Nachbarschaft  ein  kaiserlich-chine- 
sischer Beamter  mit  dem  Titel  „chinesischer  Grenzoffizier" 
stationiert  werde. 

10.  Aller  Verkehr  zwischen  den  indischen  Behörden 
und  dem  kaiserlich-chinesischen  Residenten  oder  Amban  in 
Tibet  soll  durch  den  politischen  Offizier  für  Sikkim  (oder 
durch  den  unter  Artikel  6  bezeichneten  Agenten)  und  durch 
den  chinesischen  Grenzoffizier  vermittelt  werden.  Beide 
sind  verpflichtet,  alle  Mitteilungen  mit  möglichster  Eile  zu 
befördern. 

11.  Aller  Verkehr  zwischen  diesen  Beamten  soll  mit 
gehöriger  Höflichkeit  geschehen,  und  ihren  Boten  soll  jede 
Erleichterung  für  ihr  Gehen  und  Kommen  zu  teil  werden. 

Dazu  fand  es  die  indische  Regierung  für  gut,  noch  fol- 
gende zwei  allgemeine  Artikel  beizufügen: 
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a)  „Sollte  es  dem  politischen  Offizier  für  Sikkim  (oder 
dem  unter  Artikel  6  bezeichneten  Agenten)  und  dem  chine- 
sischen Grenzoffizier  jemals  unmöglich  erscheinen,  in  einer 
Streitfrage  eine  Lösung  zu  erzielen,  so  sollen  sie  die  Beur- 
teilung derselben  ihrer  respektiven  Regierung  zur  Verfügung 
stellen. 

b)  Zehn  Jahre  nach  dem  Inkrafttreten  des  Vertrages, 
oder  nach  einer  12 -monatigen  gegenseitigen  Kündigung, 
sollen  diese  Artikel  einer  Revision  unterzogen  werden,  und 
zwar  durch  besondere  Abgeordnete  beider  Regierungen,  die 
solche  Abänderungen  und  Erweiterungen,  als  die  Erfah- 
rung für  wünschenswert  und  nötig  erscheinen  lässt,  vorzu- 
nehmen bevollmächtigt  sind." 

Auf  diese  Artikel  machte  der  Amban  Sheng-Tai  am 
25.  Mai  1891  durch  Mr.  Hart  bei  der  indischen  Regierung 
einige  Einwendungen.  Dabei  legte  er  grossen  Nachdruck 
auf  die  Schwierigkeiten,  welche  die  Unwissenheit  und  Hals- 
starrigkeit der  Tibetaner  ihm  bei  der  Beratung  des  Handels- 
abkommens bereiteten.  Die  wichtigsten  Punkte  seiner  Mit- 
teilung waren, 

1.  er  habe  der  chinesischen  Regierung  bereits  Yatung 
als  Marktplatz  für  den  Aussenhandel  vorgeschlagen,  Phari 
könne  daher  bei  ferneren  Unterhandlungen  kaum  in  Betracht 
kommen; 

2.  es  sei  unmöglich,  britischen  Untertanen  das  Recht  für 
freien  Handel  und  Wandel  ausserhalb  Yatung  zu  verschaffen ; 

3.  seit  Yatung  als  Markt  für  den  Aussenhandel  in  Aus- 
sicht genommen  worden,  hätten  die  Tibetaner  begonnen, 
dort  Gebäude  zu  errichten,  die  von  den  britischen  Kaufleuten 
gemietet  werden  könnten.  Britischen  Untertanen  könne  die 
Erlaubnis,  auf  dem  Marktplatz  oder  an  dessen  Zugangs- 
strassen Land  zu  kaufen  und  darauf  Gebäude  zu  erstellen, 
nicht  erteilt  werden  ; 

4.  es  hätten  zwischen  Sikkim  und  Tibet  bis  dahin 
keine  besondern  Grenzzeichen  bestanden,  und  die  Tibetaner 
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pflegten  ihr  Vieh,  ohne  bei  den  Sikkimesen  auf  Schwierig- 
keiten zu  stossen,  in  Sikkim  zu  weiden;  nun  sei  aber  Sikkim 
ein  englisches  Protektorat  geworden  und  seine  Angelegen- 
heiten würden  von  England,  beziehungsweise  von  Indien 
geregelt.  Den  Tibetanern,  die  ihr  Vieh  noch  in  Sikkim 
grasen  Hessen,  dürfe  von  der  britischen  Regierung  ein  be- 
stimmter Termin  angesetzt  werden,  innerhalb  welchem  sie 
auf  tibetanisches  Gebiet  zurückkehren  müssten.  Ferner  sei 
ja  die  britische  Regierung  berechtigt,  von  den  Tibetanern 
eine  Weidetaxe  zu  fordern. 

Bei  dieser  Nachricht  erkannte  die  indische  Regierung, 
dass  ein  unter  solchen  Bedingungen  abgeschlossener  Han- 
delsvertrag den  Verkehr  zwischen  Tibet  und  Indien  wenig 
fördern  würde  und  schlimmere  Folgen  haben  dürfte  als 
vorausgesehen  werden  konnte.  Aus  diesem  Grunde  erklärte 
Mr.  Paul  am  6.  Juli  1891  dem  chinesischen  Abgeordneten, 
Mr.  Hart,  England  habe  die  niedrigsten  Forderungen  gestellt, 
als  es  Phari  als  Handelsplatz  in  Aussicht  genommen.  Yatung 
sei  für  den  Verkehr  mit  dem  Motschutal  und  Bhutan  ganz 
ungünstig  gelegen  und  könne  schon  deshalb  nie  ein  Markt- 
platz werden,  während  die  Lage  von  Phari  dem  Verkehr 
mit  Tibet,  Sikkim  und  Bhutan  voll  und  ganz  genüge. 

Die  Meinung  des  Amban  hinsichtlich  der  Weideange- 
legenheit auf  der  Sikkim-Tibetgrenze  stimmte  mit  derjenigen 
der  indischen  Regierung  überein;  sie  war  aber  nicht  leicht 
durchführbar,  weil  die  Grenze  vorher  noch  genau  niederge- 
legt werden  musste,  wozu  sich  die  Tibetaner  nicht  herbei- 
lassen wollten,  weil  sie  die  im  englisch-chinesischen  Ver- 
trag von  1890  festgesetzte  natürliche  Grenzlinie  nicht  aner- 
kannten. 

In  einer  neuen  Note  legte  der  Amban  Sheng  Tai  der 
indischen  Regierung  dar,  dass  es  ihm  nur  mit  grösster  Not 
gelungen  sei,  die  Tibetaner  für  die  Konzession  von  Yatung 
zu  gewinnen.  Die  tibetanische  Regierung  habe  die  Vor- 
schläge  des   Generalgouverneurs   verworfen  und  weigere 
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sich,  den  Markt  für  den  Aussenhandel  auch  nur  um  einen 
Zoll  von  Yatung  weg  zu  verlegen. 

Die  Einwendung  der  indischen  Regierung  gegen  den 
Handelsplatz  Yatung  teilte  der  Amban  seiner  Regierung  in 
Peking  mit,  worauf  diese  mit  folgendem  Telegramm,  das 
der  indischen  Regierung  durch  den  Amban  zugestellt  wurde, 
antwortete:*)  „Shengs  Note  erhalten.  Die  chinesische  Re- 
gierung hält  freundschaftliche  Beziehungen  zwischen  Tibet 
und  England  für  äusserst  wichtig.  Solche  Beziehungen  können 
aber  erst  durch  die  Annahme  von  Yatung  entstehen.  Kann 
sich  die  britische  Regierung  mit  Yatung  nicht  zufrieden  geben, 
so  wird  die  Sache  endgültig  aufgeschoben;  dadurch  könnte 
sie  aber  unwahrscheinlich,  wenn  nicht  unmöglich  gemacht 
werden.  Der  Argwohn  und  die  Aufregung,  die  durch  den 
jetzigen  Druck  auf  die  Konzession  eines  andern  Platzes  ent- 
stehen würden,  dürften  keine  bessern  Folgen  nach  sich 
ziehen.  Wird  der  Verkehr  mit  Yatung  richtig  bewerkstelligt, 
so  vermag  er  hoffentlich  den  Widerstand  der  Tibetaner  zu 
entwaffnen  und  kann  sich  möglicherweise  im  günstigen  Sinne 
entwickeln.  Tsungli  Yamen  hofft,  Indien  werde  die  An- 
nahme von  Yatung  nicht  länger  hinaustragen." 

Bei  dieser  Sprache  kam  die  indische  Regierung  zur 
Ueberzeugung,  dass  ein  weiteres  Verharren  auf  Phari  kaum 
zu  einem  befriedigenden  Resultat  führen  würde;  sie  begnügte 
sich  daher  mit  dem  wenig  versprechenden  Yatung.  Darüber 
macht  Mr.  Paul  am  2.  Januar  1892  dem  Sekretär  der  chine- 
sischen Grenzkommission,  Mr.  J.  Hart,  folgende  Mitteilung: 

1.**)  „Ich  habe  die  Ehre,  Ihnen  den  Empfang  Ihrer  De- 
pesche vom  22.  Oktober,  worin  Sie  mir  zugleich  ein  Tele- 
gramm von  Prinz  Tsching  Übermacht  haben,  anzuzeigen. 
Der  Ton  dieses  Telegrammes  und  die  Schwierigkeiten,  mit 
denen  Seine  Excellenz,  Sheng  Tai,  in  Lhassa  zu  kämpfen 
hat,  drängen  die  indische  Regierung  zur  Annahme  von  Ya- 

*)  Papers  relating  to  Tibet,  I.  Teil,  Seite  12. 
**)  Papers  relating  to  Tibet,  I.  Teil,  Seite  14. 
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tung  als  Handelsplatz,  worunter  sie  den  offenen  Raum  im 
Talgrunde  unweit  Rintschengong  versteht. 

2.  Ich  werde  angewiesen,  Ihnen  noch  mitzuteilen,  dass 
der  Vizekönig  den  freundlichen  Ton,  in  dem  die  chinesische 
Regierung  die  Sachlage  dargetan  hat,  in  hohem  Grade  zu 
schätzen  weiss,  und  in  Anbetracht  der  Verlegenheit,  die 
Seiner  Kaiserlichen  Majestät  hätte  verursacht  werden  können, 
wenn  die  indische  Regierung  auf  der  Konzession  von  Phari 
verharrt  hätte,  willigt  er  vorübergehend  in  die  Wahl  von 
Yatung  und  zwar  in  der  vollen  Erwartung,  dass  die  chine- 
sische Regierung  in  Uebereinstimmung  mit  ihrer  Erklärung, 
für  einen  besser  geeigneten  Platz  sorgen  wird,  sobald  es 
ihr  die  Umstände  erlauben.  Der  Vizekönig  glaubt,  die 
chinesische  Regierung  werde  von  den  äusserst  begrenzten 
Handelsaussichten,  die  durch  die  ungünstige  Lage  eines 
Ortes  wie  Yatung  zum  Voraus  bedingt  sind,  genügend 
unterrichtet  sein.  Indem  sich  die  indische  Regierung  mit 
Yatung  begnügt,  gibt  sie  zu  verstehen,  dass  sie  den  noch 
zu  lösenden  Fragen  in  freundschaftlichem  Geiste  zu  begeg- 
nen wünscht. 

3.  Beide  Regierungen  stimmen  also  mit  einer  lediglich 
vorübergehenden  Dauer  des  Handelsplatzes  Yatung  überein. 
Ferner  hat  die  indische  Regierung  weder  Grund  noch  Be- 
dürfnis, die  Ausübung  des  Rechtes,  einen  Agenten  auf  dem 
Handelsplatz  zu  halten,  durchzusetzen,  oder  auf  dem  Rechte 
zu  beharren,  das  britischen  Kaufleuten  in  Tibet  Land  zu 
erwerben  und  Häuser  zu  bauen  gestattet.  Die  Ansprüche 
auf  solche  Rechte  werden  jedoch  durch  das  gegenwärtige 
Abkommen  keineswegs  aufgehoben. 

4.  Nur  unter  dieser  Auffassung  bekennt  sich  die  indi- 
sche Regierung  zur  Annahme  von  Yatung,  denn  in  jedem 
andern  Falle  müsste  sie  den  Vertrag  als  einen  den  britischen 
Interessen  durchaus  ungenügenden  bezeichnen.  Und  in  Ueber- 
einstimmung mit  der  Aeusserung  Seiner  Excellenz  Sheng 
sieht  die  indische  Regierung  voraus,  dass  China  nicht  zögern 
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wird,  britischen  Untertanen  grössere  Bewegungsfreiheit  in 
Tibet  zu  verschaffen,  sobald  die  Gesinnung  der  Tibetaner 
Begünstigungen  in  dieser  Hinsicht  zulässt." 

Der  weitere  Fortgang  der  Unterhandlungen  wurde  von 
Seiten  der  Lama  der  Klöster  Gaden,  Sera  und  Depung  be- 
einträchtigt und  in  die  Länge  gezogen.  Sobald  sie  wussten, 
dass  Yatung  trotz  ihrem  Protest  zum  Handelsplatz  bestimmt 
worden  war,  suchten  sie  die  Regierung  in  Lhassa  in  unver- 
söhnlichem Sinne  zu  beeinflussen.  Sie  nahmen  Stellung 
gegen  den  englisch-chinesischen  Vertrag  von  1890  und  wollten 
das  Zustandekommen  eines  Handelsabkommens  vereiteln, 
indem  sie  gegen  die  Einfuhr  britischer  Waren  protestierten 
und  ihre  Absicht,  die  Engländer  mit  allen  möglichen  Mitteln 
von  ihren  Grenzen  fernzuhalten,  offenbarten.  Auch  der  Tod 
des  Amban  Sheng  Tai  unterbrach  die  Geschäfte,  und  der 
neue  Amban,  der  wenig  Ansehen  genoss,  vermochte  bei 
den  Tibetanern  nichts  auszurichten.  Die  Unterhandlungen 
machten  daher  bis  im  Februar  1893  geringe  Fortschritte. 

Bis  dahin  hatte  sich  die  indische  Regierung  nachgiebig 
gezeigt,  und  da  sie  keine  weitern  Konzessionen  machen 
konnte,  teilte  sie  der  chinesischen  Regierung  folgende  Punkte 
mit: 

1.  *)  „Wir  haben  uns  vorübergehend  mit  Yatung  an 
Stelle  von  Phari  oder  irgend  eines  andern,  bessergelegenen 
Punktes  zufrieden  gegeben. 

2.  Wir  haben  davon  abgesehen,  für  britische  Untertanen 
die  Erlaubnis  zu  erwirken,  dass  sie  in  dem  Gebiet  nördlich 
des  Handelsplatzes  bis  zum  Tangla-Pass  frei  reisen  dürfen. 

3.  Wir  haben  auf  den  Artikel,  der  britischen  Untertanen 
das  Recht  zuerkennt,  in  Yatung  Land  zu  kaufen  und  Häuser 
zu  bauen,  verzichtet. 

4.  Wir  haben  den  Vorschlag,  die  Dauer  des  Handels- 
vertrages statt  auf  10  Jahre  nur  auf  5  festzusetzen,  ange- 
nommen. 

*)  Papers  relating  to  Tibet,  I.  Teil,  Seite  13. 
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5.  Wir  gaben  die  Erklärung  ab,  wir  wollten  unser  Recht, 
tibetanisches  Salz  aus  Indien  auszuschliessen,  nicht  länger 
behaupten. 

6.  Wir  haben  der  Einschaltung  der  Worte  „aber  sonst 
nirgends  in  Tibet"  in  Artikel  2  zugestimmt. 

7.  In  allen  andern  streitigen  Punkten  haben  wir  nach- 
gegeben, aber  mit  der  Ausschliessung  von  indischem  Tee 
aus  Tibet  können  wir  uns  nicht  abfinden." 

Darauf  antwortete  die  chinesische  Regierung  mit  einem 
neuen  Zusatz  zu  Artikel  4: 

„As  for  tea,  however.  trade  in  that  commodity  shall 
only  begin  when  the  tariff  is  arranged  after  the  five  years 
above  mentioned." 

Da  aber  dieser  Zusatz  der  indischen  Regierung  keine 
Gewissheit  für  die  Einfuhr  von  indischem  Tee  in  Aussicht 
stellte,  weil  es  ungewiss  war,  ob  sie  mit  den  Tibetanern 
einen  diesbezüglichen  Tarif  zustande  bringen  werde  oder 
nicht,  konnte  sie  nicht  darauf  eingehen.  China  aber  änderte 
diesen  Zusatz  folgendermassen  ab: 

„Indian  tea  may  be  imported  into  Tibet  at  same  rate 
of  duty  as  Chinese  tea  into  England,  say  ten  taels  per  picul; 
but  trade  in  it  shall  not  be  engaged  in  during  the  five 
years  other  commodities  are  exempt." 

Am  22.  Mai  schreibt  der  Sekretär  der  indischen  Regie- 
rung, Mr.  Durand,  an  Mr.  Paul  in  Sikkim: 

*)  „In  Antwort  auf  die  letzte  chinesische  Korrespondenz 
teile  ich  mit,  dass  die  indische  Regierung  bereit  ist,  den 
von  China  vorgeschlagenen  Zusatz  unter  dem  Vorbehalt,  dass 
er  in  folgender  Form  dem  Artikel  4  des  Vertrages  beigefügt 
werde,  anzunehmen : 

„Indian  tea  may  be  imported  into  Tibet  at  a  rate  of 
duty  not  exceeding  that  at  which  Chinese  tea  is  imported 
into  England;  but  trade  in  Indian  tea  shall  not  be  engaged 

*)  Papers  relating  to  Tibet,  I.  Teil,  Seite  19. 
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in  during  the  five  years  for  which  other  Commodities  are 
exempt.1' 

Dieser  Zusatz  zu  Artikel  4  soll  dem  Sekretär  der  chine- 
sischen Grenzkommission,  Mr.  James  Hart,  mit  der  Bemer- 
kung vorgelegt  werden,  dass  die  indische  Regierung  seinen 
jetzigen  Wortlaut  gutheisst,  weil  er  gleichwertig  ist  mit 
einer  Zusicherung  des  Yamen,  dass  der  Handel  mit  indi- 
schem Tee  nach  Ablauf  der  bestimmten  fünf  Jahre  in  Tibet 
gestattet  werde.  Unter  jeder  andern  Auffassung  würde  er 
ohne  jegliche  Bedeutung  sein. 

Gegen  diese  Abänderung  wusste  die  chinesische  Re- 
gierung keine  Einwendung  zu  machen,  und  damit  konnte 
der  Handelsvertrag  in  allen  Artikeln  abgeschlossen  werden. 

Am  11.  Juli  1893  gab  die  britische  Regierung  dem 
Vizekönig  von  Indien  ihre  volle  Zustimmung  zu  diesem 
Uebereinkommen ;  sie  betonte  aber,  die  Konzessionen,  die 
Indien  im  Laufe  der  21/2-jährigen  Unterhandlungen  an  China 
gemacht  habe,  seien  bedeutend;  aber  die  freundschaftlichen 
Beziehungen  zwischen  beiden  unterhandelnden  Mächten 
schienen  dadurch  nur  gewonnen  zu  haben,  und  wenn  dieser 
Vertrag  England  auch  nur  geringe  Versprechungen  mache, 
so  bedeute  er  doch  eine  Errungenschaft  über  das  verschlos- 
sene Tibet. 

Endlich  am  5.  Dezember  1893  wurde  das  Handelsab- 
kommen, als  Ergänzung  des  englisch-chinesischen  Vertrages 
von  1890,  in  9  Artikeln  und  drei  allgemeinen  Bestimmungen 
vom  kaiserlich-chinesischen  Amban,  Kwei-Huan,  von  Mr. 
Hart  und  dem  Oberstleutnant  Ho  Tschang  Jung,  der  von  der 
chinesischen  Regierung  nach  Darjeeling  abgesandt  worden  war, 
und  von  dem  britischen  Abgeordneten,  Mr.  Paul,  unterzeichnet. 
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Handels-Vertrag 

Regulations  regarding  Trade,  communication,  and  Pastu- 
rage  to  be  appended  to  the  Sikkim-Tibet  Convention  of  1890.*) 

I.  A  trade-mart  shall  be  established  at  Yatung  on  the 
Tibetan  side  of  the  frontier,  and  shall  be  open  to  all  British 
subjects  for  purposes  of  trade  from  the  first  day  of  May, 
1894.  The  Government  of  India  shall  be  free  to  send 
officiers  to  reside  at  Yatung  to  watch  the  conditions  of 
British  trade  at  that  mart. 

II.  British  subjects  trading  at  Yatung  shall  be  at  liberty 
to  travel  freely  to  and  fro  between  the  frontier  and  Yatung, 
to  reside  at  Yatung,  and  to  reut  houses  and  godowns  for 
their  own  accommodation,  and  the  storage  of  their  goods. 
The  Chinese  Government  undertake  that  suitable  buildings 
for  the  above  purposes  shall  be  provided  for  British  sub- 
jects, and  also  that  a  special  and  fitting  residence  shall  be 
provided  for  the  officer  or  officers  appointed  by  the  Govern- 
ment of  India  under  Regulation  I.  to  reside  at  Yatung. 
British  subjects  shall  be  at  liberty  to  seil  their  goods  to 
whomsoever  they  please,  to  purchase  native  commodities  in 
kind  or  in  money,  to  hire  transport  of  any  kind,  and  in 
general  to  conduct  their  business  transactions  in  conformity 
with  lokal  usage,  and  without  any  vexatious  restrictions. 
Such  British  subjects  shall  receive  efficient  protection  for 
their  persons  and  property.  At  Lang-jo  and  Ta-chun,  beween 
the  frontier  and  Yatung,  where  resthouses  have  been  built 
by  the  Tibetan  authorities,  British  subjects  can  break  their 
journey  in  consideration  of  a  daily  rent. 

III.  Import  and  export  trade  in  the  following  Articles 
—  arms,  ammunition,  military  stores,  salt,  liquors,  and  in- 

*)  Papers  relating  to  Tibet,  I.  Teil.  Seite  22 — 23. 
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toxicating  or  narcotic  drugs,  may  at  the  Option  of  either 
Government  be  entirely  prohibited,  or  permitted  only  on 
such  conditions  as  either  Government  on  their  own  side 
may  think  fit  to  impose. 

IV.  Goods,  other  tban  goods  of  the  descriptions  enume- 
rated  in  Regulation  III,  entering  Tibet  from  British  India, 
across  the  Sikkim-Tibet  frontier,  or  vice  versa,  whatever 
their  origin,  shall  be  exempt  from  duty  for  a  period  of  five 
years  commencing  from  the  date  of  the  opening  of  Yatung 
to  trade,  but  after  the  expiration  of  this  term,  if  found  desi- 
rable,  a  tariff  may  be  mutually  agreed  Lipon  and  enforced. 

Indian  tea  may  be  imported  into  Tibet  at  a  rate  of  duty 
not  exceeding  that  at  which  Chinese  tea  is  imported  into 
England,  but  trade  in  Indian  tea  shall  not  be  engaged  in 
during  the  five  years  for  wich  other  commodities  are  exempt. 

V.  All  goods  on  arrival  at  Yatung,  whether  from  British 
India  or  from  Tibet,  must  be  reported  at  the  Customs  Station 
there  for  examination,  and  the  report  must  give  füll  parti- 
culars  of  the  description,  quantity,  and  value  of  the  goods. 

VI.  In  the  event  of  trade  disputes  arising  between  British 
and  Chinese  or  Tibetan  subjects  in  Tibet,  they  shall  be 
enquired  into  and  settled  in  personal  Conference  by  the 
Political  Officer  for  Sikkim  and  the  Chinese  frontier  officer. 
The  object  of  personal  Conference  being  to  ascertain  facts 
and  to  justice,  where  there  is  a  divergence  of  views  the 
law  of  the  country  to  which  the  defendant  belongs  shall 
guide.  , 

VII.  Depatches  from  the  Gouvernment  of  India  to  the 
Chinese  Imperial  Resident  in  Tibet  shall  be  handed  over 
by  the  Political  Officer  for  Sikkim  to  the  Chinese  frontier 
officer,  who  will  forward  them  by  special  Courier. 

Depatches  from  the  Chinese  Imperial  Resident  in  Tibet 
to  the  Government  of  India  will  be  handed  over  by  the 
Chinese  frontier  officer  to  the  Political  Officer  for  Sikkim. 
who  will  forward  them  as  quickly  as  possible. 
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VIII.  Depatches  between  the  Chinese  and  Indian  officiales 
must  be  treated  with  due  respect,  and  couriers  will  be  assi- 
sted  in  passing  to  and  fro  by  the  Offices  of  each  Government. 

IX.  Afther  the  expiration  of  one  year  from  the  date  of 
the  opening  of  Yatung,  such  Tibetans  as  continue  to  graze 
their  cattle  in  Sikkim  will  be  subject  to  such  Regulations 
as  the  British  Government  may  from  time  to  time  enact  for 
the  general  conduct  of  grazing  in  Sikkim.  Due  notice  will 
be  given  of  such  Regulations. 

GENERAL  ARTICLES. 

I.  In  the  event  of  disagreement  between  the  Political 
Officer  for  Sikkim  and  the  Chinese  frontier  officer,  each 
official  shall  report  the  matter  to  his  immediate  superior, 
who  in  thurn,  if  a  settlement  is  not  arrived  at  between 
them,  shall  refer  such  matter  to  their  respective  Govern- 
ments  for  disposal. 

II.  After  the  lapse  of  five  years  from  the  date  on  which 
these  Regulations  shall  come  into  force,  and  on  six  months' 
notice  given  by  either  party,  these  Regulations  shall  be 
subject  to  revision  by  Commissioners  appointed  on  both 
sides  for  this  purpose,  who  shall  be  empowered  to  decide 
on  and  adopt  such  amendments  and  extensions  as  experi- 
ence  shall  prove  to  be  desirable. 

III.  It  having  been  stipulated  that  Joint  Commissioners 
should  be  appointed  by  the  British  and  Chinese  Govern- 
ments  under  the  7th  Article  of  the  Sikkim-Tibet  Convention 
to  meet  and  discuss,  with  a  view  to  the  final  settlement 
of  the  questions  reserved  under  Articles  4,  5  and  6  of  the 
said  Convention;  and  the  Commissioners  thus  appointed 
having  met  and  discussed  the  questions  referred  to,  namely  : 
Trade,  Communication  and  Pasturage,  have  been  further 
appointed  to  sign  the  agreement  in  nine  Regulations  and 
three  General  Articles  now  arrived  at,  and  to  declare  tha 
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the  said  nine  Regulations  and  the  three  general  Articles 
from  part  of  the  Convention  itself. 

In  witness  whereof  the  respective  Commissioners  have 
hereto  subscribed  their  names. 

Done  in  quadruplicate  at  Darjeeling  this  5th  day  of 
December  in  the  year  one  thousand  eight  hundred  and 
ninety-three,  corresponding  with  the  Chinese  date  the  28th 
day  of  the  lOth  moon  of  the  19th  year  of  Kuang  Hsü. 

(Signed)  HO  CHANG-JUNG,  (Signed)  A.  W.  PAUL, 
JAMES  H.  HART, 

(Seal)  Chinese  Commissioners.  (Seal)  British  Commissioners. 
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III. 

Weitere  Verhandlungen  zwischen  Indien  und  Tibet 
über  Handels-  und  Grenzfragen. 


A.  Die  Zustände  auf  dem  Handelsplatz  Yatung  und 
auf  der  Sikkim-Tibet-Grenze  überhaupt. 

Der  politische  Beamte  für  Sikkim,  Mr.  White,  begab 
sich  auf  den  ersten  Mai  1894  nach  Yatung,  um  bei  der 
Eröffnung  des  Marktplatzes  anwesend  zu  sein  und  seine 
Regierung  über  die  dortigen  Verhältnisse  zu  unterrichten. 
Mr.  White  war  auch  beauftragt,  die  Ausmarkung  der  Grenze 
nicht  selbst  anzuregen,  sondern  darüber  vorerst  die  Ansich- 
ten des  chinesischen  Grenzbeamten  anzuhören. 

Am  9.  Juni  teilt  er  der  indischen  Regierung  mit:  *)  „Yatung 
is  situated  about  eight  miles  from  the  Jeylap-la  in  the  Val- 
ley of  the  Yatung  Chhu.  The  hüls  to  the  east  and  south  are 
covered  with  pines  and  larches ;  those  to  the  west  and  north 
are  bare.  A  quarter  of  a  mile  below  the  house  is  the  bar- 
rier  built  across  the  valley  by  the  Tibetans.  There  are  20 
Chinese  soldiers  under  Mu,  and  four  Tibetans.  Rinchingong 
is  one-and-a-half  miles  further  down  at  the  junction  of  the 
Yatung  Chhu  with  the  Ammo  Chhu.  The  Situation  of  Yatung 
is  most  confined,  being  at  the  bottom  of  a  narrow  valley 
shut  in  by  steep  hüls  with  no  room  for  expansion. 

A  house  has  been  built  for  the  accommodation  of  a 
British  officer,  but  this  house  is  at  present  occupied  by  the 
Chinese  Commissioner  of  Customs,  Mr.  Taylor,  who  has  no 
other  house  to  live  in. 

On  the  east  of  the  house  are  the  godowns  or  shops, 
built  for  the  trade.    These  are  16  in  number,  and  will  ans- 

*)  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  28,  Armexure. 
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wer  the  purpose  of  native  Shops,  but  they  are  quite  inade- 
quate  for  the  storage  of  goods  or  for  the  use  of  European 
merchants. 

The  site  of  the  Yatung  mart  has  been  exceedingly  badly 
chosen,  and  should,  if  possible,  be  removed  lower  down 
the  valley  to  some  place  between  Rinchingong  and  Chema 
(Pema)  where  the  valley  broadens  out  and  is  much  flatter, 
and  where  there  is  ample  room  for  expansion.  Here  also 
the  road  to  Bhutan  branches  off. 

The  people  in  this  valley  have  combined  to  keep  the 
trade  in  their  own  hands:  this  they  say  they  have  done  in 
order  to  recoup  themselves  the  expenses  they  were  put  to 
during  the  Sikkim  war.  The  Phari  Jongpen  charges  10  per 
cent.  on  all  goods  passing  through  Phari,  both  on  imports 
and  exports.  Men  passing  that  place  without  loads  are 
charged  two  annas  a  head.  This  applies  chiefly  to  Bhuta- 
nese;  no  Tibetans  proper  are  allowed  to  pass  Phari  with 
their  goods.  The  Tibetan  merchant  therefore  is  obliged  to 
seil  Iiis  goods  to  the  Phari  Jong  people,  who,  having  acquired 
the  goods,  carry  them  to  Darjeeling  or  Kalimpong.  This 
action  on  the  part  of  the  Phari  Jong  people  entirely  does 
away  with  any  free  trade  as  provided  for  in  the  treaty. 
Again,  no  one  is  allowed  to  enter  the  Chumbi  Valley  from 
Sikkim  —  a  thing  which  has  never  been  stopped  for  gene- 
rations.  In  fact  these  people  are  doing  all  they  can  to  render 
the  treaty  abortive  by  their  jealousy  and  petty  restrictions, 
and  the  matter  should  be  represented  to  His  Excellency  the 
Amban  at  Lhasa. 

On  speaking  to  the  Chinese  and  Tibetan  officials  on 
these  points,  the  fonner  agreed  that  the  treaty  was  not  being 
carried  out  in  a  proper  spirit,  and  that  they  would  report 
matters  to  the  Amban.  The  Tibetans  on  the  contrary  main- 
tained  that  they  had  a  right  to  impose  what  taxes  they 
choose  at  Phari  so  long  as  goods  were  allowed  to  pass 
Yatung  free.  They  also  asserted  that  Tibetans  were  allowed 
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to  come  freely  to  Yatung.  This  I  have  every  reason  to 
believe  is  not  the  case,  and  since  my  arrival  no  merchant's 
goods  belonging  to  Tibetans  from  beyond  Phari  have  come 
through.  The  Chinese  officials  also  say  that  the  Tibetans 
are  not  allowed  to  pass  Phari,  though  anxious  to  take  their 
goods  direct  to  Kalimpong  or  Darjeeling.  The  Chinese  con- 
fess  to  not  being  able  to  manage  the  Tibetans,  and  describe 
the  inhabitants  of  the  Chumbi  Valley  as  most  turbulent,  un- 
ruly,  and  obstructive.  The  Chumbi  Valley  itself  produces 
nothing. 

The  Chinese  have  no  authority  whatever  here.  The 
Tibetans  will  not  obey  them,  and  the  Chinese  are  afraid  to 
give  any  Orders.  China  is  suzerain  over  Tibet  only  in  name. 
This  appears  to  be  partly  due  to  the  Chinese  Emperor  al- 
ways  dealing  very  leniently  with  the  Tibetans,  and  also  that 
the  Chinese  have  only  some  500  soldiers  in  Tibet,  and  these 
are  wretchedly  armed  with  old  swords,  tridents  and  old 
muzzle-loading  fowling-pieces.  They  are  also  without  the 
elements  of  drill.  The  Chinese  therefore,  though  rulers  in 
name,  have  no  power  and  can  enforce  no  order;  as  an  exam- 
ple,  the  Tibetans  were  ordered  by  the  Chinese  to  evacuate 
Lingtu,  but  flatly  refused  to  obey  the  order.  This  makes 
negociation  here  most  difficult,  for  though  the  Chinese  agree 
to  any  proposal,  they  are  quite  unable  to  answer  for  the 
Tibetans,  and  the  Tibetans,  when  spoken  to,  either  shelter 
themselves  behind  the  Chinese,  or  say  they  have  no  order 
to  give  any  answer  for  Lhassa,  and  can  only  report.  Thus 
it  is  absolutely  impossible  to  get  at  any  one,  for  he  simply 
puts  the  blame  on  some  higher  authority  who  is  not  forth- 
coming.  If  the  Chinese  had  any  real  power  negociations 
would  be  comparatively  easy,  as  there  would  olny  be  one 
power  to  deal  with. 

The  Chinese  officials  hate  the  Tibetans,  and  do  not 
scruble  openly  to  say  so.  This  I  take  it,  is  caused  by  the 
knowledge  of  their  impotence,  knowing  füll  well  that  they 
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have  no  real  power,  though  to  all  outward  appearance  they 
receive  a  great  deal  of  respect. 

I  wish  it  to  be  distinctly  understood  that  I  am  of  opinion 
that  a  European  officer  deputed  by  the  British  Government 
to  Yatung  or  such  place  as  the  mart  may  be  moved  to,  is 
necessary.  I  would  only  postpone  his  appointment  for  a 
Short  time  to  allow  Tibetan  jealousy  to  subside.  For  political 
reasons,  I  think  the  appointment  should  certainly  be  made, 
as  there  are  great  opportunities  for  Observation  both  of  Tibet 
and  Bhutan.  If  the  present  State  of  mind  of  the  Tibetans 
does  not  change,  I  would  certainly  recommend  a  doctor 
being  sent  here,  as  he  has  infinitely  more  chance  of  obtai- 
ning  the  good-will  of  a  people  who  are  well  known  for 
their  jealousy  and  axclusiveness.  On  this  point  I  will  be  abble 
to  report  later  on  my  next  visit,  probably  in  October. 

Conclusions  come  to  by  me :  That  the  only  way  to  deal 
with  the  Tibetan  is  to  force  his  hand,  and  this  can  be  done 
in  the  present  instance  by  threatening  to  close  the  trade  route 
by  the  Jeylap-la  and  to  open  up  that  by  the  Lachen  valley. 

That  the  mart  at  Yatung  has  been  most  badly  chosen, 
and  should  never  have  been  allowed  to  be  in  its  present 
place.  It  should  be  moved  down  to  Rinchingong  or  Chema, 
where  it  would  command  the  three  routes,  viz.,  into  Tibet, 
Bhutan,  and  British  territory  via  Jeylap.  The  house  for  the 
British  representative  should  be  at  Chema. 

Bei  diesen  Nachrichten  konnte  die  indische  Regierung 
wohl  erkennen,  welch  unliebsame  Schritte  ihr  bevorstehen, 
wenn  sie  ihren  Verträgen  mit  China  in  Bezug  auf  Sikkim 
und  Tibet  bei  den  Tibetanern  Anerkennung  verschaffen  woll- 
te; dennoch  nahm  sie  sich  vor,  die  tibetanische  Regierung 
mit  Geduld  und  Nachsicht  zu  behandeln,  und  hoffte,  auch 
China  werde  dazu  beitragen,  dass  die  tibetanische  Regierung 
für  die  Verträge  gewonnen  werde.  — 

Der  Vizekönig  von  Indien  machte  am  9.  August  1894 
den  Amban  in  einem  Schreiben  auf  die  Tatsache  aufmerksam, 
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dass  die  Tibetaner  immer  noch  einen  Teil  sikkimesischen 
Gebietes  besetzt  hielten.  Er  hob  hervor,  dass  diesem,  den 
Friedensvertrag  verletzenden  Zustande  abzuhelfen  wäre,  wenn 
die  Grenzbeamten  beider  Regierungen,  unter  Mitwirkung 
tibetanischer  Abgeordneter,  die  im  Vertrag  von  1890  festge- 
setzte Grenze  untersuchen  und  an  Stellen,  wo  es  nötig  er- 
schiene, Grenzpfosten  errichten  würden.  Im  gleichen  Schrei- 
ben teilte  er  dem  Amban  mit,  er  sei  durchaus  nicht  be- 
friedigt mit  den  bestehenden  Handels-  und  Verkehrsverhält- 
nissen zwischen  Sikkim  und  Tibet,  die  den  Handelsvertrag 
zu  null  und  nichte  machten,  während  die  chinesischen  Be- 
amten in  Yatung  diesem  Unwesen  machtlos  zusähen;  er  hoffe 
zwar,  der  Amban  werde  sich  um  diesen  Sachverhalt  interes- 
sieren, damit  die  Kaufleute  unter  seinem  Einfluss  in  Yatung 
dem  Vertrage  gemäss  verkehren  könnten.  Diese  Wünsche 
und  Beschwerden  brachte  der  Amban  vor  die  tibetanische 
Regierung,  die  dann  beschloss,  Abgeordnete  zur  Untersu- 
chung der  Sikkim-Tibetgrenze  nach  Yatung  zu  schicken.  Sie 
empfahl  aber  dem  Amban,  ernstlich  dafür  sorgen  zu  wollen, 
dass  die  Vertreter  der  britischen  Regierung  bei  der  Grenz- 
inspektion tibetanisches  Gebiet  ausserhalb  Yatung  nicht  be- 
träten. Diesem  Beschluss  zufolge  bestimmte  der  Amban  den 
chinesischen  Major  Li  Ten  Schang,  die  tibetanische  Regierung 
aber  den  Depon  (General)  Sonam  Topkye  und  den  Tsonia 
Tenzing  Wangpu,  den  Haushofmeister  des  Dalai  Lama,  als 
Abgeordnete  zur  Grenzkonferenz  in  Yatung.  Major  Li  starb 
noch  im  Herbst  1894  und  wurde  durch  Major  Tu-Hsi-Sun 
ersetzt. 

Im  April  1895  kamen  auf  Betreiben  des  Amban  die  tibe- 
tanischen Bevollmächtigten  und  Major  Tu  mit  Mr.  White 
zu  einer  Besprechung  der  Angelegenheit  in  Yatung  zusam- 
men, wo  beschlossen  wurde,  dass  am  7.  Mai  1895  die  Be- 
vollmächtigten der  drei  interessierten  Regierungen  am  Pem- 
baringo  Pass  zur  Ausmarkung  der  Sikkim-Tibetgrenze  zu- 
sammen kommen  sollten. 
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Am  bestimmten  Tage  traf  Mr.  White  mit  Hauptmann 
Pressy,  dem  Arzt  Dr.  Ewans  und  einer  Eskorte  von  25  Mann 
am  Pembaringo  ein.  Die  chinesischen  und  tibetanischen  Ab- 
geordneten erschienen  aber  nicht,  und  als  sich  Mr.  White 
beim  chinesischen  Oberzollbeamten  in  Yatung  über  ihr  Aus- 
bleiben erkundigte,  erhielt  er  zur  Antwort,  die  Lama  der 
grossen  Klöster  bei  Lhassa  protestierten  gegen  die  Ausmar- 
kung  der  Grenze  und  Hessen  die  Abgeordneten  nicht  abge- 
hen, der  Amban  werde  aber  laut  eben  erhaltenen  Nachrich- 
ten sein  Möglichstes  tun,  dass  wenigstens  Major  Tu  in  kür- 
zester Zeit  eintreffen  könne.  Und  am  19.  Mai  telegraphierte 
Mr.  White  an  die  Regieruug  von  Bengalen:*)  „Gestern  traf 
ich  Major  Tu,  der  mich  um  weitern  Aufschub  bat,  was  ich 
verweigerte,  weil  schon  10  Tage  vergebens  hingehalten. 
Grenzpfosten  am  Jeylapla  in  seiner  Anwesenheit  errichtet. 
Endlich  mit  ihm  abgemacht,  ihn  am  1.  Juni  am  Dokala-Pass 
zu  treffen.  Unterdessen  werde  ich  einen  Grenzpfosten  am 
Donkayala,  der  im  nötigen  Fall  von  den  Chinesen  inspiziert 
werden  kann,  aufstellen.  Keine  Tibetaner  sind  erschienen. 
Der  Amban  selbst  schreibt  um  weitere  Hinaustagung  der 
angefangenen  Arbeit.  Habe  geantwortet:  Das  Werk  begon- 
nen, sein  Brief  zu  spät  eingetroffen.  Stimme  mit  Ihrem  Vor- 
schlag, allein  zur  Ausmarkung  der  Ostgrenze  zu  schreiten, 
überein.  Falls  die  Chinesen  noch  längere  Vertagung  vor- 
schlagen, werde  ich  allein  ans  Werk  gehen.  Kein  Aufschub 
sollte  mehr  gewährt  werden.  Sie  haben  seit  der  Unterzeich- 
nung des  Vertrages  5  Jahre  lang  Zeit  gehabt,  sich  mit  den 
Tibetanern  zu  einigen."  Das  Ausbleiben  der  chinesischen 
und  tibetanischen  Abgeordneten  musste  natürlich  auf  die  in- 
dische Regierung  einen  unbefriedigenden  Eindruck  machen; 
denn  sie  wusste,  wie  verdriesslich  es  für  die  Grenzkommis- 
sion war,  in  jenen  unwirtlichen  Höhen,  wo  das  Klima  der 
Mannschaft  übel  zusetzte,  untätig  zu  bleiben.    Sie  unter- 
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stützte  deshalb  Mr.  White  in  seiner  Meinung,  dass  die 
Grenzbestimmung  auf  der  Ostseite,  wo  keinerlei  Streitigkeiten 
bestanden,  ohne  Mitwirkung  der  Chinesen  und  Tibetaner 
vorgenommen  werden  könne.  Da  kam  aber  ein  Schreiben 
des  Amban  an  Mr.  White,  in  dem  er  ihm  mitteilt,  es  sei 
ihm  unmöglich,  für  seine  Abgeordneten  Transport  zu  bekom- 
men, weil  die  Lama  die  Kommission  nicht  abgehen  Hessen. 
Zwar  habe  er  die  Zustimmung  der  tibetanischen  Regierung 
zur  Ausmarkung  der  Sikkim-Tibetgrenze  erlangt,  aber  die 
grossen  Klöster  Gaden,  Sera  und  Depung  protestierten  dagegen 
aus  lauter  Misstrauen,  weshalb  er  Mr.  White  bitten  müsse, 
das  angefangene  Werk  eine  Zeit  lang  zu  unterbrechen. 

Wie  sich  herausstellte,  war  die  Opposition  der  Lama 
weniger  mit  Meinungsverschiedenheiten  in  Bezug  auf  die 
Oertlichkeiten  der  im  Friedensvertrag  festgesetzten  Grenze,  als 
mit  dem  Widerwillen,  den  Vertrag  überhaupt  anzuerkennen, 
verbunden.  Angesichts  dieser  Dinge  glaubte  die  indische 
Regierung,  Mr.  White  sollte  nach  dem  Wunsch  des  Amban 
die  Arbeit  auf  der  Grenze  aufgeben  und  nach  Gantok  zu- 
rückkehren. Doch  ehe  er  darin  endgültige  Weisung  erhielt, 
musste  er  erfahren,  dass  der  von  ihm  in  Gegenwart  des 
chinesischen  Abgeordneten,  Major  Tu,  am  Jeylapla-Pass  er- 
richtete Grenzpfosten  zerstört  und  andere  beschädigt  worden 
waren.  Diese  böswillige  Handlung  meldete  er  sogleich  seiner 
Regierung  und  hob  hervor,  er  habe  drei  Lama  von  Lhassa, 
die  kürzlich  zur  Beobachtung  der  Vorgänge  auf  der  Grenze 
in  Yatung  eingetroffen  seien,  wegen  dieser  feindseligen  Tat 
im  Verdacht. 

Nun  trug  die  Regierung  von  Bengalen  Bedenken,  ob 
nicht  Mr.  Whites  Rückzug  von  der  Grenze  die  feindliche 
Haltung  der  Tibetaner  bestärken  müsste,  und  fragte  den  Vize- 
könig an,  was  Mr.  White  im  gegebenen  Falle  zu  tun  hätte. 
Da  aber  der  Vizekönig  und  Generalgouverneur  auf  die  schwie- 
rige Stellung,  welche  die  Lama  dem  Amban  bereiteten,  Rück- 
sicht nahm  und  an  seiner  Grenzpolitik,  wie  sie  in  unten- 
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stehendem  Telegramm  vom  30.  Mai  1895  an  die  Bengal- 
Regierung  dargelegt  wird,  festhielt,  Hess  er  Mr.  White  doch 
nach  Gantok  zurückkehren : 

*)  „Angesichts  der  Tatsache,  dass  im  Vertrag  die  Aus- 
markung  der  Grenze  nicht  vorgesehen  ist,  und  sich  anschei- 
nend keine  ernste  Ungelegenheit  auf  der  unbemarkten  Grenze 
zugetragen  hat,  hält  es  die  indische  Regierung  für  besser, 
dass  Mr.  White  nicht  allein  über  den  Dokala  hinausgehe. 
Würden  die  Chinesen  ihr  Eintreffen  um  den  1.  Juni  am  Do- 
kala bei  Mr.  White  verfehlen,  so  sollte  er  dem  chinesischen 
Residenten  schreiben,  er  sei  so  weit  vorgegangen,  wie  er 
am  18.  Mai  mit  Major  Tu  am  Jeylapla  abgemacht  habe; 
aber  infolge  Ausbleibens  der  chinesischen  Abgeordneten  werde 
er  genötigt,  nach  Gantok  zurückzukehren.  White  sollte  den 
Amban  um  rechtzeitige  Antwort  bitten,  und  der  Amban 
sollte  ihm  mitteilen,  ob  das  Werk  an  der  Grenze  zu  dieser 
Jahreszeit  gemeinsam  fortgesetzt  werden  könne  oder  nicht." 

Und  in  einem  andern  Telegramm  an  den  Leutnant-Gou- 
verneur von  Bengalen  wünscht  der  Vizekönig,  Mr.  White 
sollte,  wenn  er  dem  Amban  seinen  Rückzug  von  der  Grenze 
rrfelde,  sorgfältig  verhüten,  etwelche  Verantwortung  für  die 
Schädigung  der  Grenzpfosten  auf  die  chinesischen  Beamten 
in  Yatung  oder  auf  die  Behörden  von  Lhassa  zu  schieben, 
er  dürfe  höchstens  bemerken,  er  sei  überzeugt,  dass  der 
Amban  diesen  Zwischenfall  bedaure  wie  er  selbst. 

Kurz  darauf  machten  die  Tibetaner  an  Mr.  White  neuer- 
dings den  Vorschlag,  mit  ihm  in  Yatung  zusammen  zu 
kommen,  um  die  Grenzangelegenheit  weiter  zu  besprechen, 
weshalb  Mr.  White  noch  in  nächster  Nähe  der  Grenze  blieb 
und  die  tibetanischen  Abgeordneten  erwartete.  Sein  Warten 
war  aber  umsonst;  die  Tibetaner  erschienen  nicht,  und  alles 
blieb  beim  Alten,  obgleich  sogar  die  chinesische  Regierung 
den  Amban  ernstlich  aufgefordert  hatte,  die  nötigen  Schritte 
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zu  tun,  dass  die  Ausmarkung  der  Grenze  ohne  weiteres 
Zögern  ausgeführt  würde. 

Laut  einem  Schreiben  des  Amban  vom  3.  Juli  an  den 
Vizekönig  verharrten  die  Lama  hartnäckig  auf  ihren  An- 
sprüchen, sie  bestürmten  den  Amban  mit  Bitten,  die  Grenz- 
regulierung  zu  verschieben  oder,  wenn  möglich,  gänzlich  zu 
verhindern.  Der  Amban  selbst  beklagte  sich,  er  könne  unter 
diesen  Umständen  nichts  tun,  es  sei  ihm  nicht  einmal  ge- 
lungen, einen  bestimmten  Termin  zur  Untersuchung  der  Grenze 
anzusetzen.  Nach  seiner  Meinung  sollte  die  Grenzangelegen- 
heit bis  zum  Ablauf  des  Handelsvertrages,  also  noch  um 
vier  Jahre,  hinausgetagt  werden;  denn  er  glaubte,  bis  dorthin 
könnten  Mittel  und  Wege  gefunden  werden,  die  zugleich 
mit  der  Revision  des  Handelsvertrages  die  Grenzstreitig- 
keiten zu  bereinigen  vermöchten.  Am  2.  August  setzte  der 
Vizekönig  die  chinesische  Regierung  von  diesem  Vorschlag 
in  Kenntnis,  und  als  diese  ihm  nichts  antwortete,  benach- 
richtigte er  sie  durch  den  britischen  Minister  in  Peking,  dass 
die  Ausmarkung  der  Grenze  nur  wegen  der  schon  vorge- 
rückten Jahreszeit  auf  1896  vertagt,  nicht  aber  auf  4  Jahre 
verschoben  werden  könne. 

China  überliess  diese  Angelegenheit  ziemlich  gleichgül- 
tig der  indischen  Regierung,  und  der  Generalgouverneur  von 
Indien  teilte  dem  Amban  am  17.  August  1895  mit:*)  „Ihre 
Excellenz  hat  wahrscheinlich  bereits  vernommen,  dass  die  in- 
dische Regierung  entschlossen  ist,  die  begonnene  Ausmar- 
kung der  Grenze  vorläufig  einzustellen,  und  demgemäss  hat 
Mr.  White  Befehl  erhalten,  nach  Gantok  zurückzukehren.  Die 
Vorfälle  dieses  Sommers  sollten  genügen,  um  Ihre  Excellenz 
zu  überzeugen,  dass  ich  jede  Handlung,  die  geeignet  wäre, 
Sie  in  Verlegenheit  zu  bringen,  zu  vermeiden  suche.  Den- 
noch konnte  ich  Ihrem  Rat,  die  Ausmarkung  der  Grenze  um 
vier  Jahre  hinauszuschieben,  nicht  beistimmen,  und  ich  hoffe, 
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es  werde  sich  kein  Ereignis  einstellen,  das  die  friedliche  Vol- 
lendung dieses  Werkes  nächsten  Sommer  verhindern  könnte." 

Damit  wurde  die  Untersuchung  und  Ausmarkung  der 
Sikkim-Tibetgrenze  auf  das  Frühjahr  1896  verschoben. 

Bei  dieser  Sachlage  erklärte  Sir  Charles  Elliot,  der 
Lieutenant-Gouverneur  von  Bengalen,  in  seinem  Schreiben 
vom  22.  Juli  1895  an  die  indische  Regierung,  Englands 
Politik  mit  Tibet  sollte  einen  andern  Charakter  annehmen,  denn 
mit  Güte  und  Nachgiebigkeit  sei  bei  der  unverständigen, 
eigensinnigen  Regierung  zu  Lhassa  nichts  auszurichten.  Am 
besten  wäre  es,  wenn  englische  Bevollmächtigte,  ohne  wei- 
tere Rücksicht  auf  chinesische  und  tibetanische  Abgeordnete, 
die  Grenze  untersuchen  und  die  erforderlichen  Grenzzeichen 
aufstellen  würden.  Wären  die  Tibetaner  nicht  in  der  Lage, 
diese  Grenzzeichen  zu  respektieren,  so  sollte  England  das 
Tschumbital  besetzen.  Der  Rückzug  der  Grenzkommission 
nach  Gnatong  werde  von  den  Tibetanern  gewiss  als  ein 
Zeichen  des  Nachgebens  der  indischen  Regierung  ausgelegt, 
was  zur  Folge  haben  müsse,  dass  sich  die  Lama  immer  an- 
massender  benähmen,  und  die  den  Verträgen  feindlich  ge- 
sinnte Partei  noch  an  Boden  gewinne.  Da  aber  die  ganze 
Sache  eng  mit  China  verknüpft  sei,  und  England  das  elende 
Ansehen  der  chinesischen  Regierung  in  Tibet  nicht  nur  nicht 
schwächen,  sondern  nach  Kräften  heben  wolle,  so  müsse  das 
englische  Vorgehen  in  Tibet  von  China  gebilligt  werden. 
Tatsächlich  habe  England  mit  zwei  verschiedenen  Mächten 
zu  tun,  die  eine  (China)  habe  das  Recht  zum  Handeln,  sei 
aber  ohnmächtig  dazu;  die  andere  (Tibet)  habe  zwar  die 
Macht,  aber  kein  Recht,  seine  Macht  geltend  zu  machen,  weil 
das  der  chinesischen  Herrschaft  untergeordnete  Tibet  für  seine 
Handlungen  nicht  verantwortlich  gemacht  werden  könne. 

Sir  Charles  Elliot  gab  dann  seine  Meinung  dahin  ab, 
die  britische  Regierung  sollte  die  Sache  an  die  Hand  nehmen 
und  in  Peking  auf  freundlichem  Wege  der  chinesischen  Re- 
gierung zu  verstehen  geben,  dass  China  seiner  Oberhoheit 
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über  Tibet  Geltung  verschaffen  müsse,  damit  Tibet  dadurch 
veranlasst  werde,  seine  Verträge  mit  England  zu  respektieren; 
in  jedem  andern  Falle  wäre  England  gezwungen,  zur  Ver- 
wirklichung seiner  Vertragsrechte  selbst  zu  wirksamen  Mass- 
regeln zu  greifen. 

Die  britische  Regierung  war  mit  Sir  Charles  Elliots 
Meinung  über  die  tibetanische  Politik  einverstanden,  sie  fand 
aber,  dass  die  Zeit  zu  solchen  Schritten  noch  nicht  gekom- 
men war,  weshalb  sie  der  indischen  Regierung  empfahl,  auf 
dem  bereits  eingeschlagenen  Weg  einer  nachsichtigen  und 
geduldigen  Politik  mit  Tibet  bis  auf  weiteres  fortzufahren 

Seit  1894  hatten  sich  die  Handels-  und  Verkehrsverhält- 
nisse zwischen  Sikkim  und  Tibet  um  nichts  gebessert.  Mr. 
P.  Nolan  (Commissioner  of  the  Rajshahi  Division)  gibt  am 
24.  November  1895  der  Regierung  von  Bengalen  genaue 
Auskunft  über  die  Zustände  in  Yatung.  Infolge  längerer, 
eigener  Beobachtung  konnte  er  Mr.  Whites  Schreiben  vom 
9.  Juni  1894  in  den  meisten  Punkten  bestätigen.  Er  sagt, 
nicht  Yatung,  sondern  Phari  sei  der  Ort,  wo  der  Handel  vor 
sich  gehe,  denn  alles,  was  von  Tibet  nach  Yatung  bestimmt 
sei,  erhalte  in  Phari  eine  Handänderung.  Die  Bewohner  des 
Tschumbitales  Hessen  die  Tibetaner  mit  ihren  Waren  nicht 
über  Phari  hinaus,  weil  sie  den  Handel  im  ganzen  Tal  wie 
ein  Monopol  in  ihren  Händen  hätten,  was  den  tibetanischen 
Behörden  zur  Verhütung  des  Verkehrs  zwischen  britischen 
und  tibetanischen  Händlern  gerade  erwünscht  sei.  Nur  zwei 
Kaufleute  von  Lhassa,  die  seit  vielen  Jahren  mit  Darjeeling 
verkehrten,  hätten  das  Privilegium,  das  Tal  zu  passieren.  In 
Phari  werde  auf  allen  Artikeln,  die  für  Yatung  bestimmt 
seien  oder  von  Yatung  kämen,  eine  Zollabgabe  von  10  Pro- 
zent ad  valorem  erhoben.  Dieser  Zoll  sei  zwar  nicht  erst 
mit  dem  Handelsabkommen  von  1893  eingeführt  worden, 
wie  man  anfänglich  geglaubt  habe.  Schon  im  Jahre  1884 
seien  tibetanische  Kaufleute  mit  ihren  Waren  über  den  schwie- 
rigen Kangra-Pass  nach  Sikkim  heruntergekommen,  um  so 
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dem  hohen  Zoll  in  Phari  aus  dem  Wege  zu  gehen.  Mr. 
Nolan  meinte,  es  sei  nicht  durchaus  die  versteckte  Lage  von 
Yatung,  die  den  Handel  vereitle,  sondern  eher  das  direkte 
Eingreifen  der  tibetanischen  Behörden,  die  alles  aufböten, 
dass  die  Kaufleute  nicht  mit  Engländern  in  Fühlung  kämen, 
und  der  Handelsvertrag  nicht  beachtet  werde.  Yatung  würde 
wenigstens  ein  mittelmässiger  Handelsplatz  geworden  sein, 
wenn  sich  die  Kaufleute  dort  hätten  treffen  können.  Mr.  Nolan 
erwähnt  auch,  die  Tibetaner  hätten,  um  den  Handel  gänz- 
lich von  Yatung  abzuschneiden,  eine  Mauer  unterhalb  der 
Ortschaft  quer  über  das  Tal  gebaut.  Jedermann  im  Tschumbi- 
tal  wisse,  dass  diese  Mauer  nicht  zur  Abwehr  von  Feinden, 
sondern  zur  Fernhaltung  der  tibetanischen  Kaufleute  dastehe. 

Mr.  Korb,  der  bedeutendste  Wollhändler  zu  Kalimpong, 
erzählte  dem  Mr.  Nolan,  was  er  in  Yatung  erfahren  hatte. 
Er  war  nämlich  von  einigen  seiner  Korrespondenten  in 
Rintschengong  zu  einem  Besuch  eingeladen.  Dieser  Ein- 
ladung Folge  zu  leisten,  machte  er  sich  auf  den  Weg  und 
gelangte  nach  Yatung,  wo  er  von  tibetanischen  Beamten 
sogleich  angehalten  wurde.  Da  wollte  er  seine  Freunde  in 
Rintschengong  zur  Aufklärung  seines  Missgeschickes  herbei- 
kommen lassen;  diese  durften  sich  aber  nicht  von  Rintschen- 
gong nach  Yatung  begeben,  und  an  ihrer  Stelle  machten  sich 
einige  tibetanische  Beamte  nach  Yatung.  Mr.  Korb  wurde 
dann  das  Vergnügen  zuteil,  sich  mit  ihnen  zu  verständigen, 
um  die  Yatungmauer  passieren  zu  dürfen.  Ein  Händler  aus 
Nepal,  namens  Rhima  Sing,  den  Mr.  Nolan  auf  der  Strasse 
bei  Yatung  traf,  hatte  für  1500  Rupien  Waren  nach  Yatung 
gebracht,  doch  kein  einziger  Tibetaner  durfte  ihm  etwas 
abkaufen;  so  war  Rhima  Sing  genötigt,  Yatung  unverrichteter 
Sache  zu  verlassen.  Als  Nepalese  hatte  er  dann  die  Erlaubnis 
bekommen,  seine  Waren  in  Rintschengong  loszuschlagen. 
In  einem  andern  Bericht  über  Yatung  schreibt  Mr.  Nolan 
am  30.  Juni  1896  an  die  Regierung  von  Bengalen,  einige 
Kaufleute  von  Indien  hätten  im  Laufe  dieses  Jahres  Xalung 
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besucht,  es  sei  ihnen  aber  unmöglich  gewesen,  irgendwelche 
Geschäfte  zu  machen,  weil  die  tibetanischen  Händler  von 
ihren  Beamten  gänzlich  verhindert  worden  seien,  mit  ihnen 
in  Fühlung  zu  kommen.  Die  einzige  Person,  die  in  Yatung 
je  etwas  verkauft  habe,  sei  Miss  Taylor,  eine  Missionarin, 
die  eine  Apotheke  (Dispensary)  besitze,  damit  aber  keinen 
Profit  erzielen  wolle. 

Diese  Beispiele  zeigen,  welche  Bedeutung  Yatung  durch 
das  Handelsabkommen  von  1893  gewonnen  hatte. 

Auf  der  Sikkim-Tibetgrenze  traf  Mr.  Nolan  mit  dem  tibe- 
tanischen Grenzabgeordneten  Tenzing  Wangpu,  dem  Haus- 
hofmeister des  Dalai  Lama,  zusammen.  Wangpu  gab  Mr. 
Nolan  einige  Auskunft  über  die  Haltung  der  Tibetaner  in 
der  Grenzangelegenheit.  Er  erklärte,  seine  Regierung  ver- 
lange, dass  England  zuerst  die  Grenze  anerkenne,  wie  sie 
auf  tibetanischen  Karten  gezeichnet  sei,  erst  dann  könne  eine 
Regulierung  oder  Ausmarkung  derselben  stattfinden.  Weil 
sich  Mr.  White  ganz  und  gar  auf  die  im  Vertrag  bestimmte 
Grenze  stütze  und  die  Ansprüche  der  Tibetaner  nicht  be- 
rücksichtige, hätten  ihn  die  Lama  unverrichteter  Sache  an  der 
Grenze  stehen  lassen.  Was  die  Vertreter  der  britischen  Re- 
gierung ohne  tibetanische  Mitwirkung  an  der  Grenze  be- 
stimmten, werde  in  Lhassa  nicht  anerkannt.  Tenzing  Wangpu 
gab  an  Mr.  Nolan  auch  die  wichtige  Erklärung  ab,  die 
Tibetaner  seien  nicht  verpflichtet,  sich  an  den  im  Jahre  1890 
zwischen  England  und  China  in  Bezug  auf  Sikkim  und 
Tibet  abgeschlossenen  Friedensvertrag  zu  halten,  denn  sie 
regierten  sich  selbst  und  gehörten  nicht  zum  chinesischen 
Reiche. 


B.  Die  Vorbereitungen  zur  Revision  des  Handels- 
vertrages und  die  Grenzregulierung. 

Im  Winter  1895  auf  1896  beschäftigte  sich  auch  die 
Handelskammer  in  Bradford  mit  den  Handelsverhältnissen 
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in  Tibet  und  sandte  folgendes  Schreiben  an  das  India  Office 
in  London : 

*)  „Bekanntlich  hat  Tibet  eine  Ausdehnung  von  nahezu 
700,000  englischen  Quadratmeilen  und  eine  Einwohnerzahl 
von  6  bis  7  Millionen.  Seine  mittlere  Höhe  über  dem  Meere 
beträgt  ungefähr  15,000  Fuss.  Die  Bewohner  dieses  Landes 
bedürfen  warmer  Stoffe,  Unterkleider  und  anderer  Artikel 
britischer  Manufaktur.  Diese  Dinge  könnten  ausgetauscht 
werden  gegen  Naturprodukte  des  Landes,  das  nicht  nur  Gold, 
Silber  und  andere  Metalle,  sondern  auch  Seide,  Pelze,  die 
Haare  der  Schawl-Ziege  und  die  feinste  Wolle  liefert,  alles 
Artikel,  die  in  jeder  Hinsicht  für  den  Bradford-Handel  beson- 
deres Interesse  bieten.  Grosse  Quantitäten  dieser  Wolle  sind 
in  Tibet  erhältlich,  und  bei  erweitertem  Verkehr,  bei  Handels- 
freiheit und  durch  Erleichterung  des  Transportes  müsste  die 
tibetanische  Wolle  zu  einem  der  bedeutendsten  Einfuhrartikel 
in  das  vereinigte  Königreich  werden.  Vor  wenigen  Jahren  ist 
eine  Eisenbahn  nach  Darjeeling  gebaut  worden,  und  man 
glaubt,  der  Zugang  ins  Innere  von  Tibet  könnte  jetzt  von 
Sikkim  aus  leichter  bewerkstelligt  werden  als  früher.  Das  ist 
jedoch  von  geringem  Vorteil,  so  lange  der  Handel  im  Innern 
des  Landes  gleich  wie  ein  Monopol  auf  eine  verhältnismässig 
geringe  Zahl  von  Beamten  und  Lama  beschränkt  ist.  Doch 
scheint  das  tibetanische  Volk  zu  erwachen  und  mit  andern 
Ländern,  besonders  mit  Indien,  in  kommerziellen  Verkehr 
treten  zu  wollen.  Es  darf  erwähnt  werden,  dass  trotz  dem 
hohen  Zoll,  den  Nepal  auf  den  tibetanischen  Waren  erhebt, 
in  den  letzten  Jahren  ein  beständiger  Zuwachs  des  indirekten 
Verkehrs  zwischen  Indien  und  Tibet  durch  Nepal  zu  ver- 
zeichnen ist.  Ferner  hat  der  direkte  Handel  mit  Tibet  über 
Darjeeling  und  Sikkim,  wo  kein  Zoll  erhoben  wird,  bedeutend 
zugenommen,  seit  die  Lama  durch  einen  Vertrag  britischen 
Untertanen  erlauben,  in  Yatung  (einer  kleinen  Ortschaft  im 


*)  Papers  relating  to  Tibet,  I.  Teil,  Seite  51—52. 
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Tschumbital  an  der  Sikkimgrenze)  Handel  zu  treiben.  Wenn 
dieses  Recht  weiter  ins  Innere  bis  nach  Lhassa  ausgedehnt 
werden  könnte,  so  würde  der  britische  Handel  mit  Tibet 
einen  grossartigen  Aufschwung  nehmen.  Die  Ratsversamm- 
lung ist  überzeugt,  dass  in  Tibet  ein  neuer  Markt  von  be- 
deutendem Wert  für  Grossbritannien  gefunden  wird,  und  sie 
hofft  ernstlich,  Ihrer  Majestät  Regierung  werde  zur  Öffnung 
dieses  Landes,  entweder  durch  einen  Vertrag  mit  dem  Kaiser 
von  China  oder  direkt  mit  dem  grossen  Lama  in  Tibet  oder 
an  Hand  solcher  Mittel,  die  sie  für  wirksam  erachtet,  ihr 
möglichstes  tun." 

Dieses  Schreiben  übermachte  der  Staatssekretär  für  In- 
dien in  London  dem  Generalgouverneur  von  Indien,  der  als- 
dann dem  Staatssekretär  den  Vorschlag  machte,  England 
sollte  den  Tibetanern  die  streitige  Landstrecke  nördlich  von 
Giaogong  gegen  günstigere  Handelskonzessionen  überlassen. 
Die  britische  Regierung  war  mit  diesem  Antrag  einverstanden, 
machte  aber  den  Vizekönig  darauf  aufmerksam,  dass  die 
Grenzregulierung  nicht  durch  Landabtretung  an  Tibet  erwirkt 
werden  dürfe,  die  Grenze  zwischen  Sikkim  und  Tibet  müsse 
bestehen  bleiben,  wie  sie  im  Vertrag  von  1890  festgesetzt 
sei,  die  Abtretung  von  sikkimesischem  Gebiet  an  Tibet  könne 
daher  nur  durch  einen  besondern  Vertrag  geschehen. 

Zu  dieser  Zeit  schrieb  Mr.  Nolan  (the  Commissioner 
of  the  Rajshahi  Division  of  Bengal)  an  die  Bengalregierung, 
seiner  Erfahrung  gemäss  sei  es  nutzlos,  bei  den  Tibetanern 
auf  neue  Handelskonzessionen  zu  dringen,  so  lange  es  Eng- 
land nicht  gelungen  sei,  die  bereits  gemachten  auszubeuten. 
Die  Tibetaner  würden  kaum  auf  ähnliche  Vorschläge  ein- 
gehen, weil  sie  die  im  Vertrag  angegebene  Grenze  nicht 
anerkennten.  Es  wäre  somit  besser,  die  Grenzstreitigkeiten 
würden  vor'dem  Ablauf  des  Handelsvertrages  erledigt. 

Hierauf  beschloss  die  indische  Regierung,  die  Grenze 
in  Nordsikkim  bei  günstiger  Jahreszeit  von  englischen,  chine- 
sischen und  tibetanischen  Abgeordneten  untersuchen  zu  lassen, 
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um  richtig  beurteilen  zu  können,  wie  sich  die  tibetanischen 
Ansprüche  zu  der  im  Friedensvertrag  bestimmten  Grenze 
verhielten. 

In  einem  Schreiben  vom  4.  März  teilte  der  Generalgou- 
verneur dem  chinesischen  Residenten  in  Lhassa  diesen  Be- 
schluss  mit  und  empfahl  ihm,  dafür  zu  sorgen,  dass  der 
chinesische  Grenzoffizier  mit  geeigneten  Vertretern  der  Re- 
gierung zu  Lhassa  zur  Untersuchung  der  Sikkim -Tibet- 
Grenze  auf  den  festgesetzten  Termin  in  Giaogong  erscheine. 
Ferner  schreibt  er  ihm,  Major  Tu  Hsi  Sun  habe  in  einem 
Interview  vom  3.  November  mit  Mr.  Nolan  dem  gerade  an- 
wesenden Tenzing  Wangpu  mitgeteilt,  die  chinesische  Re- 
gierung verlange  durchaus,  dass  der  Dalai  Lama  bevoll- 
mächtigte Offiziere  nach  Yatung  zur  Grenzkommission 
abgehen  lasse,  andernfalls  die  chinesischen  Abgeordneten 
mit  Mr.  White  das  Werk  ohne  Rücksicht  auf  tibetanische 
Mitwirkung  ausführen  würden.  Da  habe  Wangpu  dem 
Major  Tu  zur  Antwort  gegeben,  die  im  Vertrag  festgesetzte 
Grenze  nehme  Tibet  Land  weg,  die  tibetanische  Regierung 
verzichte  eben  nicht  auf  eine  Strecke  ihres  Gebietes,  weil 
sie  auf  der  Sikkimseite  der  Pässe  liege.  Er  selbst  sei  zwar 
der  Meinung,  dass  in  versöhnlichem  Sinne  darüber  unter- 
handelt werde.  In  diesem  Brief  gab  der  Vizekönig  dem 
Amban  neuerdings  die  Versicherung,  dass  er  alles  tun  werde, 
um  die  tibetanische  Regierung  von  seinem  guten  Willen  zu 
überzeugen.  Seine  Politik  sei  wie  die  der  englischen  Re- 
gierung immer  in  versöhnlichem  Sinne  geführt  worden. 

Den  Beschluss  in  Sachen  einer  offiziellen  Inspektion 
der  Sikkim-Tibet-Grenze  teilte  die  britische  Regierung  China 
mit,  worauf  der  britische  Minister  in  Peking  Seiner  Majestät 
Regierung  meldete,  der  chinesische  Resident  in  Lhassa  sei 
soeben  abberufen  worden  und  sein  Assistent  Wen  werde 
vorübergehend  an  seine  Stelle  treten;  die  Lösung  der  Grenz- 
frage sollte  daher  bis  zur  Ankunft  eines  neuen  Amban  ver- 
schoben  werden.    Trotz    dieser   unangenehmen  Nachricht 
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wollte  England  seine  geduldige  Politik  mit  China  und 
Tibet  nicht  ändern;  denn  es  war  ihm  mehr  an  den  freund- 
schaftlichen Beziehungen  zu  China  und  an  Handelsbegünstig- 
ungen in  Tibet  gelegen,  als  an  einer  schleunigen  Grenzregu- 
lierung. Aus  diesem  Grunde  willigte  die  britische  Regierung 
abermals  in  eine  Vertagung  der  Ausmarkung  der  Sikkim- 
Tibet-Grenze. 

Im  Winter  1898  teilte  die  Bengalregierung  dem  Vize- 
könig von  Indien  mit,  die  Tibetaner  seien  noch  immer  nicht 
bereit,  einen  Schritt  zu  einem  Grenzabkommen  zu  tun,  und 
da  nun  auch  der  Handelsvertrag  abgelaufen  sei,  so  müsse 
Indien  entschlossener  als  je  mit  Tibet  in  Unterhandlungen 
treten  und  bei  der  Revision  der  Handelsartikel  durchaus 
auf  der  Konzession  von  Phari  beharren.  Schon  jetzt  zwei- 
felte die  Regierung  von  Bengalen  an  einer  friedlichen  Lösung 
der  streitigen  Fragen ;  sie  hatte  in  den  letzten  5  Jahren  er- 
fahren, dass  weder  mit  den  Chinesen  noch  mit  den  Tibe- 
tanern ein  ernster  Verkehr  möglich  war,  und  China  sein  in 
Tibet  sinkendes  Ansehen  nicht  zu  heben  vermochte.  Der 
Lieutenant-Gouverneur  von  Bengalen  machte  daher  die  indi- 
sche Regierung  auf  Mittel  und  Wege  aufmerksam,  die  ihm 
zur  Verwirklichung  der  Vertragsrechte  nötig  und  wirksam 
erschienen. 

Ende  Oktober  1898  kamen  die  Grenzabgeordneten  der 
drei  interessierten  Regierungen  zu  einer  neuen  Konferenz 
in  Yatung  zusammen.  Die  Tibetaner  wollten  nur  in  Begleit 
von  chinesischen  Bevollmächtigten  die  Grenze  untersuchen 
und  die  Resultate  nachträglich  mit  den  Engländern  besprechen. 
Mr.  Hobson  (British  Frontier  Commissioner)  erklärte  ihnen 
aber,  dass  nur  eine  von  allen  drei  interessierten  Staaten 
bevollmächtigte  Kommission  die  Grenzinspektion  vornehmen 
könne,  die  englischen  Abgeordneten  müssten  also  mit  den 
chinesischen  und  tibetanischen  daran  teilnehmen.  Da  die 
englischen  Abgeordneten  mit  der  Grenzlinie,  welche  die 
Tibetaner  als  die  richtige  darstellten,  genau  bekannt  zu 
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werden  wünschten,  sei  eine  gemeinsame  Grenzuntersuchung 
nötig.  Der  chinesische  Kommissar  Li  bemerkte  zu  diesen 
Erklärungen,  er  unterstütze  zwar  Mr.  Hobsons  Meinung,  da 
aber  die  Tibetaner  ihre  eigenen  Köpfe  durchsetzen  wollten, 
so  glaube  er  im  Interesse  des  Friedens  zu  reden,  wenn  er 
beantrage,  man  könnte  ihren  Wünschen  entgegenkommen, 
indem  man  von  einer  gemeinsamen  Inspektion  absehe  und 
mittelst  genauer  Karten  einen  Vergleich  zu  erzielen  suche, 
denn  die  Tibetaner  hätten  zu  verschiedenen  Malen  die  Grenze 
untersucht  und  müssten  die  Oertlichkeiten,  auf  die  sie  ihre 
Ansprüche  stützten,  genau  kennen.  Da  antwortete  Mr.  Hob- 
son,  er  sei  nach  Yatung  gekommen,  um  eine  allgemeine 
und  gemeinsame  Grenzinspektion  vorzunehmen,  andere  Ordre 
habe  er  von  seiner  Regierung  nicht  erhalten.  Wenn  die 
Tibetaner  ihre  Meinung  durchsetzen  wollten,  so  suchten  sie 
nichts  anderes,  als  die  Zeit  unnütz  zu  verbringen  und  die 
Grenzregulierung  abermals  aufzuschieben.  Endlich  schlugen 
die  tibetanischen  Abgeordneten  vor,  dass  Mr.  White,  der 
die  Grenze  ebenfalls  besucht  hatte,  zu  einer  Besprechung 
der  Sache  und  zur  Vergleichung  der  Karten  herbei  gezogen 
werden  sollte.  Major  Li  ging  auf  diesen  Wunsch  ein  und 
Hess  Mr.  White  davon  in  Kenntnis  setzen.  Dieser  beeilte 
sich  dann  und  traf  am  11.  November  in  Yatung  ein.  Die 
gewünschte  Besprechung,  an  der  folgende  Abgeordnete  be- 
teiligt waren,  fand  am  17.  November  statt: 
Mr.  White  (Political  Officer  of  Sikkim) 
Mr.  Hobson  (British  Frontier  Commissioner) 
Mr.  Li  Yu  Sen  (Special  Chinese  Deputy  for  Frontier 
Affairs) 

Tsonia  Tengzing  Wangpu  (Deputy  of  the  former  Con- 
ference) 

The  M.  Depon  (Deputy  from  Lhassa) 

The  Chanzod  of  Tashi  Lempo  (Deputy  from  Shigatse) 

Mr.  Tung  (Chinese-Tibetan  Interpreter) 

Mr.  Sung  (Chinese-English  Interpreter) 
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Mr.  Ti  (Mr.  Hobson's  Chinese  Secretary) 
The  Shoe  Dewan. 

Mr.  Lobzong  (Mr.  White's  Tibetan  Interpreter). 
Mr.  White  gibt  folgende  Punkte  an,  welche  die  Tibe- 
taner zur  Begründung  ihrer  Ansprüche  auf  die  Landstrecke 
zwischen  Giaogong  und  dem  Donkaya-La  vorbrachten: 

I.  f  „A  translation  only  from  a  tablet  suposed  to  be  at 

Giaogong. 

II.  Stone  mounds  at  Giaogong  and  other  places. 

III.  An  agreement  between  the  people  of  the  Lachen  Valley 
and  the  Khamba-Jongpen,  regarding  grazing  rights." 
Zum  ersten  Punkt  sagt  Mr.  White,  er  habe  Giaogong 
öfter  besucht,  es  sei  ihm  aber  nie  eine  derartige  Tafel  gezeigt 
worden,  und  die  Uebersetzung  einer  Tafel,  die  sich  vermut- 
lich bei  Giaogong  befinde,  habe  wenig  Wert.  In  Bezug  auf 
den  zweiten  Punkt  meint  Mr.  White,  es  bestehe  bei  Giao- 
gong tatsächlich  ein  grosser  Steinhaufen.  Die  Sikkimesen 
hätten  aber  in  seiner  Anwesenheit  nie  bekundet,  dass  dieser 
Steinhaufen  als  Grenzzeichen  gelte.  Ueberall  in  Sikkim 
lägen  am  Eingang  der  Pässe  ähnliche  Anhäufungen  von 
Steinen.  Der  dritte  Punkt  schien  Mr.  White  besonders  auf- 
fällig, weil  er  bei  seinen  Erkundigungen  über  das  Weide- 
recht der  Tibetaner  auf  der  Sikkimseite  der  Grenze  von 
keinem  solchen  Dokument  gehört  hatte;  er  erfuhr  im  Gegen- 
teil, dass  die  Tibetaner  den  Bewohnern  des  Latschungtales 
für  das  Weiderecht  eine  kleine  Abgabe  in  Butter  entrichten. 

Der  chinesische  Abgeordnete,  Major  Li,  war  mit  dem 
englisch-chinesischen  Vertrag  von  1890  gar  nicht  bekannt, 
denn  er  wusste  nicht,  dass  China  darin  die  Wasserscheide 
des  Tistaflusses  als  die  natürliche  und  richtige  Grenze  an- 
erkannt hatte.  Mr.  White  las  den  Abgeordneten  den  Vertrag 
vor  und  erklärte  ihnen,  wenn  England  den  tibetanischen 
Forderungen  nachgebe,  so  mache  es  eine  Landabtretung  an 
Tibet,  und  dafür  müsse  Tibet  mit  Handelsbegünstigungen 

f  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  90 — 91;  Annexure  2. 
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England  entschädigen.    Ueber  diese  Landabtretung  müsse 
ein  besonderer  Vertrag  abgeschlossen  werden,  und  schon 
aus  diesem  Grunde  sei  es  wünschenswert,  dass  zugleich 
auch  die  Handelsangelegenheiten  geregelt  würden.  Am  besten 
wäre  es  aber,  wenn  die  Revision  des  Handelsvertrages  vor 
der  Grenzregulierung  erledigt  werden  könnte.  Darauf  wussten 
die  Tibetaner  nur  zu  antworten,  sie  dürften  nicht  gegen  die 
Aufträge  ihrer  Regierung  handeln,  sie  seien  gekommen,  um 
ihre  berechtigten  Ansprüche  darzutun.  Nachdem  Mr.  White 
den  Bevollmächtigten  den  ganzen  Sachverhalt  auf  der  Sikkim- 
Tibet-Grenze  gehörig  auseinandergesetzt  hatte,  eröffnete  er 
ihnen,  England  wolle  um  des  Friedens  Willen  an  Tibet 
Konzessionen  machen,  wenn  die  Tibetaner  die  Handelssachen 
in  versöhnlichem  Sinne  zu  ordnen  wünschten.  Aber  in  auf- 
geregtem Tone  entgegneten  die  Tibetaner,  zuerst  müsse  die 
Grenze  festgesetzt  werden,  bevor  die  tibetanische  Regierung 
auf  eine  Besprechung  der  Handelsverhältnisse  eingehen  könne. 
Sie  selbst  seien  auf  die  Grenze  gekommen,  um  den  Eng- 
ländern ihre  Ansprüche  auf  Karten  zu  erklären.    Sie  legten 
dann  einen  Kartenentwurf  über  das  Grenzgebiet  vor,  und 
bei  dessen  Vergleichung  mit  einer  Karte,  die  Mr.  White  ge- 
zeichnet hatte,  stellte  es  sich  heraus,  dass  die  tibetanischen 
Abgeordneten  die  Grenze,  wie  sie  im  Vertrag  von  1890 
bestimmt  ist,  genau  kannten;  die  Wasserscheide  des  Tista- 
flusses  und  des  Amo-Tchu,  die  die  natürliche  Grenze  zwischen 
Sikkim  und  Tibet  bildet,  war  ihnen  also  nicht  unbekannt, 
sie  empörten  sich  nur  darüber,  dass  sich  China  das  Recht 
herausgenommen,  Tibet  durch  einen  Vertrag  mit  England  in 
Nachteile  zu  bringen.    Sie  sprachen  sich  offen  aus,  China 
habe  kein  Recht,  für  Tibet  Verträge  zu  machen,  da  sich 
Tibet  selbst  regiere.    Dann  behaupteten  die  tibetanischen 
Abgeordneten,  der  Grenzartikel  könne  sich  nur  auf  jenen 
Teil  der  Sikkimgrenze  beziehen,  wo  sich  der  Krieg  von 
1886  bis  1888  abgespielt  habe  und  gelte  nicht  für  die  ganze 
Nord-  und  Ostgrenze.    In  Privatgesprächen  äusserten  sich 
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die  Chinesen  zu  Mr.  White,  dass  der  Amban  bei  den  Tibe- 
tanern nichts  ausrichte,  weil  sie  die  chinesische  Oberhoheit 
abzuwerfen  suchten  und  nicht  einsähen,  dass  China  immer 
zu  ihrem  Wohl  ins  Mittel  getreten  sei.  China  habe  der 
tibetanischen  Regierung  die  Zügel  zu  weit  gelassen  und  sei 
schwerlich  imstande,  diesen  Fehler  wieder  gut  zu  machen. 

Die  chinesischen  Abgeordneten  waren  mit  der  Abtre- 
tung der  streitigen  Landstrecke  gegen  Handelsbegünstigungen 
einverstanden  und  versprachen  Mr.  White,  sie  würden  beim 
Amban  dahin  wirken,  dass  er  bei  der  Revision  des  Han- 
delsvertrages England  wenigstens  Rintschengong  als  Handels- 
platz einräume. 

Die  Ergebnisse  dieser  Konferenz  fasst  Mr.  White  in 
folgenden  Punkten  zusammen: 

*)  1.  „Die  von  den  Tibetanern  beanspruchte  Grenze 
läuft  von  Giaogong  nach  dem  Donkayala-Pass  und  dem 
Gebirgszug  entlang  nach  dem  Tschomiomo-  und  Tela-Pass 
und  schliesst  das  Lonaktal  in  sich. 

2.  Die  Tibetaner  kennen  die  Grenzlinie,  wie  sie  im 
Vertrag  bestimmt  ist;  aber  sie  behaupten,  der  Amban  habe 
kein  Recht,  die  Grenze  zu  verschieben. 

3.  Die  tibetanischen  Abgeordneten  können  keine  Ant- 
wort geben  hinsichtlich  Handelskonzessionen,  sie  verlangen 
aber  unsere  Vorschläge  zu  hören,  damit  sie  dieselben  ihrer 
Regierung  in  Lhassa  vorbringen  können. 

4.  Die  Tibetaner  sind  scheinbar  sehr  begierig,  die  alte 
Grenze  wieder  zugesichert  zu  erhalten,  und  es  ist  nicht 
unwahrscheinlich,  dass  sie  unter  dieser  Bedingung  gewisse 
Handelsbegünstigungen  bieten  werden. 

5.  Das  chinesische  Ansehen  in  Lhassa  hat  in  den  letzten 
Jahren  viel  eingebüsst;  praktisch  haben  die  Chinesen  keine 
Autorität  mehr  über  die  Tibetaner  und  diese  tun,  als  wollten 
sie  das  chinesische  Joch  abwerfen.    Die  Chinesen  aner- 

*)  Papers  relatiiig  to  Tibet,  Seite  91. 
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kennen  ihre  Ohnmacht,  und  die  Tibetaner  sagen,  China 
habe  kein  Recht,  für  sie  Verträge  abzuschliessen.  Nur  in 
Sachen  der  Etiquette  wird  den  Chinesen  noch  Achtung  gezollt. 

Angesichts  dieser  Tatsache  halte  ich  die  Zeit,  wo  die 
Regierung  endgültige  Vorschläge  zu  machen  hat,  für  ge- 
kommen und  finde,  die  Tibetaner  sollten  gegen  unser  Ent- 
gegenkommen wenigstens  folgende  Punkte  gewähren : 

1.  Dass  der  Markt  von  Yatung  nach  Phari  verlegt  werde. 

2.  Dass  der  neue  Marktplatz  in  Wirklichkeit  für  den 
Handel  geöffnet  und  durch  keinerlei  Einschränkung  benach- 
teiligt werde. 

3.  Dass  den  Tibetanern  und  allen  andern  Kaufleuten, 
die  auf  dem  bestimmten  Handelsplatz  Handel  treiben  wollen, 
freier  Zutritt  zum  Markt  garantiert  werde. 

4.  Ein  Auslieferungsvertrag  zwischen  Indien  und  Tibet." 
In  einem  Bericht  vom  19.  Dezember  1898  zeigt  Mr.  Nolan 

der  Bengalregierung  abermals,  dass  in  Yatung  selbst  keine 
Geschäfte  gemacht  werden.  Sämtliche  Waren,  die  von  Indien 
nach  Tibet  oder  von  Tibet  nach  Indien  gelangten,  wurden 
zu  Yatung  registriert,  jedoch  nicht  verkauft  oder  gekauft. 
Die  Eintragungen  besorgte  das  chinesische  Zollamt  zu  Yatung, 
und  die  Verwaltung  von  Sikkim  stellte  sie  der  Regierung 
von  Bengalen  zu.  Diese  Eintragungen  begannen  mit  dem 
1.  Mai  1894  und  ergaben  bis  1898  folgende  Zahlen: 


Vom  Jahre 

Export 

Import 

Total 

1894-  95 

1895—  96 

1896-  97 

1897—  98 

616,756  Rs 

861,087  „ 
888.017  „ 
824,840  „ 

638,954  Rs 

707,063  ff 
790,634  „ 
878,720  „ 

•  12,55,710 
in  11  Monaten 

15,68,150 
16,78,651 
17,03,060 
Rupien 

Wenn  seit  dem  Inkrafttreten  des  Handelsvertrages  doch 
eine  progressive  Vermehrung  des  Handels  zu  verzeichnen 
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sei,  bemerkt  Mr.  Nolan,  so  dürfe  nicht  angenommen  werden, 
der  Handelsplatz  habe  den  Handel  begünstigt,  der  Zuwachs 
müsse  vielmehr  dem  Wiederkehren  des  Friedens  und  der 
Sicherheit  und  Verbesserung  der  Verkehrswege  zugeschrieben 
werden.  Phari  sei  der  einzige  Platz  im  Tschumbital,  der 
von  der  britischen  Regierung  als  Markt  für  den  englischen 
Handel  begutachtet  und  gewählt  werden  könne,  denn  tibe- 
tanische und  bhutanesische  Käufer  und  Verkäufer  machten 
ihre  Geschäfte  in  Phari  ab,  weil  dort  verschiedene  Strassen 
zusammenträfen  und  alle  Waren  dort  niedergelegt  würden. 
Mr.  Nolan  war  sehr  im  Zweifel,  ob  die  Tibetaner  jemals 
freiwillig  auf  die  Konzession  von  Phari  eingehen  würden; 
denn  er  wusste,  dass  der  Verkehr  mit  ihnen  während  der 
fünfjährigen  Dauer  des  Handelsvertrages  immer  schwieriger 
geworden  war. 

Auf  Mr.  Nolans  Schreiben  vom  19.  Dezember  1898  teilt 
die  Bengalregierung  der  indischen  Regierung  mit,  es  sei 
wenig  Hoffnung  vorhanden,  dass  Rinschengong  ein  geeigne- 
ter Marktplatz  werden  könne;  der  Handel  meide  diesen 
Ort  und  konzentriere  sich  ganz  auf  Phari.  Bei  dieser  Tat- 
sache finde  die  Regierung  von  Bengalen,  die  Verlegung 
des  Marktes  von  Yatung  nach  Rintschengong  sei  von  ge- 
ringem Wert;  bei  den  nächsten  Verhandlungen  könne  des- 
halb nur  noch  Phari  zur  Sprache  kommen;  es  sei  besser, 
nichts  erreicht  zu  haben,  als  an  ein  Abkommen  gebunden 
zu  sein,  das  so  wenig  nütze  wie  das  gegenwärtige.  Wenn 
sich  die  indische  Regierung  mit  Rinschengong  zufrieden 
gebe,  so  dürften  die  Tibetaner  mit  Recht  glauben,  die 
Engländer  seien  mit  wenig  zu  befriedigen,  nachdem  sie 
viel  verlangt  hätten. 

Offenbar  glaubten  die  Tibetaner,  die  indische  Regierung 
zeige  sich  nachsichtig  aus  Furcht  vor  Tibet  und  China, 
welche  Meinung  bei  ihnen  schon  beim  Abschluss  des  letzten 
Vertrages  bestanden  haben  muss,  sonst  hätten  sie  es  nicht 
gewagt,  das  Abkommen  in  allen  Stücken  zu  brechen.  Indien 
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musste  versuchen,  von  den  Tibetanern  für  eingeborne  briti- 
sche Untertanen  Zutritt  in  Phari  zu  erwirken.  Bei  einem 
Erfolg  hätte  Indien  wenigstens  etwas  gewonnen,  im  andern 
Falle  nichts  verloren,  denn  alles  wäre  nur  auf  dem  Punkte 
geblieben,  wo  es  längst  gewesen.  Verlangte  Indien  für  seine 
Eingebornen  Zutritt  in  Phari,  so  suchte  es  nicht  mehr  zu 
erreichen,  als  was  Tibet  den  Bhutanesen  und  Nepalesen 
längst  gewährt  hatte.  Unter  geringem  Bedingungen  durfte 
die  im  Vertrag  von  1890  festgesetzte  Grenze  nicht  geändert 
werden,  zumal  ja  die  indische  Regierung  hoffte,  später,  bei 
einer  günstigem  Gelegenheit,  das  streitige  Gebiet  immer  noch 
abtreten  zu  können. 

Bis  dahin  hatte  sich  die  chinesische  Regierung  in  den 
tibetanischen  Händeln  durchaus  ohnmächtig  gezeigt,  so  dass 
sich  Indien  genötigt  sah,  mit  den  Tibetanern  in  unmittel- 
baren Verkehr  zu  treten. 

Ueber  die  laufende  indisch-tibetanische  Politik  schreibt 
Lord  Curzon,  der  Vizekönig  von  Indien,  am  30.  März  1899 
an  den  Staatssekretär:*)  „Wir  wollen  Ihrer  Lordschaft  nicht 
verbergen,  dass  die  Unterhandlungen  mit  dem  chinesischen 
Residenten  in  Lhassa,  die  sich  zwar  ihrer  langen  Dauer 
rühmen  können,  keine  Aussicht  auf  ein  fruchtbares  Resultat 
gewähren,  und  dass  die  Versuche,  die  soweit  gemacht 
worden  sind,  mit  den  Tibetanern  direkte  Fühlung  zu  be- 
kommen, fehlgeschlagen  haben.  Somit  scheinen  wir  uns  in 
Bezug  auf  unsere  tibetanische  Politik  auf  bösem  Fahrwasser 
zu  bewegen;  wenden  wir  uns  an  Tibet,  so  erhalten  wir 
entweder  keine  Antwort  oder  werden  an  den  chinesischen 
Residenten  gewiesen.  Wenden  wir  uns  an  diesen,  so  ent- 
schuldigt er  seine  Misserfolge  mit  der  Unmöglichkeit,  einen 
Druck  auf  die  Tibetaner  auszuüben.  Als  Politik  halten  wir 
dieses  Verfahren  für  eitel  und  unrühmlich;  umsomehr  werden 
wir  für  Ihrer  Lordschaft  Meinung  hinsichtlich  der  Ratsamkeit 


*)  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  75,  3. 
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einer  unmittelbar  bevorstehenden  Aenderung  unserer  Tibet- 
politik dankbar  sein." 

Am  25.  März  1899  schrieb  der  Vizekönig  an  den  Amban 
in  Lhassa  folgenden  Brief:*)  „Ernstlich  wünsche  ich  die 
freundschaftliche  Politik,  die  Lord  Elgin  verfolgt  hat,  fort- 
zusetzen ;  aber  ich  muss  Ihre  Excellenz  bitten,  nicht  zu  ver- 
gessen, dass  die  chinesische  Regierung  laut  Vertrag  die 
Wasserscheide  des  Tistaflusses  und  des  Amo-Tschu  als 
Grenze  anerkannt  hat,  weshalb  die  britische  Regierung  kein 
Recht  zur  Veränderung  der  Grenzlinie  anerkennt;  und  wenn 
eine  Abänderung  derselben  vorgenommen  würde,  so  könnte 
sie  —  wie  Ihre  Excellenz  wohl  selbst  erkennen  wird  — 
nur  insofern  geschehen,  dass  ein  gegenseitiges,  besonderes 
Abkommen,  bei  dem  noch  andere  Dinge  in  Betracht  gezogen 
werden  müssen,  getroffen  wird.  Zu  meinem  Bedauern  kann 
ich  den  Gedanken,  dass  die  Grenzangelegenheit  nach  dem 
Wunsch  der  Tibetaner  geregelt  werde,  während  die  Handels- 
sachen verschoben  werden  sollten,  nicht  unterstützen.  Die 
Handelsartikel  von  1893,  die  dem  Friedensvertrag  von  1890 
beigegeben  worden  sind,  verlangen  die  Eröffnung  eines 
Marktes  zu  Yatung,  und  Ihre  Excellenz  ist  zweifellos  davon 
unterrichtet,  dass  Yatung  nie  ein  Handelsplatz  geworden  ist 
und  wegen  seiner  Lage  es  nie  werden  kann.  In  der  Hoff- 
nung, die  Vorurteile  und  Befürchtungen  der  Tibetaner  würden 
allmählich  verschwinden,  hat  die  britische  Regierung  diesen 
unbefriedigenden  Zustand  der  Geschäfte  bis  dahin  geduldig 
ertragen,  und  meine,  sowie  meines  Vorgängers  Bereitwillig- 
keit, die  Grenzansprüche  der  tibetanischen  Regierung  zu 
prüfen,  zeugt  von  unserer  wohlwollenden  Gesinnung  gegen 
Tibet.  Landkonzessionen  auf  der  Grenze  bei  Giaogong 
können  jedoch  nur  unter  der  entschiedenen  Voraussetzung, 
dass  der  Handel  zugleich  auf  einen  befriedigenden  Fuss 
gestellt  wird,   gemacht  werden.    Soll  das  geschehen,  so 

*)  Papers  relating  to  Tibet,  Abteilung  I,  Seite  99. 
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müssen  die  Eingebornen  von  britisch  Indien  freien  Zutritt, 
freien  Handel  und  Wandel  in  Phari  zugesichert  bekommen. 
Phari  ist  der  dem  Marktplatz  Yatung  am  nächsten  gelegene 
Punkt,  der  sich  wirklich  für  einen  Handelsplatz  eignet,  und 
ich  kann  nicht  glauben,  dass  die  Verlegung  des  Marktes 
nach  einem  Ort,  der  sich  näher  bei  Yatung  befindet  als 
Phari,  eine  befriedigende  Lösung  der  Handelsfrage  zulässt. 
Es  wird  mich  freuen,  wenn  ich  erfahren  darf,  dass  Ihre 
Excellenz  die  hier  erwähnten  Punkte  Ihrer  Regierung  em- 
pfohlen hat." 

Der  Sekretär  des  Foreign  Office  in  London  schreibt 
am  15.  Mai  an  das  India  Office:*)  Ich  werde  angewiesen, 
Ihnen  mitzuteilen,  dass  Seine  Lordschaft  mit  dem  Inhalt  des 
Briefes,  den  Lord  Curzon  am  25.  März  abhin  an  den  chine- 
sischen Residenten  in  Tibet  geschrieben  hat,  vollkommen 
einverstanden  ist.  Seine  Lordschaft  wünscht,  dass  die  in- 
dische Regierung  mit  ihren  Bemühungen,  von  den  Tibe- 
tanern für  Eingeborne  von  britisch  Indien  gegen  Konzessio- 
nen auf  der  Grenze  freien  Zutritt  in  Phari  zu  erlangen, 
in  friedlichem  Sinne  noch  fortfahre.  In  Bezug  auf  Lord 
George  Hamiltons  Anfrage,  ob  in  Peking  ein  diplomatischer 
Druck  ausgeübt  werden  könnte,  um  von  der  chinesischen 
Regierung  einen  bindenden  Bescheid  zu  erwirken,  muss  ich 
bemerken,  dass  die  chinesische  Oberhoheit  über  Tibet  in 
diesen  letzten  Jahren  bekanntlich  nur  noch  dem  Namen  nach 
besteht.  Die  Beilagen  Ihres  Schreibens,  die  Sie  von  Seiten 
der  indischen  Regierung  vorlegen,  lassen  genügsam  durch- 
blicken, dass  die  chinesische  Herrschaft  in  Tibet  nicht  mehr 
praktisch  existiert.  Unter  diesen  Umständen  hält  es  Seine 
Lordschaft  für  unwahrscheinlich,  dass  Vorstellungen  in  Peking 
auf  Erfolg  zählen  können.  Lord  Salisbury  wird  aber  Sir 
Claude  Macdonald,  der  gegen  Ende  dieses  Monats  in  Eng- 
land erwartet  wird,  über  diese  Frage  zu  Rate  ziehen.  Zwar 


*)  Papers  relating'to  Tibet,  Seite  100-101. 
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wäre  ein  direkter  Verkehr  zwischen  der  indischen  Regierung 
und  den  tibetanischen  Behörden,  obwohl  der  Vizekönig  in 
seinem  Schreiben  vom  30.  März  mitteilt,  die  in  dieser  Hin- 
sicht bereits  gemachten  Versuche  hätten  fehlgeschlagen,  ent- 
schieden vorzuziehen.  Da  die  Tibetaner  den  englisch-chine- 
sischen Vertrag  zurückzuweisen  versucht  haben,  weil  die 
Chinesen,  laut  Aeusserungen  der  tibetanischen  Abgeordneten, 
kein  Recht  und  keine  Macht  hätten,  für  Tibet  zu  handeln, 
so  darf  vernünftigerweise  vorausgesetzt  werden,  sie  könnten 
zu  direkten  Unterhandlungen  veranlasst  werden,  und  das 
umsomehr,  als  die  indische  Regierung  ihnen  das  streitige 
Grenzgebiet  überlassen  will." 

In  einem  fernem  Schreiben  teilt  Lord  Salisbury  dem 
Indian  Office  mit,  Sir  C.  Macdonald  sei  nicht  der  Meinung, 
dass  Vorstellungen,  die  der  britische  Minister  in  Peking  bei 
der  chinesischen  Regierung  in  Bezug  auf  die  Konzession 
von  Phari  und  die  Abtretung  des  streitigen  Gebietes  erheben 
würde,  ein  günstiges  Resultat  erzeugen  dürften;  er  glaube, 
der  unmittelbare  Verkehr  mit  der  Lhassa-Regierung  werde 
mehr  versprechen,  weshalb  er  der  indischen  Regierung  diesen 
Weg  zur  Lösung  der  schwebenden  Fragen  empfehle. 

Der  Vizekönig  war  mit  dieser  Ansicht  einverstanden 
und  beschloss,  mit  dem  Dalai  Lama  direkte  Beziehungen 
anzuknüpfen.  Aus  diesem  Grunde  wollte  er  in  der  Grenz- 
angelegenheit vorerst  keine  weitern  Schritte  mehr  tun. 

Auch  die  Haltung  des  mit  dem  Dalai  Lama  auf  ge- 
spanntem Fuss  stehenden  Amban  versprach  wenig  zur  För- 
derung der  englischen  Sache,  sie  bestärkte  vielmehr  die 
indische  Regierung  in  ihrer  neuesten  Politik,  mit  dem  Dalai 
Lama  ohne  chinesische  Vermittlung  zu  verkehren. 

Am  4.  Mai  schrieb  Mr.  Nolan  an  die  Regierung  von 
Bengalen,  dass  der  politische  Offizier  für  Sikkim,  Le  Mesu- 
rier,  ihm  mitgeteilt  habe,  er  sollte,  angesichts  der  unbefrie- 
digenden Lage  auf  der  Grenze,  die  Ortschaft  Giaogong  mit 
wenigstens  25  Sepoys  besetzen.  Mr.  Nolan  bemerkte  dazu, 
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er  finde  in  diesem  Vorschlag  die  gerechte  und  einzig  wirk- 
same Massnahme  zur  Behauptung  des  streitigen  Landes. 
Er  befürchte  aber,  die  indische  Regierung  würde  in  dem  Falle 
weniger  Handelsbegünstigungen  erlangen,  denn  nach  seiner 
Erfahrung  hielten  die  Tibetaner  mehr  auf  ihren  Eigensinn 
als  auf  eine  Strecke  Weideland.  Es  gebe  in  Tibet  eine 
Partei,  die  allem  Handel  über  den  Jeylapla  mit  Indien  ein 
Ende  machen  wolle,  leicht  gewinne  sie  die  Oberhand  und 
die  Chinesen  selbst  schienen  zugunsten  der  Tibetaner 
wirken  zu  wollen. 

Die  Antwort  des  Amban  auf  den  Brief  des  Vizekönigs 
vom  25.  März  1899  bestätigt  diese  Tatsache.  Der  Amban 
erklärte  nämlich,  obgleich  die  Grenze  im  Vertrag  von  1890 
näher  bestimmt  worden  sei,  scheine  es,  Seine  Excellenz 
Sheng-Tai  habe  bei  den  Unterhandlungen  jenes  Vertrages 
keinen  chinesischen  Abgeordneten  auf  die  fragliche  Grenze 
geschickt,  um  sie  im  Verein  mit  britischen  und  tibetanischen 
Vertretern  festzusetzen.  Später  habe  der  Amban  Kuei  von 
der  indischen  Regierung  ein  Schreiben  erhalten,  worin  sie 
sich  beklage,  die  Tibetaner  hätten  die  Grenze  überschritten 
und  auf  sikkimesischem  Gebiet  Militärposten  aufgestellt.  Bei 
einer  Untersuchung  habe  es  sich  aber  herausgestellt,  dass 
das  nicht  der  Fall  sei.  Dann  habe  der  Vizekönig  mit  dem 
Amban  Kuei  abgemacht,  die  Grenze  durch  besondere  britische 
und  tibetanische  Bevollmächtigte  genau  nach  dem  Vertrage 
niederzulegen,  damit  fernerer  Streit  unterbliebe.  Endlich  habe 
der  Amban  Wen  selbst  durch  einen  chinesischen  Beamten 
und  einige  Abgeordnete  der  Lhassa-Regierung  das  Grenz- 
gebiet untersuchen  lassen,  und  das  Resultat  habe  ergeben, 
dass  die  tibetanischen  Ansprüche  keinen  Uebergriff  auf 
sikkimesisches  Gebiet  bedeuten;  aber  der  Wortlaut  des 
Grenzartikels  sei  etwas  unbestimmt  und  könne  in  Bezug 
auf  die  Wasserscheide  zu  Streitigkeiten  Anlass  geben.  Da 
nun  die  Grenze  abermals  untersucht  worden  sei  und  die 
tibetanischen  Ansprüche  nicht  von  den  vertraglichen  Beding- 
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ungen  abwiechen,  wünschten  die  Tibetaner  keine  Abänderung 
herbeizuführen.  Mr.  White  habe  sich  zu  Yatung  dahin 
geäussert,  der  Markt  sollte,  um  die  guten  Beziehungen 
zwischen  Tibet  und  Indien  zu  erhalten,  von  Yatung  nach 
Rintschengong  verlegt  werden.  Nun  wolle  Indien  aber  freien 
Zutritt  und  freien  Handel  in  Phari;  diese  Forderung  differiere 
bedeutend  von  der  früheren,  und  er  zweifle,  ob  er  zu  deren 
Erfüllung  in  Lhassa  etwas  ausrichten  werde;  immerhin  wolle 
er,  wenn  er  von  Yatung  dorthin  zurückgekehrt  sei,  darin 
sein  Möglichstes  tun,  ohne  jedoch  den  Erfolg  zu  verbürgen. 

Und  auf  der  Konferenz  zu  Yatung  eröffnete  der  chine- 
sische Grenzkommissar  dem  politischen  Offizier  für  Sikkim, 
die  tibetanische  Regierung  werde  sich  den  Russen  in  die 
Arme  werfen,  wenn  England  auf  der  im  englisch-chinesischen 
Vertrag  von  1890  festgesetzten  Sikkim-Tibet-Grenze  verharre, 
Russland  habe  Tibet  seine  Hilfe  bereits  zugesagt. 

Angesichts  dieser  Sachlage  sah  die  indische  Regierung 
geringe  Möglichkeit,  mit  dem  Dalai  Lama  direkten  Verkehr 
herzustellen,  voraus.  Und  diejenigen  englischen  Persönlich- 
keiten, die  mit  Tibetanern  Fühlung  bekommen  hatten, 
glaubten,  die  tibetanische  Regierung  werde  höchstens  aus 
Furcht  vor  einem  drohenden  grössern  Uebel  mit  den  Eng- 
ländern in  unmittelbare  Beziehungen  treten. 

Mr.  Nolan  empfahl  der  indischen  Regierung  den  Bhuta- 
nesen  Ugyan  Kazi  als  Vermittler  zwischen  dem  Vizekönig 
und  dem  Dalai  Lama.  Kazi  stand  im  Ruf,  er  geniesse  das 
Zutranen  der  Behörden  in  Lhassa;  er  war  ein  reicher  Kauf- 
mann, der  viel  zwischen  Darjeeling  und  Lhassa  verkehrte. 
Die  britischen  Behörden  in  Bengalen  ehrten  ihn  seines  recht- 
schaffenen Charakters  wegen;  doch  zur  Ausführung  diplo- 
matischer Aufträge  fehlte  ihm  die  nötige  Bildung.  Ugyan 
Kazi  sollte  dem  Dalai  Lama  mitteilen,  dass  Indien  nur  freund- 
schaftliche Beziehungen  mit  Tibet  wünsche  und  nur  die 
Absicht  habe,  den  Handel  mit  den  Tibetanern  zu  fördern 
und  zu  erleichtern.  Zu  diesem  Zwecke  wünsche  die  indische 
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Regierung  einen  Abgeordneten  des  Dalai  Lama  zu  empfangen 
und  unter  dessen  Mitwirkung  die  Grenz-  und  Handels- 
angelegenheiten zu  ordnen.  Kazi  sollte  beim  Dalai  Lama 
besonders  hervorheben,  dass  Indien  das  streitige  Gebiet  am 
Donkayala  gegen  entsprechende  Handelsbegünstigungen  ab- 
treten wolle,  dass  der  Marktplatz  Yatung  allzu  ungünstig 
gelegen  sei,  weshalb  sich  die  indische  Regierung  genötigt 
sehe,  den  Markt  nach  Phari  zu  verlegen. 

Noch  im  Laufe  des  Sommers  1899  begab  sich  Ugyan 
Kazi  nach  Lhassa  und  nach  Erledigung  seiner  Handels- 
geschäfte kehrte  er,  ohne  jedoch  die  Aufträge  der  indischen 
Regierung  dem  Dalai  Lama  eröffnet  zu  haben,  nach  Dar- 
jeeling  zurück.  Immerhin  war  es  dem  Kazi  gelungen,  Er- 
kundigungen über  die  Gesinnung  der  tibetanischen  Behörden 
in  Bezug  auf  den  Verkehr  mit  den  Engländern  einzuziehen, 
und  in  einem  Interview  mit  dem  Lieutenant-Gouverneur  von 
Bengalen,  dem  auch  Mr.  Nolan  beiwohnte,  gab  er  seiner 
Ueberzeugung  Ausdruck,  dass  die  Tibetaner  nicht  auf  fried- 
lichem Wege  zu  Handelsbegünstigungen  zu  bewegen  seien. 
Der  Handel  zwischen  Phari  und  Sikkim  sei  ganz  in  den 
Händen  der  Tschumbileute,  und  die  tibetanischen  Behörden 
wollten  diese  Art  Monopol  nicht  abschaffen,  weil  sie  darin 
das  beste  Mittel  zur  Fernhaltung  der  Engländer  von  der 
tibetanischen  Grenze  erblickten.  Dazu  befürchteten  die  Tibe- 
taner, die  britischen  Kaufleute  würden  in  Phari  begründete 
und  unbegründete  Klagen  gegen  sie  erheben,  so  dass  Un- 
gelegenheiten  mit  der  britischen  Regierung  entstehen  könnten. 
Der  Fremdenhass  sei  in  Tibet  so  alt  und  festgewurzelt, 
dass  die  tibetanische  Regierung  alles  aufbiete,  um  die  Eng- 
länder abzuwehren.  Kazi  gestand,  er  habe  es  nicht  gewagt, 
dem  Dalai  Lama  die  Wünsche  des  Vizekönigs  von  Indien  mit- 
zuteilen, weil  er  geglaubt  habe,  er  würde  auf  den  Dalai  Lama 
den  Eindruck  machen,  als  handle  er  gegen  die  tibetanischen 
Interessen,  was  seinen  eigenen  Handel  mit  Tibet  ruinieren 
müsste.    Er  sei  aber  geneigt,  dem  Dalai  Lama  brieflich 
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nahezulegen,  wie  nötig  es  sei,  dass  die  tibetanische  Re- 
gierung einen  gehörig  bevollmächtigten  Beamten  zu  Unter- 
handlungen in  den  Grenz-  und  Handelsangelegenheiten  an 
die  Sikkimgrenze  abgehen  lasse.  Dazu  gab  der  Lieutenant- 
Gouverneur  seine  Zustimmung,  und  Kazi  schrieb  an  den 
Dalai  Lama,  der  ihm  folgende  Antwort  zurücksandte:*) 
„Euern  Brief  erhalten.  Ich  verstehe  den  Inhalt,  aber  ich 
kann  nicht  weiter  darauf  eingehen;  denn,  als  die  Amban 
ursprünglich  hieherkamen,  machten  sie  mit  meinen  Vorfahren 
ein  Abkommen,  das  mir  jeden  direkten  Verkehr  mit  Eurer 
Regierung  verbietet.    Bitte  um  fernere  Nachrichten." 

Nach  diesem  ersten  erfolglosen  Versuch  der  indischen 
Regierung,  mit  dem  Dalai  Lama  direkt  zu  verkehren,  Hess 
der  Vizekönig  ein  eigenhändiges  Schreiben  durch  Kaschmir 
und  Leh  nach  Gartok  in  Westtibet  befördern,  von  wo  es 
der  Urkhu  von  Gartok  dem  Dalai  Lama  nach  Lhassa  über- 
bringen sollte.  Der  Urkhu  ging  in  politischen  Geschäften 
wirklich  nach  Lhassa  und  kehrte  zurück,  ohne  den  Brief 
dem  Dalai  Lama  abgegeben  zu  haben.  Sechs  Monate  später 
wurde  das  Schreiben  mit  gebrochenen  Siegeln,  begleitet  von 
einem  Briefchen  des  Urkhu,  dem  Vizekönig  wieder  zugestellt. 
Der  Urkhu  schrieb,  er  habe  den  Mut  nicht  gehabt,  sein  Ver- 
sprechen zu  halten  und  den  Brief  dem  Dalai  Lama  zu  über- 
geben, er  hätte  dabei  gegen  die  tibetanischen  Gesetze  ge- 
handelt. 

Zu  dieser  Zeit  hatte  Ugyan  Kazi  im  Auftrag  des  Dalai 
Lama  zwei  Elephanten  gekauft,  die  er  persönlich  nach  Lhassa 
befördern  sollte.  Diese  Gelegenheit  benutzte  die  indische 
Regierung  und  Hess  durch  den  zuverlässigen  Kazi  folgenden 
Brief  des  Vizekönigs  dem  Dalai  Lama  einhändigen:**)  „Am 
1 1.  August  abhin,  also  beinahe  vor  10  Monaten,  schrieb  ich 
Ihrer  Heiligkeit  einen  freundlichen  Brief,  der  von  einem 
meiner  Offiziere  in  Kaschmir  zum  Urkhu  von  Gartok  gebracht 

*)  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  119,  Annexure. 
**)  Papers  relatirig  to  Tibet,  Abteil.  I,  Seite  121—122. 
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wurde  und  den  der  Urkhu  Ihrer  Heiligkeit  nach  Lhassa  zu 
überbringen  versprach.  Am  22.  Tag  des  12.  Monats  des 
Iron  Bull  Jahres,  also  6  Monate  nachdem  mein  Brief  abging, 
brachte  ihn  der  Urkhu  wieder  nach  Leh  zurück  und  erklärte 
meinem  Offizier,  er  habe  den  Brief,  nur  um  Streit  zu  ver- 
hüten, zu  befördern  versprochen,  er  habe  es  aber  nicht  gewagt, 
denselben  Ihrer  Heiligkeit  zu  übergeben.  Die  Handlungsweise 
des  Urkhu  von  Gartok  ist  nach  meiner  Auffassung  sowohl 
unkorrekt  als  beleidigend,  und  ich  darf  nicht  glauben,  dass 
sein  Betragen  von  Ihrer  Heiligkeit  gebilligt  werden  könne. 
Bevor  ich  aber  andere  Schritte  tue,  habe  ich  beschlossen, 
durch  ihren  eigenen  Boten  das  Original  meines  Briefes  vom 
11.  August  Ihrer  Heiligkeit  zu  überreichen  und  meine  auf- 
richtigen Wünsche  und  Begehren  Ihrer  aufmerksamen  Ueber- 
legung  zu  empfehlen.  Bei  dieser  Gelegenheit  möchte  ich 
Ihrer  Heiligkeit  ins  Gedächtnis  rufen,  dass  die  indische  Re- 
gierung hinsichtlich  der  Grenzangelegenheit,  die  zwar  durch 
den  Friedensvertrag  zwischen  Grossbritannien  und  China 
in  Bezug  auf  Tibet  und  Sikkim  vor  1 1  Jahren  geordnet 
worden  ist,  die  Tibetaner  äusserst  nachsichtig  und  nachgiebig 
behandelt  hat,  obwohl  sie  den  Vertrag  verwerfen  und  den 
Hader  nicht  zur  Ruhe  kommen  lassen.  Mit  gleicher  Geduld 
und  Vorsicht  ist  die  indische  Regierung  in  den  Handels- 
sachen, die  drei  Jahre  später  in  einem  besonderen  Vertrag 
durch  britische  und  chinesische  Abgeordnete  geregelt  worden 
sind,  vorgegangen.  Aber  auch  dieses  Abkommen  wurde 
nicht  zu,  unserer  Befriedigung  beobachtet,  so  dass  zwischen 
Ihrem  und  und  unserem  Gebiet  kein  Handel  von  etwelcher 
Bedeutung  besteht.  Das  sind  Tatsachen,  welche  die  Regier- 
ung von  Grossbritannien  nicht  gleichgültig  ansehen  kann, 
und  ich  wünsche  Ihrer  Heiligkeit  nahe  zu  legen,  dass  meine 
Regierung  ihre  Rechte  zur  Verwirklichung  der  Bedingungen 
des  englisch  -  chinesischen  Vertrages  von  1890  und  zur 
Sicherung  der  Handelsartikel  vorbehalten  muss.  Das  schliesst 
aber  unsern  Wunsch,  mit  Ihrer  Heiligkeit  in  unmittelbaren, 
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durchaus  friedlichen  Verkehr  zu  treten,  damit  zwischen 
beiden  Nationen  ein  besseres  Einverständnis  gedeihe,  keines- 
wegs aus." 

Ugyan  Kazi  richtete  seine  Mission  in  Lhassa  getreulich 
aus,  und  als  er  nach  Darjeeling  zurückgekehrt  war  und 
seinen  Bericht  abgegeben  hatte,  schrieb  die  Regierung  von 
Bengalen  an  die  indische  Regierung  am  31.  Oktober  1901, 
Kazi  habe  den  Brief  des  Generalgouverneurs  dem  Dalai 
Lama  eingehändigt.  Dieser  habe  gesagt,  er  dürfe  den  Brief 
nicht  öffnen,  weil  er  laut  Gesetz  mit  fremden  Mächten  nicht 
korrespondieren  könne,  ohne  vorherige  Beratung  der  An- 
gelegenheit mit  der  Nationalversammlung.  Dann  habe  der 
Dalai  Lama  dem  Ugyan  Kazi  den  Brief  wieder  zurückgegeben, 
worauf  der  Kazi  dem  Dalai  Lama  geantwortet  habe,  der 
Brief  sei  vom  Vizekönig  und  Generalgouverneur  von  Indien, 
der  ersten  Persönlichkeit  unter  dem  König  von  England, 
geschrieben  und  an  Seine  Heiligkeit  adressiert  worden,  er 
empfehle  ihm,  das  Schreiben  zu  lesen.  Der  Dalai  Lama 
habe  jedoch  auf  der  Zurückweisung  des  Briefes  beharrt, 
indem  er  sich  mehrmals  geäussert  habe,  er  dürfe  nicht  gegen 
das  Gesetz  handeln. 

Ugyan  Kazi  hatte  den  Brief  mit  ungebrochenen  Siegeln 
zurückgebracht,  und  somit  war  auch  ein  dritter  Versuch  des 
Vizekönigs,  mit  dem  grossen  Lama  unmittelbaren  Verkehr 
anzubahnen,  gescheitert. 


C.  Die  englisch-tibetanische  Politik  nimmt  einen 
internationalen  Charakter  an. 

Am  17.  Oktober  1900  sandte  Mr.  Hardinge  in  Peters- 
burg folgendes  im  offiziellen  Teil  des  „Journal  de  Saint 
Petersbourg"  erschienenes  Telegramm  an  Lord  Salisbury: 
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*)  „Sa  Majeste,  l'Empereur,  a  regu  le  Samedi,  30  Sep- 
tembre,  au  Palais  de  Livadia,  Aharamba  Agwan-Drojiew, 
premier  tsanit  hamba  pres  le  Delai  Lama  du  Tibet." 

Vom  Oktober  1900  bis  im  Sommer  1901  verstummten 
die  Nachrichten  über  diese  tibetanische  Gesandtschaft,  und 
am  12.  Juni  1901  schreibt  die  „Odeskia  Novosti": 

**)  „Odessa  wird  heute  eine  ausserordentliche  Gesandt- 
schaft des  Dalai  Lama  in  Tibet,  die  sich  mit  wichtigen 
diplomatischen  Aufträgen  nach  Petersburg  begibt,  empfangen 
und  willkommen  heissen.  Das  Personal  der  Gesandtschaft 
besteht  aus  acht  hervorragenden  Staatsmännern,  an  deren 
Spitze  sich  der  Lama  Drojiew  befindet.  Der  Zweck  der 
Gesandtschaft  ist  die  Annäherung  der  tibetanischen  Regierung 
an  Russland  und  die  Bekräftigung  ihrer  guten  Beziehungen 
zum  russischen  Reich.  Wie  wohl  bekannt,  steht  Tibet  gegen- 
wärtig unter  dem  Protektorat  von  China,  aber  die  Beding- 
ungen dieses  Protektorates  sind  noch  nie  klar  gezeichnet 
worden.  Tibet  hat  mit  China  mehr  als  einmal  Krieg  geführt 
und  hat  sich  mit  ihm  wieder  ausgesöhnt.  Jetzt  noch  halten 
chinesische  Truppen  gewisse  strategische  Punkte  von  Tibet 
besetzt,  um  korrekten  Handels-  und  Postverkehr  zu  unter- 
halten. 

Diese  Gesandtschaft  ist  vom  Dalai  Lama  ausgerüstet 
und  zu  Seiner  Kaiserlichen  Majestät  abgesandt  worden.  Die 
Gesandten  tragen  Briefe  und  Geschenke  des  Dalai  Lama 
auf  sich.  Die  Mongolen  verehren  den  Dalai  Lama  weit 
mehr  wie  einen  Herrscher,  denn  sie  sehen  auf  ihn,  als  auf 
den  inkarnierten  Budda,  dem  sie  göttliche  Verehrung  schuldig 
sind.  Der  Dalai  Lama  hat  weder  eine  mächtige  Armee  noch 
grosse  politische  Macht  und  Bedeutung,  aber  sein  Einfluss 
auf  die  Geister  und  Köpfe  der  Buddhisten  ist  ungeheuer:  von 
seinem  geheimnisvollen  Palast  oder  Kloster  in  Lhassa  aus 
regiert  er  die  ganze  buddhistische  Welt.    Die  Ankunft  der 

*)  East  India:  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  113  ff. 
**)  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  113-114. 
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tibetanischen  Gesandtschaft  in  Russland  ist  auch  insofern 
wichtig,  als  es  in  Sibirien  Buddhisten  gibt,  welchen  der  Dalai 
Lama  Gegenstand  der  Verehrung  und  Vergötterung  ist,  wie 
allen  übrigen  Buddhisten.  Die  ausserordentliche  Mission  wird 
neben  andern  Dingen  auch  die  Frage  vorbringen,  ob  nicht  in 
Petersburg  zur  Erhaltung  guter  Beziehungen  zwischen  Russ- 
land und  Tibet  eine  ständige  tibetanische  Gesandtschaft 
gehalten  werden  sollte.  In  Russland  gibt  es  einige  Tausend 
Lama  oder  Buddhistenmönche  und  eine  Anzahl  religiöser  Ge- 
bäude und  Klöster.  Viele  unserer  Lama  sind  in  Tibet  ge- 
wesen und  einige  tibetanische  haben  Russland  besucht." 

Am  10.  Juli  1901  unterrichtet  Sir  C.  Scott,  der  englische 
Minister  in  Petersburg,  den  Marques  of  Lansdowne,  dass 
die  tibetanische  Gesandtschaft,  laut  Veröffentlichung  der  offi- 
ziellen Gazette,  am  1.  Juli  im  Peterhofe  vom  Zar  empfangen 
worden  sei,  und  dass  die  Mission  auch  Herrn  Witte  besucht 
habe.  Da  erkundigte  sich  Sir  C.  Scott  bei  Graf  Lamsdorff 
dem  russischen  Minister  des  Auswärtigen,  über  den  Charakter 
der  ausserordentlichen  Gesandtschaft  von  Tibet.  Lamsdorff 
erklärte  ihm,  die  tibetanische  Mission  unter  Dorjiew  könne 
nicht  als  eine  diplomatische  angesehen  werden,  sie  habe 
etwa  denselben  Charakter  wie  eine  Gesandtschaft  des  Papstes 
zu  zerstreuten  Katholiken  in  fernen  Ländern.  Dorjiew  habe 
Lamsdorff  einen  Brief  des  Dalai  Lama  übergeben;  dieser 
Brief  sei  jedoch  von  rein  persönlichem  Inhalt  und  entbehre 
jegliche  politische  Bedeutung. 

Auf  diese  Mitteilung  antwortete  Lord  Lansdowne  am 
16.  August  1901  dem  britischen  Minister,  Sir  Scott  in  Peters- 
burg, der  Staatssekretär  für  Indien  habe  der  indischen  Re- 
gierung die  Erklärung  des  Grafen  Lamsdorff,  dass  die  Ge- 
sandtschaft des  Dalai  Lama  nach  Russland  keinen  politischen, 
sondern  rein  religiösen  Charakter  habe,  kund  gemacht.  Diese 
Erklärung  sei  von  der  indischen  Regierung  mit  Befriedigung 
aufgenommen  worden.  Lord  Lansdowne  bemerkte  aber  dazu, 
jegliches  Vorgehen  der  Russen  in  Asien  mit  der  Tendenz, 
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den  gegenwärtigen  Stand  der  Dinge  in  Tibet  zu  ändern, 
könnte  von  Seiner  Majestät  Regierung  nicht  gleichgültig  hin- 
genommen werden. 

Bei  einem  folgenden  Besuch  des  englischen  Botschafters 
bei  Graf  Lamsdorff  wurde  abermals  über  die  tibetanische 
Gesandtschaft  gesprochen,  und  Sir  C.  Scott  machte  Graf  Lams- 
dorff auf  die  ausdrücklichen  Aeusserungen  des  Lord  Lans- 
downe  aufmerksam.  Da  erklärte  Graf  Lamsdorff  neuerdings, 
die  Gesandtschaft  des  Dalai  Lama  habe  nichts  mit  der  Politik 
zu  tun. 

Seit  1901  beschäftigte  sich  die  britische  Regierung  immer 
ernster  mit  der  indisch-tibetanischen  Politik,  die  eine  inter- 
nationale Bedeutung  zu  bekommen  schien.  Und  dement- 
sprechend schreibt  der  Staatssekretär  für  Indien  am  16.  August 
1901  an  den  Vizekönig  von  Indien:*)  „Ihre  Excellenz  wird 
im  Gedächtnis  halten,  dass  der  Marques  of  Lansdowne  über 
die  Absichten  und  Pläne  der  indischen  Regierung  hinsicht- 
lich Tibet  durchaus  auf  dem  Laufenden  gehalten  zu  werden 
wünscht.  Das  Schreiben,  das  Ihren  Brief  begleitet,  sowie 
früher  eingelaufene  Korrespondenzen  zeigen,  dass  Ihre  Be- 
ziehungen zu  Tibet  nicht  befriedigend  sind,  und  dass  die 
noch  andauernde  Okkupation  einer  Strecke  britischen  Gebietes 
in  Nordsikkim  durch  die  Tibetaner,  die  Zerstörung  der  Grenz- 
zeichen, die  Einschränkung  und  sogar  Verhinderung  des 
indischen  Handels  mit  Tibet,  sowie  auch  das  Verhalten  des 
Dalai  Lama,  zusammen  mit  der  Unmöglichkeit,  mit  ihm  über 
diese  Punkte  zu  unterhandeln,  Ihre  Excellenz  zu  strengen 
Massnahmen  berechtigen.  Ohne  Zweifel  würde  ein  derartiges 
Vorgehen  vonseiten  Indiens  mit  Bedenken  in  Aussicht  ge- 
nommen, und  es  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  Tibet  China 
untergeordnet  ist.  Auch  eignet  sich  das  Land  infolge  seines 
Klimas,  sowie  seiner  Terrainverhältnisse  und  spärlichen  Be- 
völkerung wegen  zu  militärischen  Operationen  nicht,  und 


*)  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  122. 
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ein  diplomatischer  Druck  auf  die  chinesische  Regierung  zur 
Herstellung  engerer  Beziehungen  zwischen  Tibet  und  Indien 
wäre  geeignet,  das  Mißtrauen  der  Tibetaner  gegen  unsere 
Absichten  noch  zu  vergrössern.  Unter  diesen  Umständen 
ist  es  nötig,  mit  entsprechender  Vorsicht  zu  handeln,  und 
ich  erwarte,  dass  Ihre  Excellenz  mich  um  Rat  fragen  wird, 
bevor  etwelche  Schritte  getan  werden,  die  hinsichtlich  der 
von  mir  erwähnten  Schwierigkeiten  irgendwelche  Gefahr  mit 
sich  bringen  könnten.  Das  in  Ihrem  Brief  erwähnte  Vor- 
gehen wird  von  Seiner  Majestät  Regierung  unterstützt." 

Im  Winter  1901  auf  1902  blieben  die  Zustände  auf  der 
Sikkim -Tibet-Grenze  unverändert.  Endlich  am  3.  März 
1902  teilt  der  Vizekönig  dem  Staatssekretär  für  Indien  mit, 
Mr.  White  habe  vorgeschlagen,  durch  die  Besetzung  des 
Tschumbitals  die  Tibetaner  aus  ihrem  Schlaf  aufzuwecken; 
Mr.  White  erblicke  darin  das  einzige  Mittel,  womit  der  Ver- 
trag von  1890  geltend  gemacht  werden  könne.  Obwohl 
die  Gründe  zu  einem  solchen  Vorgehen  nicht  fehlten,  finde 
die  indische  Regierung,  man  sollte  damit  noch  zuwarten; 
dagegen  sei  sie  entschlossen,  die  streitige  Grenze  zu  be- 
setzen und  die  erforderlichen  Grenzzeichen  herzustellen. 
Würden  dann  die  Tibetaner  auf  ihrer  feindseligen  Haltung 
beharren,  so  müsse  die  Sache  weiter  beraten  werden,  sollten 
sie  aber  sogar  erneute  Angriffe  auf  die  Sikkimgrenze  unter- 
nehmen und  die  Grenzpfosten  zerstören,  so  bleibe  nichts 
anderes  übrig,  als  das  Tschumbital  zu  besetzen,  bis  die  Tibe- 
taner zu  unterhandeln  geneigt  seien.  Das  wären  zwar  die 
mildesten  Massnahmen,  welche  die  indische  Regierung  zu 
ergreifen  gedenke. 

Laut  Handelsvertrag  sollte  nach  fünfjährigem  Bestehen 
des  Marktplatzes  Yatung  indischer  Thee  unter  derselben  Zoll- 
taxe, die  in  England  auf  chinesischem  Thee  erhoben  wird,  in 
Tibet  eingeführt  werden.  Die  indische  Theegenossenschaft 
machte  im  Laufe  des  Jahres  einen  Versuch,  indischen  Thee 
nach  Tibet  einzuführen;  dieser  Versuch  scheiterte  jedoch  an 
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der  Obstruktion  der  tibetanischen  Beamten  und  Mönche. 
Unter  dem  Vorwand,  der  Zolltarif  müsse  zuerst  festgesetzt 
werden,  nahmen  sie  den  indischen  Thee  nicht  einmal  als 
Geschenk  entgegen. 

Mit  der  Umgehung  des  Theeartikels  haben  die  Tibetaner 
den  Handelsvertrag  vollends  zunichte  gemacht. 

Die  Regierung  von  Bengalen  beschäftigte  sich  zu  dieser 
Zeit  mit  den  Weideverhältnissen  auf  der  Sikkimgrenze,  denn 
die  Tibetaner  Hessen  noch  jeden  Sommer  ihre  Herden  auf 
britischem  Gebiete  weiden.  Der  Vizekönig  benachrichtigte 
aber  den  Lieutenant-Gouverneur  von  Bengalen,  dass  Zeit  und 
Umstände  keine  Weidereglemente  für  die  Sikkimgrenze  ge- 
statten, zumal  er  mit  dem  Einverständnis  Seiner  Majestät 
Regierung  beschlossen  habe,  Mr.  White  mit  einer  Eskorte 
von  150  Mann,  zwei  Offizieren  und  zwei  Aerzten  an  die 
Grenze  abgehen  zu  lassen  und  durch  Austreibung  der  tibe- 
tanischen Militärposten  und  Beamten  den  Vertrag  von  1890 
einmal  geltend  zu  machen.  Nachdem  der  Vizekönig  den 
Vertreter  der  indischen  Regierung  in  Sikkim,  Mr.  White, 
zur  Ausführung  dieses  Beschlusses  bestimmt  und  mit  ihm 
die  Grenzangelegenheit  persönlich  in  Darjeeling  besprochen 
hatte,  rückte  White  im  Juni  1902  mit  der  erwähnten  Mann- 
schaft an  die  Sikkimgrenze  vor.  Er  hatte  aber  strenge  Wei- 
sung erhalten,  tibetanisches  Gebiet  nicht  zu  betreten  und 
selbst  in  schwierigen  Verhältnissen  seinen  Posten  zu  halten, 
bis  ihm  neue  Instruktionen  gegeben  würden. 

Die  Nachricht  von  der  Besetzung  der  streitigen  Grenze 
durch  Mr.  White  gelangte  rasch  an  den  chinesischen  Hof  in 
Peking,  worauf  Prinz  Tsching  sich  persönlich  zum  englischen 
Minister,  Sir  Satow,  begab  und  ihm  erklärte,  er  könne  nicht 
begreifen,  warum  Mr.  White  mit  mehr  als  100  Mann  Truppen 
nach  Giaogong  vorgerückt  sei,  die  britische  Regierung  habe 
ihn  von  diesem  Vorrücken  nicht  in  Kenntnis  gesetzt.  Prinz 
Tsching  verwunderte  sich  sogar  darüber,  dass  der  Amban 
in  Lhassa  nicht  zum  Voraus  durch  die  indische  Regierung 


über  Mr.  Whites  Vorgehen  bei  Giaogong  unterrichtet  worden 
sei  und  betonte,  es  habe  sonst  bei  den  herzlichen  Bezieh- 
ungen zwischen  Grossbritannien  und  China  nie  an  dergleichen 
Formalitäten  gefehlt.  Whites  Verfahren  an  der  Grenze  müsse 
bei  den  Tibetanern  Missverständnisse  hervorrufen,  er  sollte 
durch  die  indische  Regierung  aufgefordert  werden,  sich  jeder 
Handlung  zu  enthalten,  bis  der  Abgeordnete  des  Amban  zur 
Stelle  sei. 

Als  die  britische  Regierung  diese  Unterredung  zwischen 
Prinz  Tsching  und  Sir  Satow  vernommen  hatte,  telegraphierte 
Lord  Lansdowne  an  Sir  Satow  in  Peking,  er  müsse  dem 
Prinzen  Tsching  dartun,  dass  die  indische  Regierung  seit  1890 
mit  den  Tibetanern  und  mit  dem  Amban  nachsichtig  und 
stets  korrekt  verfahren  sei,  und  alle  Mittel  zur  Lösung  der 
streitigen  Fragen  auf  friedlichem  Wege  aufgeboten  habe,  ohne 
damit  auch  nur  den  geringsten  Erfolg  erzielt  zu  haben;  denn 
die  Tibetaner  verwürfen  die  Verträge,  missachteten  die  chine- 
sische Autorität,  hielten  immer  noch  ein  Stück  britisches  Gebiet 
besetzt  und  hätten  die  Grenzpfosten  zerstört.  Mr.  White's 
Vorrücken  auf  die  Grenze  habe  einzig  den  Zweck,  da  Ord- 
nung zu  schaffen,  wo  der  Vertrag  von  1890  Ordnung  verlange, 
Mr.  White  werde  die  Grenze  nicht  überschreiten,  könne  aber 
auch  nicht  zurückberufen  werden,  bevor  er  seine  Instruktion 
ausgeführt  habe. 

Sir  E.  Satow,  der  britische  Minister  in  Peking,  telegra- 
phiert am  2.  August  1902  an  Lord  Lansdowne,  dass  die 
chinesische  Presse  ein  geheimes  russisch-chinesisches  Ab- 
kommen veröffentlicht  habe,  laut  welchem  China  seine  Rechte 
und  Interessen  in  Tibet  an  Russland  abtrete,  während  Russ- 
land für  die  Aufrechterhaltung  der  Integrität  Chinas  zu  sor- 
gen verspreche. 

Eine  chinesische,  in  Sutschow  erscheinende  Zeitung  hatte 
dieses  Abkommen  zuerst  veröffentlicht.  Und  am  5.  August 
sendet  Sir  Satow  den  auch  in  der  „China  Times"  vom  18. 
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Juli  1902  erschienenen  Text  dieses  Vertrages  an  Lord  Lans- 
downe;  er  lautet: 

*)  „1.  The  Chinese  Government,  conscious  that  China's 
power  is  weakening,  agrees  to  relinquish  her  entire  interests 
in  Tibet,  with  all  Privileges  and  benefits,  to  Russia,  in  ex- 
change  for  Russian  Support  and  assistance  in  maintaining 
the  integrity  of  the  Chinese  Empire. 

2.  Russia  pledges  herseif  so  soon  as  her  interests  in 
Tibet  have  been  secured  to  assist  China  in  every  way  to 
uphold  the  integrity  of  the  Empire. 

3.  In  the  event  of  any  trouble  occurring  in  the  interior 
of  China  which  the  Chinese  Government  finds  itself  unable 
to  cope  with,  Russia  undertakes  to  suppress  it. 

4.  Russia  will  hereafter  establish  Government  officers 
in  Tibet,  and  control  Tibetan  affairs. 

5.  China  will  have  the  privilege  (or  right)  of  appointing 
Consuls  to  Tibet. 

6.  Russia  undertakes  to  protect  all  Chinese  trading  in 
Tibet. 

7.  Chinese  criminals  escaping  to  Tibet  will  be  arrested 
by  the  Russian  authorities  and  handed  back  to  China. 

8.  Chinese  merchandize  imported  into  Tibet  shall  be 
either  duty  free  or  very  lightly  taxed. 

9.  Russian  officials  in  Tibet  will  not  be  allowed  to 
oppress  the  Tibetans. 

10.  Russia  undertakes  not  to  introduce  the  Christian 
religion  forcibly  into  Tibet. 

11.  All  mining  and  railway  interests  will  be  in  Russian 
hands,  but  Chinese  will  be  allowed  to  participate. 

12.  Russia  undertakes  in  the  construction  of  railway 
lines  or  forts  not  to  destroy  or  interfere  with  temples  or 
other  sacred  spots." 

Der  Marques  of  Lansdowne  setzt  darauf  Sir  Satow  davon 
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in  Kenntnis,  dass  die  britische  Regierung  China  warne  vor 
einem  solchen  Uebereinkommen  mit  Russland,  denn  im  ge- 
gebenen Falle  würde  England  zum  Schutze  seiner  Interessen 
in  Tibet  die  nötigen  Schritte  tun. 

China  stellte  bei  Sir  Satow  in  Peking  ein  russisch- 
chinesisches Abkommen  in  Bezug  auf  Tibet  sofort  in  Abrede, 
und  Sir  Satow  schickte  folgendes  Telegramm  nach  London: 

*)  „Peking,  den  8.  Sept.  1902.  Heute  habe  ich  bei  Prinz 
Tsching  und  den  Ministern  des  Auswärtigen  bezüglich  Ihrer 
Lordschaft  Telegramm  vom  1.  Sept.  vorgesprochen.  Mit  den 
mir  übermachten  Worten  warnte  ich  sie  und  sagte,  dass 
Seiner  Majestät  Regierung  jede  Aenderung  des  politischen 
Zustandes  in  Tibet  für  eine  sehr  ernste  Sache  halten  müsste. 
Prinz  Tsching  verneinte  sogleich  ernsthaft  die  Existenz  eines 
solchen  Vertrages  zwischen  China  und  Russland  und  bat 
mich,  seine  Aussage  in  seinem  Namen  Ihrer  Lordschaft  mit- 
zuteilen. Tschü,  ein  Minister  des  Auswärtigen  und  Mitglied 
des  grossen  Rates,  gab  dieselbe  Erklärung  ab.  Beide  be- 
haupten, ein  derartiges  Uebereinkommen  sei  zwischen  Russ- 
land  und  China  nie  zur  Sprache  gekommen." 

Und  der  britische  Minister  in  Petersburg,  Sir  E.  Scott, 
schreibt  unterm  2.  Oktober  1902  an  Lord  Lansdowne:  **)  Der 
chinesische  Gesandte  in  Petersburg  hat  mir  mitgeteilt,  einige 
Diplomaten  hätten  sich  bei  ihm  über  das  neulich  veröffent- 
lichte russisch-chinesische  Abkommen  erkundigt.  Er  habe 
ihnen  geantwortet,  der  Text  dieses  apokryhischen  Vertrages 
sei  zuerst  in  chinesischen  Zeitungen  erschienen,  aber  schon 
seine  äussere  Form  deute  durchaus  nicht  auf  chinesischen  Ur- 
sprung hin.  Dann  fragte  er  mich,  ob  Sir  E.  Satow,  der  britische 
Minister  in  Peking,  an  die  Wirklichkeit  eines  solchen  Ab- 
kommens glaube,  worauf  ich  erwiderte,  Sir  Satow  habe  diese 
Veröffentlichung  jedenfalls  als  einen  „Ballon  d'Essai",  der 
nicht  aus  offiziellen  russischen  Kreisen  abgeschickt  worden 
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sei,  angesehen.  Immerhin  sei  der  Text  erschienen  und  vor  die 
indische  Regierung  gekommen,  die  einer  Aenderung  des  poli- 
tischen Zustandes  in  Tibet  nicht  gleichgültig  zusehen  könnte." 

Die  russische  Regierung  hingegen  gab  über  diesen  Punkt 
keine  Erklärung  an  England  ab,  sie  erkundigte  sich  vielmehr 
durch  den  Baron  von  Grävenitz  bei  Lord  Lansdowne,  ob 
es  wahr  sei,  dass  britische  Truppen  nach  Tibet  vorrückten, 
um  dort  den  Bau  einer  Eisenbahn  zu  beschützen.  Grävenitz 
sollte  die  englische  Regierung  darauf  aufmerksam  machen, 
dass  ein  solches  Vorgehen  bei  diesen  unruhigen  Zeiten  in 
Hinterasien  böse  Folgen  haben  und  sogar  einen  neuen  Boxer- 
aufstand zeitigen  könnte.  Lord  Lansdowne  erklärte  darauf 
dem  Baron  von  Grävenitz,  diese  Gerüchte  seien  ganz  aus 
der  Luft  gegriffen.  Der  Bau  einer  Bahn  von  Indien  nach 
Tibet  böte  die  grössten  technischen  Schwierigkeiten  und 
könnte  schon  deshalb  nicht  geheim  gehalten  werden.  Hier 
handle  es  sich  lediglich  um  die  Eskorte,  die  dem  britischen 
Grenzabgeordneten,  Mr.  White,  beigegeben  worden  sei,  als 
er  auf  der  Sikkimgrenze  einige  von  den  Tibetanern  zerstörte 
Grenzpfosten  wieder  herstellen  sollte.  Diese  wenigen  Truppen 
hätten  strengen  Befehl  erhalten,  die  Grenze  nicht  zu  über- 
schreiten. Die  russische  Regierung  schien  mit  dieser  Er- 
klärung des  Lord  Lansdowne  nicht  recht  befriedigt  gewesen 
zu  sein,  denn  am  31.  Dezember  1902  fragte  der  russische 
Minister  in  London  den  Lord  Lansdowne  abermals  an,  ob 
das  Gerücht  von  einer  bewaffneten  englischen  Expedition 
nach  Tibet,  die,  wie  er  höre,  nur  für  einen  Augenblick  ver- 
schoben worden  sei,  auf  Tatsache  beruhe.  Da  von  einer 
solchen  Expedition  gar  keine  Rede  war,  verwies  Lord  Lans- 
downe den  russischen  Botschafter  auf  seine  frühere  dies- 
bezügliche Aussage. 

Aber  auch  die  chinesische  Regierung  schien  immer 
grössere  Bedeutung  auf  Mr.  Whites  Vorrücken  zu  setzen,  so 
dass  Prinz  Tsching  dem  britischen  Minister  in  Peking  eine 
Note  überreichte,  in  welcher  er  dartut,  er  wünsche  ernstlich. 
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dass  der  Vizekönig  von  Indien  die  britischen  Truppen  unter 
Mr.  White  von  der  Grenze  zurückziehe;  denn  die  Tibetaner 
seien  ohne  dies  schon  sehr  gereizt  und  könnten  beim  ge- 
ringsten Missverständnis  folgenschwere  Ausschreitungen  be- 
gehen. Um  eine  friedliche  Erledigung  der  streitigen  Ange- 
legenheiten zu  erzielen,  werde  er  einen  besonderen  Abge- 
ordneten, nämlich  den  Gouverneur  von  Mongolien,  Yu-Tai, 
nach  Tibet  schicken.  Prinz  Tsching  betonte,  Mr.  White 
sollte  auf  diesen  Abgeordneten  warten,  denn  nur  unter  der 
Mitwirkung  eines  Vertreters  der  chinesischen  Regierung  könne 
ein  Vergleich  zustande  kommen. 

Durch  Sir  Satow  in  Peking  Hess  England  dem  Prinzen 
Tsching  mitteilen,  es  sei  unmöglich,  dass  Mr.  White  seiner 
Truppen  entblösst  werde,  sein  militärischer  und  politischer 
Rang  fordere  eine  Eskorte  von  wenigstens  150  Mann;  diese 
Truppen  würden  weder  die  Grenze  überschreiten  noch  feind- 
selige Handlungen  vornehmen,  wenn  sie  von  den  Tibetanern 
nicht  angegriffen  würden.  Mr.  White  sei  zu  jeder  Zeit  bereit, 
einen  chinesischen  Abgeordneten  zu  empfangen. 

In  Giaogong  traf  Mr.  White  die  drei  tibetanischen  Offiziere 
Tsak  Ser  Khanga,  Dai  Limpo,  und  den  Khambadschongpen. 
Diese  Tibetaner  waren  vom  Tashi  Lama  in  Shigatse  auf  die 
Grenze  geschickt  worden.  Sie  erklärtan  an  Mr.  White,  sie 
seien  gekommen,  ihm  die  richtige  Grenze  zu  zeigen.  White 
gab  ihnen  aber  zu  verstehen,  es  sei  nicht  nötig,  dass  sie 
ihm  die  Grenze  bei  Giaogong  besonders  angäben,  er  dürfe 
nur  die  Grenzlinie  anerkennen,  die  im  Jahre  1890  im  Friedens- 
vertrag festgestellt  worden  sei.  Die  tibatanischen  Offiziere 
erwiderten,  sie  hätten  von  jenem  Vertrag  gehört,  er  sei  aber 
von  keinem  Tibetaner  unterzeichnet  und  nicht  in  Tibet, 
sondern  in  Indien  vereinbart  worden,  aus  welchen  Gründen 
sich  Tibet  nicht  daran  zu  halten  brauche.  Hierauf  sagte 
Mr.  White,  der  Vertrag  fordere  nichts,  was  Tibet  benach- 
teiligen könnte.  Sikkim  verlange  nicht  mehr,  als  was  es 
immer  beansprucht  habe.  Von  den  Punkten  an,  wo  die  Ge- 
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wässer  nach  Tibet  rannen,  sei  tibetanisches  und  von  da  an, 
wo  sie  in  den  Tistafluss  flössen,  sikkimesisches  Land,  wes- 
halb Giaogong  zu  Sikkim  gehöre.  Als  diese  Abgeordneten 
erkannten,  dass  Mr.  White  in  keiner  Hinsicht  nachgeben 
konnte,  zogen  sie  sich  von  der  Grenze  zurück.  Er  aber 
führte  seine  Aufträge  ohne  tibetanische  und  chinesische  Mit- 
wirkung aus.  Den  kleinen  tibetanischen  Besatzungen,  von 
denen  die  bedeutendste  40  Mann  zählte,  gab  er  24  Stunden 
Zeit  zum  Abzug,  und  ohne  Protest  zogen  sie  sich  auf  tibe- 
tanischen Boden  zurück.  Er  entwarf  eine  Karte  über  das 
streitige  Gebiet  und  von  den  höchsten  Punkten  aus  rekog- 
noszierte er  einen  Teil  von  Südtibet,  dazu  interessierte  er 
sich  um  die  Weideverhältnisse  in  Nordsikkim  und  in  den 
angrenzenden  Hochtälern  von  Tibet.  In  den  Regierungs- 
kreisen in  Tibet  entstand  über  sein  Vorgehen  einige  Auf- 
regung, die  jedoch  ohne  weitere  Folgen  war.  Am  Naku-La- 
Pass  traf  Mr.  White  mit  dem  Depon  von  Shigatse,  der  von 
Durkey  Sardar  begleitet  war,  zusammen.  Letzterer  behauptete, 
er  sei  vom  Dalai  Lama  geschickt  worden.  Sie  wünschten 
die  Grenzfrage  zu  besprechen;  da  sie  aber  keine  Akkreditive 
vonseiten  der  tibetanischen  Regierung  vorweisen  konnten, 
lehnte  Mr.  White  jede  Unterhandlung  ab  und  weigerte  sich, 
den  Durkey  Sardar  zu  empfangen,  denn  er  war  ein  aus 
britischem  Gebiet  entflohener  Verbrecher.  Auch  ein  chine- 
sischer Offizier,  begleitet  von  einer  Anzahl  Soldaten,  besuchte 
Mr.  White  in  der  Nähe  von  Giaogong,  ohne  sich  auf  poli- 
tische Besprechungen  einzulassen. 

Am  13.  August  sendet  Mr.  White  an  den  Vizekönig 
von  Indien  folgenden  Bericht  über  die  Weideverhältnisse  in 
Nordsikkim:*)  „In  den  Tälern  nördlich  von  Giaogong  und 
östlich  der  Tschomiomoseen  gibt  es  6270  Schafe  und  737 
Yak,  wovon  1346  Schafe  und  80  Yak  den  Sikkimleuten  ge- 
hören. Im  Lonaktal  befinden  sich  zur  Zeit  2615  Schafe  und 
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858  Yak,  von  denen  621  Schafe  und  226  Yak  Eigentum 
der  Sikkimesen  sind. 

Diese  Tiere  weiden  in  den  Hochtälern  von  Sikkim  drei 
bis  vier  Monate  lang  und  im  Winter  werden  sie  in  die 
geschützten  Gebiete  bei  Tinkidschong  und  Khambadschong 
in  Tibet  getrieben.  Auch  die  Herden  der  Sikkimesen  wintern 
mit  den  andern  in  Tibet  und  nicht  etwa  in  Sikkim.  Bis 
jetzt  haben  nach  den  neuesten  Erkundigungen  weder  Tibe- 
taner noch  Sikkimleute  Weidetaxen  erhoben,  und  ich  möchte 
raten,  dass  von  den  Tibetanern,  die  auf  der  Sikkimseite 
Herden  besitzen,  keine  Weideabgaben  gefordert  werden 
sollten,  solange  sie  von  den  Sikkimesen  keine  verlangen. 
Doch  wäre  zu  empfehlen,  dass  die  Namen  der  Herdenbesitzer 
und  die  Zahl  ihrer  Tiere  aufgezeichnet  würden. 

Es  ist  sehr  wichtig,  dass  die  Bewohner  des  Latschen- 
und  des  Latschungtales  die  Erlaubnis  haben,  ihre  Herden  im 
Winter  auf  tibetanisches  Gebiet  treiben  zu  dürfen,  da  in 
den  untern,  engen  Tälern  von  Sikkim  für  so  grosse  Herden 
nicht  Raum  genug  wäre.  Ferner  können  die  Schafe  jener  Rasse 
in  der  feuchtwarmen  Luft  dieser  Täler  nicht  leben,  und  wenn 
sie  es  könnten,  so  würden  sie  wenigstens  im  dichten  Ge- 
strüpp ihre  Wolle  verlieren.  Ich  würde  in  Anbetracht  dieser 
Tatsachen  nichts  dagegen  einwenden,  wenn  die  Sikkimesen 
auf  ihren  Schafen  und  Yak,  die  in  Tibet  wintern,  eine  kleine 
Taxe  an  Tibet  zahlen  müssten,  solange  die  Bewohner  des 
Latschen-  und  des  Latschungtales  freien  Verkehr,  freien 
Handel  und  Wandel  in  Tibet  geniessen.  Die  ganze  Existenz 
dieser  Leute  ist  von  Tibet  abhängig,  weshalb  es  uns  daran 
gelegen  sein  soll,  zwischen  den  Bewohnern  der  Provinz 
Shigatse  und  den  Sikkimleuten  die  guten  Beziehungen  zu 
erhalten.  Der  gegenseitige  Verkehr  zwischen  den  beiden 
ist  zur  Zeit  ein  recht  freundlicher  und  sollte  fernerhin  so 
bleiben,  und  da  diese  Sorge  wichtiger  ist,  als  das  wenige 
Geld,  das  durch  Weidetaxen  eingeht,  so  rate  ich,  unserer- 
seits keine  solchen  Taxen  zu  erheben.    Sollte  jedoch  Tibet 
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sein  Land  den  Sikkimesen  verschliessen  und  ihnen  das 
Ueberschreiten  der  Grenze  mit  ihren  Herden  nicht  mehr 
gestatten,  so  müssten  andere  Schritte  getan  werden.  Die 
Weiden  in  Nordsikkim  sind  ausgezeichnet  für  Yak  und  Schafe, 
und  Tausende  mehr  würden  dort  Nahrung  finden.  Es  ist 
darum  nötig,  dass  das  angrenzende  tibetanische  Gebiet  den 
Bewohnern  dieser  Hochtäler  zur  Winterung  ihrer  Herden 
offen  bleibt." 

Als  Mr.  White  seine  Arbeit  vollendet  hatte,  zog  er  sich 
mit  seiner  Mannschaft  nach  Gantok  zurück,  wo  er  mit  den 
chinesischen  Abgeordneten  Ho  und  Parr  in  Beziehung  trat, 
um  über  die  Handelsangelegenheit  neuerdings  zu  beraten. 
Die.  Unterhandlungen  hatten  aber  wenig  Erfolg,  weil  Ho 
bald  nach  Lhassa  zurückgerufen  wurde  und  die  anwesenden 
Tibetaner  keine  Vollmacht  hatten.  Hier  machten  die  Chinesen 
Mr.  White  selbst  darauf  aufmerksam,  England  sollte  das 
streitige  Gebiet  gegen  Handelskonzessionen  an  Tibet  ab- 
treten. Dieser  Antrag  wurde  zwar  schon  am  23.  November 
1898  von  Mr.  White  auf  der  Grenzkonferenz  zu  Yatung 
gestellt,  von  den  tibetanischen  und  chinesischen  Abgeord- 
neten aber  unbeachtet  gelassen.  Mr.  White  ging  diesmal 
wieder  darauf  ein  und  erklärte,  England  werde  gegen  An- 
nahme folgender  5  Artikel  das  streitige  Gebiet  an  Tibet 
abgeben : 

1.  Ein  Markt  in  Gyangtse  oder  Phari; 

2.  keine  Einschränkung  des  Handels  und  strenge  Beobachtung 
des  Handelsvertrages; 

3.  weder  Mauern  noch  andere  Hindernisse  dürfen  die  Handels- 
strassen absperren,  die  bestehenden  müssen  abgetragen 
werden; 

4.  volle  Erlaubnis  für  Sikkimesen,  auf  dem  bestimmten 
Handelsplatz  in  Tibet  Handel  zu  treiben  und  freien  Zu- 
tritt zu  diesem  Handelsplatz; 

5.  ein  Agent  für  die  britischen  Interessen  in  Tibet  mit 
Residenz  in  Lhassa. 
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Als  die  indische  Regierung  mit  diesen  Vorschlägen 
bekannt  wurde,  schrieb  sie  an  Mr.  White,  sie  sei  insofern 
damit  einverstanden,  dass  nicht  nur  die  Sikkimesen,  sondern 
auch  die  übrigen  Eingebornen  von  Britisch-Indien  freien 
Zutritt  zum  Handelsplatz  erhielten,  und  nicht  in  Lhassa, 
sondern  auf  dem  Marktplatz  selbst  ein  offizieller  britischer 
Beamter  stationiert  werde;  Mitteilungen  über  den  Zolltarif 
auf  indischem  Thee,  der  in  Tibet  eingeführt  werden  könne, 
würden  ihm  später  zugehen.  Die  Einfuhr  von  indischem 
Thee  müsse  zollfrei  bleiben,  bis  der  Tarif  von  China  und 
England  festgesetzt  sei. 

lieber  die  Theefrage  schreibt  der  britische  Minister  in 
Peking  am  6.  Oktober  1902  an  Lord  Lansdowne:*)  „Aus- 
genommen durch  eine  radikale  Reorganisation  des  Verkehrs 
zwischen  Sikkim  und  Tibet  ist  wenig  Aussicht  vorhanden, 
dass  die  chinesische  Regierung  die  Bestimmungen  des 
Handelsvertrages  dahin  abändern  wird,  dass  die  Einfuhr 
von  indischem  Thee  in  Tibet  in  ein  günstiges  Verhältnis 
kommt.  Sobald  zwar  angezeigt  wird,  dass  die  Zollverwaltung 
zu  Yatung  den  Thee  tatsächlich  zurückweist,  kann  ohne 
Zweifel  bei  der  chinesischen  Regierung  Protest  erhoben 
werden  gegen  die  Nichterfüllung  der  Vertragsbedingung, 
welche  nach  Ablauf  von  5  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten 
des  Handelsvertrages  die  Aufnahme  von  indischem  Thee 
in  den  Handel  vorsieht.  Aber  ich  kann  nicht  einsehen,  dass 
solche  Einwendungen  dem  Handel  nützen  würden;  denn 
laut  einem  Briefe  der  Handelskammer  vom  2.  April  dürfte 
auf  indischem  Thee  in  Tibet  eine  Taxe  von  150  bis  200 
Prozent  ad  valorem  erhoben  werden,  was  den  Handel  mit 
indischem  Thee  über  die  Sikkimgrenze  von  selbst  aufhören 
macht.  Möglicherweise  könnte  es  der  Mühe  wert  sein,  den 
Theehandel  unter  diesen  Bedingungen  eine  Zeitlang  zu  treiben, 
damit  die  Tibetaner  an  indischen  Thee  gewöhnt  würden. 
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Dann  hätte  man  aber  erst  noch  damit  zu  rechnen,  ob  die 
tibetanischen  Händler  sich  überhaupt  dazu  verständigen 
würden,  indischen  Thee  in  ihr  Land  einzuführen.  Bis  dahin, 
scheint  es,  haben  sie  sich  aus  Furcht  vor  den  Lama  ge- 
weigert, und  solange  wir  nicht  in  der  Lage  sind,  sie  gegen 
diese  letztern  zu  schützen,  kann  ich  nicht  einsehen,  wie  sie 
vor  ihnen  sicher  sein  sollten,  und  wie  wir  durch  sie  etwas 
ausrichten  könnten.  Nach  meiner  Meinung  ist  es  gegen- 
wärtig nicht  leicht,  in  diesem  Punkt  erfolgreich  vorzugehen." 

Und  am  30.  September  1902  macht  die  indische  Re- 
gierung an  Mr.  White  folgende  neue  Mitteilungen  über  den 
Theehandel: 

*)  „Die  indische  Regierung  kann  das  Zollmaximum,  das 
leidlich  angenommen  werden  könnte,  nicht  bestimmen  und 
wird  sich  in  dieser  Hinsicht  um  Auskunft  an  die  Handels- 
kammer von  Bengalen  wenden.  Unterdessen  müssen  wir  Sie 
bevollmächtigen  -  falls  die  Unterhandlungen  mit  den  Abgeord- 
neten eröffnet  werden  -  eine  Zolltaxe  von  5  Prozent  ad  valorem 
vorzuschlagen;  das  ist  nämlich  der  Zoll,  der  bisher  erhoben 
worden  ist  auf  Thee,  der  zur  See  nach  China  eingeführt 
wird.  Jede  Einwendung,  die  von  den  chinesischen  Abgeord- 
neten auf  diesen  Vorschlag  gemacht  werden  könnte,  und 
jede  neue  Anregung  sollten  der  indischen  Regierung  zur 
Beurteilung  vorgelegt  werden.  Es  würde  von  Interesse  sein, 
von  Hauptmann  Parr  zu  erfahren,  was  für  eine  Zolltaxe  auf 
chinesischem  Thee,  den  die  Tibetaner  über  Tatschienlü  ein- 
führen,, erhoben  wird." 

Da  die  Tibetaner  den  Vertragsunterhandlungen  immer 
mehr  aus  dem  Wege  gingen,  so  wurde  die  Aussicht  auf  eine 
Revision  des  Handelsvertrages  in  einemfort  geringer,  und 
die  Theefrage  kam  bis  1904  nicht  zu  weiterer  Behandlung. 

Im  Januar  1903  kamen  Mr.  White,  Mr.  Ho  und  einige 
Vertreter  der  tibetanischen  Regierung  abermals  zu  einer 
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Konferenz  in  Yatung  zusammen;  doch  infolge  der  obstruk- 
tiven Haltung  der  Tibetaner  wurde  wiederum  keine  Ver- 
ständigung erzielt.  Hierauf  beschloss  die  chinesische  Re- 
gierung, den  Gouverneur  von  Mongolien,  Yü  Tai,  als  neuen 
Residenten  nach  Lhassa  zu  schicken,  und  machte  die  britische 
Regierung  darauf  aufmerksam,  dass  es  am  besten  wäre, 
wenn  die  Unterhandlungen  verschoben  würden,  bis  der 
neue  Amban  auf  seinem  Posten  eingetroffen.  Zur  Be- 
schleunigung seiner  Reise  wollte  Yü  Tai  den  Weg  über 
Indien  einschlagen,  aber  auf  Weisung  des  Prinzen  Tsching 
musste  er  über  China  reisen.  Wäre  er  über  Indien  gereist, 
so  hätte  er  Tibet  in  viel  kürzerer  Zeit  erreicht  und  zugleich 
Gelegenheit  gefunden,  sich  mit  dem  Vizekönig  von  Indien 
über  manches  zu  beraten;  doch  das  schien  Prinz  Tsching 
vermeiden  zu  wollen.  Vor  seiner  Abreise  besuchte  Yü  Tai 
den  britischen  Minister  in  Peking  und  versicherte  ihm,  er 
werde  sich  alle  Mühe  geben,  das  Werk  seines  Bruders 
Sheng,  der  den  Friedensvertrag  von  1890  abgeschlossen 
hatte,  zu  vollenden. 

Am  3.  Februar  1903  teilt  das  britische  Foreign-Office 
dem  India-Office  mit,  die  russische  Botschaft  in  London  sei 
von  ihrer  Regierung  darauf  aufmerksam  gemacht  worden, 
dass  eine  englische  Militärexpedition  den  Ort  Khamba-Ova- 
leko  in  Tibet  erreicht  habe  und  im  Begriff  stehe,  das 
Tschumbital  zu  besetzen.  Der  russische  Botschafter  habe 
dem  Foreign-Office  folgende  Note  zugestellt: 

*)  „Depuis  les  assurances  donnees  par  le  Cabinet  de 
Saint-James  au  sujet  d'une  expedition  militaire  et  de  con- 
struction  de  chemin  de  fer  au  Tibet,  de  nouvelles  infor- 
mations  de  source  autorisee  sont  parvenues  au  Gouvernement 
Imperial.  II  paraitrait  qu'une  expedition  de  troupes  Anglaises 
aurait  atteint  Komba-Ovaleko  se  dirigeant  vers  le  nord  par 
la  Vallee  de  Tschumbi. 
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L'importance  majeure  que  le  Cabinet  Imperial  attache 
ä  ecarter  toute  cause  de  troubles  en  Chine  lui  ferait  con- 
siderer  une  pareille  expedition  au  Tibet  comme  de  nature 
ä  produire  une  Situation  d'une  gravite  considerable  qui,  le 
cas  echeant,  pourrait  forcer  le  Gouvernement  Imperial  ä 
prendre  des  mesures  pour  sauvegarder  ses  interets  dans 
ces  parages. 

C'est  pour  eviter  tout  malentendu  que  le  Gouvernement 
Imperial  croit  devoir  attirer  l'attention  du  Gouvernement  de 
Sa  Majeste  Britannique  sur  les  informations  recemment  par- 
venues  ä  Saint-Petersbourg." 

Weil  das  Foreign-Office  von  einer  derartigen  Expedition 
nichts  wusste,  frug  der  Staatssekretär  für  Indien  den  Vize- 
könig an,  ob  wirklich  eine  bewaffnete  britische  Macht  nach 
Tibet  im  Vorrücken  begriffen  sei.  Und  am  6.  Februar  tele- 
graphierte der  Vizekönig  zurück,  dieses  Gerücht  beruhe  auf 
Erfindung;  zwar  sehe  die  indische  Regierung  ihre  Bezieh- 
ungen zu  Tibet  für  sehr  kritisch  an,  weil  Chinas  Ohnmacht 
in  Tibet  von  Tag  zu  Tag  deutlicher  hervortrete.  Aus  diesem 
Grunde  könnte  die  indische  Regierung  dazu  gezwungen 
werden,  ihren  Vertragsrechten  selbst  Geltung  zu  verschaffen. 

Am  11.  Februar  kam  der  russische  Botschafter,  Graf 
Benkendorff,  zu  Lord  Lansdowne,  dem  britischen  Minister 
des  Auswärtigen,  um  etwas  über  die  Wirkung  seiner  Note 
vom  2.  Februar  zu  vernehmen.  Lord  Lansdowne  erklärte  dem 
Botschafter  sogleich,  jene  Note  sei  in  so  auffällig  drohendem 
Ton  gehalten,  als  ob  Russland  das  Recht  hätte,  sich  in  die 
britisch-tibetanische  Politik  zu  mischen.  Dann  fragte  er  ihn, 
wie  es  komme,  dass  die  russische  Regierung  auf  einmal  in 
Tibet  Interessen  zu  verteidigen  habe,  zumal  doch  Tibet 
durchaus  nicht  als  russisches  Einflussgebiet  gelte.  Das  sei 
zwar  nicht  das  erste  Mal,  betonte  Lord  Lansdowne,  dass  die 
russische  Regierung  sich  darein  mische,  wenn  Grossbritannien 
in  Gebieten,  die  ausserhalb  der  russischen  Einflußsphäre 
lägen,  seine  Rechte  geltend  zu  machen  gezwungen  sei.  Er  sei 
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allerdings  bereit,  der  russischen  Botschaft  Auskunft  über  die 
laufende  Politik  zu  geben,  insofern  sie  sich  um  das  Interesse 
beider  Regierungen  drehe,  er  würde  das  aber  in  freundlicherem 
Tone  tun  können,  wenn  die  russische  Regierung  nicht  durch- 
blicken lassen  wollte,  England  sei  verpflichtet,  auch  in  andern 
Fällen  so  zu  handeln.  Der  russische  Botschafter  antwortete 
darauf,  Lord  Lansdowne  dürfe  nicht  zu  viel  Gewicht  auf  den 
Ton  der  Note  legen,  sie  sei  ja  nur  die  rohe  Abfassung  eines 
Telegramms.  Dann  fuhr  Lord  Lansdowne  fort  und  sagte, 
die  britische  Regierung  kenne  den  Ort  Khamha  Ovaleko 
nicht;  hingegen  sei  das  Tschumbital  ein  Teil  von  Tibet,  der 
unmittelbar  an  britisches  Gebiet  stosse;  von  einer  militär- 
ischen Besetzung  dieses  Tales  sei  aber  durchaus  nicht  die 
Rede.  Es  handle  sich  lediglich  um  die  Tatsache,  dass  ein 
britischer  Offizier  mit  einer  kleinen  Eskorte  von  Giaogong 
an  die  Sikkim-Tibet-Grenze  abgegangen  sei,  um  dort  die 
von  den  Tibetanern  beschädigten  Grenzpfosten  wieder  her- 
zustellen. 

Graf  Benkendorff  meinte  dann,  solche  Gerüchte  dürften 
mit  der  Absicht,  die  freundschaftlichen  Beziehungen  zwischen 
Russland  und  Grossbritannien  zu  trüben,  divulgiert  worden 
sein,  da  ja  keine  Ursachen  vorhanden  seien,  die  den  beiden 
Mächten  Gelegenheit  böten,  sich  wegen  Tibet  zu  beun- 
ruhigen. Russland  habe  nach  seinem  Wissen  keine  Ab- 
sichten auf  Tibet,  und  er  setze  voraus,  dass  auch  England 
keine  solchen  hege.  Da  erwiderte  Lord  Lansdowne,  wenn 
er  aufgefordert  würde,  zu  bekennen,  dass  England  keine 
Absichten  habe,  tibetanisches  Gebiet  zu  annektieren,  so  würde 
er  es  sofort  tun;  wenn  es  sich  aber  in  Tibet  um  allgemeines 
britisches  Interesse  handle,  so  müsse  er  in  seiner  Aussage 
vorsichtig  sein.  Bei  der  gegenwärtigen  Haltung  der  Tibe- 
taner müsse  in  Frage  gezogen  werden,  wie  sich  die  zu- 
künftigen Beziehungen  zwischen  England  und  Tibet  gestalten, 
wenn  die  chinesische  Regierung  ihren  politischen  Pflichten 
in  jenem  Teil  von  China  nicht  nachzukommen  imstande  wäre. 
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Ganz  natürlich  wünsche  Indien  seinen  Handel  auf  jenes  Nach- 
barland auszudehnen  und  werde  ohne  Zweifel  zur  Beseitigung 
diesbezüglicher  Schwierigkeiten  die  nötigen  Schritte  tun. 

Am  18.  Februar  1903  schrieb  der  Marques  of  Lans- 
downe  an  Sir  C.  Scott,  den  britischen  Minister  in  Peters- 
burg, er  habe  neuerdings  mit  dem  russischen  Botschafter 
über  die  tibetanische  Politik  gesprochen  und  ihm  mitgeteilt, 
die  indische  Regierung  sei  von  der  russischen  Note  vom 
2.  Februar  ernstlich  berührt  worden;  denn  die  Interessen 
Indiens  in  Tibet  hätten  einen  ganz  andern  Charakter  als 
die  der  russischen  Regierung.  Eine  Karte  vor  sich  hin- 
legend, habe  er  Graf  Benkendorff  gezeigt,  dass  sich  Lhassa, 
die  Hauptstadt  von  Tibet,  in  verhältnismässig  kurzer  Distanz 
von  der  Nordgrenze  Indiens  befinde,  während  die  nächste 
Grenze  des  russischen  Reiches  weit  über  1000  englische 
Meilen  von  Lhassa  entfernt  sei.  Eine  Entfaltung  russischer 
Tätigkeit  an  der  Nordgrenze  Indiens  werde,  wie  sie  auch 
sein  möge,  keineswegs  erzwecken,  dass  der  britische  Ein- 
fluss  in  Tibet  dem  russischen  weichen  müsse.  Ferner  habe 
er  Graf  Benkendorff  auf  die  Gerüchte  eines  russisch-chine- 
sischen Abkommens  in  Bezug  auf  Tibet  aufmerksam  gemacht 
und  gefragt,  ob  Russland  wirklich  politische  Agenten  nach 
Tibet  geschickt  habe  oder  zu  senden  gedenke,  worauf  Graf 
Benkendorff  erklärt  habe,  diese  Gerüchte  seien  unbegründet, 
er  habe,  bevor  er  nach  London  gekommen,  über  diesen 
Artikel  mit  dem  russischen  Minister  des  Auswärtigen,  Lams- 
dorff,,  gesprochen,  und  dieser  habe  ihm  zur  Antwort  gegeben: 
„Qu'il  n'y  avait  rien  lä-dessus."  Bei  dieser  Unterredung 
versprach  Graf  Benkendorff  dem  Marques  of  Lansdowne, 
er  werde  seine  Regierung  über  diesen  Punkt  besonders  be- 
fragen und  der  britischen  Regierung  Antwort  zustellen. 

Und  am  24.  März  fragte  Lord  Lansdowne  den  russischen 
Botschafter,  wie  es  mit  den  Erkundigungen  stehe,  die  er 
bei  seiner  Regierung  über  den  russisch-chinesischen  Vertrag 
einzuziehen  versprochen  habe.  Da  antwortete  Graf  Benken- 
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dorff,  er  habe  von  seiner  Regierung  noch  keine  Antwort 
erhalten,  dagegen  habe  er  die  ihm  über  diesen  Punkt  zur 
Verfügung  stehenden  Dokumente  geprüft  und  gesehen,  dass 
diese  Gerüchte  als  „des  bruits  imaginaires"  bezeichnet 
würden.  Mit  dieser  Aussage  begnügte  sich  Lord  Lans- 
downe  einstweilen,  er  empfahl  aber  dem  Botschafter,  bei 
der  russischen  Regierung  darauf  zu  dringen,  dass  sie  Eng- 
land offiziell  mitteile,  ob  ein  geheimes  Abkommen  zwischen 
China,  Russland  und  Tibet  bestehe  oder  nicht. 

Endlich  am  8.  April  übermachte  der  russische  Botschafter 
dem  Marques  of  Lansdowne  die  offizielle  Antwort  des  russi- 
schen Ministers  des  Answärtigen,  Lamsdorff,  worin  dargetan 
wird,  dass  die  russische  Regierung  erstaunt  sei  über  die 
Aufregung,  die  das  Gerücht  von  einem  geheimen  russisch- 
chinesischen, Tibet  bezüglichen  Vertrag  bei  der  englischen 
Regierung  hervorzurufen  vermöge  und  nicht  begreifen  könne, 
warum  es  Graf  Benkendorff  nicht  gewagt  habe,  dieses  Ge- 
rücht sogleich  zu  widerlegen,  denn  zwischen  China  und  Russ- 
land  bestehe  keinerlei  Vertrag  über  Tibet;  Russland  habe 
in  Tibet  keine  politischen  Agenten  und  gedenke  auch  keine 
hinzusenden,  weil  seine  Politik  „ne  viserait  le  Tibet  en  aucun 
cas".  Dagegen  könne  Russland,  wenn  es  auch  keine  Ab- 
sichten auf  Tibet  habe,  nicht  gleichgültig  auf  eine  Störung 
des  gegenwärtigen  politischen  Zustandes  in  China  blicken, 
weil  ihm  zu  viel  an  der  Aufrechterhaltung  der  Integrität  des 
chinesischen  Reiches  gelegen  sei,  und  Tibet  für  einen  Teil 
dieses  Reiches  halte.  Eine  Störung  des  Status  quo  in  China 
würde  Russland  veranlassen,  seine  Interessen  in  Asien  zu 
verteidigen;  die  russische  Regierung  könnte  somit  gezwungen 
werden  —  auch  wenn  sie  sich  nicht  in  tibetanische  Händel 
mische  —  doch  anderswo  in  Asien  entsprechende  Schritte  zu 
tun.  Lord  Lansdowne  antwortete  auf  diese  Erklärung,  Eng- 
land werde  das  Gleichgewicht  in  Asien  nicht  stören,  noch 
China  an  Gebiet  verkürzen;  England  besitze  aber  Verträge 
mit  Tibet,  die  von  den  Tibetanern  in  jeder  Hinsicht  verletzt 
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würden,  es  sei  deshalb  gezwungen,  seine  Vertragsrechte  mit 
den  erforderlichen  Mitteln  aufrecht  zu  erhalten. 

Am  8.  Januar  eröffnet  die  indische  Regierung  dem  Staats- 
sekretär für  Indien  ihre  Ansichten  in  Bezug  auf  ihre  zu- 
künftige Politik  mit  Tibet  und  schreibt:*)  „Es  ist  unnötig, 
Ihre  Lordschaft  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass  das 
russische  Reich  und  seine  Besitzungen  nirgends  an  Tibet 
stossen,  und  dass  derjenige  Punkt  russischen  Gebietes,  der 
Tibet  am  nächsten  liegt,  mehr  als  1000  Meilen  von  der  tibe- 
tanischen Hauptstadt  entfernt  ist,  die  sich  ungefähr  im 
äussersten  Süden  des  Landes,  in  unmittelbarer  Nähe  der  Nord- 
grenze des  indischen  Reiches  befindet.  Noch  brauchen  wir 
auf  die  geschichtliche  Tatsache  hinzuweisen,  dass  keine 
andern  Staaten  oder  Mächte  seit  der  Befestigung  der  briti- 
schen Herrschaft  über  Indien  mit  Tibet  Verbindungen  gehabt 
haben,  als  erstlich  China,  dem  die  nominelle  Oberhoheit  über 
das  Land  zusteht,  dann  Nepal,  das  politisch  eng  mit  Indien 
verbunden  ist,  und  endlich  Grossbritannien  selbst.  Eine  andere 
europäische  Macht  hat  sich  nie  mit  Tibet  beschäftigt.  Die 
exklusive  Politik,  der  sich  die  tibetanische  Regierung  im 
letzten  Jahrhundert  mehr  und  mehr  hingegeben  hat,  ist  von 
uns  nur  geduldet  worden,  weil  sie  trotz  ihrem  abnormalen 
und  unfreundlichen  Charakter  keine  Elemente  politischer  oder 
militärischer  Gefahr  im  Gefolge  hatte.  Doch  zu  keiner  Zeit 
während  dieses  Jahrhunderts  hätte  Grossbritannien  einen 
fremden,  rivalisierenden  oder  feindlichen  Einfluss  in  einem 
Gebiet  von  so  unmittelbarer  Nähe  der  indischen  Nordgrenze 
und  so  fruchtbar  an  Möglichkeiten,  Unheil  zu  stiften,  auf- 
kommen lassen.  Ein  aktives  Vorgehen  unsererseits  ist  der 
einzige  Weg,  auf  dem  wir  der  den  britischen  Interessen  in 
Tibet  drohenden  Gefahr  begegnen  können;  und  die  von  Prinz 
Tsching  neulich  beantragte  Konferenz  mit  dem  chinesischen 
Abgeordneten,  Yü-Tai,    der  seither  zum  Amban  bestimmt 


*)  Papers  relating  to  Tibet,  h  Teil,  Seite  153—156  in  Nr.  66. 
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worden  ist,  betrachten  wir  als  eine  günstige  Gelegenheit  zu 
einem  Vorstoss  in  unserer  Politik.  Wir  sind  bereit,  den 
chinesischen  Vorschlag  anzunehmen,  doch  nur  unter  der 
Bedingung,  dass  die  Konferenz  nicht  auf  unserer  Grenze,  son- 
dern in  Lhassa  selbst  stattfinde,  und  dass  dabei  ein  gehörig 
bevollmächtigter  Vertreter  der  tibetanischen  Regierung,  der 
dann  auch  an  den  darauf  folgenden  Ausführungen  teilzu- 
nehmen hat,  anwesend  sei.  Auf  diesem  Wege  allein  --  scheint 
es  uns  —  können  wir  dem  unwürdigen  Zustand,  mit  China 
einen  förmlich  abgeschlossenen  Vertrag  zu  haben,  der  durch- 
aus von  den  Tibetanern  verworfen  wird,  abhelfen.  Auf  eine 
andere  Weise  kann  das  Bollwerk  der  tibetanischen  Obstruktion 
schwerlich  durchbrochen  werden.  In  der  indischen  Geschichte 
können  wir  Präzedenzfälle  in  Bezug  auf  Gesandtschaften  mit 
nicht  unähnlichem  Charakter  aufweisen.  In  dem  Falle  mit 
Tibet  handelt  es  sich  zwar  lediglich  um  die  Wiederaufnahme 
einer  früheren  Politik,  die  während  dem  letzten  Viertel  des 
letzten  Jahrhunderts  nur  ein  einziges  Mal  in  ernste  Erwägung 
gezogen  werden  konnte  und  nur  bei  einer  Gelegenheit  dem 
Höhepunkt  der  Verwirklichung  nahe  gebracht  worden  ist. 
Wir  brauchen  in  der  Geschichte  nicht  zurückzugreifen  auf 
frühere,  teils  erfolgreiche,  teils  erfolglose  Gesandtschaften  der 
indischen  Regierung  nach  Tibet,  die  den  Zweck  hatten,  in 
den  letzten  Jahren  des  18.  Jahrhunderts  Beziehungen  mit  der 
tibetanischen  Regierung  anzuknüpfen,  wir  wollen  nur  auf  das 
erste  Aufleben  eines  ähnlichen  Falles  in  neuerer  Zeit  hin- 
weisen. Den  Vorschlag  zu  einer  Gesandtschaft  nach  Lhassa 
ohne  chinesische  Begutachtung  finden  wir  in  einem  Schreiben 
des  Mr.  (später  Sir)  T.  Wade,  des  britischen  Ministers  in 
Peking,  datiert  den  14.  Juli  1874,  an  Graf  Granville.  Darin 
ist  der  erste  Gedanke  (sonderbarer  Weise  gerade  von  Peking 
herrührend),  dass  die  chinesische  Regierung  in  der  englisch- 
tibetanischen Politik  ganz  aus  dem  Spiel  gelassen  werden 
könnte,  enthalten  und  lautet: 

„If  the  trade  (i.  e.  between  India  and  Tibet)  be  worth 
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the  effort,  I  think  that  it  might  possibly  be  opened,  were 
a  mixed  official  and  commercial  mission  pushed  forward 
without  reference  to  the  court  of  Peking,  which  is  always 
careful  to  declare  that  in  this  or  in  any  other  matter  Tibet 
may  act  as  she  pleases,  and  if  that  mission  were  authorised 
in  the  first  instance  to  spend  money  rather  freely." 

Als  der  damalige  Staatssekretär  für  Indien  (der  Marques 
of  Salisbury)  die  indische  Regierung  über  ihre  Meinung  in 
Bezug  auf  diese  Anregung  befragte,  antwortete  der  Vizekönig 
im  ungünstigen  Sinne,  weil  ihm  die  Handelsaussichten  in 
Tibet  zu  wenig  versprachen.  Aber  während  der  Staatssekretär 
die  Politik,  dass  es  unzweckmässig  wäre,  eine  Gesandtschaft 
erwähnter  Art  ohne  die  Begutachtung  des  chinesischen  Hofes 
nach  Tibet  abgehen  zu  lassen,  billigte,  fand  er  keinen  Grund 
zu  glauben,  die  chinesische  Regierung  würde  einem  rein 
kommerziellen  Verkehr  mit  Tibet  Schwierigkeiten  in  den  Weg 
legen,  und  mit  Rücksicht  darauf  traf  er  die  nötigen  Vor- 
kehrungen für  den  Bau  einer  Strasse  nach  der  Sikkim-Tibet- 
Grenze.  Im  Jahre  1885  wurde  der  Gedanke  an  die  Ab- 
sendung  einer  britischen  Gesandtschaft  nach  Lhassa  durch 
den  damaligen  Lieutenant-Gouverneur,  Sir  Rivers  Tompson, 
neuerdings  angeregt.  Er  empfahl  der  britischen  Regierung, 
einen  besonderen  Abgeordneten  an  den  chinesischen  Hof 
nach  Peking  zu  senden,  um  von  der  chinesischen  Regierung 
nach  Erklärung  der  ganzen  Angelegenheit  die  Zustimmung 
zu  diesem  Vorhaben  zu  erwirken. 

Der  Staatssekretär  (Lord  R.  Churchill)  sandte  dann  Mr. 
Macaulay  nach  Peking.  Die  chinesische  Regierung  war  bald 
für  die  Sache  gewonnen  und  händigte  an  Mr.  Macaulay  einen 
Reisepass  für  Lhassa  aus,  und  die  indische  Regierung  be- 
traute ihn  mit  der  Führung  der  Gesandtschaft  nach  der  Haupt- 
stadt von  Tibet.  Schon  im  Juli  1885  waren  die  Vorbereitungen 
zum  Abmarsch  der  Mission  getroffen,  als  sie  plötzlich  auf- 
gegeben wurde.  Die  Wichtigkeit  des  Abkommens  zwischen 
England  und  China  in  Bezug  auf  Burma  scheint  auf  beide 
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Mächte  mit  einem  solchen  Druck  gewirkt  zu  haben,  dass 
England  durch  Verzicht  auf  die  Gesandtschaft  nach  Tibet 
eine  Konzession  an  China  machte,  um  dafür  von  der  chine- 
sischen Regierung  die  Unterzeichnung  des  Burmavertrages 
leichter  zu  erwirken.  Gegenwärtig  dürfen  wir  aber  nicht 
behaupten,  dass  wir  mit  Befriedigung  auf  jenen  Entschluss 
zurückblicken,  denn  wir  halten  es  für  ein  wahres  Miss- 
geschick, dass  die  indische  Regierung  wegen  der  Dringlichkeit 
politischer  Umstände,  die  nicht  im  geringsten  Zusammenhang 
mit  Tibet  stehen,  von  einem  Vorhaben  solcher  Wichtigkeit 
hatte  abgebracht  werden  können.  Dennoch  ist  dieser  Fall 
von  Bedeutung,  denn  er  zeigt,  dass  der  Staatssekretär  schon 
vor  16  Jahren  zur  Ausführung  einer  Handelsgesandtschaft 
nach  Lhassa  energische  Schritte  getan  hat.  Nun  empfehlen 
wir  das  Wiederaufleben  dieses  Präzedenzfalles  und  eine  ent- 
schiedene Durchführung  der  damals  fallengelassenen  Politik. 
Weiter  oben  sprachen  wir  über  die  Annahme  der  chinesischen 
Vorschläge,  die  noch  einer  besonderen  Betrachtung  unter- 
zogen werden  müssen.  Wir  meinten:  Der  Versuch,  durch 
Chinas  Vermittlung  mit  Tibet  fertig  zu  werden,  hat  sich 
nach  unserer  Ueberzeugung  gerade  deshalb  als  verfehlt  er- 
wiesen, weil  China  eine  dritte  Partei  zwischen  uns  und 
Tibet  bildet.  Wir  halten  die  sogenannte  Suzeränität  Chinas 
über  Tibet  für  nichts  anderes  als  eine  konstitutionelle  Fiktion, 
eine  politische  Uebertreibung,  die  einzig  wegen  ihrer  Be- 
quemlichkeit sowohl  für  Tibet  als  China  fortbestanden  hat. 
Zwar  ist  China  immer  bereit  gewesen,  die  Schranken  der 
Unwissenheit  und  des  brutalen  Eigensinnes  der  Tibetaner 
zu  brechen  und  Tibet  dem  zivilisatorischen  Einfluss  des 
Handels  zu  öffnen;  aber  seine  frommen  Wünsche  sind  durch 
die  kurzsichtige  Einbildung  der  Lama  immer  zu  nichte 
gemacht  worden.  Auf  der  andern  Seite  ist  Tibet  nur  zu 
begierig,  unserm  Entgegenkommen  die  Hand  zu  reichen; 
aber  es  wird  daran  verhindert  durch  das  despotische  Veto 
des  Oberherrschers.    Diese  förmliche  Farce  ist  mit  so  häu- 
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figer  Wiederholung  in  Szene  gesetzt  worden,  dass  sie  weder 
an  Reiz  noch  an  Wirkung  etwas  verloren  zu  haben  scheint. 
Als  Tatsache  steht  durchaus  fest,  dass  die  chinesischen 
Amban  in  Lhassa  nicht  als  Vizekönige,  sondern  lediglich 
als  Gesandte  des  chinesischen  Hofes  funktionieren,  und  die 
ganze  Militärmacht,  welche  die  Einbildung  der  chinesischen 
Oberhoheit  in  Tibet  stützt,  kaum  aus  500  schlecht  bewaff- 
neten Chinesen  besteht.  Wie  Seiner  Majestät  Regierung 
wohl  weiss,  hatten  wir  eine  Zeit  lang  die  Absicht,  mit  Tibet 
allein  zu  verkehren,  und  in  dieser  Richtung  sind  wir  denn 
auch  vorgegangen  und  haben  mit  dem  Dalai  Lama  direkten 
Verkehr  zu  gewinnen  versucht.  Zugleich  wissen  wir,  dass 
Seiner  Majestät  Regierung  die  Politik,  China  mehr  oder 
weniger  für  Tibet  verantwortlich  zu  machen,  als  allgemeine 
Regel  begünstigt  hat.  Unsere  Versuche,  mit  Tibet  zu  unter- 
handeln, sind  demgemäss  in  den  meisten  Fällen  durch 
chinesische  Vermittlung  gemacht  worden,  und  die  bereits 
erwähnte  Warnung,  dass  wir  China  verantwortlich  machen 
müssten,  wenn  es  seine  Rechte  in  Tibet  auf  irgend  welche 
Weise  veräussern  würde,  darf  als  Anerkennung  seiner  titu- 
laren  Oberhoheit  über  Tibet  angesehen  werden.  Wir  halten 
es  auch  für  wahrscheinlich,  dass  Seiner  Majestät  Regierung 
noch  jetzt  die  bisher  angewandte  Methode  ihrer  Diplomatie 
vorziehen  wird.  Ist  Seiner  Majestät  Regierung  entschlossen, 
sich  der  Vermittlung  Chinas  nochmals  anzuvertrauen,  so 
wünschen  wir  ernstlich,  dieses  Vertrauen  möchte  durch  das 
der  chinesischen  Regierung  eigentümliche,  zeitraubende  Ver- 
fahren, die  Geschäfte  immer  wieder  auf  die  lange  Bank 
hinauszuschieben,  nicht  getäuscht  werden.  Zwar  hoffen  wir, 
es  werde  nicht  nötig  sein,  bei  China  Erlaubnis  oder  Reise- 
pässe zu  verlangen  für  eine  britische  Gesandtschaft  nach 
Lhassa.  Wird  unser  Plan  zum  Beschluss  erhoben,  so  muss 
trotz  etwelchem  Protest  daran  festgehalten  werden,  denn  wir 
dürfen  infolge  eines  fremden  Druckes  die  Ausführung  dieser 
Gesandtschaft  nicht  aufgeben.  Falls  endlich  ein  neuer  Vertrag 
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abgeschlossen  wird,  so  liegt  die  dringende  Notsache  vor, 
dass  er  nicht  allein  von  britischen  und  chinesischen  Bevoll- 
mächtigten, sondern  auch  von  einem  rangtüchtigen  Vertreter 
der  tibetanischen  Regierung  unterzeichnet  wird,  sonst  würde 
sich  die  absurde  Lage,  in  der  wir  uns  sehen,  seit  die  Tibe- 
taner die  Validität  der  Vertrages  von  1890  leugnen,  um 
nichts  bessern.  Wir  dürfen  bemerken,  dass  bei  den  gegen- 
wärtigen tibetanischen  Zuständen  besondere  Gründe  vor- 
liegen, die  uns  zwingen,  Tibet  im  neuen  Vertrage  selbst 
eine  bedeutende  Rolle  spielen  zu  lassen.  Seit  fast  einem 
ganzen  Jahrhundert  ist  dieses  Land  zum  ersten  Mal  unter 
der  Herrschaft  eines  Dalai  Lama,  der  weder  ein  Kind  noch 
ein  Puppenspieler,  sondern  ein  junger  Mann  von  etwa  28 
Jahren  ist,  der  den  Wechselfällen  der  Kindheit  glücklich 
entgangen,  eine  grössere  persönliche  Macht  als  jeder  andere 
seiner  Vorgänger  ausüben  und  sowohl  de  facto  als  de  jure 
der  Herrscher  des  Landes  sein  will.  Das  heisst,  es  ist  in 
der  neuen  Geschichte  nun  zum  ersten  Mal  der  Fall,  dass 
in  Tibet  ein  Mann  regiert,  mit  dem  ohne  die  obskure,  vom 
chinesischen  Amban  maskierte  Junta  verhandelt  werden  kann. 

Ist  Seiner  Majestät  Regierung  entschlossen,  den  Vor- 
schlag des  chinesischen  Hofes  in  günstigem  Sinne  zu  be- 
antworten, so  geht  unser  Antrag  dahin,  die  chinesische  Re- 
gierung sollte  unterrichtet  werden,  dass  wir  die  Unterhand- 
lungen nirgends  als  in  Lhassa  selbst  vornehmen  können, 
und  dass  nächstes  Frühjahr  eine  britische  Handelsgesandt- 
schaft dorthin  abgehen  wird,  um  den  chinesischen  Resi- 
denten und  einen  gehörig  bevollmächtigten,  rangtüchtigen 
Vertreter  der  tibetanischen  Regierung  zu  treffen.  Wir  schlagen 
vor,  dass  sich  die  Verhandlungen  nicht  lediglich  mit  der 
unbedeutenden  Grenzstreitigkeit,  sondern  mit  der  ganzen 
Angelegenheit  unserer  zukünftigen  Handels-  und  ander- 
weitigen Beziehungen  zu  Tibet  zu  befassen  haben  und  in 
der  Bezeichnung  eines  ständigen  britischen  Abgeordneten  in 
Lhassa  (Konsul  oder  Diplomat)  ihren  Höhepunkt  erreichen 
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sollten.  Nach  unserer  Meinung  hat  jedes  Land,  jede  Re- 
gierung oder  Reich  das  Recht,  seine  eigenen  Interessen  zu 
schützen.  Unsere  Interessen  in  Tibet  werden  durch  den 
gänzlichen  Bruch  der  Verträge,  die  wir  bis  dahin  unter 
Chinas  Vermittlung  mit  Tibet  abgeschlossen  haben,  ernstlich 
benachteiligt.  Und  wir  stehen  nicht  allein  vor  einem  Ver- 
tragsbruch, sondern  auch  vor  der  offenbar  feindlichen,  un- 
versönlichen  Haltung  der  Tibetaner  und  vor  einem  frisch  zu 
unserm  Nachteil  zwischen  China  und  Russland  vereinbarten 
Abkommen.  Darum  halten  wir  dafür,  dass  uns  das  erste 
Gesetz  nationaler  Existenz,  die  Selbsterhaltung,  zu  solchen 
Massnahmen  zwingt,  welche  die  drohenden  Gefahren  ab- 
zulenken und  unsere  Interessen  auf  einen  sichern  Fuss  zu 
stellen  vermögen.  Hinsichtlich  Unvorhergesehenes  glauben 
wir,  die  allfällig  sanktionierte  Gesandtschaft  sollte  von  einer 
bewaffneten,  zur  Abwehr  allfälligen  Widerstandes,  überhaupt 
zu  unserer  Sicherheit  dienenden  Eskorte  begleitet  werden. 
Die  Militärmacht  der  Tibetaner  ist  zwar  nicht  bedeutend, 
und  ernsterer  Widerstand  ist  kaum  zu  erwarten,  zumal  unsere 
Gesandtschaft  einen  durchaus  friedlichen  Charakter  haben 
wird.  Gefahr  zu  laufen,  würde  jedoch  unvorsichtig  sein; 
es  sind  uns  nämlich  Nachrichten  zugegangen,  wonach  die 
Tibetaner  in  Lhassa  mit  der  Neuausbildung  ihrer  Truppen 
begonnen  und  Hinterlader  und  andere  moderne  Bewaffnung 
eingeführt  haben  sollen.  Zugleich  soll  der  tibetanischen  und 
chinesischen  Regierung  die  nachdrücklichste  Versicherung 
gegeben  werden,  dass  die  Gesandtschaft  einen  rein  kom- 
merziellen Zweck  verfolgt,  und  dass  wir  alle  Pläne  politischer 
Natur  in  Bezug  auf  Tibet  beseitigen,  indem  wir  erklären, 
wir  wünschten  weder  ein  Protektorat  über  Tibet  noch  eine 
ständige  Besetzung  tibetanischen  Gebietes,  da  wir  nur  die  Ent- 
fernung der  Hindernisse,  die  zur  Zeit  allen  Handel  zwischen 
Tibet  und  Indien  zu  nichte  machen,  und  die  Herstellung  der 
freundschaftlichen  Beziehungen,  die  zwischen  angrenzenden 
friedliebenden  Mächten  bestehen  sollten,  im  Auge  hätten. 
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Wichtig  ist  noch,  dass  wir  bei  all  unserm  Vorgehen 
mit  dem  vollen  Einverständnis  der  Nepalregierung  handeln, 
die  wir  auch,  wenn  ratsam,  zur  Beteiligung  an  der  Gesandt- 
schaft einladen  sollten.  Wir  glauben,  die  Politik  freier  Er- 
örterung und  gegenseitigen  Zusammenwirkens  werde  in 
Nepal  auf  günstigen  Boden  stossen,  so  dass  wir  bei  über- 
legtem Vorgehen  auf  nützlichen  Beistand  vonseiten  der 
Nepalesen  zählen  dürfen.  Unsere  Erwartung  ist  durch  das 
neuliche  Interview  zwischen  Seiner  Excellenz  dem  Vizekönig 
und  dem  Premier-Minister  von  Nepal,  Maharaja  Tschandra 
Shamshar  Yang,  zu  Delhi  bestätigt  worden.  Die  Regierung 
von  Nepal  sieht  mit  ernster  Befürchtung  auf  die  gegenwärtige 
Politik  der  Tibetaner  und  glaubt  Nepals  Zukunft  direkt  damit 
verwickelt.  Deshalb  ist  der  Maharaja  bereit,  mit  der  indischen 
Regierung  auf  jedem  wünschenswerten  Wege  inner-  oder 
ausserhalb  seiner  Grenzen  zur  Vereitlung  der  tibetanischen 
Pläne,  die  er  mit  den  Interessen  seines  Landes  für  durch- 
aus unvereinbar  hält,  zusammenzuwirken.  Demgemäss  em- 
pfehlen wir  unsere  Vorschäge  der  günstigen  Erwägung  Ihrer 
Lordschaft  und  Seiner  Majestät  Regierung;  denn  wir  sind 
voll  überzeugt,  dass  in  Tibet  für  uns  eine  ernste  Gefahr 
erwächst,  die  vielleicht  in  der  nächsten  Zukunft  drohende 
Dimensionen  annehmen  wird,  wenn  wir  nicht  die  Wege 
einschlagen,  die  hier  vorgezeichnet  sind.  Unsere  zweifel- 
losen Rechte,  die  Unterschätzung,  welche  die  Tibetaner 
gegen  alle  unsere  Tibet  bezüglichen  Vereinbarungen  mit 
China  zur  Schau  tragen  und  nicht  zum  mindesten  die  aus- 
gesetzte Lage  der  Sikkim-Tibet-Grenze  zwingen  uns,  die 
drohenden  Gefahren  in  ihrem  Keim  zu  ersticken,  und  die 
Gelegenheit  dazu  sollte  nicht  verpasst  werden.  Wir  halten 
dafür,  dass  die  Meinung  der  indischen  Regierung  in  einer 
Angelegenheit,  die  unmittelbar  diejenige  indische  Grenze 
trifft,  die  wir  mit  indischen  Mitteln  verteidigen  müssen,  bei 
Seiner  Majestät  Regierung  auf  Anerkennung  und  Billigung 
rechnen  darf.    Geschieht  aber  nichts,  und  wird  die  Sache 
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ihrem  Gang  überlassen,  so  werden  wir  in  kurzer  Zeit  Ge- 
legenheit bekommen,  unsere  Untätigkeit  zu  bereuen.  Würde 
Seiner  Majestät  Regierung  eine  britische  Gesandtschaft  nach 
Lhassa,  die  bis  nächsten  April  marschbereit  sein  könnte, 
befürworten  und  sanktionieren,  so  wären  uns  rechtzeitige 
Mitteilungen  erwünscht,  damit  die  erforderlichen  Mittel  und 
Vorbereitungen  näher  bestimmt,  und  die  Ausbesserung  der 
Strassen  nach  derSikkim-Tibet-Grenze  an  die  Hand  genommen 
werden  können.  Wir  sind  bereit,  die  Pläne  zu  unterbreiten." 

Diese  radikale  Aenderung  der  Politik  der  indischen  Re- 
gierung wurde  in  London  nicht  mit  Erstaunen  aufgenommen, 
denn  die  britische  Regierung  selbst  war  überzeugt,  dass 
ernste  Massnahmen  mit  Tibet  unabwendbar  geworden,  und 
dem  entsprechend  antwortet  der  Staatssekretär  für  Indien, 
Lord  Hamilton,  dem  Vizekönig  am  27.  Februar  1903:*) 
„Seiner  Majestät  Regierung  ist  mit  der  Ansicht  Ihrer  Excel- 
lenz ganz  und  gar  einverstanden.  Betrachtet  sie  Tibets  geo- 
graphische Lage  auf  der  Nordgrenze  Indiens  und  seine  Be- 
ziehungen zu  Nepal,  so  findet  sie,  dass  der  britische  Ein- 
fluss  in  Lhassa  dermassen  anerkannt  werden  muss,  dass  es 
einer  andern  Macht  unmöglich  gemacht  wird,  einen  für  un- 
sere Interessen  unerträglichen  Druck  auf  die  tibetanische 
Regierung  auszuüben.  Und  in  Ihrer  Excellenz  Telegramm 
vom  6.  Februar,  das  sich  über  die  russische  Note  vom  2. 
desselben  Monats  ausspricht,  erkennt  sie  die  Bedeutung  des 
Eifers,  den  die  Russen  beim  Vorrücken  einer  indischen 
Truppenabteilung  nach  Giaogong  an  den  Tag  gelegt  haben, 
und  der  die  dringende  Notwendigkeit,  unsere  Beziehungen 
zu  Tibet  auf  eine  sichere  Grundlage  zu  bringen,  deutlich 
genug  dartut.  Seiner  Majestät  Regierung  hat  die  Aeusserung 
des  Premier-Ministers  von  Nepal  bei  seinem  Zusammen- 
kommen mit  Ihrer  Excellenz  in  Delhi  sowie  den  Inhalt  seines 
darauf  folgenden  Briefes  mit  Befriedigung  aufgenommen. 


*)  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  183—185. 
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Der  Fortbestand  der  freundschaftlichen  Beziehungen  zu  Nepal 
ist  von  grösster  Bedeutung  für  die  indischen  Interessen,  die 
nicht  nur  in  der  Hinsicht,  dass  Nepal  für  eine  Strecke  von 
mehr  als  500  Meilen  an  Bengalen  und  die  vereinigten  Pro- 
vinzen grenzt  und  seine  Bewohner  von  äusserst  kriegerischem 
Charakter  sind,  sondern  auch  in  der  Tatsache  zur  Geltung 
kommen,  dass  Nepal  der  Grund  und  Boden  zur  Aushebung 
unserer  Gurkhas-Regimenter  ist,  die  so  Bedeutendes  zu  un- 
serer indischen  Militärmacht  beitragen.    Bis  dahin  haben 
sich  Nepal  und  Tibet  mit  einander  ohne  jegliche  Schwierig- 
keiten vertragen,  und  gerade  deshalb  ist  Nepal  für  jede 
Aenderung,  die  geeignet  wäre,  den  politischen  Zustand  in 
Tibet  zu  verschlimmern  und  die  gegenwärtigen  guten  Be- 
ziehungen beider  Staaten  zu  stören,  sehr  empfindlich.  Seiner 
Majestät  Regierung  erkennt,  dass  das  Einnisten  eines  mäch- 
tigen fremden  Einflusses  in  Tibet  dieses  Verhältnis  beein- 
trächtigen und  die  auf  durchaus  freundschaftlicher  Grundlage 
ruhenden  Beziehungen  zwischen  Nepal  und  Indien  gefährden 
müsste.    Ein  solcher  Einfluss  würde  jedenfalls  auf  Nepal 
einen  Druck  ausüben,  dem  es  schwerlich  zu  widerstehen 
vermöchte.    Bei  diesen  Erwägungen  muss  Seiner  Majestät 
Regierung  ihre  passive  Politik,  die  bis  dahin  bei  den  Ver- 
fügungen auf  dieser  Strecke  der  indischen  Grenze  genügt 
hat,  aufgeben  und  bedauert,  dass  sich  in  neuester  Zeit  Zu- 
stände herausgebildet  haben,  die  sie  veranlassen,  in  Tibet 
aktiv  vorzugehen,  um  ihre  dortigen  Interessen  auf  einen  so- 
liden Fuss  zu  bringen.  Der  Vorschlag  Ihrer  Excellenz,  eine 
bewaffnete  Gesandtschaft,  wenn  nötig  mit  Gewalt  nach  Lhassa 
vorrücken  zu  lassen  und  dort  einen  ständigen  Residenten 
einzusetzen,  könnte  ohne  Bedenken  gerechtfertigt  und  unter- 
stützt werden,  wenn  die  streitige  Frage  nur  Indien  und  Tibet 
beträfe.    Eine  solche  Gesandtschaft  wäre  die  gerechte  Ant- 
wort an  die  tibetanische  Regierung  für  ihre  Zurückweisung 
unserer  Korrespondenzen  und  die  Missachtung  des  Friedens- 
vertrages von  1890,  dessen  Gültigkeit  die  tibetanischen  Ab- 


—  97 


geordneten  rundweg  verneinen.  Solche  Umstände  tun  die 
Notwendigkeit  strenger  Massnahmen  genügend  dar;  doch  in 
dieser  Hinsicht  habe  ich  meine  Meinung  in  einer  Depesche 
vom  11.  August  1901  schon  geäussert.  Aber  Seiner  Majestät 
Regierung  kann  diese  Angelegenheit  nicht  als  eine  Frage 
zwischen  Indien  und  Tibet  allein  betrachten.  China  ist  in 
den  letzten  Jahren  in  seinen  Beziehungen  zu  den  europäischen 
Mächten  in  ein  Verhältnis  gerückt  worden,  das  wir  bei 
unsern  Tibet  bezüglichen  Beschlüssen  in  Betracht  ziehen 
müssen ;  und  wir  müssen  uns  fragen,  was  noch  als  Provinz 
von  China  gelten  mag.  Wir  haben,  wie  in  Ihrer  Excellenz 
Schreiben  richtig  dargetan  wird,  durchaus  keine  Absicht 
weder  auf  ein  Protektorat  über  Tibet,  noch  auf  eine  be- 
ständige Besetzung  tibetanischen  Gebietes.  Derartige  Mass- 
nahmen könnten  dennoch  unvermeidlich  werden,  wenn  wir 
einmal  zu  einer  bewaffneten  Intervention  gezwungen  sind. 
Wird  die  britische  bewaffnete  Gesandtschaft  auf  ernsten 
Widerstand  stossen,  so  ist  soviel  wie  gewiss,  dass  Fragen 
entstehen  werden,  die  nicht  als  lokale,  Indien  und  Tibet 
allein  treffende,  sondern  als  internationale,  einen  Teil  des 
chinesischen  Reiches  einschliessende  angesehen  werden 
können.  Ehe  also  Seiner  Majestät  Regierung  ein  Vorgehen 
sanktioniert,  das  als  ein  Angriff  auf  die  Integrität  des  chine- 
sischen Reiches  ausgelegt  werden  könnte,  findet  sie  es  für 
nötig,  dass  der  in  dieser  Richtung  einzuschlagende  Weg 
durch  vorhergegangene  Handlungen  der  Tibetaner  noch  deut- 
licher gezeichnet  werde,  und  demnach  ist  sie  zu  der  Ueber- 
zeugung  gekommen,  es  sei  noch  verfrüht,  zu  jenen  Mass- 
nahmen zu  greifen,  die  Ihre  Excellenz  vorgeschlagen  hat, 
und  die  geeignet  wären,  eine  Krisis  in  den  tibetanischen 
Angelegenheiten  zu  beschleunigen.  Nach  der  Meinung  Seiner 
Majestät  Regierung  wäre  es  unklug  gewesen,  wenn  sie  die 
russische  Note  vom  2.  Februar  nicht  als  eine  treffliche  Ge- 
legenheit benützt  hätte,  um  einen  Druck  auf  die  russische 
Regierung  auszuüben,  damit  sie  eine  volle  offizielle  Erklärung 
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über  ihre  Tibetpolitik  abgebe,  und  wenn  wir  Russland  nicht 
darauf  aufmerksam  gemacht  hätten,  dass  wir  jedem  russischen 
Vorgehen  in  Tibet  mit  mehr  als  gleichgewichtigen  Mass- 
nahmen begegnen  werden.  Wenn  Seiner  Majestät  Regierung 
die  gewünschte  Erklärung  von  der  russischen  Regierung  er- 
halten hat,  wird  sie  eher  imstande  sein,  die  Unterhandlungen 
mit  China  ins  richtige  Geleise  zu  bringen,  und  die  nötigen 
Vorkehrungen  zur  Abwehr  der  Gefahr  eines  fremden,  die 
indische  Nordgrenze  bedrohenden  Einflusses  in  Tibet  zu 
treffen." 

Auf  diese  Weisungen  beschloss  die  indische  Regierung, 
den  Ort,  wo  neue  Unterhandlungsversuche  gemacht  werden 
sollten,  selbst  zu  bestimmen.  Und  als  sich  die  chinesischen 
Bevollmächtigten,  Ho-Kuang-Shü  und  Hauptmann  Parr,  bereit 
erklärten,  mit  der  britischen  Grenzkommission  an  jedem 
andern  annehmbaren  Orte  zusammen  zu  kommen,  bestimmte 
der  Vizekönig  das  in  Tibet  gelegene  Khambadschong  zum 
Unterhandlungsplatz  und  unterrichtete  den  Staatssekretär  für 
Indien,  dass  die  britischen  Abgeordneten,  wenn  Seiner  Ma- 
jestät Regierung  diesen  Vorschlag  gutheisse,  mit  einer  Es- 
korte von  200  Mann  nach  Khambadschong  abgehen  und  die 
Vertreter  der  chinesischen  und  tibetanischen  Regierung  da- 
selbst erwarten  würden.  Für  den  Fall,  dass  die  Tibetaner 
nicht  einträfen,  habe  die  indische  Regierung  bereits  be- 
schlossen, die  Kommission  bis  nach  Gyangtse  oder  Shigatse 
vorrücken  zu  lassen,  um  dadurch  die  Ankunft  eines  bevoll- 
mächtigten Vertreters  der  tibetanischen  Regierung  zu  be- 
schleunigen oder  zu  erzwingen. 

Die  britische  Regierung  war  mit  der  Bezeichnung  von 
Khambadschong  als  Unterhandlungsplatz  einverstanden;  da- 
gegen erklärte  sie,  die  Kommission  dürfe  in  keinem  Falle 
weiter  ins  Innere  von  Tibet  vorrücken. 

Als  der  Vizekönig  die  Ansicht  der  britischen  Regierung 
erfahren  hatte,  setzte  er  den  Amban  in  Kenntnis,  dass  er  die 
tibetanische  Ortschaft  Khambadschong  zum  Unterhandlungs- 
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platz  bestimmt  habe,  und  dass  die  britische  Grenzkommission 
die  chinesischen  Abgeordneten,  begleitet  von  wenigstens 
einem  gehörig  bevollmächtigten  Vertreter  der  tibetanischen 
Regierung,  bei  Khambadschong  erwarte.  Der  Amban  hatte 
gegen  diese  Anordnungen  der  indischen  Regierung  nichts 
einzuwenden  und  traf  für  die  erwähnte  Gesandtschaft  die 
nötigen  Vorbereitungen.  Zu  gleicher  Zeit  wurde  auch  der 
chinesische  Hof  durch  den  britischen  Minister  in  Peking, 
Mr.  Townly,  aufgefordert,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Behörden 
in  Lhassa  einen  bevollmächtigten  tibetanischen  Abgeordneten 
zu  den  Unterhandlungen  nach  Khambadschong  abgehen 
lassen. 

Am  7.  Mai  1903  schreibt  der  Vizekönig  dem  Staats- 
sekretär für  Indien,  er  sei  der  Meinung,  die  Unterhandlungen 
in  Khamba  sollten  sich  auf  alle  streitigen  Angelegenheiten 
zwischen  Indien  und  Tibet,  also  auch  auf  den  Theetarif  und 
die  Zolltaxe,  die  auf  allen  Waren  des  indisch-tibetanischen 
Handels  in  Tibet  erhoben  werde,  erstrecken.  In  Anbetracht 
der  ungünstigen  Lage  von  Yatung  und  des  Tschumbitales 
überhaupt  müsse  die  Grenzkommission  bei  den  Unterhand- 
lungen auf  der  Forderung  eines  günstiger  gelegenen  Handels- 
platzes beharren  und  darauf  dringen,  dass  ein  offizieller 
britischer  Beamter  oder  Vertreter  der  britischen  Interessen 
in  Tibet  nach  Gyangtse  stationiert  werden  könne.  Zwar 
meinte  der  Vizekönig,  wenn  es  gelte,  den  Verträgen  den 
richtigen  Respekt  zu  erhalten,  wäre  ein  offizieller  Beamter 
in  Lhassa  auf  geeigneterem  Boden  als  in  Gyangtse;  auf  alle 
Fälle  müsse  er  im  Norden  der  Pässe  Residenz  nehmen, 
damit  er  leichter  mit  der  tibetanischen  Regierung  verkehren 
könne.  Bei  der  Beratung  der  neuen  Vertragsartikel  müsse 
den  Vertretern  der  chinesischen  und  tibetanischen  Regierung 
klar  gemacht  werden,  dass  diesem  britischen  Beamten  un- 
gehinderter Verkehr  mit  den  Behörden  in  Gyangtse  und,  im 
Falle  feindseliger  Haltung  derselben,  freier  Zutritt  bei  der 
Lhassa-Regierung  zugesichert  werde.    Für  alle  Eingebornen 
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von  Britisch-Indien  müsse  in  Bezug  auf  Handel  und  Wandel 
auf  dem  Marktplatz  jene  Freiheit  erworben  werden,  welche 
die  Kaschmirer  und  die  Nepalesen  längst  genössen.  Ferner 
sei  dafür  zu  sorgen,  dass  besonders  qualifizierte  und  be- 
vollmächtigte Engländer  ohne  tibetanischen  Pass  bis  nach 
Gyangtse  reisen  dürften.  Als  britische  Bevollmächtigte  habe 
er  den  Major  Younghusband  und  Mr.  White,  den  politischen 
Beamten  für  Sikkim,  bestimmt.  Er  könne  sich  auf  die  Dis- 
kretion und  die  Urteilskraft  dieser  Offiziere  verlassen. 

Und  am  21.  Mai  telegraphiert  der  Vizekönig  und  General- 
gouverneur dem  Staatssekretär  für  Indien,  wenn  die  Ver- 
handlungen in  Khambadschong  fehlschlügen  und  von  der 
britischen  Regierung  ein  Vorrücken  der  Kommission  nach 
Lhassa  oder  wenigstens  nach  Gyangtse  nicht  gestattet  werde, 
so  blieben  der  indischen  Regierung  nur  noch  folgende  Mittel 
zur  Ausübung  eines  Druckes  auf  die  Tibetaner  übrig:  Die 
Blockierung  des  Handels  zwischen  Tibet  und  Indien,  unter 
der  zwar  auch  Indien  geschädigt  würde,  die  Ausweisung 
sämtlicher  Tibetaner  aus  indischem  Gebiet  und  die  Besetzung 
des  Tschumbitales.  Auf  diese  Mitteilungen  antwortet  der 
Staatssekretär  am  28.  Mai  1903:*)  „Ihre  Tibet  betreffenden 
Vorschläge  vom  7.  und  21.  Mai  sind  von  Seiner  Majestät 
Regierung  sorgfältig  beraten  worden.  Sie  unterstützt  Ihre 
Meinung,  dass  der  Handel  mit  jenem  Nachbarland  erleichtert 
und  erweitert  werden  soll,  und  dass  eine  Garantie  für  ein- 
gegangene Verbindlichkeiten  der  Tibetaner  vorgesehen  werden 
muss,  damit  sowohl  die  tibetanische  als  auch  die  chinesische 
Regierung  an  die  Handlungen  ihrer  respektiven  Vertreter 
gebunden  wird.  Sie  wünscht  jedoch  die  Unterhandlungen 
in  Khambadschong  nur  auf  die  Handels-  und  Grenzange- 
legenheiten zu  beschränken  und  in  Sachen  eines  ständigen 
britischen  Agenten  in  Lhassa  oder  Gyangtse  keinen  Vor- 
schlag zu  machen.  Ein  solcher  politischer  Vorposten  könnte 

*)  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  198. 
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nach  Beurteilung  Seiner  Majestät  Regierung  unermessliche 
Schwierigkeiten  und  Verantwortlichkeiten  nach  sich  ziehen, 
obwohl  er  bei  den  gegenwärtigen  Umständen  Vorteile  zu 
versprechen  scheint." 

Die  britische  Regierung  hatte  den  chinesischen  Hof  von 
ihrem  Vorhaben,  die  Grenzkommission  nach  Khambadschong 
vorgehen  zu  lassen,  benachrichtigt,  und  als  die  chinesische 
Regierung  sah,  dass  England  endlich  Ernst  machte,  forderte 
sie  den  Amban  auf,  sofort  einen  genügend  bevollmächtigten 
Abgeordneten  der  tibetanischen  Regierung  nach  Khambad- 
schong zu  schicken.  Und  am  20.  Juli  1903  lässt  der  chine- 
sische Hof  den  Marques  of  Lansdowne  durch  den  britischen 
Minister  in  Peking  davon  in  Kenntnis  setzen,  dass  der  Dalai 
Lama  durch  den  Amban  mitgeteilt  habe,  er  sei  bereit,  zwei 
rangtüchtige  Vertreter  der  tibetanischen  Regierung,  einen 
Offizier  und  einen  Privatmann,  nach  Khambadschong  ab- 
gehen zu  lassen;  er  hoffe  auf  eine  baldige  Lösung  der 
streitigen  Fragen. 


D.  Die  Unterhandlungen  zu  Khambadschong  und 
Vorbereitungen  zur  Expedition. 

Am  7.  Juli  1903  traf  Mr.  White  mit  Major  Bretherton, 
Hauptmann  O'Connor  und  der  200  Mann  starken  Eskorte  in 
Khambadschong  ein,  während  Oberst  Youghusband  mit  einer 
Reserve  von  300  Mann  noch  in  Tangu  zurückblieb.  Sobald 
der  Amban  erfuhr,  dass  Mr.  White  mit  einer  so  starken 
militärischen  Deckung  in  Khambadschong  eingerückt  war, 
setzte  er  seine  Regierung  eilends  davon  in  Kenntnis.  Da 
forderte  der  chinesische  Hof  die  britische  Regierung  auf,  die 
Truppen  unter  Mr.  White  unverzüglich  aus  Tibet  zurück- 
zuziehen, und  betonte,  das  Vorgehen  der  Engländer  in  Tibet 
müsse  bei  den  Tibetanern  nur  noch  grösseres  Misstrauen 
gegen  die  britische  Politik  hervorrufen.  Mit  dieser  Auf- 
forderung nahm  China  Stellung  zugunsten  der  Tibetaner, 
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ohne  sich  über  die  Folgen  davon  Rechenschaft  zu  geben. 
Hätte  der  chinesische  Hof  das  Vorrücken  der  bewaffneten 
britischen  Grenzkommission  unterstützt,  so  würde  er  zweifel- 
los die  chinesische  Autorität  in  Tibet  bestärkt  haben,  und 
die  Unterhandlungen  zu  Khamba  hätten  dadurch  jedenfalls 
eine  andere  Richtung  angenommen.  Protestierte  China  gegen 
das  englische  Vorgehen,  so  glaubte  Tibet,  noch  grössere 
Protestrechte  zu  haben.  Die  Tibetaner  benutzten  somit  die 
Besetzung  von  Khambadschong  als  Protestmittel  gegen  diese 
Unterhandlungen.  Durch  ein  Telegramm  vom  24.  August 
1903  meldet  der  britische  Minister  in  Peking,  Sir  Satow,  der 
britischen  Regierung,  der  Amban  habe  dem  chinesischen 
Hof  mitgeteilt,  die  Tibetaner  weigerten  sich,  in  Khamba  zu 
unterhandeln,  solange  die  indische  Regierung  ihre  Truppen 
nicht  nach  Sikkim  zurückgezogen  habe,  die  Aufregung  der 
Behörden  in  Lhassa  habe  einen  hohen  Grad  erreicht. 

Prinz  Tsching  übergab  am  22.  August  eine  Note  an 
Mr.  Townly,  in  der  er  auf  die  Zurückberufung  der  britischen 
Truppen  dringt  und  dartut,  er  verstehe  wohl,  dass  diese 
Truppenabteilung  nur  zum  persönlichen  Schutz  der  beiden 
Abgeordneten  Younghusband  und  White  bestimmt  seien; 
das  hindere  aber  nicht,  dass  die  Tibetaner  dagegen  leb- 
haften Protest  erhöben  und  aus  Misstrauen  nicht  unterhandeln 
wollten.  Ferner  sei  Khambadschong  zur  Verproviantierung 
von  500  Mann  zu  klein  und  in  jeder  Hinsicht  ungünstig 
gelegen,  er  halte  es  deshalb  für  seine  Pflicht,  die  britische 
Regierung  im  Interesse  des  Friedens  zu  bitten,  ihre  Truppen 
von  Khamba  zurückzuziehen,  damit  friedliche  Unterhandlungen 
begonnen  werden  könnten.  Auf  diese  Note  antwortete  Lord 
Lansdowne  dem  britischen  Geschäftsträger  in  Peking:  „Oberst 
Younghusbands  Instruktion  lautet,  mit  200  Mann  nach  Kham- 
ba vorzurücken  und  die  Geschäfte  mit  tibetanischen  und 
chinesischen  Bevollmächtigten  zu  führen,  300  Mann  haben 
als  Reserve  in  Tangu  zu  bleiben.  Andere  Instruktionen 
können  ihm  zur  Zeit  nicht  gegeben  werden,  da  die  Ver- 
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handlungen  laut  Nachrichten  von  Khamba  bereits  eingeleitet 
sind." 

Prinz  Tsching  beruhigte  sich  mit  dieser  Antwort  und 
Hess  der  britischen  Regierung  mitteilen,  er  habe  volles  Ver- 
trauen auf  seiner  Majestät  Regierung  und  hoffe,  die  freund- 
schaftlichen Beziehungen  zwischen  China  und  Grossbritannien 
würden  ungetrübt  fortbestehen. 

Anders  gesinnt  war  die  Lhassaregierung.  Ihre  unver- 
söhnliche Haltung  ging  so  weit,  dass  weder  Bhutan  noch 
Nepal  noch  China  bei  ihr  etwas  ausrichten  konnte.  Die  in 
Lhassa  zusammengetretene  Nationalversammlung  beschloss, 
mit  den  Engländern  nicht  zu  verkehren  und  sie  mit  den 
Waffen  nach  Yatung  zurückzuweisen,  wenn  sie  sich  nicht 
freiwillig  zurückzögen 

Bei  diesen  Zuständen  sah  sich  die  indische  Regierung 
in  ihrer  Politik  abermals  getäuscht,  und  am  16.  September 
telegraphiert  der  Vizekönig  an  den  Staatssekretär  für  Indien, 
der  letzte  Versuch,  mit  Tibet  ein  friedliches  Abkommen  zu 
erzielen,  habe  soviel  wie  gescheitert,  täglich  könne  ein  An- 
griff auf  die  Gesandtschaft  erwartet  werden,  er  habe  des- 
halb Oberst  Younghusband  bevollmächtigt,  seine  Eskorte  um 
100  Mann  von  der  Reserve  in  Tangu  zu  verstärken,  und  ihn 
beauftragt,  den  Jeylapla-Pass  durch  das  zweite  Pionierregiment 
ausbessern  zu  lassen,  damit  ihn  die  Truppen  zu  einer  all- 
fälligen Besetzung  des  Tschumbitales  leichter  überschreiten 
könnten.  Der  neue  Amban,  Yü-Tai,  sei  noch  nicht  in  Lhassa 
eingetroffen  und  sei  vor  Neujahr  1904  kaum  zu  erwarten; 
man  glaube  allgemein,  es  liege  absichtliche  Zögerung  vor. 
Dagegen  sei  die  Haltung  der  Nepalregierung  befriedigend, 
sie  habe  Younghusband  Lebensmittel  für  die  Truppen  in  Kham- 
badschong  und  500  Yak  zu  Transportzwecken  versprochen, 
dazu  habe  der  Maharadscha  der  Lhassaregierung  geschrieben, 
Tibet  dürfe  in  einem  Kriegsfall  mit  Indien  nicht  auf  die 
Unterstützung  Nepals  hoffen.  Zwei  britische  Untertanen  aus 
Sikkim  seien  in  Shigatse  abgefangen  und  eingesteckt  worden, 
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und  die  Tibetaner  verweigerten  ihre  Freilassung.  Der  Vize- 
könig hob  besonders  hervor,  die  indische  Regierung  habe 
sich  den  Tibetanern  zu  geduldig  und  nachgiebig  gezeigt; 
die  Regierung  in  Lhassa  habe  ganz  falsche  Ansichten  von 
der  britischen  Macht  und  glaube,  es  gelinge  ihr  doch  noch, 
die  Grenzkommission  nach  Yatung  zurückzudrängen.  Bei 
dieser  Sachlage  sehe  Oberst  Younghusband  nichts  anderes 
voraus,  als  eine  bewaffnete  Gesandtschaft  nach  Gyangtse 
vorrücken  zu  lassen  und  so  die  Tibetaner  von  ihrer  Macht- 
losigkeit zu  überzeugen. 

Auf  diese  Nachricht  antwortet  der  Staatssekretär  für  In- 
dien am  20.  Oktober  1903  dem  Vizekönig,  der  britische 
Minister  in  Peking  werde  abermals  beauftragt,  die  feindselige 
Haltung  der  Tibetaner  und  den  Ernst  der  Sache  der  chine- 
sischen Regierung  vor  die  Augen  zu  führen.  Und  am  22. 
richtet  Lord  Lansdowne  noch  folgende  Depesche  an  Sir  Satow 
in  Peking: 

*)  „Obwohl  der  Dalai  Lama  mit  Khambadschong  als 
Unterhandlungsplatz  einverstanden  war,  weigern  sich  die 
Tibetaner  in  Khamba  zu  unterhandeln ;  sie  ziehen  Truppen 
zusammen  und  treffen  alle  Vorbereitungen  zu  offenen  Feind- 
seligkeiten. Zwei  britische  Untertanen  wurden  in  Shigatse 
ins  Gefängnis  geworfen,  und  ihre  Freilassung  wird  verweigert. 
Sie  sollten  den  chinesischen  Behörden  dartun,  dass  Seiner 
Majestät  Regierung,  während  sie  von  dem  einzigen  Wunsche 
beseelt  ist,  mit  Tibet  freundschaftliche  Beziehungen  anzu- 
bahnen, eine  so  unhöfliche  und  ungerechtfertigte  Behandlung 
ihrer  Abgeordneten  nicht  dulden  kann.  Noch  weniger  kann  sie 
zugeben,  dass  die  Tibetaner  ungestraft  britische  Untertanen 
gefangen  halten.  Sie  sollten  die  chinesische  Regierung  davon 
unterrichten,  dass  Seiner  Majestät  Regierung  erwartet,  China 
werde  unverzüglich  auf  den  Dalai  Lama  in  dieser  Sache  einen 
Druck  ausüben,  dass  er  die  zwei  eingesteckten  Sikkimesen 

*)  Papers  relating  to  Tibet,  I.  Teil,  Seite  210. 
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herausgibt  und  dafür  sorgt,  dass  die  Vertreter  der  tibetani- 
schen Regierung  die  Unterhandlungen  mit  den  britischen  Ab- 
geordneten ohne  Zögern  beginnen.  Die  chinesische  Regierung 
sollte  durchaus  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass, 
wenn  der  Dalai  Lama  diesen  Aufforderungen  nicht  sofortige 
Genugtuung  gibt,  Seiner  Majestät  Regierung  sich  gezwungen 
sieht,  selbst  zu  solchen  Massnahmen  zu  greifen,  als  sie  zum 
Schutz  ihrer  Gesandtschaft  und  zur  Befreiung  ihrer  in  Shigatse 
gefangenen  Untertanen  für  nötig  und  wirksam  hält." 

Darauf  teilt  Sir  Satow  dem  Marques  of  Lansdowne  mit, 
die  chinesische  Regierung  sei  ängstlich  bemüht,  die  Tibetaner 
zum  Verstand  zu  bringen,  sie  habe  ihm  versichert,  sie  werde 
zu  einer  friedlichen  Lösung  der  streitigen  Fragen  alles  auf- 
bieten, sie  habe  den  Amban  und  den  Dalai  Lama  wiederum 
in  allem  Ernst  aufgefordert,  die  Unterhandlungen  in  Kham- 
badschong  sogleich  beginnen  zu  lassen  und  die  gefangenen 
britischen  Untertanen  loszugeben.  Der  neue  Amban  Yü-Tai 
habe  sich  zu  lang  in  Tschengtu,  beim  Gouverneur  und  Vize- 
könig der  Provinz  Setschuan,  aufgehalten,  denn  er  habe  eine 
grössere  Truppenabteilung  mit  sich  nach  Lhassa  führen  wollen, 
um  damit  das  chinesische  Ansehen  in  Tibet  etwas  zu  be- 
stärken, er  sei  aber  mit  dem  Vizekönig  in  Tschengtu  darüber 
nicht  einig  geworden. 

Der  Generalgouverneur,  Lord  Curzon,  hatte  Younghusband 
im  Oktober  zu  einer  persönlichen  Konferenz  in  Sachen  einer 
bewaffneten  Expedition,  die  ins  Innere  von  Tibet  vorrücken 
sollte,  nach  Simla  berufen.  Bei  dieser  Zusammenkunft  handelte 
es  sich  um  folgende  Tatsachen,  die  eine  solche  Expedition 
rechtfertigen: 

1.  Obwohl  der  Dalai  Lama  tibetanische  Abgeordnete 
zur  britischen  Grenzkommission  nach  Khambadschong  ge- 
schickt hatte,  konnten  keine  Unterhandlungen  begonnen  werden, 
weil  die  Vertreter  der  tibetanischen  Regierung  jeglichen  Ver- 
kehr mit  Oberst  Younghusband,  sowohl  politischer  als  sozialer 
Natur,  ablehnten  und  sich  mehr  als  drei  Monate  lang  im  Fort 


—  106  — 


Khamba  eingeschlossen  hielten.  Sie  hatten  nicht  einmal  den 
Abgeordneten  des  Tashi  Lama  von  Shigatse,  die  sie  zu  fried- 
lichen Unterhandlungen  ermahnten,  Gehör  gegeben.  Diese 
Haltung  zeugte  entschieden  von  der  feindseligen  Gesinnung 
der  Hierarchie  in  Lhassa,  die  sich  vorgenommen  hatte,  unter 
Aufbietung  aller  möglichen  Mittel  die  britische  Kommission 
nach  Yatung  zurückzudrängen.  Die  Vertreter  der  Lhassa- 
regierung  hielten  die  britische  Kommission  nicht  nur  untätig 
hin,  sondern  behandelten  sie  bei  jeder  Gelegenheit  unwürdig. 
Die  Tibetaner  rüsteten  zum  Krieg,  indem  sie  die  Sikkim- 
grenze,  Shigatse  und  Gyangtse  militärisch  besetzten  und  dem 
Handel  über  den  Jeylapla-Pass  ein  Ende  machten,  dazu  hatten 
sie  den  Aufforderungen  der  chinesischen  Regierung,  die  zwei 
in  Shigatse  eingesteckten  britischen  Untertanen  freizugeben, 
keine  Folge  geleistet;  es  ging  sogar  das  Gerücht,  diese  Ge- 
fangenen seien  in  Lhassa  hingerichtet  worden. 

2.  Die  von  der  indischen  Regierung  seit  15  Jahren  mit 
Tibet  verfolgte  Politik  wurde  von  den  Tibetanern  missbraucht, 
weil  sie  das  friedliche  und  nachgiebige  Verfahren  der  Eng- 
länder für  Ohnmacht  hielten.  Tibetanische  Abgeordnete  hatten 
sich  öfters  geäussert,  dass  die  tibetanische  Regierung  die 
Verträge,  welche  England  mit  China  für  Tibet  ohne  tibe- 
tanische Mitwirkung  abschliesse,  nicht  anerkenne.  Die  Tibe- 
taner bildeten  sich  ein,  England  wage  es  nicht  mehr,  mit 
Tibet  Krieg  zu  führen,  weil  Russland  keine  fernere  britische 
Besetzung  tibetanischen  Gebietes  zugeben  würde. 

3.  In  Bezug  auf  die  chinesischen  Bevollmächtigten,  die 
nach  Khamba  geschickt  worden  waren,  hatte  Oberst  Youn- 
ghusband  erfahren,  dass  keiner  weder  gehörigen  Rang  noch 
genügende  Vollmacht  besass.  Der  Abgeordnete  Ho  Kwang 
Sü  hatte  sich  dazu  noch  zu  wenig  Mühe  gegeben,  und 
Tschao  entbehrte  jedes  staatsmännischen  Talents.  Younghus- 
band  konnte  einzig  mit  Hauptmann  Parr  vernünftig  verkehren. 
Von  Anbeginn  des  Streites  legte  die  chinesische  Regierung 
nur  Schwachheit  und  Gleichgültigkeit  an  den  Tag;  sie  tagte 
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die  Geschäfte  zu  Khambadschong  direkt  und  indirekt  hinaus. 
Hätte  China  an  der  Lösung  der  Streitfragen  mehr  Interesse 
gezeigt,  so  hätte  die  tibetanische  Regierung  nachgeben 
müssen;  der  chinesische  Hof  hatte  aber  seine  Süzeräne 
Gewalt  über  Tibet  an  untüchtige  Männer  ausgeliefert,  die 
bei  der  eigensinnigen  und  verblendeten  Hierarchie  in  Lhassa 
nichts  auszurichten  vermochten.  Anstatt  über  Indien  schnell 
und  sicher  mit  dem  Amban  zu  verkehren,  zog  die  chinesische 
Regierung  den  langwierigen  Weg  über  Innerchina  vor,  und 
der  Amban  selbst  erwies  sich  unpünktlich  in  der  Beantwor- 
tung der  Briefe  des  Vizekönigs  von  Indien. 

Angesichts  dieser  Tatsachen  erklärt  Oberst  Younghus- 
band,  es  sei  durchaus  nötig,  dass  eine  bewaffnete  britische 
Macht  wenigstens  bis  nach  Gyangtse  vorgehe;  nur  solche 
Massnahmen  vermöchten  auf  die  Lhassaregierung  einen 
Eindruck  zu  machen.  Die  Besetzung  des  Tschumbitales 
genüge  nicht,  denn  dieses  Gebiet  werde  von  den  Tibetanern, 
weil  es  auf  der  Indienseite  der  Pässe  liege,  eigentlich  nicht 
zu  Tibet  gerechnet.  Die  Tibetaner  würden  daher  die  Räu- 
mung von  Khamba  und  die  Besetzung  des  Tschumbitals 
als  einen  Rückzug  der  Engländer  taxieren,  und  die  Grenz- 
kommission würde  sich  in  Phari  vor  denselben  Streitigkeiten 
sehen,  wie  jetzt  in  Khambadschong. 

Oberst  Younghusband  betonte  auch,  es  sei  sehr  wichtig, 
dass  das  tibetanische  Volk  mit  einer  englischen  Gesandt- 
schaft, die  auf  friedlichem  Fusse  vorzugehen  hätte,  Fühlung 
bekomme,  damit  ihm  die  Gelegenheit  geboten  werde,  die  wahre 
Gesinnung  der  Engländer  kennen  zu  lernen.  Die  Bevölkerung 
von  Khambadschong  und  Umgebung  sei  im  Verkehr  mit  den 
britischen  Truppen  recht  freundlich  geworden,  weil  die  Sol- 
daten sich  nichts  aneigneten  ohne  Barzahlung  und  sich  im 
Gegenteil  zu  den  tibetanischen  Milizen  keinerlei  Ausschrei- 
tungen schuldig  machten.  Die  Tibetaner  in  Khambadschong 
hätten  den  Engländern  mehr  Achtung  erwiesen  als  den  an- 
wesenden Chinesen,  nur  die  Priesterschaft  nehme  eine  immer 
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unversöhnlichere  Haltung  an  und  wolle  den  Krieg,  ohne  sich 
über  die  Folgen  desselben  Rechenschaft  zu  geben. 

Hauptmann  O'Connor  erfuhr  in  einem  Privatgespräch 
mit  einigen  Abgeordneten  von  Shigatse,  dass  die  Zahl  der 
Lama  in  den  grossen  Klöstern  bei  Lhassa  und  in  Shigatse 
über  20,000  betrage.  Diese  Lama  seien  imstande  die 
Waffen  zu  führen  und  überträfen  die  übrige  tibetanische 
Militärmacht,  die  nicht  viel  über  6000  Mann  zähle. 

Im  Namen  des  Tahsi  Lama  wollten  diese  Abgeordneten 
von  Shigatse  bei  Oberst  Younghusband  vorgestellt  werden, 
um  ihn  zum  Rückzug  nach  Yatung  zu  bewegen.  Als  sie 
bei  ihm  empfangen  wurden,  eröffneten  sie  ihm,  der  Taschi 
Lama  sei  von  der  Lhassaregierung  für  die  Besetzung  von 
Khambadschong  durch  die  Engländer  verantwortlich  gemacht 
worden;  der  Dalai  Lama  habe  den  Taschi  Lama  drohend 
aufgefordert,  die  englischen  Truppen  aus  Tibet  zu  vertreiben. 
Da  erzählte  Oberst  Younghusband  den  Mönchen,  dass  die 
Tibetaner  im  Jahre  1886  in  Sikkim  eingefallen  seien,  ohne 
von  den  Sikkimesen  oder  von  den  Engländern  herausge- 
fordert worden  zu  sein,  wie  sie  das  Ländchen  zugerichtet 
hätten,  bis  sie  zwei  Jahre  später  von  britischen  Truppen 
über  die  Grenze  ins  Tschumbital  zurückgetrieben  worden 
seien,  dass  dann  der  Amban  auf  Bitten  der  Tibetaner  und  mit 
Einwilligung  der  chinesischen  Regierung  selbst  nach  Indien 
gekommen  sei,  um  für  den  Frieden  einzustehen,  und  dass 
im  Jahre  1890  zwischen  China  und  Grossbritannien  in  Be- 
zug auf  Tibet  und  Sikkim  ein  Vertrag  abgeschlossen  worden 
sei,  der  die  Beziehungen  zwischen  Tibet  und  Indien  geregelt 
und  den  Frieden  verbürgt  habe.  Er  wies  besonders  darauf 
hin,  dass  dieser  Vertrag  und  die  Handelsartikel  von  1893 
von  den  Tibetanern  rücksichtslos  umgangen  und  verworfen 
würden,  und  dass  die  tibetanische  Regierung  die  chinesische 
Oberhoheit  über  Tibet  zu  wenig  achte,  indem  sie  sich  um 
die  Befehle  des  Kaisers  von  China  nichts  kümmere  und 
Indiens  friedliche  Bemühungen  im  schlimmsten  Sinne  miss- 
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achte,  ohne  zu  bedenken,  dass  eine  solche  Haltung  den  Frieden 
gefährden  müsse.  Dennoch,  sagte  er,  habe  die  indische  Re- 
gierung für  Tibet  nur  Gedanken  des  Friedens  und  wünsche 
Handel  und  Verkehr  mit  dem  tibetanischen  Volk  zu  er- 
leichtern und  zu  erweitern.  Sie  habe  ihn  und  seine  Offiziere, 
begleitet  von  einer  Schutzwache  von  200  Mann,  nach  Kham- 
badschong  gesandt,  um  mit  tibetanischen  und  chinesischen 
Abgeordneten  die  Grenz-  und  Handelsangelegenheiten  zu 
besprechen,  die  Vertragsrechte  und  Vertragspflichten  zu 
prüfen  und  die  Missverständnisse  zu  erörtern.  Die  indische 
Regierung  habe  Khamba  zum  Unterhandlungsort  bestimmt, 
weil  die  Tibetaner  den  Friedensvertrag  von  1890,  der  in 
Indien  abgeschlossen  worden  sei,  verwürfen  und  sagten, 
ein  in  Indien  zustande  gebrachter  Vertrag,  den  sie  übrigens 
nie  gesehen,  werde  in  Tibet  nicht  anerkannt. 

Der  Wortführer  der  Mönche  erwiderte  darauf,  wenn 
der  Vertrag  von  keinem  tibetanischen  Abgeordneten  unter- 
zeichnet sei,  gehe  er  Tibet  auch  nichts  an;  denn  der  Am- 
ban  allein  könne  für  Tibet  keine  Verträge  abschliessen.  Da 
sagte  Oberst  Younghusband,  die  Abgeordneten  von  Gross- 
britannien, Tibet  und  China  seien  gerade  deshalb  anwesend, 
um  auf  der  Grundlage  des  alten  Vertrages  einen  neuen  auf- 
zustellen. Der  Mönch  meinte  dann,  Tibet  sei  bereit,  mit 
England  ein  Uebereinkommen  zu  treffen,  doch  in  Khamba- 
dschong  dürfe  nicht  unterhandelt  werden.  Erst  wenn  Oberst 
Younghusband  seine  Truppen  nach  Yatung  zurückgezogen 
habe,  könnten  die  Unterhandlungen  beginnen. 

Als  diese  Mönche  sahen,  dass  die  Grenzkommission 
nicht  zu  bewegen  war,  zogen  sie  sich  nach  Shigatse  zurück. 

Am  21.  August  kam  eine  zweite  Gesandtschaft  des 
Tashi  Lama  von  Shigatse  nach  Khambadschong  ins  englische 
Lager.  Sie  bestand  aus  zwei  Mönchen  und  dem  Abt  des 
Klosters  Tashi-Lampo.  Diese  drei  Lama  hatten  ebenfalls 
den  Auftrag,  Younghusband  zum  Rückzug  von  Khamba 
nach  Yatung  zu  bewegen.  Der  Abt  äusserte  sich  zu  Young- 
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husband,  es  sei  nicht  Brauch  in  Tibet,  dass  das  Haupt  eines 
grossen  Klosters  an  einer  politischen,  rein  weltlichen  Mission 
teilnehme;  aber  auf  einer  Versammlung  der  Behörden  zu 
Shigatse  sei  beschlossen  worden,  dass  gerade  er  die  Worte 
des  Tashi  Lama  dem  Vertreter  der  britischen  Regierung 
nach  Khamba  überbringen  müsse.  Er  erklärte  dann,  jede 
tibetanische  Provinz  werde  von  der  Regierung  in  Lhassa 
für  die  Fernhaltung  der  Fremden  verantwortlich  gemacht. 
Darum  fordere  der  Dalai  Lama  unter  heftigen  Vorstellungen 
den  Tashi  Lama  auf,  die  fremde  Kommission  um  jeden 
Preis  von  Khambadschong  zurückzuweisen.  Der  Tashi  Lama 
hoffe,  Younghusband  werde  ihm  so  viel  Rücksicht  und 
Freundlichkeit  erweisen  und  seine  Truppen  nach  Yatung 
ins  Tschumbital  zurückführen,  dort  sei  der  Ort,  wo  die 
Verhandlungen  geführt  werden  könnten.  Es  sei  nie  Sitte 
gewesen,  dass  Fremde  tibetanisches  Gebiet  beträten,  noch 
nie  seien  fremde  Soldaten  soweit  nach  Tibet  hereingekom- 
men. Die  tibetanische  Regierung  habe  auf  Chinas  Bitten 
den  Engländern  Yatung  zum  Handeln  und  Unterhandeln  ab- 
getreten, und  nun  wolle  England  noch  mehr. 

Da  erklärte  ihm  Oberst  Younghusband  die  Gründe, 
warum  die  Unterhandlungen  auf  tibetanischem  Gebiet  statt- 
finden müssen  und  versprach  ihm,  er  wolle  diese  Besprechung 
dem  Vizekönig  von  Indien  mitteilen,  es  sei  aber  zweifelhaft, 
ob  dieser  seine  gegebene  Instruktion  ändere;  es  wäre  besser, 
die  Behörden  von  Shigatse  würden  die  Regierung  von  Lhassa 
zu  beeinflussen  suchen,  dass  sie  rangtüchtige,  genügend  be- 
vollmächtigte Männer  nach  Khamba  schicke,  mit  deren  Hülfe 
die  Streitfragen  in  kurzer  Zeit  zu  erledigen  wären. 

Der  Abt  war  ein  für  tibetanische  Verhältnisse  gebildeter, 
ehrwürdiger  Mann ;  sein  ganzes  Wesen  machte  auf  die  bri- 
tischen Offiziere  einen  guten  Eindruck.  Oberst  Younghusband 
und  Hauptmann  O'Connor  empfingen  ihn  mehrmals.  Mit  den 
übrigen  Abgeordneten  besuchte  der  Abt  die  Vertreter  der 
Lhassaregierung,  die  sich  im  Fort  Khamba  eingeschlossen 
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hatten.  Der  Abt  redete  diesen  Beamten  zu,  sie  möchten  doch 
den  günstigen  Moment  benützen  und  die  Unterhandlungen 
beginnen,  es  nütze  nichts,  die  britische  Kommission  noch 
länger  hinzuhalten  und  ihr  gegenüber  eine  so  unwürdige 
Haltung  anzunehmen;  sie  hätten  nur  zu  wollen,  denn  die 
Engländer  seien  bereit,  die  Sache  so  schnell  wie  möglich 
zu  erledigen  und  dann  Tibet  zu  verlassen.  Die  Vertreter 
der  Regierung  zu  Lhassa  beharrten  aber  darauf,  nur  in  Yatung 
unterhandeln  zu  wollen.  Hauptmann  Parr,  der  als  erster 
chinesischer  Bevollmächtigter  die  Mönche  von  Shigatse  be- 
gleitet hatte,  bestätigte  des  Abtes  Aussage  und  sagte,  China 
und  Indien  seien  zur  Erledigung  dieser  Geschäfte  längst  be- 
reit, und  es  wäre  unverantwortlich,  wenn  die  Konferenz  ein- 
zig an  der  Widerspenstigkeit  der  tibetanischen  Abgeordneten 
scheitern  müsste.  Diese  aber  Hessen  sich  durchaus  nicht 
bewegen  und  erklärten,  sie  hätten  strenge  Ordre  von  Lhassa, 
mit  den  Engländern  in  Khambadschong  auf  keine  Unter- 
handlungen einzugehen. 

Tags  darauf  kam  der  Abt  abermals  zu  Oberst  Younghus- 
band  und  sagte  ihm,  es  seien  in  der  Umgebung  von  Khamba 
einige  hundert  tibetanische  Soldaten  angesammelt  worden, 
er  wolle  dafür  sorgen,  dass  sie  zurückgezogen  würden,  wenn 
Oberst  Younghusband  seine  200  Mann  starke  Eskorte  nach 
Giaogong  zurückschicke.  In  diesem  Falle  wäre  der  Dalai 
Lama  gewiss  bereit,  in  Khambadschong  in  Unterhandlungen 
zu  willigen.  Younghusband  erwiderte,  er  habe  nichts  gegen 
die  Anwesenheit  tibetanischer  Soldaten.  Darauf  bat  der  Abt, 
Oberst  Younghusband  möchte  doch  100  Mann  entlassen, 
dann  wolle  er  selbst  als  Geisel  bei  ihm  bleiben,  wenn  er 
glaube,  sein  Leben  wäre  bei  der  geringen  Leibwache  ge- 
fährdet. Younghusband  erwiderte  darauf,  200  Mann  wären  für 
feindliche  Zwecke  viel  zu  wenig,  und  weil  er  nur  zu  friedlichen 
Unterhandlungen  nach  Khamba  gekommen  sei,  habe  er  eine 
kleine  Eskorte  mitgebracht,  die  allerdings  für  seinen  Rang 
grösser  sein  dürfte.  Endlich  machte  Oberst  Younghusband  den 
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Abt  nochmals  auf  die  Möglichkeit  aufmerksam,  dass  die  Be- 
hörden von  Shigatse  vielleicht  doch  imstande  wären,  die 
Lhassa-Regierung  für  eine  vernünftigere  Haltung  zu  gewinnen. 
Der  Abt  aber  erwiderte,  der  Tashi  Lama  habe  kein  Recht, 
in  die  Anordnungen  der  Regierung  in  Lhassa  zu  reden. 

Der  Abt  wurde  von  Younghusband  auch  über  die  Ver- 
haftung der  zwei  britischen  Untertanen  befragt.  Da  sagte 
er,  sie  seien  auf  Befehle  von  Lhassa  in  Shigatse  gefangen 
gesetzt  worden,  der  Tashi  Lama  habe  nichts  damit  zu  tun 
gehabt  und  könne  auch  nichts  für  sie  tun.  Beide  seien  nach 
Lhassa  ins  Gefängnis  überführt  worden,  und  weitere  Auf- 
klärungen über  sie  könne  er  nicht  geben.  Hierauf  antwortete 
Oberst  Younghusband,  er  dürfe  keinen  Unterschied  machen 
zwischen  Shigatse  und  Lhassa,  beide  Orte  gehörten  eben  zu 
Tibet,  und  das  ganze  Land  sei  verantwortlich  für  die  Ge- 
fangenen, er  verlange  von  Tibet  2000  Rupien  als  Entschädi- 
gung für  die  Beiden,  dazu  müssten  sie  befreit  und  ihm  vor- 
geführt werden. 

In  einer  abermaligen  Unterredung  mit  den  Mönchen  er- 
kundigte sich  Hauptmann  O'Connor,  der  sich  mit  ihnen  in 
tibetanischer  Sprache  unterhielt,  über  die  Beziehungen  zwischen 
Nepal  und  Tibet.  Sie  sagten  ihm,  die  Beziehungen  der  beiden 
Nationen  seien  recht  herzliche,  dazu  bestehe  zwischen  ihnen 
ein  Vertrag,  der  den  Tibetanern  im  Falle  eines  Krieges  mit 
England  oder  einer  anderen  fremden  Macht  die  Unterstützung 
von  Nepal  zusichere.  O'Connor  übersetzte  ihnen  dann  den 
Brief,  den  der  Maharaja  von  Nepal  in  Bezug  auf  die  streitigen 
Angelegenheiten  zwischen  Indien  und  Tibet  an  den  Dalai 
Lama  und  seine  Räte  geschickt  hatte,  und  wovon  Oberst 
Younghusband  folgende  Abschrift  besass : 

*)  „Von  Seiner  Excellenz  Maharaja  Tschandra  Shamshar 
Jang  an  die  vier  Kazis  von  Lhassa,  datiert  Samvat,  1960. 
Laut  Nachrichten,  die  mir  von  meinen  Beamten  an  der  Grenze, 
sowie  durch  Zeitungen  zugegangen  sind,  sollen  Abgeordnete 

*)  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  265-  266. 
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der  britischen  Regierung  einige  Vertreter  der  Behörden  zu 
Lhassa  an  einem  Ort  genannt  Khambadschong  in  Tibet  er- 
warten, um  über  die  von  Euch  verworfenen  Verträge  von 
1890  und  1893  zu  unterhandeln.  Doch  infolge  Ausbleibens 
gehörig  bevollmächtigter  Abgeordneter  Eurer  Regierung  und 
wegen  der  Gleichgültigkeit  der  lokalen  Beamten  konnten  die 
Unterhandlungen  nicht  stattfinden,  und  die  Abgeordneten 
der  britischen  Regierung  werden  dort  unnützerweise  hinge- 
halten.  Eure  Regierung  scheint  in  dieser  Sache  unversöhn- 
lich und  unvorsichtig  zu  sein  und  Euer  gänzliches  Still- 
schweigen verursacht  mir  ernste  Besorgnis.  Doch  die  freund- 
lichen und  brüderlichen  Beziehungen  so  langer  Dauer  zwischen 
der  tibetanischen  Regierung  und  Nepal  veranlassen  mich, 
Euch  bei  dieser  Gelegenheit  über  meine  Ansichten  in  Be- 
zug auf  diese  wichtige  Sache  aufzuklären.  Zuversichtlich 
hoffe  ich,  mein  Rat  werde  Euch,  wenn  befolgt,  zum  Vorteil 
gereichen.  Vor  einiger  Zeit  erkundigte  ich  mich  durch  meinen 
Brief  von  Bhadra  Badi  den  8.,  Freitag,  Samvat  1958,  ob 
die  Gerüchte  von  einem  gewissen  Vertrag  zwischen  Tibet 
und  Russland  auf  Wirklichkeit  beruhen  oder  nicht.  Darauf 
erhielt  ich  eine  Rückantwort  von  Magra  Sudi  5.  Montag, 
Samvat  1958,  die  mir  beteuerte,  diese  Gerüchte  seien  ganz 
unbegründet,  sie  müssten  in  Umlauf  gekommen  sein,  um 
einen  Bruch  zwischen  Tibet  und  Nepal  herbeizuführen.  Diese 
Versicherung,  vereint  mit  der  Ueberzeugung,  dass  solch  re- 
volutionäre Schritte  niemals  von  Männern  Eurer  Einsicht 
und  Eures  Verstandes  getan  werden  könnten,  Hessen  unsere 
freundlichen  Beziehungen  wie  bis  dahin  fortbestehen.  Weil 
aber  die  britischen  Abgeordneten  mit  der  Absicht,  in  Sachen 
oben  genannter  Verträge  ein  befriedigendes  Abkommen  zu 
erzielen,   in  Khambadschong   längst  vergeblich  auf  Euch 
warten,  und  Euere  lange  Nachlässigkeit  in  diesen  Dingen 
im  Verein  mit  Eurer  Missachtung  beides  für  die  chinesische 
und  die  indische  Regierung  eine  Einigung  vereitelt  hat,  so 
muss   ich   befürchten,  eine   so  unverantwortliche  Haltung 
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Eurerseits  müsse  schwere  Folgen  nach  sich  ziehen,  was 
mich  mit  Sorgen  um  Euch  erfüllt. 

In  dem  zwischen  Eurer  Regierung  und  Nepal  am  3. 
Tschaita  Badi,  Montag,  Samvat  1912  abgeschlossenen  Ver- 
trag istf  estgestellt,  dass  im  Falle  einer  fremden  Invasion  in 
Tibet  meine  Regierung  Tibet  zu  unterstützen  hat.  Wenn  folg- 
lich zwischen  Euch  und  einer  fremden  Macht  eine  Meinungs- 
verschiedenheit besteht,  so  ist  es,  um  jegliche  Störung  zu 
verhüten,  meine  Pflicht,  Euch  nach  meiner  Möglichkeit  mit 
Rat  und  Tat  beizustehen.  Da  aber  die  Art  und  Weise,  wie 
Ihr  Eure  Politik  geführt  habt,  nicht  gerade  löblich  ist,  so 
kann  ich  Euch  nur  mit  Ratschlägen,  die  zur  Wohlfahrt 
Eures  Landes  dienen  sollen,  an  die  Hand  gehen.  Hoffentlich 
werdet  Ihr  diese  meine  Ratschläge,  die  mein  ganzes  Wohl- 
wollen bezeugen,  dem  Potala  Lama  unterbreiten  und  sie 
ohne  Zögern  befolgen.  Solltet  Ihr  meinen  guten  Rat  unbe- 
achtet lassen,  und  infolgedessen  in  ernste  Schwierigkeiten 
verwickelt  werden,  so  kann  ich  Euch  in  der  kritischen  Lage, 
die  Ihr  mit  Eurer  obstruktiven  Haltung  selbst  geschaffen 
habt,  keine  andere  Art  von  Unterstützung  angedeihen  lassen. 
Wohlverstanden  scheint  die  britische  Regierung  in  dieser 
Angelegenheit  weder  mit  Unrecht  noch  gewalttätig  gehandelt 
zu  haben,  es  ist  ihr  einfach  daran  gelegen,  ihre  Vertrags- 
rechte geltend  zu  machen,  wozu  ja  jedermann  sein  Recht  hat. 
Es  ist  durchaus  vertragswidrig  und  ein  Verbrechen  gegen 
alle  sittliche  Politik,  eine  so  wichtige  Sache  immer  weiter 
hinauszuschieben,  alle  Vertragsbedingungen  zu  brechen, 
und  die  Beamten  einer  so  mächtigen  Regierung,  die  zur 
Befestigung  ihrer  vollen  Rechte  gekommen  sind,  als  Feinde 
zu  behandeln.  Wenn  übrigens  Seine  Majestät,  der  Kaiser 
von  China,  bei  Euch  und  zu  Eurem  Wohle  seine  Vertreter 
oder  Amban  von  so  hohem  Rang  eingesetzt  hat,  so  begeht 
Ihr  schon  einen  ernsten  Fehler,  indem  Ihr  ihren  guten  Rat 
missachtet  und  die  Unterhandlungen  mit  den  britischen  Ab- 
geordneten vereitelt." 
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Die  Mönche  schienen  den  ernsten  und  überzeugenden 
Ton  dieses  Schreibens  zu  verstehen  und  sagten,  der  Tashi 
Lama  könne  der  Regierung  in  Lhassa  nicht  mehr  Unter- 
stützung gewähren,  als  der  Maharaja  von  Nepal,  er  könne 
den  Dalai  Lama  höchstens  zum  Frieden  ermahnen.  Früher 
habe  der  Tashi  Lama  in  der  Politik  etwas  zu  sagen  gehabt, 
während  jetzt  die  Klöster  in  Lhassa  alles  regieren. 

Am  11.  Oktober  reiste  Oberst  Younghusband  nach  Simla 
ab  und  100  Mann  Verstärkung  wurden  von  Tangu  nach 
Khamba  gezogen.  Diese  Vorgänge  verursachten  unter  den 
Tibetanern  und  Chinesen  grosse  Aufregung,  denn  sie  meinten, 
Mr.  White  werde  nun  mit  der  verstärkten  Eskorte  geeignete 
Winterquartiere  beziehen,  und  Younghusband  habe  mit  den 
Mönchen  von  Shigatse  ein  geheimes  Abkommen  getroffen 
und  sei  damit  zum  Vizekönig  nach  Simla  abgereist.  Sogleich 
versammelten  sich  die  chinesischen  und  tibetanischen  Ab- 
geordneten und  beschlossen,  die  verdächtigen  Vorfälle  nach 
Lhassa  zu  melden.  Das  ging  dann  so  schnell,  dass  der 
Amban  schon  am  17.  Oktober  dem  Vizekönig  mitteilte,  er 
bitte  ihn,  dafür  sorgen  zu  wollen,  dass  die  britischen  Truppen 
weder  nach  Gyangtse  noch  nach  Phari  vorrücken,  um  Winter- 
quartiere zu  beziehen.  Alle  Pässe  seien  nämlich  von  tibe- 
tanischen Truppen  besetzt  und  ein  Vorrücken  der  Engländer 
würde  einen  Konflikt  unvermeidlich  machen.  Der  Dalai 
Lama  sei  von  der  chinesischen  Regierung  neuerdings  auf- 
gefordert worden,  einen  Staatsrat  und  ihn,  den  Amban,  nach 
Khambadschong  abgehen  zu  lassen;  es  sei  aber  bis  dahin 
keine  Möglichkeit  vorhanden  gewesen,  diesem  Aufgebot  Folge 
zu  leisten,  denn  in  Lhassa  herrsche  Uneinigkeit  und  Unent- 
schlossenheit.  Oberst  Younghusband  solle  die  Unterhand- 
lungen mit  Oberst  Tschao  führen  und  in  Khamba  den  neuen 
Amban  erwarten;  doch  könnten  noch  drei  Monate  verstreichen, 
bis  er  zur  Stelle  sei. 

Schon  zu  dieser  Zeit  begannen  die  Tibetaner  mit  offenen 
Feindseligkeiten:    Bewaffnete  Banden   näherten   sich  dem 
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britischen  Lager;  alle  Strassen  zwischen  Gyangtse  und  Kham- 
badschong  wimmelten  von  bewaffneten  Hufen,  die  die  Bauern 
brandschatzten.  Im  Tschumbital  requirierten  die  tibetanischen 
Behörden  sämtliche  Maultiere  und  Yak,  ohne  sie  zu  be- 
zahlen, so  dass  die  Tschumbileute  in  aller  Eile  viele  dieser 
Tiere  über  die  Pässe  nach  Sikkim  trieben  und  sie  an  die 
Engländer  um  bare  Münze  absetzten.  Die  500  Yak,  die 
Nepal  nach  Khamba  zu  liefern  versprochen  hatte,  wurden 
beim  Uebergang  über  den  Tipta-La-Pass  von  tibetanischen 
Truppen  überfallen,  teils  zersprengt,  teils  abgefangen,  und 
die  Yaktreiber  gingen  unter  den  tibetanischen  Waffen  oder 
durch  die  Kälte  zu  Grunde. 

An  diesen  Feindseligkeiten  beteiligte  sich  das  tibetani- 
sche Volk  nur  insofern  es  von  seinen  Behörden  gezwungen 
wurde;  es  schien  sich  vor  der  Raubgier  seiner  eigenen 
Truppen  und  vor  der  Wut  der  Beamten  mehr  zu  fürchten 
als  vor  den  Engländern. 

Endlich  hatte  die  indische  Regierung  den  Entschluss 
gefasst,  eine  bewaffnete  Gesandtschaft  nach  Gyangtse  vor- 
gehen zu  lassen,  doch  zum  Handeln  bedurfte  sie  noch  der 
Begutachtung  Seiner  Majestät  Regierung,  die  den  Vizekönig 
bereits  angefragt  hatte,  welche  Truppenstärke  zum  Schutz 
der  Gesandtschaft  erforderlich  wäre,  und  unter  welchem 
Kostenaufwand  diese  Expedition  ausgeführt  werden  könnte. 
Und  am  4.  November  telegraphiert  Lord  Curzon  an  den 
Staatssekretär  für  Indien  in  London:  *)  „Der  Bruch  der 
Unterhandlungen  mit  Tibet  ist  (wenn  man  überhaupt  an- 
nehmen darf,  sie  hätten  jemals  begonnen)  tatsächlich  ein- 
getreten. So  ist  die  Sachlage,  die  in  Seiner  Lordschaft 
Telegramm  vom  1.  Oktober  als  Grundbedingung  zum  Vor- 
gehen bezeichnet  worden  ist,  nun  wirklich  da.  Von  der 
ersten  Zusammenkunft  an  bis  jetzt  haben  sich  die  tibetani- 
schen Abgeordneten  geweigert,  die  Aufträge  von  Oberst 
Younghusband  nach  Lhassa  zu  übermitteln  oder  ein  Wort 
mit  ihm  zu  verkehren.    Der  Dalai  Lama  selbst  hat  auf 
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unser  vor  4  Monaten  an  ihn  gerichtetes  Begehren,  einen 
Staatsrat  zur  Grenzkommission  zu  schicken,  bis  jetzt  noch 
nicht  geantwortet.  Bewaffnete  Tibetaner  bedrohen  die  Ge- 
sandtschaft, und  die  zwei  in  Shigatse  eingesteckten  britischen 
Untertanen  sollen  nach  Lhassa  überführt  und  dort  hingerich- 
tet worden  sein.  Was  die  Chinesen  betrifft,  so  ist  festge- 
stellt, dass  sie  ihre  Süzeräne  Gewalt  über  Tibet  niedrigen 
Beamten  und  Offizieren  ohne  Autorität  in  die  Hände  gegeben." 

Der  Vizekönig  schätzte  die  zur  Expedition  erforderlichen 
Truppen  auf: 

1  Bataillon  Gurkhas, 

2  Kompagnien  Sappeur, 
2  Bataillon  Pioniere, 

2  Gebirgskanonen  mit  Detachement, 
2  Maxim  mit  britischem  Detachement, 
2  Siebenpfünder  von  Shillong, 
1  Feldhospital. 
Das  Oberkommando  über  diese  Truppen  wurde  dem 
Brigadengeneral  Macdonald  übergeben,  und  der  Kostenvor- 
anschlag für  die  vier  ersten  Monate  ergab  folgende  Summen: 
Proviant  ==  33,600  Pfund  Sterling 
Transport  =  18,800     „  „ 
Besondere  Ausrüstung  für  die 

Artillerie  =    6,400  „ 

Telegraph       13,400  „ 
Für  Medizin  etc.  ==    3,900     „  „ 
Besondere  Bekleidung 

der  Fusstruppen  =  22,500  Pfund  Sterling. 
Am  5.  November  1903  erklärt  der  Vizekönig  in  einem 
Telegramm  an  die  britische  Regierung  abermals  den  Stand 
der  indisch-tibetanischen  Politik.    Daraus  seien  folgende 
Punkte  erwähnt: 

*)  „Von  Seiner  Majestät  Regierung  erwarten  wir  nun 
die  Vollmacht  zum  Vorgehen;  zwar  teilen  wir  ihre  bisherige 

*)  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  220. 
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Abneigung  vor  strengen  Massnahmen,  denn  wir  führen 
keinen  Krieg  mit  dem  tibetanischen  Volk  und  haben  keine 
Absicht,  sein  Land  anzugreifen  oder  etwelchen  Teil  davon 
beständig  zu  besetzen.  Was  wir  von  Seiner  Majestät  Re- 
gierung noch  zur  Stunde  verlangen,  ist  nichts  anderes  als 
die  Vollmacht,  die  Szene  der  Unterhandlungen  auf  einen 
Punkt  zu  verlegen,  der  für  unsere  Geschäfte  in  jeder  Hin- 
sicht geeigneter  wäre  als  Khamba,  und  von  dem  aus  wir 
die  tibetanische  Regierung  leichter  von  unserm  Ernst  und 
unserer  Ueberlegenheit  überzeugen  könnten. 

Ein  Vorgehen  in  diesem  Sinne  ist  unvermeidlich  ge- 
worden, denn  es  ist  unmöglich,  dass  wir  der  tibetanischen 
Regierung,  die  wir  durchaus  vom  tibetanischen  Volk  unter- 
scheiden, fernerhin  erlauben,  dass  sie  ihre  Vertragspflichten 
abwerfen,  den  Handel  zu  nichte  machen,  die  Grenzzeichen 
zerstören  und  unsere  Korrespondenzen  zurückweisen  könne. 
Noch  weniger  werden  wir  in  Zukunft  dulden,  dass  auf  einer 
zur  Erörterung  und  Erledigung  der  streitigen  Angelegenheiten 
in  friedlichem  Sinne  zusammengetretenen  Konferenz  unsere 
Abgeordneten  auf  die  unwürdigste  Weise  behandelt  werden, 
und  dass  wir  durch  eine  absichtliche,  eigensinnige  Untätig- 
keit der  tibetanischen  Behörden  von  unserm  rechtmässigen 
und  berechtigten  Vorhaben  abzustehen  gezwungen  werden. 
Die  Fehler,  die  wir  in  dieser  Hinsicht  begangen  haben, 
müssen  wir  nun  genug  büssen.  Würden  wir  sie  wieder- 
holen, so  wäre  das  Zutrauen  der  Nepalregierung,  das  wir 
jetzt  samt  ihrer  vollen  Sympathie  geniessen,  getäuscht,  und 
wir  würden  den  eitlen  Hochmut  der  tibetanischen  Regierung 
nur  noch  aufblasen  und  eine  Aufgabe,  die  zur  Lösung  doch 
nicht  mehr  lange  hinausgeschoben  werden  kann,  nur  auf 
eine  Zeit  verlegen,  die  zweifellos  schwierigere  Umstände 
bietet." 

Schon  am  6.  November  antwortet  der  Staatssekretär  auf 
das  Telegramm  des  Vizekönigs  vom  4.  November  mit  fol- 
gender Depesche: 
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*)  „Angesichts  der  Haltung,  welche  die  Tibetaner  in 
neuester  Zeit  angenommen  haben,  hält  es  Seiner  Majestät 
Regierung  für  unmöglich,  untätig  zu  bleiben,  und  demgemäss 
begutachtet  sie  das  Vorrücken  der  bewaffneten  Gesandtschaft 
nach  Gyangtse.  Sie  ist  aber  durchaus  der  Meinung,  dass 
dieses  Vorgehen  nicht  zu  einer  Besetzung  tibetanischen  Ge- 
bietes oder  zu  beständiger  Einmischung  irgend  welcher  Art 
in  tibetanische  Angelegenheiten  führen  darf.  Der  Vorstoss 
hat  nur  den  einen  Zweck,  Genugtuung  für  empfangene  Be- 
leidigungen zu  verlangen,  und  sobald  sie  erreicht  ist,  muss 
der  Rückzug  der  Gesandtschaft  erfolgen.  Wenn  auch  Seiner 
Majestät  Regierung  die  vorgeschlagene  Massnahme  für  nötig 
hält,  so  kann  sie  doch  der  Einsetzung  einer  ständigen  Ge- 
sandtschaft in  Tibet  nicht  beistimmen.  Und  die  Angelegen- 
heit, in  jenem  Lande  Handelsbegünstigungen  zu  erwirken, 
muss  im  Lichte  des  Beschlusses,  der  in  diesem  Telegramm 
enthalten  ist,  behandelt  werden." 

Das  Gerücht,  dass  eine  englische  Gesandtschaft  nach 
Tibet  vorrücken  werde,  war  rasch  zum  chinesischen  Minister 
in  London  gedrungen;  denn  am  4.  November,  also  ehe  die 
britische  Regierung  ihre  Sanktion  zum  Vormarsch  der  Ex- 
pedition gegeben  hatte,  kam  er  zu  Lord  Lansdowne  und  fragte 
ihn,  ob  es  wahr  sei,  dass  eine  bewaffnete  Macht  von  meh- 
reren britischen  Bataillonen  nach  Tibet  beordert  worden  sei. 
Darauf  antwortete  Lord  Lansdowne,  er  könne  über  diesen 
Punkt  noch  nichts  bestimmtes  sagen,  da  die  britische  Re- 
gierung zu  einem  solchen  Vorgehen  der  indischen  Regierung 
das  letzte  Wort  noch  nicht  gesprochen  habe.  Doch  könne 
er  ihm  versichern,  die  indische  Regierung  sei  von  den  tibe- 
tanischen Behörden  so  behandelt  worden,  dass  sie,  um  zu 
ihrem  Recht  zu  kommen,  zu  strengen  Massnahmen  greifen 
müsse.  Lord  Lansdowne  erklärte  dann  dem  chinesischen 
Minister,  die  indische  Regierung  habe  von  Anbeginn  der 
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Streitigkeiten  bis  jetzt  unter  Chinas  Vermittlung  mit  Tibet 
ein  friedliches  Uebereinkommen  treffen  wollen,  China  habe 
sich  aber  ohnmächtig  gezeigt,  einen  Einfluss  auf  die  tibe- 
tanische Regierung  auszuüben  und  seiner  Suzeränität  über 
Tibet  Ansehen  zu  verschaffen.  Nichts  würde,  sagte  Lord 
Lansdowne,  der  britischen  Regierung  grössere  Genugtuung 
geben,  als  die  Tatsache,  dass  China  noch  in  der  elften  Stunde 
imstande  wäre,  so  auf  die  Tibetaner  zu  wirken,  dass  die 
Expedition  unnötig  würde.  Die  Erfahrung  habe  aber  den 
Engländern  gezeigt,  dass  sie  solchen  Hoffnungen  wenig  Raum 
geben  dürften. 

Am  7.  November  kam  auch  der  russische  Botschafter  zu 
Lord  Lansdowne,  und  dieser  eröffnete  dem  Botschafter,  dass 
die  britische  Regierung  von  Tibet  Genugtuung  für  die  feind- 
selige Haltung  der  tibetanischen  Abgeordneten  bei  der  Grenz- 
kommission und  für  die  Verhaftung  und  Misshandlung  bri- 
tischer Untertanen  verlange.  Hauptzweck  der  bereits  bewil- 
ligten bewaffneten  Gesandtschaft  ins  Innere  von  Tibet  sei, 
den  zwischen  China  und  Grossbritannien  in  den  Jahren  1890 
und  1893  abgeschlossenen  Verträgen  Geltung  zu  verschaffen. 
Die  britische  Regierung  beabsichtige  weder  ein  englisches 
Protektorat  aus  Tibet  zu  machen,  noch  tibetanisches  Gebiet 
permanent  zu  besetzen. 

Am  10.  November  setzt  Lord  Lansdowne  den  britischen 
Geschäftsträger  in  Peking,  Sir  Satow,  in  Kenntnis,  dass  die 
britische  Regierung  den  Vormarsch  einer  bewaffneten  Ge- 
sandtschaft nach  Gyangtse  sanktioniert  habe.  Und  am  gleichen 
Tage  traf  auch  bei  Prinz  Tsching  ein  Telegramm  gleichen 
Inhalts  ein,  das  der  chinesische  Minister  in  London  aufge- 
geben hatte.  Sofort  telegraphierte  Prinz  Tsching  seinem  Ge- 
sandten nach  London,  dass  er  wünsche  und  hoffe,  die  bri- 
tische Regierung  werde  die  erwähnte  Gesandtschaft  nicht 
abgehen  lassen,  denn  er  habe  den  Amban  kategorisch  auf- 
gefordert, sofort  rangtüchtige  tibetanische  Bevollmächtigte  nach 
Khambadschong  zu  schicken.   Ferner  meinte  Prinz  Tsching 
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in  seinem  Telegramm,  Oberst  Younghusband  sollte  den  Am- 
ban  Yü-Tai  in  Khamba  erwarten,  und  die  britische  Regierung 
sollte  mit  strengeren  Massnahmen  noch  zuwarten. 

Als  der  chinesische  Minister  in  London  mit  dieser  Note 
bei  Lord  Lansdowne  erschien,  erhielt  er  zur  Antwort,  Seiner 
Majestät  Regierung  wisse  aus  Erfahrung,  dass  die  tibe- 
tanische Regierung  jede  Einmischung  des  Kaisers  von  China 
und  seiner  Beamten  in  tibetanische  Angelegenheiten  grund- 
sätzlich missachte,  und  dass  sie  die  chinesische  Oberhoheit 
über  Tibet  praktisch  nicht  mehr  anerkenne.  Die  chinesische 
Regierung  habe  sich  auch  nie  ernstlich  bemüht,  einen  Druck 
auf  die  Tibetaner  auszuüben,  um  sie  von  den  Handlungen, 
über  die  sich  England  zu  beklagen  habe,  und  für  die  es 
Genugtuung  fordere,  abzuhalten.  Oberst  Younghusband  könne 
nicht  untätig  in  Khambadschong  bleiben,  bis  der  neue  Amban 
zur  Stelle  sei,  zumal  dessen  Anwesenheit  auch  keine  Bürg- 
schaft für  eine  vernünftigere  Haltung  der  Tibetaner  gewähre. 
Die  tibetanische  Regierung  habe  sich  über  die  britische  Un- 
tätigkeit längst  falsche  Vorstellungen  gemacht  und  genügend 
dargetan,  dass  England  mit  Nachsicht  und  Nachgiebigkeit 
bei  ihr  nie  etwas  ausrichten  werde. 

Am  23.  November  brachte  der  chinesische  Minister  in 
London  eine  neue  Note  von  Prinz  Tsching  zu  Lord  Lans- 
downe, worin  dargetan  wird,  der  Amban  selbst  werde  mit 
tibetanischen  Bevollmächtigten  unverzüglich  nach  Khamba 
abgehen  und  mit  Oberst  Younghusband  die  Unterhandlungen 
beginnen.  Wai-Wu-Pu  hoffe,  Seiner  Majestät  Regierung 
werde  verstehen,  in  welch  schwierige  Lage  China  durch 
die  Torheit  seines  eigensinnigen  Vasallen  geraten  sei  und 
wünsche,  dass  die  Vertreter  der  britischen  Regierung  dem 
Amban  auch  fernerhin  ihren  Beistand  gewähren  möchten. 
Darauf  antwortete  Lord  Lansdowne,  Seiner  Majestät  Regierung 
sei  von  der  Hoffnung  beseelt,  es  werde  dem  neuen  Amban 
gelingen,  den  Tibetanern  Vernunft  und  Pflichtgefühl  beizu- 
bringen; an  den  britischen  Abgeordneten  werde  es  nicht 
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fehlen.  Dagegen  habe  die  Vergangenheit  gezeigt,  dass  die 
chinesische  Regierung  in  dieser  Richtung  bis  dahin  wenig 
getan  habe;  die  britische  Regierung  könne  ihren  Beschluss 
nicht  rückgängig  machen. 

Der  Baron  von  Grävenitz  kam  am  13.  November  im 
Auftrag  des  russischen  Botschafters  zu  Lord  Lansdowne  und 
fragte  ihn,  ob  die  bewaffnete  Gesandtschaft  nach  Tibet  schon 
abgegangen  sei,  Graf  Benkendorff  habe  seiner  Regierung 
noch  nichts  über  diese  Sache  mitgeteilt.  Lord  Lansdowne  er- 
widerte, er  habe  den  Botschafter  selbst  in  diesem  Sinne 
unterrichtet,  weil  vorauszusehen  gewesen  sei,  dass  die  Nach- 
richt von  einer  bewaffneten  englischen  Gesandtschaft  nach 
Tibet  zu  dieser  Zeit  bei  der  russischen  Regierung  eine  un- 
zufriedene Stimmung  hervorrufen  werde.  Dann  erklärte  er 
dem  Baron  von  Grävenitz  die  Ursachen,  welche  die  britische 
Regierung  zu  solchen  Massnahmen  zwingen,  und  gab  seiner 
Hoffnung  Ausdruck,  Graf  Benkendorff  werde  seiner  Regierung 
im  richtigen  Ton  dartun,  dass  England  keine  Landannexion 
beabsichtige. 

Und  am  17.  November  sendet  Lord  Lansdowne  folgen- 
des Sehreiben  an  Mr.  Spring-Rice  in  Petersburg:*)  „Der 
russische  Botschafter,  Graf  Benkendorff,  besuchte  mich  heute 
und  sprach  gleich  im  ernsten  Ton  über  den  Eindruck,  den 
die  Nachricht  von  Oberst  Younghusbands  Vorrücken  nach 
Tibet  auf  die  russischen  Regierungskreise  gemacht  haben 
soll.  Graf  Benkendorff  war  von  seiner  Regierung  beauftragt, 
mich  an  seine  Erklärung  vom  8.  April  1903  zu  erinnern, 
wo  er  dartut,  wie  die  russische  Regierung  die  tibetanische 
Frage  ansieht.  Er  betonte,  Russland  werde  durch  unsere 
Politik  zu  glauben  veranlasst,  die  indische  Invasion  in  Tibet 
sei  berechnet,  die  gegenwärtigen  Zustände  in  Zentralasien 
heftig  zu  stören.  Es  sei  zu  bedauern,  dass  gerade  in  diesem 
Moment,  wo  die  russische  Regierung  —  wie  ich  wohl  wisse  ~ 
unsere  Beziehungen  auf  den  verschiedenen  Punkten,  wo  die 
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Interessen  beider  Mächte  zusammenstossen,  verbessern  wolle, 
sich  ein  Ereignis  einstellen  müsse,  das  in  Russland  nur 
Misstrauen  gegen  die  englische  Politik  in  Asien  erzeuge. 
Ich  äusserte  dem  Botschafter  mein  Erstaunen  über  die  Auf- 
regung, welche  die  Nachricht  von  dem  Vorrücken  unserer 
tibetanischen  Gesandtschaft  in  Petersburg  erzeugt  zu  haben 
scheint,  und  machte  ihn  abermals  darauf  aufmerksam,  dass 
Tibet  einerseits  geographisch  eng  mit  Indien  verbunden  ist 
und  anderseits  weit  von  den  russischen  Besitzungen  in  Asien 
entfernt  liegt,  dass  also  unsere  Interessen  in  Tibet  von  den 
russischen  ganz  und  gar  verschieden  sind,  und  dass  wir 
immer  besorgt  waren,  jegliche  Händel  mit  den  tibetanischen 
Behörden  zu  verhüten.  Ich  betonte  besonders,  dass  unsere 
Nachgiebigkeit  die  Tibetaner  so  weit  geführt  hat,  dass  sie 
glauben,  sie  könnten  uns  ungestraft  behandeln  wie  sie  wollen. 
Nach  meiner  Ueberzeugung  hätte  die  russische  Regierung 
nicht  so  lange  Geduld  gezeigt. 

Ich  fühlte  mich  gedrungen,  noch  zu  erwähnen,  wie  selt- 
sam es  mir  vorkomme,  dass  dieser  Protest  von  einer  Re- 
gierung ausgeht,  die  niemals  und  nirgends  zögert,  Ueber- 
griffe  auf  das  Gebiet  ihrer  Nachbarn  zu  machen,  sobald  es 
die  Umstände  erlauben.  Ich  sagte,  wenn  die  russische  Re- 
gierung ein  Recht  habe,  sich  über  unsere  Politik  zu  beklagen, 
weil  wir  durch  das  Einrücken  unserer  bewaffneten  Gesandt- 
schaft in  Tibet  von  den  Tibetanern  Genugtuung  für  em- 
pfangene Beleidigungen  verlangten,  was  für  eine  Sprache 
müssten  wir  nicht  zu  führen  das  Recht  haben,  so  wir  die 
russischen  Uebergriffe  in  der  Mandschurei,  in  Turkestan  und 
Persien  in  Betracht  zögen.  Darauf  fragte  mich  der  Bot- 
schafter, ob  ich  eine  Einwendung  zu  machen  hätte,  wenn 
er  seiner  Regierung  mitteile,  dass  England,  nur  weil  die 
Umstände  es  unvermeidlich  machen,  eine  Expedition  nach 
Tibet  schicke,  und  dass  Genugtuung  für  empfangene  Belei- 
digungen dazu  die  einzigen  Beweggründe  seien.  Meine 
Antwort  war,  ich  hätte  nichts  dagegen  " 
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Der  chinesische  Grenzoffizier,  Hauptmann  Parr,  kam  am 
28.  November  zu  Oberst  Younghusband,  der  wieder  auf 
seinen  Posten  zurückgekehrt  war,  und  eröffnete  ihm,  dass 
die  Tibetaner  erwarten,  die  britische  Regierung  werde  ihnen 
eine  formelle  Erklärung  über  ihre  Tibet  bezüglichen  Ab- 
sichten abgeben.  Oberst  Younghusband  sagte  ihm  sogleich, 
es  werde  keine  andere  Erklärung  folgen  als  die,  welche 
der  Vizekönig  in  seinem  Briefe  vom  8.  November  1903 
dem  Amban  klar  dargetan  habe.  Sie  lautet:*)  „In  meinem 
Brief  vom  25.  August  habe  ich  in  Anbetracht  der  gegen- 
wärtigen wichtigen  Unterhandlungen  und  des  hohen  Ranges 
meines  Abgeordneten  in  Khambadschong  Ihre  Excellenz 
ersucht,  einen  Bevollmächtigten  höheren  Ranges  als  Mr.  Ho 
zu  ernennen.  Von  Oberst  Younghusband  muss  ich  jedoch 
erfahren,  dass  Oberst  Tschao,  den  ihre  Excellenz  nunmehr 
bestimmt  hat,  noch  weniger  hohen  Rang  beanspruchen  kann 
als  Mr.  Ho.  In  Ihrem  Brief  vom  17.  Oktober  erklären  Sie 
tatsächlich,  Sie  würden  den  tibetanischen  Bevollmächtigten, 
sobald  er  bestimmt  sei,  selbst  nach  Khambadschong  begleiten. 
Da  aber  Ihre  Abreise  von  der  Ernennung  dieses  Abgeord- 
neten abhängig  ist,  und  der  Dalai  Lama  seit  4  Monaten 
immer  wieder  aufgefordert  worden  ist,  einen  gehörig  bevoll- 
mächtigten Abgeordneten  nach  Khamba  zu  schicken  und  bis 
jetzt  versäumt  hat,  dieser  Aufforderung  Folge  zu  leisten,  so 
ist  innerhalb  geeigneter  Zeit  keine  Aussicht  auf  das  An- 
kommen Ihrer  Excellenz  in  Khambadschong  vorhanden. 
Folglich  ist  es  nötig,  dass  ich  Ihnen  die  Lage  der  Dinge 
vor  Augen  führe:  Die  Tibetaner  haben  den  Vertrag  von 
1890,  der  von  einem  Ihrer  Vorgänger  abgeschlossen  und 
unterzeichnet  worden  ist,  zurückgewiesen.  Das  Handels- 
abkommen, laut  welchem  China  und  Tibet  einen  freien  Markt 
in  Yatung  gewähren,  ist  von  den  tibetanischen  Behörden  zu 
null  und  nichte  gemacht  worden.    Der  Dalai  Lama  hat  der 
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chinesischen  Regierung  mitgeteilt,  er  willige  in  die  Absendung 
gehörig  bevollmächtigter  Vertreter  seiner  Regierung,  damit 
die  Verhandlungen  in  Khambadschong  begonnen  werden 
könnten,  und  doch  hat  er  nur  Beamte  von  niederem  Rang 
und  ganz  ungenügender  Vollmacht  hingeschickt.  Und  wenn 
er  sich  auch  mit  der  Bestimmung  von  Khambadschong  zum 
Unterhandlungsplatz  einverstanden  erklärt  hat,  so  behaupten 
seine  Vertreter  doch,  sie  dürften  auf  diesem  Platze  nicht  an 
den  Verhandlungen  teilnehmen,  und  verweigern  jeden  Ver- 
kehr mit  der  Grenzkommission.  Alle  erneuten  Aufforderungen, 
welche  die  chinesische  Regierung  an  den  Dalai  Lama  zur 
Absendung  geeigneter  Männer  hat  ergehen  lassen,  sind  ganz 
unnütz  gewesen.  Ferner  sind  zwei  britische  Untertanen  auf 
Befehl  der  Lhassaregierung  eingesteckt  und  misshandelt  und 
trotz  wiederholter  Vorstellungen  meiner  Bevollmächtigten 
nicht  in  Freiheit  gesetzt  worden,  noch  ist  uns  ein  Wort  über 
ihr  Schicksal  zugekommen.  Während  Unterhandlungen  für 
ein  neues  Handelsübereinkommen  angebahnt  werden,  haben 
die  Tibetaner  den  Handel  mit  Sikkim  verhindert  und  endlich 
ganz  untersagt.  Dazu  haben  sie  in  neuester  Zeit  eine  Hal- 
tung offener  Feindseligkeit  angenommen.  Unter  diesen  Um- 
ständen und  weil  es  Ihrer  Excellenz  nicht  gelungen  ist,  die 
Tibetaner  von  ihrer  boshaften,  ungerechtfertigten  Haltung 
zu  überzeugen,  bleibt  mir  keine  andere  Wahl  übrig,  als  die 
Szene  der  Unterhandlungen  auf  einen  mehr  versprechenden 
Ort  zu  verlegen,  über  den  ich  Sie  noch  näher  unterrichten 
werde. 

Da  Ihre  Excellenz  selbst  bezeugt,  dass  die  Pässe  von 
tibetanischen  Truppen  besetzt  sind,  so  sehe  ich  mich  ver- 
anlasst, die  nötigen  Vorkehrungen  zur  Sicherung  meiner  Ab- 
geordneten beim  Vorrücken  von  Khambadschong  zu  treffen 
und  jeder  Unterbrechung  des  Verkehrs  mit  den  entsprechen- 
den Mitteln  vorzubeugen." 

Darauf  antwortete  Hauptmann  Parr  dem  Oberst  Young- 
husband,  der  Amban  habe  ihn  benachrichtigt,  er  werde  innert 
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drei  Wochen  nach  Khambadschong  oder  im  nötigen  Falle 
nach  Tschumbi  kommen,  um  die  streitigen  Angelegenheiten 
mit  der  Grenzkommission  zu  besprechen.  Oberst  Young- 
husband  sagte  dann,  die  Anwesenheit  des  Amban  habe 
wenig  Wert,  wenn  die  Vertreter  der  tibetanischen  Regierung 
entweder  ausblieben  oder  auf  ihrer  Obstruktion  verharren. 
Die  Unterhandlungen  müssten  in  Zukunft  auf  einem  Platz 
geführt  werden,  von  dem  aus  die  Grenzkommission  mit  den 
tibetanischen  Behörden  leichter  und  direkter  verkehren  könne. 
Wenn  es  dem  Amban  möglich  wäre,  die  Tibetaner  von  der 
Narrheit  des  Widerstandes  gegen  die  britische  Gesandtschaft 
zu  überzeugen,  so  wäre  schon  viel  gewonnen.  Zwar  werde 
die  Gesandtschaft  keine  Feindseligkeiten  beginnen  und  von 
den  Waffen  erst  dann  Gebrauch  machen,  wenn  sie  von  den 
Tibetanern  angegriffen  werde. 

Am  10.  Dezember  1903  erhielt  Oberst  Younghusband 
durch  die  Regierung  von  Bengalen  die  Mitteilung,  dass  er 
von  Seiner  Britischen  Majestät  Regierung  unter  dem  Titel 
„British  Commissioner  for  Tibet  Frontier  Matters"  mit  höherer 
Vollmacht  ausgerüstet  und  zur  Unterhandlung  und  Abschliess- 
ung  eines  Vertrages  zwischen  Grossbritannien  und  Tibet 
bestimmt  worden  sei.  Die  Offiziere  White,  Wilton,  Walsh 
und  O'Connor  seien  ihm  zugeteilt,  während  dem  General 
Macdonald  der  Oberbefehl  über  die  Truppen  übertragen 
worden  sei. 

Mit  dieser  Mitteilung  konnte  der  Vorstoss  der  Gesandt- 
schaft beginnen. 


IV. 


Das  Vorgehen  der  englischen  Gesandtschaft  bis  nach 
Gyangtse  und  die  Unterhandlungen  daselbst. 


Der  General  Macdonald  hatte  auf  den  10.  Dezember  1903 
folgende  Truppen  zu  Gnathong  (in  Sikkim)  angesammelt: 
*)„Two  guns,  Nr.  7  Mountain  Battery,  Royal  Artillery. 
Machin-gun  Section,  Norfolk-Regiment 
Two  gruns,  7-pr,  8th  Gurkhas. 
Half  Company,  2nd  Sapers. 
Eight  Compagnies,  23  rd  Sikh  Pioneers. 
Six  Compagnies  8th  Gurkhas. 

Two  Section,  Nr.  7  Native  Field  Hospital  with  the  En- 
geneer  Field-Park,  Ammunition  Column,  Telegraph,  Postal, 
and  Survey  departement." 

Diese  Truppen  brachen  am  11.  Dezember  von  Gnathong 
auf,  marschierten  in  drei  Abteilungen  über  den  Jeylap-La-Pass 
und  erreichten  am  13.  Rintschengong  im  Tschumbital.  Am 
11.  Dezember  telegraphiert  Oberst  Younghusband  an  den 
Vizekönig:  **)  „Die  Schwierigkeiten  in  Transportsachen  sind 
sehr  ernst.  Die  Truppen  sind  abmarschiert  und  werden  heute 
den  Fuss  des  Passes  erreichen.  Morgen  werde  ich  zu  ihnen 
stossen  und  mit  ihnen  den  Pass  überschreiten.  Keine  Zeichen 
für  ernsten  Widerstand  sichtbar.  Walsh  ist  anwesend,  und 
in  zwei  bis  drei  Tagen  wird  Wilton  zu  mir  stossen.  Die 
Khambadschong-Abteilung  wird  heute  jenen  Platz  räumen." 

In  Rintschengong  hatte  Younghusband  eine  Zusammen- 
kunft mit  tibetanischen  und  chinesischen  Beamten  und  Offi- 


*)  Papers  relating  to  Tibet,  Part.  II;  Correspondence  received 
from  the  Government  of  India,  Seite  14  Nr.  35. 
**)  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  306. 


—  128  — 


zieren,  die  ihn  zum  Essen  einluden,  während  die  Tschumbi- 
leute  gleich  reichlich  Proviant  für  die  Truppen  herbeischaff- 
ten. Der  beschwerliche  Uebergang  über  den  Pass  und  die 
Härte  des  Klimas  hatten  den  Soldaten  nicht  zusehr  zugesetzt, 
dagegen  hatten  die  Coolies  und  die  Transporttiere  schwer 
gelitten. 

General  Macdonald  besetzte  am  22.  Dezember  das  Fort 
und  die  Stadt  Phari,  die  etwa  3000  Einwohner  zählt.  Bei 
der  Besetzung  des  Fort  traf  er  eine  kleine  tibetanische  Be- 
satzung, die  sich  ohne  Widerstand  ergab  und  zugleich  mit 
britischen  Truppen  im  Fort  verblieb.  Darauf  Hess  er  die 
Umgegend  bis  zum  Tangla-Pass  auskundschaften  ohne  feind- 
liche Truppen  in  Sicht  zu  bekommen,  auch  Hess  er  im 
Tschumbital  eine  grössere  Anzahl  Lasttiere  aufkaufen,  wäh- 
rend der  Phari-Dschongpen  Proviant  und  Futter  herbeischaffte. 
Einige  Lhassamönche  waren  eilends  nach  Phari  hereinge- 
kommen, um  gegen  das  Vorrücken  der  Gesandtschaft  Ein- 
sprache zu  erheben.  Ihre  Wut  wollten  sie  besonders  gegen 
die  Tschumbileute,  die  den  Engländern  nicht  feindlich  ge- 
sinnt waren,  loslassen,  indem  sie  ihnen  streng  verboten,  mit 
den  Fremden  zu  verkehren  oder  ihnen  Lebensmittel  und 
Transporttiere  zu  verkaufen.  Das  englische  Geld  vermochte 
aber  bei  diesen  Leuten  mehr  als  die  fanatischen  Drohungen 
der  Mönche.  Oberst  Younghusband  wollte  diese  Lama  zu 
sich  kommen  lassen,  weil  er  hoffte,  durch  sie  von  der  wahren 
Gesinnung  der  Lhassaregierung  unterrichtet  zu  werden.  Sie 
Hessen  sich  aber  nicht  dazu  bewegen  und  sagten  den 
Chinesen,  sie  wollten  nichts  mit  den  Engländern  zu  tun 
haben  bis  sie  nach  Yatung  zurückgekehrt  seien. 

Am  26.  Dezember  kamen  die  chinesischen  Grenzabgeord- 
neten, Hauptmann  Parr  und  Oberst  Tschao,  ins  Lager  und 
meldeten  dem  Oberst  Younghusband,  dass  der  Amban  in 
den  nächsten  drei  Wochen  mit  einigen  tibetanischen  Abge- 
ordneten nach  Phari  kommen  werde,  um  die  Unterhand- 
lungen zu  beginnen.    Younghusband  erklärte  ihnen  aber 
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sogleich,  er  habe  den  Befehl,  nach  Gyangtse  vorzurücken 
und  werde  in  den  nächsten  Tagen  nach  Thuna  aufbrechen, 
denn  die  Vertragsunterhandlungen  müssten  im  eigentlichen 
Tibet  geführt  werden;  nur  der  Vormarsch  vermöge  auf  die 
Tibetaner  einen  Eindruck  zu  machen.  Das  Vorrücken  hindere 
aber  die  tibetanischen  Abgeordneten  und  den  Amban  an 
ihrem  Erscheinen  im  englischen  Lager  nicht;  er  verbürge 
ihnen  zu  jeder  Zeit  einen  würdigen  Empfang.  Während  die 
Vorbereitungen  zum  Vormarsch  nach  Thuna  gemacht  wurden, 
warnten  Chinesen  und  Tibetaner  die  englischen  Offiziere  vor 
weiterem  Vorgehen,  denn  sie  wussten,  dass  die  englischen 
Truppen  schon  infolge  des  Klimas  hart  zu  leiden  hatten,  und 
glaubten  entschieden,  die  Engländer  würden  dem  Verderben 
entgegenlaufen. 

Laut  Nachrichten  von  Lhassa  erwartete  die  tibetanische 
Regierung  das  endliche  Eingreifen  der  Russen;  die  Lama 
der  Klöster  Gaden,  Sera  und  Depung  waren  Tag  und  Nacht 
in  religiösen  Uebungen,  und  einer  der  Staatsräte,  der  seine 
Meinung  für  friedliche  Unterhandlungen  abgegeben  hatte, 
wurde  von  der  Kriegspartei,  die  durchaus  die  Oberhand 
behielt,  ins  Gefängnis  geworfen. 

Bei  einer  nicht  offiziellen  Unterredung  mit  Oberst  Tschao 
erfuhr  Oberst  Younghusband,  dass  sich  Agwan  Dorjiew  ge- 
rade in  Lhassa  aufhielt.  Tschao  meinte,  die  Anwesenheit 
dieses  russischen  Lama  vermöge  viel;  die  Halsstarrigkeit 
der  Tibetaner  gründe  sich  zum  grossen  Teil  auf  ihre  Hoff- 
nung auf  russische  Unterstützung;  denn  seit  Dorjiew  mit 
russischen  Diplomaten  in  Russland  selbst  über  die  tibe- 
tanischen Verhältnisse  viel  gesprochen  habe,  verhöhnten  die 
Tibetaner  die  chinesische  Autorität  offen  und  sagten,  sie  hätten 
jetzt  eine  grössere  und  stärkere  Macht  an  der  Hand  als  China. 

Der  Vizekönig  von  Indien  telegraphierte  am  12.  Januar 
1904  dem  Staatssekretär  für  Indien:*)  „Laut  telegraphischen 
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Nachrichten,  die  ich  eben  erhalten  habe,  ist  die  Gesandt- 
schaft, begleitet  von  einem  Teil  der  Expedition,  am  7.  Januar 
von  Phari  aufgebrochen  und  hat  am  8.  den  Tongla-Pass 
überschritten  und  das  17  Meilen  nördlich  von  Phari  gelegene 
Thuna  erreicht.  Am  selben  Tag  verliessen  auch  die  Lhassa- 
mönche  in  Begleitung  des  Phari-Depon  (Präfekt)  die  Stadt 
Phari.  Als  der  Depon  sich  verabschiedete,  entstand  ein 
leichter  Aufruhr,  wobei  Steine  geworfen  wurden.  Einer 
unserer  Offiziere,  Lieutenant  Grant  vom  8.  Gurkhas,  wurde 
von  einem  Stein  getroffen  und  verwundet;  diese  Verwundung 
ist  jedoch  leichterer  Natur.  In  einem  Bericht  vom  10.  Januar 
teilt  uns  Oberst  Younghusband  mit,  die  berittene  Infanterie 
habe  etwa  10  Meilen  Nordwest  von  Thuna  eine  Abteilung 
tibetanischer  Truppen  von  ungefähr  2000  Mann  aufgescheucht. 
Oberst  Younghusband  betont,  er  werde  alles  aufbieten,  um 
mit  friedlichen  Mitteln  ein  Abkommen  zu  erzielen,  doch  sieht 
er  dazu  wenig  Möglichkeit,  solange  die  Macht  der  Mönche 
und  Lama  in  Lhassa  nicht  gebrochen  ist.  So  feindselig  ist 
die  Haltung  der  Tibetaner  und  so  fest  ihr  Vertrauen  auf 
russische  Unterstützung." 

Nach  einem  andern  Telegramm  des  Vizekönigs  an  den 
Staatssekretär  für  Indien  sind  am  7.  Januar  folgende  Truppen 
unter  General  Macdonald  nach  Thoma  abgegangen: 

4  Compagnies  of  the  23  Pioneers, 

1  Section  Norfolk  Regiment, 
20  Madras  Sapers, 

1  Machin-gun, 

1  7-pounder. 
Supply  and  medical  detachements. 
General  Macdonald  Hess  diese  Truppen  unter  Oberst- 
lieutenant Hogge  als  Eskorte  des  Oberst  Younghusband,  der 
aus  politischen  Gründen  sein  Quartier  nach  Thuna  verlegt 
hatte,  die  Ortschaft  Thuna  besetzen;  er  selbst  kehrte  nach 
Phari  zum  Gros  der  Expedition  zurück.  Trotz  der  grossen 
Kälte  und  der  hohen  Lage  des  Gebietes  hatten  die  Truppen 
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bis  dahin  noch  keinen  Todesfall  zu  verzeichnen.  Die  Be- 
wohner von  Thuna  waren  den  Engländern  freundlich  gesinnt; 
sie  lieferten  genügend  Proviant  und  zeigten  Lust,  mit  ihnen 
Handel  zu  treiben. 

Am  12.  Januar  kamen  einige  hervorragende  Lhassa- 
mönche  und  ein  General  nach  Thuna  und  verlangten  Zutritt 
ins  englische  Lager.  Oberst  Younghusband  sandte  Haupt- 
mann O'Connor,  sie  zu  empfangen.  Kaum  war  er  aber  mit 
ihnen  zusammengekommen,  als  sie  den  Rückzug  der  Gesandt- 
schaft nach  Yatung  forderten.  Sie  sagten,  sie  seien  da,  um 
den  britischen  Abgeordneten  darzutun,  dass  die  Lhassa- 
regierung  zu  unterhandeln  geneigt  sei,  sobald  die  Gesandt- 
schaft nach  Yatung  zurückkehre.  Die  Engländer  hätten  das 
Recht,  Yatung  zu  betreten,  weshalb  dieser  Ort  zum  Unter- 
handeln bestimmt  sei;  mehr  Recht  sei  ihnen  von  Tibet  nicht 
eingeräumt  worden.  Falls  die  Gesandtschaft  weiter  vorgehe, 
werde  sie  auf  eine  andere,  grössere  Macht  stossen,  bei  der 
es  ihr  dann  schlecht  ergehe.  Die  Abgesandten  erklärten, 
sie  seien  imstande,  ihre  Verträge  selbst  abzuschliessen  und 
seien  der  Chinesen  müde.  Im  übrigen  war  ihr  Benehmen 
würdig  und  ihre  Rede  freundlich.  Beim  Abschied  sagten  sie 
noch,  möglicherweise  würden  sie  sich  auch  zu  einer  Besprech- 
ung der  Angelegenheiten  in  Thuna  verständigen,  wozu  sie 
aber  noch  die  Erlaubnis  der  Lhassaregierung  einzuholen 
hätten.  Darauf  erwiderte  Hauptmann  O'Connor,  Oberst  Young- 
husband werde  sie  zu  jeder  Zeit  würdig  empfangen. 

Tags  darauf,  am  13.  Januar  1904,  besuchte  Oberst  Young- 
husband diese  Abgeordneten  in  Guru  und  teilte  über  seinen 
Besuch  dem  Vizekönig  folgendes  mit:*)  „Am  13.  Januar 
machte  ich  bei  den  Tibetanern  in  Guru,  6  Meilen  talabwärts, 
einen  Besuch  ohne  Zeremonie,  damit  ich  mich  in  einer  Unter- 
redung ohne  alle  Formalitäten  von  ihrer  wahren  Gesinnung 
überzeugen  könnte.  O'Connor  und  Sawyer  begleiteten  mich. 
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Drei  Mönche  von  Lhassa,  ein  Lhassa-General,  ferner  drei 
Generäle  und  ein  anderer  Abgeordneter  von  Shigatse  nahmen 
am  Interview  teil.  Diese  Männer  scheinen  (seit  der  Ab- 
setzung der  Staatsräte)  die  massgebenden  Persönlichkeiten 
in  Lhassa  zu  sein;  sie  bilden  die  bedeutendste  tibetanische 
Gesandtschaft,  die  je  mit  Europäern  zusammengekommen 
ist.  Der  Lhassa-General  war  der  Wortführer,  die  leitende 
und  befehlende  Rolle  kam  jedoch  den  Mönchen  zu,  die 
schreiend  und  lärmend  den  Rückzug  der  Gesandtschaft  nach 
Yatung  forderten  und  erklärten,  aus  Rücksicht  auf  die  Rein- 
erhaltung ihrer  Religion  (womit  sie  jedenfalls  ihren  priester- 
lichen Einfluss  meinten)  dürfe  kein  Europäer  tibetanisches 
Gebiet  betreten.  Die  Mönche  waren  ungehobelte  Leute, 
beseelt  von  entschlossener  Feindseligkeit,  während  sich  die 
Generäle  höflich  benahmen  und  verständig  zeigten.  Etwa 
600  mit  Speeren  und  Vorderladern  bewaffnete  Bauern,  die 
eher  Yaktreibern  als  Soldaten  glichen,  waren  zugegen.  Sie 
hatten  nicht  die  geringsten  Vorkehrungen  zu  ihrer  Verteidigung 
getroffen  und  zeigten  keinen  militärischen  Takt;  die  ganze 
Mannschaft  hätte  von  einer  einzigen  Kompagnie  plötzlich 
vernichtet  werden  können.  Die  Offiziere  genossen  wenig 
Achtung  und  schienen  sich  vor  ihren  eigenen  Soldaten  mehr 
zu  fürchten  als  vor  uns.  Mönche  und  Offiziere  Hessen 
während  der  Unterredung  durchblicken,  dass  sie  auf  den 
Amban  wenig  Rücksicht  nehmen,  sie  wussten  auch  nichts 
bestimmtes  über  seine  längst  vergeblich  erwartete  Ankunft 
in  Guru  zu  berichten." 

Und  am  21.  Januar  erhielt  Younghusband  einen  Besuch 
des  Lhassa-Generals,  der  sich  dahin  aussprach,  er  wünsche 
eine  friedliche  Beilegung  des  Streites  und  würde  die  Unter- 
handlungen gerne  beginnen,  aber  er  bedaure,  dass  nur  in 
Yatung  unterhandelt  werden  dürfe.  Darauf  erwiderte  Oberst 
Younghusband,  die  Zeit  solcher  Sprache  sei  vorbei,  er  müsse 
ihm  und  seiner  Regierung  in  Lhassa  den  guten  Rat  geben, 
sie  möchten  doch  einmal  eine  vernünftigere  Haltung  annehmen 
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und  die  Geschäfte  da  beginnen,  wo  sich  die  Gelegenheit 
dazu  biete.  Die  Gesandtschaft  sei  weit  entfernt  vom  Rück- 
marsch, sie  werde  bald  nach  Gyangtse  vorrücken.  Oberst 
Younghusband  ermahnte  den  General,  er  sollte  den  Ernst 
der  Dinge  seiner  Regierung  vor  Augen  führen  und  ihr  den 
wahren  Sachverhalt  mitteilen.  Da  erwiderte  der  General, 
er  könne  seiner  Regierung  nur  von  Yatung  aus  derartige 
Mitteilungen  machen.  Er  hielt  Younghusband  das  Eindringen 
der  Engländer  in  Tibet  vor  und  betonte,  die  Tibetaner  hätten 
unter  sich  einen  Vertrag,  laut  welchem  sie  gelobten,  die 
Europäer  von  ihrer  Grenze  fernzuhalten,  um  ihre  Religion 
vor  aller  Verfälschung  zu  bewahren.  Der  General  schien 
der  Vertreter  der  Friedenspartei  zu  sein;  er  wurde  aber  von 
den  unversöhnlichen  Mönchen  beherrscht.  Bei  seinem  Abschied 
versprach  er  Younghusband,  er  werde  ihm  mitteilen,  was 
die  Abgeordneten  bei  seiner  Rückkehr  beschlössen.  Am 
23.  Januar  setzte  Hauptmann  Parr  den  Oberst  Younghusband 
in  Kenntnis,  dass  die  Tibetaner  die  Gesandtschaft  bei  Guru 
und  Kalatso  an  weiterem  Vorrücken  zu  verhindern  gedächten; 
sie  hätten  dort  feste  Stellungen  bezogen,  und  der  Dalai  Lama 
habe  den  Amban  benahrichtigt,  er  werde  ihn  nicht  ins  eng- 
lische Lager  abgehen  lassen  und  ihm  die  Gelegenheit,  den 
Engländern  Tibet  zu  verkaufen,  nicht  bieten. 

Am  3.  Februar  hatte  der  Vizekönig  von  Indien  eine 
Zusammenkunft  mit  dem  Premier-Minister  von  Nepal.  Dieser 
war  durch  seinen  Gesandten  in  Lhassa  von  den  Absichten 
und  der  Haltung  der  Tibetaner  unterrichtet  worden  und  teilte 
dem  Vizekönig  mit,  die  Tibetaner  seien  fest  entschlossen, 
der  Gesandtschaft  Widerstand  zu  leisten,  und  ehe  sie  durch 
eine  Niederlage  gedemütigt  seien,  würden  sie  sich  nicht  zu 
Unterhandlungen  herbeilassen. 

In  Thuna  kam  auch  ein  Gesandter  von  Bhutan  zu  Young- 
husband ins  Lager.  Als  er  sich  über  den  wahren  Sach- 
verhalt erkundigt  hatte,  wünschte  er  die  tibetanischen  Ab- 
geordneten in  Guru  zu  sehen.    Zu  der  Zeit  kamen  diese 
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aber  wiederholt  nach  Thuna,  wo  der  Bhutanese  mit  ihnen 
zweimal  reden  konnte.  Er  erklärte  ihnen  die  ganze  Sach- 
lage und  suchte  sie  von  den  friedlichen  Absichten  der  Eng- 
länder zu  überzeugen;  die  Abgeordneten  aber  behaupteten, 
die  Engländer  seien  im  Unrecht,  sie  müssten  nach  Yatung 
zurück;  würden  sie  aber  weiter  vorgehen,  so  werde  ein 
Konflikt  unvermeidlich.  Der  Bhutanese  richtete  nichts  aus, 
und  alles  blieb  beim  alten. 

Als  die  indische  Regierung  von  den  Vorgängen  in  Tibet 
eingehend  unterrichtet  war,  telegraphierte  der  Vizekönig  am 

19.  März  1904  an  den  Staatssekretär  für  Indien,  die  chine- 
sische Regierung  habe  dem  alten  Amban  in  Lhassa  mehr- 
mals direkten  Befehl  erteilen  lassen,  unverzüglich  persönlich 
auf  die  Grenze  ins  englische  Lager  abzugehen;  die  Tibetaner 
hätten  ihn  aber  an  der  Ausführung  dieses  Befehls  verhindert. 
Die  tibetanische  Regierung  habe  bis  dahin  noch  kein  Zeichen 
zu  friedlichen  Unterhandlungen  gegeben;  sie  verlange  hart- 
näckig den  Rückzug  der  Gesandtschaft  nach  Yatung.  Unter 
diesen  Umständen  habe  er  Oberst  Younghusband  bevoll- 
mächtigt, ohne  weiteren  Aufschub  nach  Gyangtse  vorzugehen. 
Sobald  Oberst  Younghusband  den  neuen  Amban  über  das 
Vorrücken  in  Kenntnis  gesetzt  habe,  werde  die  Gesandtschaft 
von  Thuna  aufbrechen. 

Der  neue  Amban  Yü-Tai  war  nämlich  anfangs  Februar 
1904  in  Lhassa  eingetroffen,  und  am  12.  teilte  er  dem  Vize- 
könig von  Indien  mit,  er  habe  am  11.  sein  Amt  angetreten, 
er  hoffe,  in  kürzester  Zeit  nach  Phari  reisen  zu  können.  Der 

20.  März  war  jedoch  herangekommen,  und  der  Amban  war 
nicht  im  englischen  Lager  erschienen.  Da  schrieb  ihm  Oberst 
Younghusband,  er  sei  genötigt  nach  Gyangtse  vorzurücken, 
wo  er  ihn  erwarte,  er  möchte  ihm  aber  empfehlen,  die  Tibe- 
taner vor  Feindseligkeiten  zu  warnen.  Hauptmann  Parr  hatte 
dem  Amban  über  die  ernste  Lage  in  Thuna  brieflich  Mit- 
teilung gemacht  und  ihn  gebeten,  beim  Dalai  Lama  alles  zu 
versuchen,    was  ihn  von  der  Thorheit  eines  bewaffneten 
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Widerstandes  gegen  die  Engländer  überzeugen  könnte.  Da 
der  neue  Amban  mehr  Energie  zeigte  als  sein  Vorgänger,  war 
Hoffnung  vorhanden,  dass  die  tibetanische  Regierung  unter 
seinem  Einfluss  eine  bessere  Richtung  in  ihrer  Politik  ein- 
schlagen würde.  Aus  diesem  Grunde  sprach  Hauptmann  Parr 
bei  Oberst  Younghusband  den  Wunsch  aus,  man  möchte  das 
Vorrücken  der  Gesandtschaft  noch  um  10  Tage  aufschieben. 
Dieser  verständigte  sich  dazu  und  vertagte  den  Abmarsch 
auf  den  31.  März.  Die  10  Tage  vergingen  jedoch,  ohne 
dass  eine  Aenderung  eintrat,  und  am  30.  März  stand  die 
Expedition  marschbereit.  Am  folgenden  Tage  brach  sie  von 
Thuna  auf,  um  einen  Vorstoss  nach  Guru  zu  machen.  Schon 
waren  die  Truppen  auf  dem  Marsch,  als  ein  tibetanischer 
Offizier  im  Auftrag  des  Lhassagenerals,  der  zweimal  zu  Obers! 
Younghusband  gekommen  war,  beim  General  Macdonald 
erschien  und  den  Rückzug  der  britischen  Truppen  nach  Yatung 
forderte.  Oberst  Younghusband,  der  gerade  zugegen  war, 
sagte  dem  Depon,  er  solle  sofort  umkehren,  ins  tibetanische 
Lager  galoppieren  und  dem  Lhassageneral  melden,  die  Ge- 
sandtschaft sei  auf  dem  Marsch  nach  Gyangtse  und  werde 
heute  in  Guru  erscheinen,  sie  werde  aber  alle  Feindselig- 
keiten zu  verhüten  suchen ;  General  Macdonald  verlange  nur, 
dass  die  tibetanischen  Truppen  die  Strasse  räumten,  würden 
sie  aber  Widerstand  leisten,  so  werde  er  die  Gesandtschaft 
verteidigen.  Etwa  drei  englische  Meilen  vor  der  Stellung  der 
Tibetaner  kamen  zwei  tibetanische  Offiziere  zu  Oberst  Young- 
husband und  meldeten,  der  Lhassageneral  werde  gleich  an- 
kommen, er  bitte  die  Gesandtschaft,  von  weiterem  Vorgehen 
abzustehen.  General  Macdonald  Hess  aber  seine  Truppen 
in  Gefechtsfonnation  vormarschieren  und  machte  erst  halt,  als 
der  Lhassageneral  eintraf.  Oberst  Younghusband  empfing 
ihn  mit  gewohnter  Freundlichkeit  und  warnte  ihn  vor  Feind- 
seligkeiten; dann  erklärte  er  ihm,  die  Gesandtschaft  werde 
nach  Gyangtse  marschieren,  wenn  in  Thuna  nicht  unter- 
handelt werden  könne,  an  den  Rückzug  nach  Yatung  sei  nicht 
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zu  denken.  Da  nun  die  Truppen  im  Vorrücken  begriffen  seien, 
verlange  General  Macdonald,  dass  die  Tibetaner  die  Strasse 
freigäben  und  die  Verteidigungswerke  räumten,  die  Gesandt- 
schaft habe  aber  durchaus  nicht  die  Absicht  zu  kämpfen. 
Der  Lhassageneral  erwiderte,  wenn  die  Engländer  den  Frieden 
wollten,  würden  sie  nicht  auf  dieser  Strasse  vorrücken,  sondern 
nach  Yatung  zurückkehren,  wo  die  Unterhandlungen  sofort 
beginnen  könnten.  Da  fuhr  Younghusband  fort  und  sagte, 
die  britische  Regierung  habe  den  Tibetanern  mehr  als  10 
Jahre  lang  Zeit  und  Gelegenheit  geboten,  die  streitigen  Fragen 
in  Yatung  zu  lösen;  die  tibetanische  Regierung  habe  aber 
alles  getan,  um  eine  Verständigung  zu  vereiteln,  und  er 
selbst  warte  seit  acht  Monaten  in  Tibet  vergebens  auf  be- 
vollmächtigte Vertreter  der  Lhassaregierung,  jetzt  könne  nur 
noch  in  Gyangtse  unterhandelt  werden.  Der  Amban  sei  von 
diesem  Vorrücken  bereits  unterrichtet  und  werde,  begleitet 
von  tibetanischen  Abgeordneten,  in  Gyangtse  erwartet.  Dar- 
auf antwortete  der  Lhassageneral,  wenn  die  Gesandtschaft 
weiter  vorrücke,  so  könne  die  Sache  sehr  ernst  werden. 

Endlich  Hess  General  Macdonald  seine  Truppen  auf  der 
Gurustrasse  vorgehen,  und  Oberst  Younghusband  erinnerte  sie 
an  die  Befehle  der  britischen  Regierung,  nicht  von  den  Waffen 
Gebrauch  zu  machen,  bis  sie  angegriffen  würden.  Die  Bri- 
tischen trieben  die  Tibetaner  eine  Zeitlang  vor  sich  her  und 
umgingen  ihre  Flanken.  Endlich  zogen  sich  die  Tibetaner 
zurück  und  nahmen  Stellung  hinter  einer  Mauer,  die  sie  zu 
Verteidigungszwecken  gebaut  hatten.  Die  Britischen  zogen 
aber  ihren  Kreis  immer  enger  um  sie  und  forderten  sie  zur 
Uebergabe  der  Waffen  auf.  Obwohl  die  Tibetaner  keinen 
Ausweg  mehr  sahen,  zögerten  sie,  bis  Macdonald  den  Befehl 
zu  ihrer  Entwaffnung  gab.  Bei  der  Vollziehung  dieses  Be- 
fehls stürzten  sich  einige  Tibetaner  auf  die  Britischen,  was 
den  Kampf  und  die  Niederlage  der  Tibetaner  zur  Folge  hatte. 
500  tibetanische  Soldaten  blieben  tot  oder  verwundet  auf  dem 
Kampfplatz.    Unter  den  Toten  befanden  sich  der  Lhassa- 
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general  und  einer  der  abgeordneten  Lhassamönche.  Von  den 
Britischen  wurden  2  Offiziere  und  10  Soldaten  leicht  ver- 
wundet. Die  am  Kampf  bei  Guru  beteiligten  Tibetaner  schätzte 
General  Macdonald  auf  ungefähr  2500 — 3000  Mann.  Bei 
weiterem  Vorrücken  hatte  die  -Gesandtschaft  neue  Kämpfe  zu 
bestehen,  wobei  die  Tibetaner  zuzückgeschlagen  wurden ; 
der  Rest  ihrer  Truppen  besetzte  dann  die  Befestigungswerke 
von  Gyangtse,  während  die  Britischen  im  Felde,  unweit 
Gyangtse,  ein  befestigtes  Lager  bezogen. 

Nach  Aussagen  gefangener  Tibetaner  soll  die  Lhassa- 
regierung  das  Blutvergiessen  bei  Guru  verschuldet  haben. 
Sie  habe  nämlich  ihren  Truppen  den  Befehl  gegeben,  Guru 
unter  allen  Umständen  zu  verteidigen  und  es  nur  im  Falle 
einer  Niederlage  preiszugeben,  ansonst  sämtliche  Offiziere 
hingerichtet  würden.  Das  soll  der  Grund  gewesen  sein, 
warum  der  Lhassageneral  den  Engländern  die  Uebergabe 
verweigerte.  Nach  der  Niederlage  bei  Guru  soll  die  Re- 
gierung zu  Lhassa  die  Güter  des  Generals,  des  Lheding 
Depon  und  des  ebenfalls  bei  Guru  gefallenen  abgeordneten 
Lhassamönchs  konfisziert  haben,  weil  sie  die  Engländer  nicht 
nach  Yatung  zurückzudrängen  vermochten.  Die  Katastrophe 
bei  Guru  und  das  Vorrücken  der  Engländer  bis  nach  Gyangtse 
erschütterte  die  tibetanische  Regierung  ein  wenig;  sie  durfte 
nun  nicht  mehr  an  der  Ueberlegenheit  der  englischen  Waffen 
zweifeln.  Am  28.  April  telegraphiert  Oberst  Younghusband  an 
den  Vizekönig,  dass  laut  Mitteilungen  chinesischer  Offiziere, 
die  ein'  Schreiben  des  Amban  ins  Lager  gebracht  hatten,  in 
Lhassa  grosse  Verwirrung  herrsche.  Dass  der  Dalai  Lama 
nun  einen  anderen  Begriff  von  der  britischen  Macht  bekom- 
men und  in  Lhassa  wenig  mehr  zu  sagen  habe,  während 
die  Nationalversammlung  und  die  Klöster  die  Regierung  ganz 
in  die  Hände  genommen.  Als  die  Regierung  von  Bhutan 
von  der  Niederlage  der  Tibetaner  bei  Guru  gehört  hatte, 
sandte  der  Dharma  Radscha  ein  Geschenk  an  Oberst  Young- 
husband und  beteuerte  ihm  seine  Freundschaft;  zugleich 
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teilte  er  ihm  mit,  er  habe  den  Dalai  Lama  in  einem  eigen- 
händigen Schreiben  gebeten,  endlich  Frieden  zu  stiften,  er 
hoffe,  der  Dalai  Lama  werde  neues  Blutvergiessen  verhüten. 
In  Lhassa  behauptete  aber  die  Kriegspartei  die  Oberhand; 
sie  Hess  die  Truppen  in  Gyangtse  verstärken  und  sammelte 
neue  Heere  in  Shigatse  und  Lhassa.  Mönche  der  Klöster  Gaden, 
Sera  und  Depung  bei  Lhassa  kamen  nach  Gyangtse  und  ver- 
fluchten tagelang  die  englische  Gesandtschaft.  Die  Räte  des 
Dalai  Lama,  die  zum  Frieden  rieten,  wurden  ins  Gefängnis 
geworfen  und  der  Amban  an  seiner  Abreise  nach  Gyangtse 
verhindert;  an  Unterhandlungen  war  somit  nicht  zu  denken. 

Am  5.  Mai,  als  der  grösste  Teil  der  britischen  Truppen 
unter  Oberst  Brander  gegen  die  Tibetaner  am  Karoh-La  ab- 
gegangen war,  griffen  750  Mann  tibetanischer  Truppen  das 
englische  Lager  bei  Gyangtse  vor  Tagesanbruch  an;  der 
Angriff  wurde  aber  blutig  abgewiesen,  denn  die  Tibetaner 
Hessen  250  Tote  und  Verwundete  zurück.  Von  den  Britischen 
wurde  ein  Lastträger  getötet  und  zwei  Soldaten  verwundet. 
Der  chinesische  General  Ma  hatte  die  Engländer  vor  dem 
nächtlichen  Angriff  nicht  gewarnt;  bei  einer  Untersuchung 
der  Sache  behauptete  er  zwar,  er  habe  von  den  Absichten 
der  Tibetaner  nichts  gewusst.  Nur  ein  verwundeter  Tibe- 
taner, der  tags  zuvor  ins  englische  Lazaret  aufgenommen 
worden  war,  warnte  die  Britischen  vor  bevorstehenden  nächt- 
lichen Ueberfällen.  In  derselben  Nacht  machten  die  Tibe- 
taner auch  einen  Angriff  auf  das  Haus  des  Hauptmann  Parr; 
dieser  war  aber  mit  den  Engländern  nach  Karoh-La  aus- 
gezogen. Aus  Wut,  ihr  Opfer  nicht  gefunden  zu  haben, 
machten  sie  Parrs  Dienerschaft  nieder.*) 

Diese  Streiche  durften  von  Oberst  Younghusband  wohl 
als  ein  Zeichen  der  Unversöhnlichkeit  der  Tibetaner  angesehen 
werden.  Er  schlug  daher  durch  ein  Telegramm  dem  Vize- 
könig vor,  es  sollte  der  Regierung  zu  Lhassa  noch  ein  letzter 

*)  Siehe  Ottley:  „Mit  der  bewaffneten  britischen  Gesandtschaft 
nach  Lhassa'1,  Kapitel  8,  Seite  97—100. 
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Termin  zu  Unterhandlungen  in  Gyangtse  angesetzt  werden, 
und  wenn  während  der  festgesetzten  Zeit  keine  genügend 
bevollmächtigten  Vertreter  der  tibetanischen  Regierung  ein- 
träfen, so  bleibe  der  Gesandtschaft  keine  andere  Wahl  übrig, 
als  nach  Lhassa  vorzugehen. 

Am  6.  Mai  stiess  Oberst  Brander  mit  seiner  Abteilung 
beim  Fort  Karoh-La,  in  einer  Höhe  von  5000  Meter  über 
dem  Meere,  auf  die  Tibetaner,  die  über  2500  Mann  stark 
waren.  Nach  einem  vierstündigen  Gefecht  wurde  das  Fort 
gestürmt  und  genommen,  wobei  englischerseits  Hauptmann 
Bethune  und  drei  Mann  fielen;  13  wurden  verwundet.  Die 
Verluste  der  Tibetaner  waren  bedeutend,  und  trotz  dieser 
empfindlichen  Niederlage  sammelten  sie  neue  Streitkräfte 
an,  die  das  englische  Lager  beständig  von  der  Festung 
Gyangtse  aus  beunruhigten;  zugleich  zogen  sie  über  3000 
Mann  neuer  Truppen  von  Shigatse  und  Khamba  an  sich. 
Oberst  Brander,  der  das  englische  Lager  zu  schützen  hatte, 
rückte  am  24.  Mai,  nachdem  er  seine  Abteilung  verstärkt 
hatte,  nach  dem  Dorfe  Palla  vor,  wo  sich  etwa  2000  Tibe- 
taner verschanzt  hatten.  Am  26.  Mai  erstürmten  die  Eng- 
länder diese  Schanzen,  wobei  die  Tibetaner  grosse  Verluste 
erlitten.  Die  Engländer  hatten  4  Tote,  darunter  Lieutenant 
Garstin,  und  10  Schwerverwundete  zu  beklagen. 

Bei  allen  Kämpfen  erbeuteten  die  Britischen  eine  Menge 
Gewehre  und  andere  Waffen,  die  russischer  Herkunft  waren; 
in  England  oder  Indien  fabrizierte  Waffen  wurden  nicht  ge- 
funden. In  Europa  ging  damals  das  Gerücht,  die  Engländer 
hätten  in  Tibet  Dum-Dum-Geschosse  verwendet;  General 
Macdonald  dementierte  jedoch  auf  eine  diesbezügliche  An- 
frage der  britischen  Regierung  dieses  Gerücht  entschieden. 

Am  11.  Mai  telegraphierte  Oberst  Younghusband  an  den 
Vizekönig,  laut  Nachrichten  aus  Lhassa  hätten  die  Klöster 
Gaden,  Sera  und  Depung  beim  Amban  Vorstellungen  er- 
hoben, dass  er  sich  hüte,  mit  den  Engländern  einen  Vertrag 
abzuschliessen,  der  denselben  erlauben  würde,  über  Yatung 
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hinaus  tibetanisches  Gebiet  zu  betreten  Tibet  werde  kein 
Abkommen  anerkennen,  das  nur  vom  Amban  unterzeichnet 
sei.  Die  tibetanische  Regierung  werde  dem  Amban  nicht 
erlauben,  ins  englische  Lager  abzugehen,  und  der  Dalai 
Lama  selbst  habe  ohne  die  Zustimmung  der  Klöster  kein 
Recht,  für  Tibet  Verträge  zu  machen. 

Der  Vizekönig  setzte  am  12.  Mai  den  Staatssekretär  für 
Indien  in  Kenntnis,  dass  in  Gyangtse  kaum  noch  an  Unter- 
handlungen zu  denken  sei,  weshalb  ein  Vorstoss  auf  Lhassa 
zur  Notsache  werde;  er  betonte  folgendes:*)  „Die  Tibetaner 
sammeln  grosse  Truppenabteilungen  um  und  in  Gyangtse 
an;  unsere  Gesandtschaft  wartet  vergeblich  auf  tibetanische 
Abgeordnete  und  auf  den  Amban,  sie  wird  energische  mili- 
tärische Operationen  vorzunehmen  haben.  Es  wird  nämlich 
der  Meinung  Seiner  Majestät  Regierung  nicht  entsprechen, 
dass  unsere  Abgeordneten  in  Gyangtse  untätig  festgehalten 
und  sogar  dort  zu  wintern  gezwungen  werden.  Es  sollten 
daher  Vorbereitungen  getroffen  werden  zu  einem  unverzüg- 
lichen Vorstoss  der  Truppen  nach  Lhassa.  Wir  erneuern 
den  bereits  angeregten  Vorschlag,  dass  den  Tibetanern  eine 
bestimmte  Zeit  (etwa  ein  Monat)  angesetzt  werden  soll, 
während  welcher  sie  noch  in  Gyangtse  zu  Unterhandlungen 
empfangen  werden  können.  Sollten  sie  aber  diesen  Termin 
versäumen,  so  würde  die  Gesandtschaft,  ohne  weitern  Auf- 
schub zu  gewähren,  auf  Lhassa  marschieren.  Es  ist  sehr 
wünschenswert,  dass  unsere  Vorbereitungen  sogleich  be- 
ginnen, und  dass  die  Verstärkungen  von  Indien  nach  Tibet 
gezogen  werden,  ehe  die  Regenzeit  im  obern  Teestatal  ein- 
setzt. Der  späteste  Zeitpunkt  zum  Aufbruch  der  Expedition 
wäre  der  10.  Juli.  So  sehr  wir  bedauern,  dass  militärische 
Operationen  nötig  geworden  sind,  so  sehr  sind  wir  auch 
überzeugt,  dass  jede  Unentschlossenheit  und  alles  Nach- 
geben Grossbritanniens  in  der  nahen  Zukunft  nur  heftige 
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Störungen  und  grössere  Opfer,  vor  allem  aber  ernsten  Ver- 
lust unseres  Ansehens  im  ganzen  indischen  Reiche  zur  Folge 
haben  werden.  General  Macdonald  schätzt  die  aus  Indien 
herbeizuziehenden  Verstärkungen  auf: 

Four  Companies  Native  Infantry, 

Four  Companies  British  Infantry, 

One  Mule  Corps, 

Two  10-pounders  (Royal  Artillery), 

Two  7-pounders  (mule  guns)." 
Mit  dieser  Meinung  war  die  britische  Regierung  ein- 
verstanden, sodass  die  entsprechenden  Vorbereitungen  zum 
Vorrücken  nach  Lhassa  an  die  Hand  genommen  werden 
konnten. 

Der  Verkehr  zwischen  dem  Amban  und  Younghusband 
war  zu  dieser  Zeit  abgebrochen,  weil  die  Tibetaner  jeden 
Boten  zwischen  Lhassa  und  Gyangtse  abfingen.  Nachrichten, 
die  noch  von  Lhassa  ins  englische  Lager  kamen,  wurden 
durch  den  Tongsa  Penlop  vermittelt.  Der  Penlop  unterhielt 
nämlich  persönliche  Korrespondenz  mit  dem  Dalai  Lama, 
der  ihm  bereits  mitgeteilt  hatte,  er  werde  mit  den  Engländern 
in  keine  Beziehungen  treten;  die  Sikkim-Tibet-Grenze  müsse 
unverändert  bleiben,  und  die  tibetanische  Regierung  werde 
ihren  Feinden  keine  neuen  Marktplätze  einräumen  und  alle 
Mittel  aufbieten,  um  ihnen  den  Vormarsch  nach  Lhassa  zu 
verleiden.  Sollte  es  ihnen  trotz  alledem  gelingen,  Lhassa 
zu  erreichen,  so  würde  er  mit  den  Häuptern  des  Volkes 
entfliehen,  er  könnte  nicht  in  der  von  Fremden  entheiligten 
Stadt  bleiben.  Am  16.  Mai  1904  schrieb  der  Tongsa  Penlop 
von  Bhutan  an  Oberst  Younghusband,  er  wünsche  ihn  in 
Gyangtse  zu  besuchen  und  werde  mit  einem  vom  Dalai 
Lama  besonders  ausgerüsteten  Mönch  dorthin  abgehen.  Am 
2.  Juni  traf  der  Penlop  mit  dem  Lama  Serk  Hang  Tulku  in 
Phari  ein,  wo  gerade  die  aus  Indien  nach  Tibet  vorrückende 
Verstärkungskolonne  angekommen  war.  Bei  den  britischen 
Offizieren,  die  er  besuchte,  gab  er  sein  Erstaunen  über  die 
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unentschuldbare  Haltung  des  Dalai  Lama  kund  und  erklärte, 
es  sei  für  ihn  unbegreiflich,  dass  ein  solcher  Mann  wie  der 
inkarnierte  Buddha  in  die  Thorheit  verfallen  könne,  sein 
ganzes  Volk  aus  lauter  Eigensinn  ins  Verderben  zu  stürzen. 
Der  Penlop  erzählte  ferner,  die  Tibetaner  hätten  in  Bhutan 
das  Gerücht  ausgestreut,  Oberst  Younghusband  sei  bei 
Gyangtse  getötet  worden  und  die  Russen  hätten  die  Eng- 
länder bei  Kalkutta  besiegt. 

Am  1.  Juni  schickte  Oberst  Younghusband  an  den  Dalai 
Lama  und  an  den  Amban  das  Ultimatum,  dass  er  ihnen 
noch  bis  zum  25.  Juni  1904  Zeit  gebe,  in  Gyangtse  über 
die  streitigen  Angelegenheiten  zu  verhandeln;  würden  aber 
innert  dieser  Zeit  keine  gehörig  bevollmächtigten  tibetanischen 
Abgeordneten  mit  dem  Amban  in  Gyangtse  erscheinen,  so 
werde  die  britische  Gesandtschaft  auf  Lhassa  marschieren 
und  nur  noch  dort  unterhandeln.  Die  Briefe  wurden  un- 
verschlossen zwei  tibetanischen  Gefangenen  übergeben,  und 
diese  überbrachten  sie  dem  Oberst-Kommandierenden  in 
Gyangtse  zur  Weiterbeförderung.  Am  folgenden  Tag  kamen 
sie  jedoch  mit  den  Briefen  zurück  und  sagten,  der  General 
habe  ihnen  erklärt,  es  sei  nicht  Sitte,  dass  die  Tibetaner 
englische  Briefe  befördern.  Hernach  schickte  aber  der  General 
einige  Boten  ins  englische  Lager  mit  der  Meldung,  ein 
chinesischer  Offizier  werde  die  Briefe  wieder  abholen  und 
sie  befördern  lassen.  Zu  dem  Zwecke  baten  sie  um  einen 
Waffenstillstand,  den  Y7ounghusband  unter  der  Bemerkung, 
die  „Flag  of  Truce"  werde  zu  jeder  Zeit  respektiert,  ab- 
lehnte. Der  chinesische  Offizier  holte  die  Briefe  nicht  ab. 
YTounghusband  glaubte  zwar,  der  General  werde  sie  wohl 
gelesen  haben  und  werde  die  Lhassa-Regierung  davon  unter- 
richten. Der  chinesischen  Regierung  wurde  dieses  Ultimatum 
durch  Sir  Satow,  den  englischen  Minister  in  Peking,  mit- 
geteilt. 

Am  6.  Juni  traf  der  Tongsa  Penlop  in  Chumbi  mit 
General  Macdonald  zusammen  und  sagte  ihm,  er  werde  durch 
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einen  Brief  dem  Dalai  Lama  ernstlich  raten,  bis  spätestens 
den  25.  Juni  rangtüchtige  Vertreter  der  tibetanischen  Regierung 
nach  Gyangtse  abgehen  zu  lassen,  damit  dem  Blutvergiessen 
halt  geboten  werde;  Tibet  sei  besiegt,  und  seine  eigensinnige 
Haltung  nütze  nichts,  sie  richte  nur  das  arme  Volk  zugrunde. 
Tongsa  Penlop  übergab  den  Brief  seinen  Begleitern  Serk- 
Hang  Tulku  und  Dug-y-Jongpen,  die  ihn  dem  Dalai  Lama 
überbrachten.  Darauf  antwortete  der  Dalai  Lama  dem  Pen- 
lop, er  werde  den  Kallan  Lama  und  den  Kazi  Ta  ins  englische 
Lager  schicken  und  hoffe,  der  Penlop  selber  werde  die  beiden 
nach  Kräften  unterstützen.  Er  sandte  auch  ein  Stück  Seiden- 
stoff als  Geschenk  für  Oberst  Younghusband.  Von  da  an 
beschloss  der  Penlop,  zwischen  den  Engländern  und  Tibe- 
tanern in  Gyangtse  die  Rolle  friedlicher  Vermittlung  zu  über- 
nehmen. 

Im  Laufe  des  Monats  Juni  erneuerten  die  Tibetaner  die 
Angriffe  auf  die  britischen  Truppen,  sie  wurden  aber  überall 
mit  schweren  Verlusten  zurückgeschlagen.  Am  17.  Juni  ver- 
suchten sie  vergebens  das  Dorf  Palla  wiederzunehmen. 
Auch  die  Verstärkungsabteilung,  die  von  Indien  heranrückte, 
hatte  unter  einigen  Verlusten  grössere  Angriffe  abzuweisen. 
Die  Verstärkungen  trafen  am  24.  Juni  in  Gyangtse  ein,  und 
am  26.  lieferte  General  Macdonald  dem  Gros  der  tibetanischen 
Truppen  ein  Treffen,  wobei  sämtliche  Stellungen  der  Tibe- 
taner bis  auf  Stadt  und  Festung  Gyangtse  von  den  Eng- 
ländern erobert  wurden.  Auf  englischer  Seite  fiel  beim  Sturm- 
angriff Hauptmann  Craster;  13  Mann,  darunter  2  Offiziere, 
wurden  verwundet. 

Russland  war  über  dem  britischen  Vorgehen  in  Tibet 
immer  noch  ängstlich.  Als  nämlich  im  April  1904  die  Nach- 
richten über  die  tibetanischen  Kämpfe  nach  Europa  gedrungen 
waren,  begab  sich  der  russische  Botschafter  in  London,  Graf 
Benkendorff,  zu  Lord  Lansdowne,  um  näheres  über  die  Ereig- 
nisse in  Tibet  zu  vernehmen.  Darüber  schreibt  Lord  Lans- 
downe am  13.  April  1904  an  Sir  C.  Scott  in  Petersburg: 
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*)  „Im  Laufe  einer  Unterredung  mit  dem  russischen  Bot- 
schafter diesen  Nachmittag  erwähnte  Seine  Excellenz  auch 
unsere  Tibet-Expedition  und  sagte,  Graf  Lamsdorff  habe  von 
unserem  Zusammenstoss  mit  den  Tibetanern  gehört,  er  glaube 
aber  nicht,  dass  diese  Vorfälle  die  Sachlage  verändern  würden. 
Es  sei  ihm  zwar  daran  gelegen,  zu  erfahren,  welche  Folgen 
Oberst  Younghusbands  Gesandtschaft  nach  Tibet  haben 
möchte.  Graf  Benkendorff  fragte,  ob  ich  ihn  dazu  bevoll- 
mächtigen könne,  dass  er  seiner  Regierung  den  Bericht  er- 
neuere, den  ich  ihm  über  diesen  Punkt  bei  einer  früheren 
Gelegenheit  abgegeben  hätte.  Ich  antwortete,  ich  hätte  nichts 
dagegen  einzuwenden,  wenn  er  sage,  es  habe  sich  nichts 
ereignet,  was  unsere  Politik,  die  uns  ursprünglich  bestimmt 
habe,  Oberst  Younghusbands  Gesandtschaft  auf  tibetanisches 
Gebiet  vorrücken  zu  lassen,  verändern  könnte." 

Und  am  2.  Juni,  also  nachdem  die  britische  Regierung 
die  Expedition  zum  Vorrücken  nach  Lhassa  bevollmächtigt 
hatte,  übermachte  Lord  Lansdowne  an  Graf  Benkendorff  fol- 
gendes Schreiben: 

**)  „Ihre  Excellenz  hat  sich  kürzlich  in  einer  Unterredung 
mit  mir  erkundigt,  ob  der  Widerstand,  der  sich  der  britischen 
Gesandtschaft  in  Tibet  entgegengesetzt  hat,  die  Tibet  be- 
zügliche Politik  Seiner  Majestät  Regierung,  wie  sie  in  einem 
Telegramm  vom  6.  November  1903  an  die  indische  Regierung 
dargetan  wird,  infolge  der  neuesten  Vorfälle  geändert  habe. 
Seiner  Majestät  Regierung  erklärte  nämlich  in  jenem  Tele- 
gramm, wenn  sie  den  Vormarsch  der  Expedition  nach  Gyangtse 
gestatte,  so  sei  sie  doch  in  ihrer  Meinung  klar,  dass  dieser 
Schritt  nicht  zur  Besetzung  von  Tibet  oder  zu  ständiger  Ein- 
mischung Grossbritanniens  in  die  tibetanischen  Angelegen- 
heiten führen  werde.  Sie  eröffnete  darin  weiter,  dass  das 
Einrücken  britischer  Truppen  in  Tibet  nur  den  Zweck  habe, 
von  den  Tibetanern  Genugtuung  zu  verlangen;  sobald  diese 
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erlangt  sei,  würden  die  Truppen  zurückgezogen.  Sie  habe 
ferner  nicht  die  Absicht,  eine  permanente  Gesandtschaft  in 
Tibet  zu  halten,  und  die  Erwirkung  von  Handelsbegünstig- 
ungen in  jenem  Lande  müsse  im  Lichte  des  Beschlusses, 
den  jenes  Telegramm  dartue,  erwogen  werden.  Nun  bin  ich 
imstande,  Ihnen  mitzuteilen,  dass  Seiner  Majestät  Regierung 
an  der  oben  bezeichneten  Politik  festhält,  obwohl  klar  ein- 
leuchtet, dass  ihr  Handeln  bis  zu  einem  gewissen  Grad  von 
der  Haltung  der  Tibetaner  abhängig  ist.  Seiner  Majestät 
Regierung  kann  es  daher  nicht  über  sich  nehmen,  im  gege- 
benen Falle  nicht  von  ihrer  Politik,  die  sich  ihr  bis  jetzt 
von  selbst  empfiehlt,  abweichen  zu  wollen.  Sie  wünscht 
jedoch  mit  Entschiedenheit  darzutun,  dass  sie,  solange  keine 
fremde  Macht  bestrebt  ist,  sich  in  tibetanische  Angelegen- 
heiten zu  mischen,  keinen  Versuch  machen  wird,  Tibet  zu 
annektieren,  ein  Protektorat  daraus  zu  machen  oder  seine 
innere  Verwaltung  zu  kontrollieren." 

Und  am  14.  Juni  schreibt  Lord  Lansdowne  an  Sir  C. 
Hardinge  in  Petersburg: 

*)  „Der  russische  Botschafter  unterrichtete  mich  heute, 
dass  er  von  Graf  Lamsdorff  ein  Telegramm  erhalten  habe, 
das  auf  unsere  Tibetpolitik  Bezug  nehme.  Mit  Bedauern  habe 
Graf  Lamsdorff  beobachtet,  dass  kürzlich  in  der  „Times" 
eine  Korrespondenz  mit  Bezug  auf  das  vermeinte  russisch- 
tibetanische Abkommen  veröffentlicht  worden  sei.  Graf  Lams- 
dorff habe  Graf  Benkendorff  auch  daran  erinnert,  dass  die 
Meinung  der  Kaiserlichen  Regierung  hinsichtlich  der  russi- 
schen Politik  in  Tibet  klar  gezeichnet  sei  in  den  Mitteilungen, 
die  Seine  Excellenz  auf  Graf  Lamsdorffs  Weisungen  im  April 
des  vorigen  Jahres  mir  habe  zukommen  lassen.  Es  sei  darin 
deutlich  in  Erinnerung  gebracht  worden,  dass  zwischen  Russ- 
land und  Tibet  keinerlei  Vertrag  bestehe.  Was  Graf  Lams- 
dorff damals  als  Tatsache  dargetan  habe,  bleibe  noch  heute 
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so  wahr  wie  dazumal.  Graf  Lamsdorff  habe  beigefügt,  mit 
Befriedigung  finde  er  in  der  Note,  die  ich  kürzlich  an 
Graf  Benkendorff  abgegeben  habe,  dass  die  britische  Re- 
gierung den  Nutzen  und  die  Notwendigkeit  der  Aufrechter- 
haltung des  Status  quo  in  jener  Provinz  des  chinesischen 
Reiches  selbst  anerkenne." 

Auf  dieses  Schreiben  antwortet  Sir  C.  Hardinge  an  Lord 
Lansdowne  am  20.  Juni  1904: 

*)  „Vorgestern  erwähnte  ich  in  einem  Gespräche  mit 
Graf  Lamsdorff  auch  die  Angelegenheit  in  Tibet.  Seine  Ex- 
cellenz äusserte  volle  Befriedigung  mit  Ihrer  Lordschaft  deut- 
lichen und  bündigen  Darlegung  der  britischen  Politik  in  Tibet, 
und  gab  der  Hoffnung  Ausdruck,  dass  Seiner  Majestät  Re- 
gierung nicht  länger  an  das  Bestehen  des  angeblichen  Ver- 
trages zwischen  Russland  und  Tibet  glauben  werde.  Er  er- 
innerte sich  wohl  an  die  tibetanische  Gesandtschaft  unter 
Dorjieff  nach  Yalta,  er  versicherte  mir  aber,  es  seien  dabei 
keine  politischen  Fragen  erörtert  worden;  die  Beziehungen 
zwischen  Russland  und  Tibet  seien  rein  religiösen  Charakters, 
weil  die  russischen  Buddhisten  den  Dalai  Lama  als  ihren 
Papst  ansähen.  Ich  erwiderte  darauf,  dass  man  sich  nicht 
zu  verwundern  brauche,  wenn  gegen  die  russische  Tibet- 
Politik  Verdacht  und  Misstrauen  in  Indien  und  anderwärts 
um  sich  griffen,  als  eine  tibetanische  Gesandtschaft  nach  Russ- 
land kam,  und  als  die  Tatsache  von  M.  Dorjieffs  Anwesenheit 
in  Lhassa  und  sein  Einfluss  auf  die  tibetanische  Regierung 
kund  und  offenbar  wurden.  Ich  betonte,  ich  sei  überzeugt,  dass 
Seiner  Majestät  Regierung  die  offizielle  Erklärung,  die  mir  Graf 
Benkendorff  am  8.  April  1903  auf  Graf  Lamsdorffs  Weisungen 
abgegeben  hatte,  mit  Vertrauen  entgegengenommen  habe." 

In  Gyangtse  hatte  sich  die  Sachlage  nicht  geändert:  der 
25.  Juni  war  herangekommen,  ohne  dass  ein  Abgeordneter 
aus  Lhassa  im  englischen  Lager  eingetroffen  wäre.  Am 
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23.  Juni  teilte  der  Tongsa  Penlop  dem  Oberst  Younghusband 
mit,  er  werde  am  30.  Juni  in  Gyangtse  erscheinen,  um  dort 
die  vom  Dalai  Lama  abgesandten  Vertreter  der  tibetanischen 
Regierung  zu  sehen  und  ihnen  die  zwischen  Indien  und 
Tibet  zu  lösenden  Fragen  zu  erklären.  Auf  diesen  Brief 
beschloss  Oberst  Younghusband,  das  Ultimatum  auf  den 
30.  Juni  zu  verlängern. 

Am  26.  Juni  1904  telegraphierte  der  Vizekönig  von  Indien 
an  Oberst  Younghusband  folgende  Artikel  als  Grundlage 
zum  neuen  Vertrag: 

*)  „f.  On  the  question  of  placing  a  Resident  at  Lhasa 
we  explain  that,  while  this  step  may  be  necessary,  we 
reserve,  pending  receipt  of  the  view  you  may  take  after 
you  have  arrived  at  Lhasa,  our  final  opinion.  It  is  sug- 
gested,  failing  this,  that  an  agent  should  be  posted  at 
Gyangtse,  with  right,  as  occasion  may  require,  of  procee- 
ding  to  Lhasa  to  discuss  matters  with  the  Tibetan  Officials 
or  Amban.  Reservation  of  our  right  to  post  agent  at  Lhasa, 
in  the  event  of  the  Tibetan  Government  hereafter  abando- 
ning  attitude  of  isolation  towards  European  powers,  would 
be  associated  with  demand  for  agent  at  Gyangtse. 

2.  Formal  recognition  of  exclusive  political  influence 
would  be  required  from  Tibetans  together  with  engagements 
not  to  enter  into  relations  about  Tibet  with  any  foreign 
power  without  previous  British  consent;  or,  without  such 
consent,  to  cede  any  portion  of  Tibetan  territory  to  any 
foreign  power,  or  to  admit  to  Tibet  any  representative  of 
a  foreign  power. 

3.  Indemnity  would  be  demanded  from  Tibetans.  In  the 
despatch  we  have  not  discussed  the  amount,  but  £  100,000 
for  every  month  from  date  of  attack  on  Mission  at  Gyangtse, 
on  4th  May,  until  one  month  after  signature  of  Convention, 
should,  we  think,  be  the  rate  —  a  guarantee  being  taken  for 
future  payments,  and  one  month's  instalment  paid  down. 
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4.  The  occupation  of  Chumbi  for  requisite  period,  as 
security  for  fulfilment  of  treaty  and  for  payment  of  indem- 
nity,  should  be  required. 

5.  Without  British  permission,  no  arms  to  be  manu- 
factured  or  imported;  and  all  fortified  positions  between  the 
frontier  and  Lhasa,  which  might  impede  Communications, 
to  be  destroyed. 

6.  The  establishment  of  trade  marts  at  Gyangtse,  Shigatse 
and  at  Lhasa,  in  the  event  of  an  agent  being  posted  there; 
also  at  Gartok  in  the  west,  and  in  the  east  at  such  other 
places  as  may  hereafter  be  round  suitable. 

7.  Details  to  stand  over  tili  after  discussion  with  the 
Tibetans.  These  would  include  the  settlement  of  the  Gar- 
whal  and  Sikkim  boundaries,  terms  of  customs  duties,  and 
trade  regulations." 

Diese  Vorschläge  wurden  zugleich  auch  dem  Staats- 
sekretär für  Indien  telegraphiert,  worauf  er  antwortete,  Oberst 
Younghusband  sollte  vorerst  keinen  Antrag  für  die  Ein- 
setzung eines  britischen  Residenten  in  Lhassa  machen. 

Am  28.  Juni  schrieb  Oberst  Younghusband  einen  Brief 
an  den  Kallan  Lama,  der  als  Abgeordneter  des  Dalai  Lama 
bis  nach  Nagartse  gekommen  war,  aber  aus  Furcht  vor  den 
Gefechten  nicht  weiter  zu  gehen  wagte.  In  diesem  Briefe 
forderte  ihn  Oberst  Younghusband  auf,  ohne  Zögern  in 
Gyangtse  zu  erscheinen,  er  werde  würdig  empfangen  und 
habe  nichts  für  seine  Person  zu  fürchten.  Würde  er  nicht 
in  kürzester  Zeit  ankommen,  so  müsste  die  Expedition  nach 
Lhassa  vorrücken.  Einen  Brief  gleichen  Inhalts  sandte  er 
an  den  Ta  Lama,  der  in  Shigatse  verweilte.  Die  Träger 
dieser  Briefe  wurden  jedoch  von  den  Tibetanern  abgefangen 
und  in  die  Festung  Gyangtse  gebracht,  wo  der  tibetanische 
General  die  Briefe  öffnete  und  las.  Dann  hielt  er  Rat  mit 
seinen  Offizieren  und  Mönchen,  und  gleich  wurde  beschlossen, 
die  beiden  Abgeordneten  herbeizuholen.  Der  General  sandte 
dann  ins  englische  Lager  und  bat  um  einen  Waffenstillstand, 
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den  Oberst  Younghusband  für  zwei  Tage  gewährte.  Er 
forderte  aber  den  tibetanischen  General  auf,  seine  Truppen 
am  1.  Juli  aus  der  Gegend  von  Gyangtse  zurückzuziehen, 
damit  die  Verhandlungen  ohne  feindliche  Störungen  vor  sich 
gehen  könnten. 

Am  1.  Juli  traf  der  Tongsa  Penlop  im  englischen  Lager 
ein  und  wurde  gleich  von  Oberst  Younghusband  empfangen. 
Der  Penlop  wies  einen  Brief  des  Dalai  Lama  vor,  worin  zu 
lesen  war,  der  Dalai  Lama  habe  den  Shape  Kallan  Lama 
und  den  Staatsrat  Ta  Lama  und  einige  Vertreter  der  drei 
grossen  Klöster  Gaden,  Sera  und  Depung  abgeordnet,  um 
in  Gyangtse  mit  den  Engländern  einen  Vertrag  abzuschliessen. 

Am  Nachmittag  des  1.  Juli  erreichte  der  Ta  Lama  das 
Lager  bei  Gyangtse,  und  Oberst  Younghusband  empfing  ihn 
am  folgenden  Morgen  in  Anwesenheit  des  Tongsa  Penlop  und 
6  Vertretern  der  grossen  Klöster  Gaden,  Sera  und  Depung.  Die 
Lama  zeigten  zwar  kein  grosses  Verlangen  nach  Unterhand- 
lungen; keiner  äusserte  sich  in  dieser  Hinsicht;  alle  benahmen 
sich  schüchtern,  und  ihre  einzigen  Akkreditive  waren  Briefe 
des  Dalai  Lama  an  den  Tongsa  Penlop.  Oberst  Younghus- 
band erklärte  ihnen  die  ernste  Sachlage  und  machte  sie  mit 
den  streitigen  Angelegenheiten,  die  von  1886  bis  1904  ent- 
standen waren,  bekannt.  Mit  Rücksicht  auf  die  Vermittlung 
des  Penlop,  sagte  er,  habe  die  indische  Regierung  den  Termin 
zum  Unterhandeln  in  Gyangtse  verlängert.  Oberst  Young- 
husband gab  dann  seiner  Hoffnung  Ausdruck,  sie  würden 
sich  unter  der  Leitung  des  Penlop  Mühe  geben,  dass  ein 
Uebereinkommen  zustande  gebracht  werde,  und  lud  sie  ein, 
am  3.  Juli  mittags  12  Uhr  bei  der  ersten  offiziellen  Konferenz 
zu  erscheinen.  Endlich  empfahl  er  sie  dem  Tongsa  Penlop 
zu  weiterer  Aufklärung  der  Sachlage  und  entliess  sie.  Am 
3.  Juli  erwartete  Oberst  Younghusband  die  Abgeordneten, 
wie  festgesetzt,  mittags  12  Uhr;  sie  kamen  aber  erst  um 
2  Uhr,  weshalb  sie  dann  Younghusband  vor  4  Uhr  nicht 
empfing.    Unter  diesen  Lhassa-Abgeordneten  befand  sich 


—  150 


der  Großsekretär  des  Dalai  Lama.  Oberst  Younghusband 
machte  ihnen  gleich  die  Bemerkung,  er  habe  den  Eindruck, 
sie  seien  nicht  auf  politischen  Füssen  nach  Gyangtse  ge- 
kommen. Darauf  entschuldigten  sich  die  Mönche  und  er- 
klärten, sie  seien  wirklich  bereit,  die  Unterhandlungen  zu 
beginnen,  und  hofften,  Oberst  Younghusband  werde  nicht 
allzudrückende  Bedingungen  stellen.  Dieser  sagte  ihnen  nun, 
dass  das  englische  Lager  am  5.  Mai  von  tibetanischen 
Truppen  nächtlich  angegriffen  worden  sei.  Um  ähnlichen 
Fällen  vorzubeugen,  verlange  General  Macdonald,  dass  sich 
die  tibetanischen  Truppen  von  Gyangtse  nach  Karohla  zurück- 
zögen; die  Räumung  der  Festung  gebe  den  guten  Willen 
der  Tibetaner  kund.  Darauf  wussten  die  tibetanischen  Ab- 
geordneten nichts  zu  antworten,  weshalb  die  Verhandlungen 
auf  den  Nachmittag  des  5.  Juli  verschoben  wurden. 

Am  5.  Juli  mittags  12  Uhr  sollte  die  Uebergabe  der 
Festung  erfolgt  sein.  Der  tibetanische  General  gab  aber  an 
General  Macdonald  keine  Antwort.  Nach  Aussagen  des  Tongsa 
Penlop,  der  mit  den  Abgeordneten  aus  Lhassa  in  der  Fest- 
ung weilte,  waren  die  Tibetaner  durch  die  Aufforderung  zur 
Uebergabe  in  eine  schwierige  Lage  geraten.  Ihre  Ordre 
von  Lhassa  war,  die  Festung  nur  nach  einer  Niederlage  zu 
räumen.  Der  Penlop  riet  dem  General  zur  Uebergabe,  in- 
dem er  ihm  zu  verstehen  gab,  die  Räumung  der  Festungs- 
werke sei  der  erste  Schritt  zum  Frieden.  Der  General  er- 
widerte ihm  aber,  er  dürfe  die  Festung  nicht  übergeben, 
ohne  zuvor  in  Lhassa  Erlaubnis  eingeholt  zu  haben.  Dazu 
war  aber  die  von  General  Macdonald  angesetzte  Frist  zu  kurz. 
Die  tibetanischen  Abgeordneten  und  Offiziere  gingen  zur 
Beratung  über,  wurden  aber  nicht  einig;  sie  handelten  nach 
keiner  Richtung  bis  der  letzte  Moment  verstrichen  war.  Am 
5.  Juli  vormittags  1 1 V2  Uhr  sandte  Macdonald  2  Boten  zu 
den  Tibetanern  mit  dem  Auftrag,  General  Macdonald  fordere 
die  tibetanische  Armee  nochmals  auf,  sich  bis  nachmittags 
12  Uhr  30  Minuten  zu  ergeben  oder  die  Festung  zu  räumen; 
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er  bitte  den  chinesischen  General  Ma,  den  Hauptmann  Parr, 
den  Tongsa  Penlop  und  die  tibetanischen  Abgeordneten,  sowie 
Weiber  und  Kinder,  die  Festung  sogleich  zu  verlassen.  Der 
tibetanische  Kommandant  gab  aber  auch  diesmal  keine  Ant- 
wort an  Macdonald.  Um  12  Uhr  38  Minuten  eröffneten  die 
Britischen  das  Feuer,  jedoch  nur  zur  Demonstration,  so  dass 
die  Tibetaner  am  5.  Juli  noch  den  ganzen  Nachmittag  Gele- 
genheit gehabt  hätten,  sich  aus  der  Stadt  und  den  Festungs- 
werken zu  entfernen.  Am  folgenden  Tag  wurde  das  Fort 
beschossen  und  mit  Sturm  genommen.  Die  Tibetaner  waren 
5000  Mann  stark  gewesen.  Ein  grosser  Teil  davon  blieb  tot 
oder  verwundet  auf  dem  Kampfplatze. 

Auf  englischer  Seite  fielen  Lieutenant  Gordon  und  fünf 
Soldaten,  25  Offiziere  und  Soldaten  wurden  verwundet.  Der 
Tongsa  Penlop  gratulierte  Oberst  Younghusband  zu  diesem 
Erfolg,  ohne  jedoch  sein  Bedauern  über  die  blutige  Nieder- 
lage der  Tibetaner  zu  verhehlen.  Die  tibetanischen  Abgeord- 
neten hatten  die  Festung  vor  dem  Kampfe  verlassen  und 
waren  nach  Nagartse  geflohen.  Nun  sandte  Younghusband 
zu  ihnen  und  Hess  ihnen  sagen,  er  sei  noch  immer  zu  Unter- 
handlungen in  Gyangtse  bereit.  Unterdessen  waren  die  Ab- 
geordneten noch  weiter  geflohen  und  waren  nicht  mehr  zu 
einer  Rückkehr  nach  Gyangtse  zu  bewegen.  Da  schrieb  der 
Tongsa  Penlop  dem  Dalai  Lama  und  bat  ihn,  dafür  zu  sor- 
gen, dass  die  Nationalversammlung  den  Widerstand  gegen 
die  Engländer,  der  doch  nichts  nütze,  und  dem  tibetanischen 
Volk  nur  schwere  Verluste  beibringe,  aufgebe  und  die  Ab- 
geordneten ins  englische  Lager  zurückgehen  lasse. 

Am  6.  Juli  telegraphierte  die  britische  Regierung  dem 
Vizekönig  folgende  Artikel,  die  Younghusband  bei  den  Unter- 
handlungen leiten  sollten  : 

*)1.  „Weder  in  Lhassa  noch  anderswo  in  Tibet  soll  ein 
britischer  Resident  stationiert  werden. 


*)  Further  Papers  relating  to  Tibet,  III.  Teil,  Seite  26. 
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2.  Tibetaner  und  Chinesen  sind  dafür  verbindlich  zu 
machen,  dass  ohne  vorhergehende  Begutachtung  der  briti- 
schen Regierung  keine  Abtretung  tibetanischen  Gebietes  an 
eine  fremde  Macht  vollzogen  wird  und  keine  Einmischung 
einer  fremden  Macht  in  tibetanische  Angelegenheiten  statt- 
findet. 

3.  Oberst  Younghusband  soll  die  Freigebung  und  Vor- 
führung der  zwei  britischen  Untertanen,  welche  die  Tibetaner 
gefangen  halten,  verlangen.  Wenn  es  sich  zeigt,  dass  sie 
misshandelt  worden  sind,  hat  er  für  sie  eine  Geldentschädig- 
ung zu  fordern.  Die  Kriegsentschädigung  sollte  eine  Summe 
betragen,  welche  die  Zahlungsfähigkeit  der  Tibetaner  nicht 
überbietet,  und  sollte,  wenn  nötig,  in  drei  Jahresraten  ein- 
geteilt werden.  Oberst  Younghusband  wird  sich  darin  von 
den  Umständen  leiten  lassen. 

4.  Die  Festungswerke,  welche  die  Gesandtschaft  auf 
ihrem  Marsche  nach  Lhassa  erreicht  haben  wird,  müssen  zer- 
stört werden. 

5.  Ausser  dem  Handelsplatz  Yatung  ist  die  Einrichtung 
eines  Marktes  in  Gyangtse,  sowie  freier  Zutritt  zu  demselben 
für  alle  britischen  und  tibetanischen  Untertanen  zu  verlangen. 
Die  Strasse  zwischen  der  Grenze  und  Gyangtse  ist  von  allen 
Verkehrshindernissen  frei  zu  halten  und  die  tibetanische  Re- 
gierung hat  sich  zu  verpflichten,  sowohl  in  Gyangtse  als  in 
Yatung  einen  besonderen  Agenten  zu  halten,  der  die  Kor- 
respondenz des  britischen  Vertreters  zu  empfangen  hat.  Diese 
Agenten  sind  für  die  Beförderung  der  an  die  tibetanischen 
und  chinesischen  Behörden  gerichteten  Briefe  und  für  die 
Zustellung  der  Antworten  an  den  britischen  Vertreter  ver- 
antwortlich zu  machen. 

6.  Die  Tibetaner  sind  zur  Wiederherstellung  der  von 
ihnen  zerstörten  und  beschädigten  Grenzpfosten  anzuhalten. 

7.  Die  Handels-  und  Zollbedingungen  sind  auf  der  all- 
gemeinen Grundlage  des  alten  Handelsvertrages  festzustellen. 
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8.  Die  Besetzung  des  Tschumbitales  gilt  als  Bürgschaft 
für  die  Verwirklichung  der  Handelsartikel  und  die  Zahlung 
der  Kriegsentschädigung.  Die  Okkupation  wird  lasten  bis 
die  Zahlung  geleistet  ist,  und  die  Handelsplätze  drei  Jahre 
effektiv  bestanden  haben." 

Am  11.  Juli  teilt  der  Vizekönig  dem  Staatssekretär  für 
Indien  sein  Gutachten  über  diese  Artikel  mit  und  äussert  sich 
dahin,  dass  einige  Punkte,  die  darin  nicht  erwähnt  sind, 
noch  beigefügt  werden  sollten.  In  Artikel  2  sollte  der  Wort- 
laut in  Bezug  auf  die  Abtretung  tibetanischen  Gebietes  an 
eine  fremde  Macht,  um  jede  fremde  Einmischung  zu  verhüten, 
durch  folgende  Zusätze  genauer  bestimmt  werden: 

-  a)  „Vertreter  irgend  welcher  andern  Macht,  seien  es 
Handels-  oder  andere  Agenten,  dürfen  in  Tibet  nicht  em- 
pfangen werden. 

b)  Konzessionen  für  den  Bau  von  Strassen,  Eisenbahnen, 
Telegraphen  und  Bergwerken,  oder  Einräumung  anderer 
Rechte  dürfen  in  Tibet  ohne  vorhergehende  Zustimmung  der 
britischen  Regierung  nicht  gemacht  werden. 

c)  Ohne  diese  Zustimmung  dürfen  keine  tibetanischen 
Einkünfte  weder  in  Geld  noch  in  Waren  an  fremde  Mächte, 
an  deren  Vertreter  oder  Untertanen  zugesprochen  oder  aus- 
bezahlt werden." 

Am  26.  Juli  antwortete  die  britische  Regierung  auf  diese 
Mitteilungen:  „Wir  sind  gesinnt,  auf  einige  Abänderungen  der 
erwähnten  Artikel  einzugehen,  so  dass  sie  folgendermassen 
lauten : 

*)  1.  Weder  für  Lhassa  noch  für  Gyangtse  ist  ein  bri- 
tischer Resident  zu  beantragen. 

2.  Tibetaner  und  Chinesen  haben  sich  für  folgende  Para- 
graphen zu  verpflichten : 

a)  Ohne  vorhergehende  Begutachtung  und  Zustimmung 
der  britischen  Regierung  darf  kein  Teil  von  Tibet  abgetreten, 


*)  Further  Papers  relating  to  Tibet,  Nr.  III,  Seite  42 
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verkauft,  verpachtet,  verpfändet,  sonstwie  veräussert  oder 
der  Besetzung  einer  fremden  Macht  preisgegeben  werden. 

b)  Jede  Einmischung  fremder  Mächte  in  tibetanische 
Händel  und  Angelegenheiten  ist  ausgeschlossen. 

c)  Ohne  vorhergehende  Einwilligung  der  britischen  Re- 
gierung dürfen  keine  politischen  Gesandten  oder  Agenten 
andern  Charakters  von  fremden  Mächten  in  Tibet  gehalten 
werden.  An  keine  fremde  Macht  und  an  keine  Untertanen 
einer  fremden  Macht  dürfen  Konzessionen  zum  Bau  von 
Strassen,  Eisenbahnen,  Telegraphen  oder  zur  Ausbeutung  von 
Bergwerken  gemacht,  oder  andere  Rechte  zugestanden  wer- 
den. Würden  aber  solche  Bewilligungen  erteilt,  so  müsste 
die  britische  Regierung  mit  ähnlichen  und  gleichwertigen 
Konzessionen  begünstigt  werden. 

d)  Ohne  vorhergehende  Einwilligung  der  britischen  Re- 
gierung dürfen  keine  Einkünfte,  weder  in  Geld  noch  in  Waren, 
an  fremde  Mächte  oder  deren  Untertanen  ausbezahlt  oder 
zugesprochen  werden. 

3.  Für  die  Befreiung  der  zwei  britischen  Untertanen  aus 
dem  Latschung-Tal  in  Sikkim,  die  von  den  Tibetanern  ver- 
haftet und  eingesteckt  worden  sind,  hat  Oberst  Younghus- 
band  zu  sorgen,  und  wenn  Beweise  vorliegen,  dass  sie  miss- 
handelt worden  sind,  muss  für  sie  eine  Genugtuung  in  Geld 
verlangt  werden.  Die  zu  verlangende  Kriegsentschädigung 
sollte  einen  Betrag,  den  die  Tibetaner  in  drei  jährlichen  Ra- 
ten zu  zahlen  vermögen,  nicht  übersteigen.  Oberst  Young- 
husband  wird  sich  in  dieser  Hinsicht  von  den  Umständen 
leiten  lassen. 

4.  Alle  Befestigungen  zwischen  der  Sikkim-Tibetgrenze 
und  dem  Punkte,  den  die  Gesandtschaft  beim  Abschluss  des 
Vertrages  erreicht  haben  wird,  sollen,  wo  immer  sie  zugäng- 
lich sind,  zerstört  werden. 

5.  Es  muss  ferner  verlangt  werden :  Die  Einrichtung 
von  Märkten  in  Gyangtse,  Gartok  und  Yatung.  Freier  Zu- 
tritt zu  den  Handelsplätzen  für  alle  britischen  und  tibetani- 
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sehen  Untertanen.  Fernhaltung  aller  Verkehrshindernisse  auf 
den  Strassen  zwischen  der  Grenze  und  den  Marktplätzen. 
Besorgung  der  Strassen  und  Wege,  dass  sie  zur  Erleichterung 
von  Handel  und  Verkehr  geeignet  sind.  Die  Bestimmungen 
über  die  neuen  Handelsplätze  sind  denjenigen  von  Yatung 
gleichzustellen.  In  Gyangtse  und  Yatung  soll  je  ein  Vertreter 
der  tibetanischen  Regierung  stationiert  werden.  Diese  Ver- 
treter haben  die  Briefe  des  britischen  Agenten  zu  empfangen, 
sie  werden  für  die  Beförderung  dieser  Briefe  an  die  tibe- 
tanischen und  chinesischen  Behörden,  sowie  für  die  Ein- 
händigung der  Antworten  an  unseren  Vertreter  verantwort- 
lich gemacht.  Dem  britischen  Agenten  wird  unter  denselben 
Bedingungen,  die  im  Vertrag  von  1893  festgestellt  sind,  das 
Zutrittsrecht  nach  Gyangtse  gesichert. 

5a)  Die  tibetanische  Regierung  soll  auch  dazu  angehalten 
werden,  neue  Handelsplätze  neben  Gyangtse,  Gartok  und 
Yatung  zu  gewähren  und  der  Ausbreitung  und  Erleichterung 
des  Handels  keine  Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen. 

6.  Die  im  Vertrag  von  1890  bestimmte  Grenze  soll  von 
den  Tibetanern  als  die  Grenze  zwischen  Tibet  und  Sikkim 
anerkannt  werden,  und  auf  dieser  Grenzlinie  sind  die  nötigen 
Grenzpfosten  zu  errichten. 

7.  Die  Vertragsbedingungen  bezüglich  Handel  und  Ver- 
kehr sind  auf  der  allgemeinen  Grundlage  des  alten  Abkom- 
mens festzustellen.  Die  Tibetaner  sollen  verbindlich  gemacht 
werden^  keine  andern  Zölle  zu  erheben  als  die,  welche  durch 
einen  gegenseitig  vereinbarten  Tarif  anerkannt  sind. 

8.  Die  Besetzung  des  Tschumbitales  gilt  als  Bürgschaft 
für  die  Zahlung  der  Kriegsentschädigung  und  für  die  Durch- 
führung des  Vertrages  in  Bezug  auf  Handel  und  Verkehr. 
Die  Besetzung  wird  dauern  bis  die  Entschädigung  bezahlt 
ist  und  die  Handelsplätze  drei  Jahre  lang  effektiv  bestanden 
haben,  welche  von  diesen  beiden  Bedingungen  auch  zuletzt 
erfüllt  sei." 
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Zugleich  telegraphiert  der  Staatssekretär  für  Indien  dem 
Vizekönig,  die  britische  Regierung  sei  damit  einverstanden, 
dass  Oberst  Younghusband  bevollmächtigt  werde,  einen  Ver- 
trag zwischen  Grossbritannien  und  Tibet  nach  obigen  Arti- 
keln abzuschliessen. 

Vor  dem  Abmarsch  der  Expedition  nach  Lhassa  schrieb 
Oberst  Younghusband  an  den  Amban,  er  werde  nach  Lhassa 
vorrücken  und  nur  noch  dort  auf  Unterhandlungen  eingehen. 
Der  Tongsa  Penlop  sei  von  ihm  beauftragt,  dem  Dalai  Lama 
die  Artikel  für  den  neuen  Vertrag  mitzuteilen.  Würden  die 
Tibetaner  ferneren  Widerstand  leisten,  so  müssten  die  Ver- 
tragsbedingungen bedeutend  verschärft  werden. 
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V. 

Die  bewaffnete  britische  Gesandtschaft  in  Lhassa 
und  der  neue  Vertrag. 


Am  14.  Juli  waren  die  Abgeordneten  von  Lhassa  noch 
nicht  nach  Gyangtse  zurückgekehrt.  Da  Hess  Oberst  Young- 
husband  die  Gesandtschaft  den  Vormarsch  antreten,  und  am 
16.  erreichte  sie  Ralung,  nordöstlich  von  Gyangtse,  wo  gerade 
auch  die  tibetanischen  Abgeordneten  eintrafen,  sich  aber  nur 
beim  Tongsa  Penlop  vorstellten.  Dieser  ermahnte  sie,  sie 
möchten  doch  die  Sache  endlich  von  der  ernsten  Seite  an- 
sehen und  den  unvernünftigen,  nutzlosen,  für  die  Tibetaner 
nur  verderblichen  Widerstand  aufgeben.  Dann  teilte  er  ihnen 
die  Vertragsartikel  mit,  worauf  sie  nach  Nagartse  zurück- 
.  eilten,  jedenfalls  um  neuen  Kämpfen  vorzubeugen;  denn  als 
die  Expedition  am  19.  Juli  vor  Nagartse  erschien,  hatten  sich 
die  tibetanischen  Truppen  ohne  Gefecht  zurückgezogen.  Der 
Kallan  Lama  und  der  Ta  Lama  kamen  bei  Nagartse  zu  Oberst 
Younghusband  ins  Lager  und  protestierten  mit  aller  Energie 
gegen  das  Vorrücken  der  Gesandtschaft.  Der  Ta  Lama  über- 
gab dem  Tongsa  Penlop  einen  Brief  des  Dalai  Lama,  worin 
dieser  dem  Penlop  ans  Herz  legte,  doch  für  das  Wohl  der 
Tibetaner  und  für  die  Religion  zu  sorgen.  Beide  Lama  wei- 
gerten sich,  die  Vertragsbedingungen  zu  besprechen  und 
meinten,  wenn  die  Engländer  den  Frieden  wollten,  würden 
sie  nicht  auf  Lhassa  marschieren.  Da  sagte  ihnen  Young- 
husband, er  werde  unter  allen  Umständen  nach  Lhassa  vor- 
rücken, doch  sei  die  Dauer  seines  dortigen  Bleibens  von  der 
Haltung  der  tibetanischen  Regierung  abhängig. 

Die  chinesische  Regierung  war  sowohl  durch  den  Amban 
als  auch  durch  den  britischen  Minister  in  Peking  von  den 
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Vorgängen  in  Tibet  auf  dem  Laufenden  gehalten  worden. 
Und  am  27.  Juli  sendet  Sir  E.  Satow  in  Peking  folgendes 
Telegramm  an  die  britische  Regierung:  *)  „Am  25.  Juli  sah 
ich  zwei  Minister  im  Departement  des  Auswärtigen  und  rich- 
tete ihnen  die  Aufträge  aus,  die  mir  Ihrer  Lordschaft  Tele- 
gramm vom  21.  Übermacht  hat.  Ich  erinnerte  die  Excellenzen 
daran,  dass  ihnen  am  14.  Juni  die  Mitteilung  gemacht  worden 
ist,  unsere  Gesandtschaft  werde  nach  Lhassa  vorrücken,  falls 
die  tibetanischen  Abgeordneten  nicht  in  Gyangtse  erschienen. 
Dann  gab  ich  ihnen  Bericht  über  die  darauf  folgenden  Vor- 
gänge und  über  den  Vormarsch  der  Gesandtschaft  nach  Lhassa. 
Ich  betonte,  Seiner  Majestät  Regierung  sei  benachrichtigt 
worden,  dass  der  Dalai  Lama  der  Eröffnung  von  Unterhand- 
lungen nicht  abgeneigt  sei,  und  es  sei  ihr  sehr  daran  ge- 
legen, dass  der  Amban  ermahnt  werde,  er  möge  die  Unter- 
handlungen bald  zu  einem  Abschluss  bringen.  Darauf  zeigten 
mir  die  Minister  ein  Telegramm,  das  dem  Amban  vor  eini- 
gen Tagen  über  Taschien-Lü  zugestellt  worden  war,  und  in 
dem  er  gebeten  wird,  alles  zu  tun,  um  ein  Uebereinkommen 
zu  erzielen,  und  sich  unter  keinen  Umständen  von  Lhassa  zu 
entfernen." 

Laut  diesem  Telegramm  machte  China  keine  weiteren 
Einwendungen  zum  Vorrücken  der  Gesandtschaft  nach  Lhassa, 
es  hatte  vielmehr  erkannt,  dass  sein  Ansehen  in  Tibet  durch 
eine  Demütigung  der  Tibetaner  nur  gewinnen  werde. 

Am  26.  Juli  erreichte  General  Macdonald  mit  der  Ex- 
pedition den  Brahmaputra,  und  am  gleichen  Tage  kam  der 
Kanzler  des  Dalai  Lama  zu  Younghusband  ins  Lager  und 
übergab  ihm  einen  Brief  der  Nationalversammlung,  dessen 
Inhalt  lautet:  **)  „Neulich  sandte  der  Tongsa  Penlop  ein 
Schreiben  an  den  Dalai  Lama,  er  verkehrte  auch  mit  unsern 
zwei  Abgeordneten;  aber  bis  zur  Stunde  wurde  noch  kein 


*)  Further  Papers  relatin^  to  Tibet,  Nr.  III,  Seite  4o. 
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•Uebereinkommen  getroffen.  Die  Sahibs  sagen,  sie  wollten 
direkt  nach  Lhassa  vorrücken  und  dort  mit  dem  Dalai  Lama 
selbst  zusammenkommen,  um  mit  ihm  zu  unterhandeln  und 
Freundschaft  anzubahnen.  Der  Brief  mit  den  9  Artikeln  des 
Vertrages  ist  bei  uns  eingetroffen.  Das  ist  eine  Angelegen- 
heit von  grosser  Bedeutung,  weshalb  der  Tschingyab-Kempo 
nach  Tschu-Sul  abgesandt  worden  ist.  Da  uns  unsere  tibe- 
tanische Religion  sehr  am  Herzen  liegt,  so  haben  wir,  unser 
Regent,  unsere  Lama  und  unser  Volk  darüber  einen  Bund 
gemacht  und  schon  früher  den  nationalen  Beschluss  gefasst, 
dass  kein  Fremder  Tibet  betreten  darf;  das  tun  wir  neuer- 
dings, und  wenn  die  Sahibs  dennoch  nach  Lhassa  zum  Dalai 
Lama  kommen,  so  wird  ihr  Erscheinen  die  Sache  des  Frie- 
dens nicht  fördern.  Sollten  neue  Streitigkeiten  entstehen, 
so  hätten  wir  zu  befürchten,  solche  Störungen  würden  gegen 
alle  Interessen  der  Freundschaft  wirken.  Darum  bitten  wir 
die  Sahibs,  die  Sache  für  jetzt  und  für  die  Zukunft  ernstlich  zu 
überlegen.  Wenn  sie  dort  (am  Brahmaputra)  mit  unsern 
Abgeordneten,  die  jetzt  hier  sind,  verhandeln  wollen,  so 
mag  noch  alles  recht  werden.  Bitte,  überleget  was  hier  ge- 
sagt ist  und  dränget  nicht  allzuhastig  nach  Lhassa  vor." 

Oberst  Younghusband  antwortete  der  Nationalversamm- 
lung sofort,  er  verstehe  den  Ton  ihres  Schreibens;  da  er 
aber  schon  ein  ganzes  Jahr  in  Tibet  sei  und  vergebens  auf 
tibetanische  Bevollmächtigte  warte,  und  China  die  Tibetaner 
immer  erfolglos  aufgefordert  habe,  rangtüchtige  Abgeordnete 
zu  ihm  zu  schicken,  so  habe  die  britische  Regierung  ernstere 
Massnahmen  ergreifen  müssen.  Als  endlich  einige  Vertreter 
der  Regierung  zu  Lhassa  in  Gyangtse  angekommen  seien, 
sei  doch  kein  Unterhandeln  ermöglicht  worden,  weil  die  tibe- 
tanischen Truppen  auf  den  Feindseligkeiten  beharrt,  und  die 
Vertreter  der  Lhassaregierung  nur  ungenügende  Vollmacht 
gehabt  hätten.  Der  Vizekönig  von  Indien  verlange,  dass 
die  Gesandtschaft  vor  Lhassa  erscheine,  die  Unterhandlungen 
könnten  daher  nur  noch  dort  stattfinden;  er  ermahne  die 
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tibetanische  Regierung,  endlich  alle  Feindseligkeiten  aufzu- 
geben, denn  die  Gesandtschaft  wolle  den  Frieden  und  nicht 
den  Krieg,  auch  werde  sie  alle  religiösen  Gebäude,  insofern 
sie  nicht  von  Truppen  besetzt  seien,  gehörig  respektieren; 
würden  die  Tibetaner  aber  noch  länger  Widerstand  leisten, 
so  wäre  General  Macdonald  wie  bis  dahin  bereit,  die  Ge- 
sandtschaft zu  verteidigen ;  in  diesem  Falle  müssten  aber  die 
Vertragsbedingungen  bedeutend  verschärft  werden.  Die'tibe- 
tanische  Regierung  dürfe  wohl  glauben,  dass  der  König  von 
England  und  sein  Stellvertreter,  der  Vizekönig  von  Indien, 
immer  nur  friedliche  Beziehungen  zwischen  Tibet  und  Gross- 
britannien gesucht  hätten  und  ernstlich  wünschten,  dass  die 
Feindseligkeiten  zwischen  beiden  Nationen  endlich  aufhörten. 

Der  Kanzler  des  Dalai  Lama  nnd  die  Abgeordneten  zo- 
gen sich  mit  dieser  Antwort  über  den  Sangpo  zurück.  Als 
aber  die  Expedition  über  den  Strom  gesetzt  hatte,  erschien 
der  Kanzler  nochmals  im  Lager  und  bat  Oberst  Younghus- 
band,  er  möchte  doch  den  Bitten  des  Dalai  Lama  nachge- 
ben und  nicht  weiter  vorrücken,  sonst  müsste  der  grosse 
Lama  vor  Jammer  sterben.  Younghusband  bedeutete  ihm 
aber,  solche  Bitten  seien  nutzlos.  Noch  am  gleichen  Abend 
kam  ein  Bote  des  Amban  ins  Lager  und  brachte  an  Oberst 
Younghusband  einen  Brief,  wonach  in  Lhassa  gänzliche  Ver- 
wirrung herrschte:  Eine  Partei  warf  die  Schuld  der  Nieder- 
lage auf  die  andere;  die  Nationalversammlung  hielt  ständige 
Sitzung  ab;  der  Dalai  Lama  hatte  aus  lauter  Angst  vor  den 
Dingen,  die  da  kommen  sollten,  die  Stadt  verlassen  und  floh 
in  sein  Privatkloster;  das  Volk  hingegen  sah  dem  Heran- 
rücken der  fremden  Macht  gleichgültig  entgegen:  Tibetaner 
und  Chinesen  waren  voller  Erwartung  und  hofften  durch 
Verkauf  ihrer  Waren  Geld  zu  verdienen. 

Die  Nationalversammlung  schien  den  Ernst  der  Dinge 
erkannt  zu  haben  und  wollte  lieber  den  bewaffneten  Wider- 
stand aufgeben,  als  bei  Lhassa  noch  eine  Niederlage  erlei- 
den und  erst  dann  in  die  Hände  der  Sieger  fallen.  Sie  ge- 
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horchte  endlich  dem  Rat  des  Amban  und  zog  ihre  Truppen 
von  der  Lhassastrasse  zurück. 

Am  3.  August  gelangte  die  bewaffnete  Gesandtschaft, 
ohne  auf  weitern  Widerstand  gestossen  zu  haben,  vor  die 
tibetanische  Hauptstadt.  Bald  erschien  der  Amban  mit  sei- 
nem militärischen  Gefolge  im  englischen  Lager,  wo  ihn  Oberst 
Younghusband  und  sein  Stab  empfingen.  Der  Amban  be- 
glückwünschte die  Gesandtschaft,  dann  sagte  er,  die  chine- 
sische Regierung  habe  ihn  beauftragt,  an  den  Vertragsver- 
handlungen  teilzunehmen  und  mitzuwirken,  dass  in  kurzer 
Zeit  ein  Uebereinkommen  erzielt  werde;  er  wolle  sich  auch 
alle  Mühe  geben,  die  Tibetaner  für  die  Sache  zu  gewinnen. 
Nach  längerer  Unterredung  mit  Oberst  Younghusband  und 
General  Macdonald  versprach  er,  die  Truppen  auf  einige 
Tage  mit  Lebensmitteln  zu  versorgen.  Am  4.  August  erwie- 
derte  Oberst  Younghusband,  eskortiert  von  2  Kompagnien 
Royal  Füsilier,  einer  Kompagnie  berittener  Infanterie  und 
der  Leibwache  des  Amban,  diesen  Besuch.  Bei  seiner  Rück- 
kehr ins  Lager  marschierte  er  mitten  durch  die  Stadt,  wo 
sich  eine  grosse  Menschenmenge  gaffend  und  staunend  an 
die  Strasse  drängte.  Noch  am  selben  Tage  kam  der  Ge- 
sandte von  Nepal,  begleitet  vom  Tongsa  Penlop  und  einigen 
angesehenen  Lama  ins  Lager.  Diese  Lama  benahmen  sich 
freundlicher  als  alle  übrigen  Tibetaner,  die  Oberst  Younghus- 
band bis  dahin  kennen  gelernt  hatte.  Sie  brachten  280  Coolies' 
Ladungen  Mehl,  Zucker,  Erbsen,  Butter,  Thee,  trockene  Früchte 
und  1500  Rupien  an  Geld  für  die  Truppen,  dazu  50  Yak 
und  50  Schafe.  Ausserhalb  der  Stadt  wurde  ein  Bazar  eröff- 
net, in  welchem  340  Tibetaner,  Chinesen  und  andere  Händler 
alle  möglichen  Waren  feilboten.  Der  Dalai  Lama  war  nach 
Norden  geflohen  und  hatte  sein  Siegel  seinem  Stellvertreter, 
dem  Ti  Rimpotsche,  übergeben.  Am  5.  August  empfahl  Oberst 
Younghusband  dem  Amban  und  den  anwesenden  Lama,  sie 
sollten  ohne  Zögern  geeignete  Männer  für  die  Vertragsunter- 
handlungen bestimmen. 
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*)  Unter  diesem  Datum  sendet  der  Staatssekretär  für 
Indien  eine  Depesche  an  den  Vizekönig  und  betont  darin 
folgende  Punkte :  „Es  hat  Seiner  Majestät  Regierung  bei  all 
den  Schwierigkeiten  mit  Tibet  sehr  widerstrebt,  Schritte  zu 
tun,  die  eine  Einmischung  Grossbritanniens  in  tibetanische 
Angelegenheiten  zur  Folge  haben  würden.  Wie  Lord  George 
Hamilton  in  seinem  Schreiben  vom  27.  Februar  1903  dartut, 
konnte  sie  die  Sache  nicht  als  eine  lokale,  Indien  und  Tibet 
allein  treffende  betrachten,  sondern  musste  sie  von  dem  wei- 
tern Gesichtspunkte  der  Beziehungen  Grossbritanniens  zu  an- 
dern, sowohl  europäischen  als  asiatischen  Mächten  beurteilen. 
Früher  waren  die  europäischen  Nationen  und  ihre  Interessen 
im  allgemeinen  nicht  im  Bereich  der  indischen  Politik,  und 
Indiens  Beziehungen  zu  seinen  Grenzstaaten  erzeugten  keine 
europäischen  Verwicklungen.  Aber  die  Politik  in  Afghanistan, 
Siam  und  Tibet  übt  heutzutage  keine  unbedeutende  Wirkung 
auf  die  europäischen  Mächte  aus.  Die  Stellung,  die  Indien 
in  unserer  Zeit  Europa  gegenüber  einnimmt,  bringt  solche 
gegenseitige  Beziehungen  mit  sich,  dass  der  Verlauf  der  po- 
litischen Ereignisse  auf  der  indischen  Grenze  nicht  ohne 
Berücksichtigung  des  ganzen  britischen  Reiches  bestimmt  wer- 
den kann.  Seiner  Majestät  Regierung  ist  auch  jener  Politik 
mit  Tibet,  die  eine  neue  Bürde  auf  das  britische  Reich  zu 
werfen  geeignet  wäre,  entschieden  abgeneigt.  Die  Vergrös- 
serung  unserer  Verantwortlichkeit,  die  der  neue  Zuwachs 
zum  britischen  Reich  zur  Folge  gehabt  hat,  mahnt  uns,  dass 
es  trotz  aller  Notwendigkeit  sehr  unvorsichtig  wäre,  wenn 
wir  diese  Verantwortlichkeit  bei  nicht  allzudringlichen  Grün- 
den noch  vergrössern  würden.  In  Bezug  auf  Militär  und 
Flotte  müssen  die  Hilfsquellen  Indiens  und  Grossbritanniens 
zusammen  als  eine  Sache  betrachtet  werden.  Indien  hat  von 
Zeit  zu  Zeit  für  die  Verteidigung  des  britischen  Reiches  und 
seiner  Kolonien  wirksame  und  bereitwillige  Hilfe  geleistet. 
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während  wiederum  nicht  vergessen  werden  darf,  dass  die 
britische  Armee  und  Flotte  zum  grossen  Teil  zur  Verteidig- 
ung Indiens  besteht,  und  jede  neue  Verpflichtung,  die  Indien 
auf  sich  nimmt,  ist  gerade  so  gut  eine  Bürde  für  unsere  ge- 
meinsamen Mittel  als  für  Indien  selbst,  und  bedeutet  so  viel 
als  ob  die  Last  dem  Volke  unseres  Landes  auferlegt  würde. 
Die  Politik  Seiner  Majestät  Regierung,  die  Lord  George 
Hamilton  in  seinem  Schreiben  vom  27.  Februar  1903  dar- 
getan hat,  wurde  weiter  definiert  in  den  beiden  Telegram- 
men vom  28.  Mai  und  6.  November  1903.  Das  Schreiben 
vom  27.  Februar,  das  gerade  damals  verfasst  wurde,  als  wir 
noch  mit  Russland  in  Bezug  auf  seine  Haltung  zu  Tibet  unter- 
handelten, erklärt  das  Prinzip,  es  sei  nötig,  dass  der  briti- 
sche Einfluss  in  Tibet  einen  solchen  Charakter  annehme,  dass 
es  jeder  europäischen  Macht  unmöglich  werde,  auf  die  tibe- 
tanische Regierung  einen  für  die  britischen  Interessen  uner- 
träglichen Druck  auszuüben.  Aber  das  Resultat  unseres  Ver- 
kehrs mit  der  russischen  Regierung  hinsichtlich  Tibet,  wie 
es  in  Lord  Lansdownes  Depesche  vom  8.  April  1903  an 
Sir  C.  Scott  verzeichnet  ist,  war  so,  dass  Seiner  Majestät 
Regierung  von  Russland  die  klare  Versicherung  erhielt,  es 
habe  weder  mit  Tibet  selbst  noch  mit  China  ein  Tibet  be- 
treffendes Abkommen,  es  habe  keine  Agenten  nach  Tibet 
geschickt  und  beabsichtige  auch  keine  hinzusenden.  Seiner 
Majestät  Regierung  berücksichtigte  die  befriedigende  Natur 
dieses  Bescheides,  der  die  Befürchtungen  über  die  Einmisch- 
ung des  russischen  Einflusses  in  Lhassa  beseitigt  hat,  und 
erklärte  laut  Telegramm  vom  28.  Mai  1903,  es  sei  sowohl 
unnötig  als  unwünschenswert,  die  Forderung  des  Rechts,  einen 
ständigen  britischen  Vertreter  in  Lhassa  oder  Gyangtse  zu 
halten,  in  die  Vertragsunterhandlungen  einzuschliessen.  Noch 
jetzt  halten  wir  dafür,  dass  ein  solcher  politischer  Vorposten 
Schwierigkeiten  und  Verantwortlichkeiten  nach  sich  ziehen 
könnte,  die,  angesichts  der  Lage,  welche  die  Erklärung  der 
russischen  Regierung  nunmehr  geschaffen  hat,  niemals  mit 
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den  Vorteilen,  die  dabei  gewonnen  werden  könnten,  in  ei- 
nem Verhältnis  stehen  würden.  Demzufolge  wurde  im  Som- 
mer 1903  die  Gesandtschaft  bevollmächtigt,  nach  Khamba- 
dschong  abzugehen  und  die  dortigen  Unterhandlungen  auf 
Handel  und  Verkehr,  auf  die  Grenzstreitigkeiten  und  das 
Weiderecht  zu  beschränken.  Da  nun  aber  die  Tibetaner  zu 
Khambadschong  nicht  unterhandeln  wollten,  so  hat  Seiner 
Majestät  Regierung  am  1.  Oktober  1903  ihre  Begutachtung 
zum  Vorrücken  der  Gesandtschaft  gegeben.  Der  Vorstoss 
sollte  aber  nur  nach  Gyangtse  gehen;  denn  das  Verhalten 
der  tibetanischen  Regierung  zu  unsern  Abgeordneten,  so  un- 
versöhnlich und  unerträglich  es  war,  hatte  uns  noch  nicht 
zu  einer  Abänderung  unserer  allgemeinen  tibetanischen  Po- 
litik veranlassen  können,  und  mit  dem  Telegramm  vom  6. 
November  1903  wurde  daher  festgestellt,  dass  das  Vorrücken 
der  Gesandtschaft  nicht  zu  beständiger  Einmischung  Gross- 
britanniens in  tibetanische  Angelegenheiten  führen  darf  und 
lediglich  den  Zweck  hat,  Genugtuung  für  empfangene  Be- 
leidigungen zu  erwirken  und  die  Vertragsrechte  geltend  zu 
machen.  Der  Rückzug  der  Expedition  soll  nach  jenem  Tele- 
gramm erfolgen,  sobald  diese  Genugtuung  erlangt  ist,  und  die 
Handelssachen  auf  einen  soliden  Fuss  gestellt  sind.  Der 
Widerstand,  den  die  Tibetaner  dem  Vormarsch  unserer  Ge- 
sandtschaft entgegengesetzt  haben,  verbunden  mit  der  Wei- 
gerung, in  Gyangtse  zu  unterhandeln,  hat  das  Vorrücken 
nach  Lhassa,  das  wir  vermeiden  wollten  und  aufgeschoben 
haben,  bis  uns  keine  andere  Wahl  mehr  übrig  blieb,  unver- 
meidlich gemacht.  Aber  während  unser  Einfluss  in  Lhassa 
dermassen  anerkannt  werden  muss,  dass  jeder  fremde  Druck 
auf  Tibet,  der  einen  störenden  Einfluss  auf  die  Grenzländer 
Indiens  ausüben  könnte,  ausgeschlossen  wird,  hält  Seiner 
Majestät  Regierung  doch  an  ihrer  Meinung  fest,  dass  es  bei 
dem  gegenwärtigen  Stand  der  Dinge  in  Tibet  unnötig  ist,  bei 
den  Verhandlungen  die  Forderung,  einen  Residenten  in  Lhassa 
zu  halten,  als  eine  der  Grundbedingungen  des  neuen  Ver- 
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träges  vorzubringen.  Von  diesem  Standpunkte  aus  sind  die 
Artikel,  die  Oberst  Younghusband  durch  mein  Telegramm 
vom  6.  Juli  1904  den  Tibetanern  vorzulegen  bevollmächtigt 
worden  ist,  von  Seiner  Majestät  Regierung  aufgestellt  worden, 
und  die  in  Ihren  Telegrammen  des  11.  und  13.  Juli  erwähnten 
Abänderungen  dieser  Artikel  sind  in  demselben  Lichte  be- 
trachtet worden.  Solange  die  tibetanische  Politik  in  ihren 
Beziehungen  zu  fremden  Mächten  unverändert  bleibt,  begnügen 
wir  uns  damit,  dass  wir  mit  den  Bestimmungen  des  Artikels 
2,  wie  sie  jetzt  lauten,  unsern  Zweck,  jeden  ungewünschten, 
fremden  Einfluss  von  Tibet  fernzuhalten,  in  befriedigender 
Weise  erreichen  werden.  Was  den  britischen  Vertreter  be- 
trifft, dem  unter  Artikel  5  das  Zutrittsrecht  in  Gyangtse  ge- 
sichert wird,  wie  es  im  Vertrag  von  1893  in  Bezug  auf  Yatung 
näher  bestimmt  ist,  so  finden  wir  es  nicht  für  wünschens- 
wert, für  ihn  auch  das  Zutrittsrecht  für  Lhassa  zu  verlangen. 
Ein  solcher  Vorschlag  könnte  bewirken,  dass  die  Aufgaben 
dieses  Vertreters,  die  rein  kommerzieller  Natur  sein  sollen, 
anders  ausgelegt  und  mit  dem  Charakter  der  Geschäfte 
eines  politischen  Residenten  gestempelt  würden.  Mit  den 
Handelsbestimmungen  in  Artikel  5,  5a  und  7  beabsichtigt 
Seiner  Majestät  Regierung  nicht  die  sofortige  Eröffnung  von 
Marktplätzen  anderswo  als  in  Gyangtse  und  Gartok.  Die 
blosse  Annahme  dieses  Grundsatzes  durch  die  Tibetaner 
sollte  für  jetzt  genügen.  Nicht  mit  Unrecht  darf  erwartet 
werden,  dass  das  tibetanische  Volk  durch  den  Wohlstand, 
der  durch  den  freien  Handel  in  Gyangtse  und  Gartok  be- 
deutend gehoben  werden  muss,  seine  Haltung  in  dieser  Hin- 
sicht so  ändern  wird,  dass  es  mehr  Sinn  für  Handel  und 
Verkehr  mit  britischen  Untertanen  an  den  Tag  legt  und  aus 
eigenem  Antrieb  neue  Handelsplätze  eröffnet.  Würde  jedoch 
die  tibetanische  Regierung  die  neuen  Vertragsbedingungen 
nicht  halten,  so  wären  wir  gezwungen,  die  Frage,  unsere 
Macht  auf  das  Tschumbital  auszudehnen,  eingehender  zu  be- 
handeln. Die  Bestimmung  in  Artikel  6,  welche  die  Herstell- 


166  — 


ung  von  Grenzpfosten  auf  der  im  Vertrag  von  1890  festge- 
setzten Grenze  vorsieht,  sollte  die  tibetanische  Regierung 
von  der  Hoffnungslosigkeit  und  Unmöglichkeit  fernerer  Ueber- 
griffe  auf  sikkimesisches  Gebiet,  deren  sie  sich  in  der  Ver- 
gangenheit schuldig  gemacht  hat,  genügsam  überzeugen. 
Aehnlich  verhält  es  sich  mit  Artikel  4:  Die  Zerstörung  aller 
Festungen  und  Befestigungswerke  im  Bereiche  der  Strasse 
zwischen  der  Sikkimgrenze  und  Lhassa  wird  den  Tibetanern 
als  Zeichen  ihrer  Nichtigkeit  in  dem  uns  entgegengesetzten 
Widerstand  im  Gedächtnis  bleiben.  Ueber  die  Entschädigungs- 
frage können  wir  wegen  unserer  Unkenntnis  der  Einkünfte 
des  Landes  und  seines  Vermögens  nicht  mit  Bestimmtheit 
sprechen.  In  dieser  Hinsicht  muss  die  Frage  dem  Oberst 
Younghusband  zur  Beurteilung  überlassen  werden.  Die  Be- 
dingung, dass  der  Betrag  nicht  höher  sein  soll,  als  dass  er 
in  drei  Jahren  bezahlt  werden  kann,  gibt  die  Meinung  Seiner 
Majestät  Regierung  kund.  Die  zu  verlangende  Summe  sollte 
für  Tibet  eine  der  Leistungsfähigkeit  des  Landes  entsprechende, 
im  genannten  Zeitraum  zahlbare  Geldstrafe  bedeuten.  Zum 
Schluss  möchte  ich  den  Truppen  der  Gesandtschaft  für  ihren 
Mut,  ihre  Disziplin  und  Anstrengung,  sowie  allen  mit  der 
Gesandtschaft  inner-  und  ausserhalb  der  britischen  Grenzen 
im  Verkehr  stehenden  Persönlichkeiten  für  ihre  wertvollen 
Dienste  die  Anerkennung  Seiner  Majestät  Regierung  aus- 
sprechen." 

In  Uebereinstimmung  mit  dieser  Nklar  dargelegten  Poli- 
tik der  britischen  Regierung  sollte  Oberst  Younghusband  die 
Unterhandlungen  mit  den  tibetanischen  Behörden  führen.  Er 
teilte  ihnen  die  Vertragsbedingungen  persönlich  mit.  Allein 
bei  der  Hierarchie  der  grossen  Klöster  stiessen  sie  auf  bösen 
Boden,  so  dass  es  schien,  Younghusband  werde  genötigt, 
ernste  Demonstrationen  gegen  dieses  Bollwerk  des  Hasses  und 
der  Unversöhnlichkeit  vorzunehmen.  Die  Lama  des  Klosters 
Depung  weigerten  sich  sogar,  gegen  bares  Geld  Getreide 
an  General  Macdonald  abzuliefern.  Doch  als  dieser  sich  an- 
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schickte,  dem  Kloster  militärisch  zu  drohen,  kam  Getreide 
und  anderer  Proviant  in  Fülle  herbei.  Am  10.  August  tele- 
graphierte Oberst  Younghusband  dem  Vizekönig,  der  Youtok 
Shape  (der  Kanzler)  sei  krank,  Ta  Lama  sei  in  Ungnade 
gefallen  und  die  ihm  neulich  vorgestellten  Priester  hätten 
wieder  eine  feindseligere  Haltung  angenommen.  Die  National- 
versammlung scheine  noch  keine  Verhandlungen  eingeleitet 
zu  haben. 

Oberst  Younghusband  hätte  sich  gerne  in  einem  bessern 
Gebäude  der  Stadt  einquartiert  und  hatte  zu  dem  Zweck 
bereits  den  Sommerpalast  des  Dalai  Lama  bestimmt;  als  ihm 
aber  der  Tongsa  Penlop  sagte,  dieser  Palast  sei  ein  beson- 
deres Heiligtum,  nahm  er  ihn  nicht  in  Besitz.  Der  Dalai 
Lama  war  unterdessen  mit  dem  russischen  Lama  Dorjew 
von  Retang  nach  Nagschuka  geflohen.  Seit  1903  war  Dorjew 
beständig  in  Lhassa  gewesen  und  hatte  den  Klöstern  vier 
oder  fünf  Lakhs  von  Rupien  (600,000—800,000  Fr.)  geschenkt. 
Oberst  Younghusband  richtete  sich  ausserhalb  der  Stadt  im 
Sallu-Palast  ein,  und  Hess  das  Lager  in  seiner  Nähe,  un- 
weit des  Klosters  Sera,  aufschlagen.  Bis  zum  12.  August 
blieb  die  obstruktive  Haltung  der  Tibetaner  unverändert. 
Da  begab  sich  Oberst  Younghusband  mit  einer  starken  Es- 
korte zum  Amban  und  erklärte  ihm,  welche  Verantwortung 
China  hätte,  wenn  die  Tibetaner  die  Unterhandlungen  immer 
weiter  hinaustagen  oder  vereiteln  würden.  Der  Amban  ant- 
wortete, er  habe  bisher  getan,  was  ihm  möglich  gewesen 
sei,  und  hoffe,  es  werde  sich  bald  zeigen,  was  die  Tibetaner 
wollten.  Er  habe  auch  einen  Boten  an  den  Dalai  Lama  ge- 
schickt, um  ihn  zur  Rückkehr  zu  bewegen. 

Noch  am  selben  Tage  erhielt  der  Amban  eine  Antwort 
der  Nationalversammlung  auf  die  ihr  vorgelegten  Vertrags- 
artikel, und  durch  Mr.  Wilton  sandte  er  sie  gleich  an  Oberst 
Younghusband.  Diese  Antwort  lautete  sehr  unbefriedigend, 
denn  die  Tibetaner  verwarfen  den  Grenzartikel  und  nahmen 
Stellung  gegen  die  Konzession  der  Handelsplätze  Gartok  und 
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Gyangtse  und  protestierten  heftig  gegen  die  Kriegsentschädig- 
ung. Sie  sagten,  die  Engländer  hätten  Tibet  beschädigt,  seine 
Heere  geschlagen  und  Städte,  Festungen  und  Klöster  zerstört, 
weshalb  sie  an  Tibet  eine  Entschädigung  schuldig  seien. 
Dieses  Schriftstück  sandte  Oberst  Younghusband  dem  Am- 
ban  unter  der  Bemerkung  zurück,  eine  solche  Note  könne  er 
nicht  als  eine  offizielle  Mitteilung  ansehen.  Der  Amban  stellte 
dann  dieses  Schreiben  der  Nationalversammlung  wieder  zu 
und  ermahnte  sie,  andere  Vorschläge  zu  machen,  wenn  sie 
auf*  friedlichem  Wege  zu  einem  Vertrag  kommen  wolle. 

Kurz  darauf  kamen  zwei  Lama  aus  der  Nationalver- 
sammlung zu  Oberst  Younghusband  und  erklärten,  der  dem 
Amban  übergebene  Bericht  bezüglich  der  Vertragsbedingun- 
gen sei  nur  eine  private  Mitteilung  an  den  Amban  gewesen, 
und  dieser  habe  sie  gegen  ihren  Willen  dem  Oberst  Young- 
husband vorgelegt,  sie  würden  ihm  nächstens  eine  günstigere 
Note  zustellen.  Oberst  Younghusband  legte  ihnen  dann  den 
Ernst  der  Sache  nahe,  erklärte  ihnen  alle  streitigen  Angele- 
genheiten und  betonte,  die  der  Nationalversammlung  vorge- 
legten Artikel  seien  das  Minimum  der  britischen  Forderungen. 

Der  Amban  erwähnte  in  einer  Unterredung  mit  den  bri- 
tischen Offizieren,  dass  das  tibetanische  Volk  den  Englän- 
dern freundlich  gesinnt  sei.  Die  Pflege  der  Verwundeten, 
die  Barzahlung  aller  Lebensmittel,  die  taktvolle  Haltung  der 
Truppen  gefalle  der  Bevölkerung  von  Lhassa.  Das  ganze 
Volk  scheine  wie  von  einem  harten  Druck  aufzuatmen,  und 
hoffe,  durch  einen  neuen  Vertrag  an  Freiheit  zu  gewinnen. 
Nur  die  Mönche  in  den  Klöstern  berieten  noch,  wie  sie  sich 
die  Eindringlinge  vom  Halse  schaffen  könnten  ohne  Konzes- 
sionen zu  machen. 

Auf  Verlangen  des  Amban  wurden  die  zwei  britischen 
Untertanen  aus  dem  Latschungtal  in  Sikkim,  die  in  Shigatse 
verhaftet  und  in  Lhassa  gefangen  gehalten  wurden,  der  Na- 
tionalversammlung vorgeführt.  Oberst  Younghusband,  der 
in  der  Versammlung  anwesend  war,  sagte  dann  den  Frei- 
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gegebenen,  er  habe  vom  Kaiser  von  Indien  und  König  von 
England  den  Auftrag  erhalten,  sie  in  Freiheit  zu  setzen,  und 
jetzt  seien  sie  wirklich  frei.  Den  Mönchen  aber  erklärte  er, 
was  es  heisst,  Untertanen  des  Kaisers  von  Indien  zu  miss- 
handeln und  nahm  ihnen  das  Versprechen  ab,  britische  Unter- 
tanen in  Zukunft  mit  Respekt  zu  behandeln.  Hierauf  Hess 
er  die  Freigelassenen  ärztlich  untersuchen,  und  als  festge- 
stellt war,  dass  sie  sich  in  ziemlich  gutem  Zustand  befanden, 
wurden  sie  entlassen,  woran  selbst  die  Mönche  ihr  Vergnügen 
hatten. 

Die  Nationalversammlung  forderte  endlich  den  Dalai 
Lama  zur  Rückkehr  nach  Lhassa  auf  und  drohte  ihm,  sie 
werde  sein  Verhalten  im  widrigen  Falle  dem  chinesischen 
Hofe  in  Peking  anzeigen.  Der  Dalai  Lama  kümmerte  sich 
aber  wenig  um  diese  Aufforderung  und  setzte  seine  Flucht 
mit  Dorjiew  nach  Nordtibet  fort  und  schrieb  an  die  National- 
versammlung, er  sehe  nach  dem  Glauben  seiner  Getreuen 
in  den  Provinzen  und  bitte  seine  Räte,  sie  möchten  in  seiner 
Abwesenheit  für  Religion  und  Vaterland  sorgen  und  die  Eng- 
länder in  einem  Vertrag  kurz  genug  binden.  Auf  diese  Nach- 
richt machte  der  Amban  seiner  Regierung  in  Peking  Anzeige, 
dass  er  mit  Zustimmung  der  Nationalversammlung  den  Ti 
Rimpotsche  als  bevollmächtigten  Stellvertreter  des  Dalai  Lama 
anerkenne.  Der  Dalai  Lama  müsse  infolge  seiner  Flucht  und 
Vernachlässigung  seiner  Pflichten  seiner  Würde  entsetzt  wer- 
den, und  der  Tashi  Lama  von  Shigatse  könne  an  seine  Stelle 
treten. 

Ueber  diese  Angelegenheit  telegraphierte  der  britische 
Minister,  Sir  Satow,  in  Peking  am  28.  August  1904  an  Lord 
Lansdowne:  *)  „Am  24.  August  hat  der  Hof  ein  Telegramm 
des  Amban  erhalten,  in  dem  der  Dalai  Lama  beim  Kaiser 
angeklagt  wird.  Der  Amban  beantragt  die  Absetzung  des 
Dalai  Lama  und  die  Beförderung  des  Tashi  Lampo  Lama. 

*)  Further  Papers  relating  to  Tibet,  Nr.  III.  Seite  54. 
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Und  am  26.  August  wurde  ein  kaiserliches  Dekret  veröffent- 
licht, laut  welchem  der  Dalai  Lama  seiner  Würde  zeitweilig 
enthoben  und  zum  Rang  einer  Privatperson  herabgesetzt  wird, 
während  sein  Amt  auf  den  Tashi  Lampo  Lama  übergeht; 
durch  dieses  Dekret  werden  alle  geistlichen  Funktionen  von 
dem  einen  auf  den  andern  übertragen.  Falls  sich  der  Dalai 
Lama  widerspenstig  zeigt,  wird  er  für  immer  degradiert,  in 
welchem  Falle  die  übliche  Zermonie  des  Loswerfens  (die  der 
Amban  vollzieht)  zur  Bezeichnung  eines  Nachfolgers  nötig 
wird." 

Und  am  2.  September  teilt  Oberst  Younghusband  dem 
Vizekönig  mit,  China  habe  den  Dalai  Lama  vorübergehend 
seiner  Würde  entsetzt. 

In  einem  Interview  mit  dem  Amban  erklärte  Younghus- 
band, es  sei  nicht  durchaus  nötig,  dass  der  Dalai  Lama  bei 
den  Unterhandlungen  persönlich  zugegen  sei,  es  genüge, 
wenn  der  Vertrag  von  der  Nationalversammlung,  den  Ver- 
tretern der  Klöster  Gaden,  Sero  und  Depung  und  dem  Ti 
Rimpotsche  unterzeichnet  sei.  Das  im  Jahre  1857  zwischen 
Nepal  und  Tibet  vereinbarte  Abkommen  sei  auch  nicht  vom 
Dalai  Lama,  sondern  von  seinem  Stellvertreter  gesiegelt  wor- 
den und  habe  volle  Gültigkeit. 

Der  Ti  Rimpotsche  besuchte  am  14.  August  in  Beglei- 
tung des  Gesandten  von  Nepal  und  des  Tongsa  Penlop  den 
britischen  Bevollmächtigten.  Er  brachte  ihm  ein  Geschenk, 
bestehend  aus  Goldstaub  im  Werte  von  30  Pfund  Sterling 
sowie  einem  Stück  Seidenzeug,  das  ihm  der  Bruder  des 
Dalai  Lama  übergeben  Hess.  Ti  Rimpotsche  war  ein  alter 
würdig  aussehender  Mann;  ehrerbietig  und  freundlich  teilte 
er  Oberst  Younghusband  mit,  dass  er  nicht  gerne  politische 
Geschäfte  übernehme,  weil  er  sein  Leben  lang  nur  mit  geist- 
lichen Dingen  zu  tun  gehabt  habe.  Die  Nationalversammlung 
und  der  Dalai  Lama  hätten  ihn  gezwungen,  als  Vermittler 
zwischen  die  Engländer  und  Tibetaner  zu  treten  und  die 
Unterhandlungen  im  Interesse  des  Friedens,  der  Religion  und 
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des  Vaterlandes  zu  leiten ;  der  Amban,  der  Minister  von 
Nepal  und  der  Tongsa  Penlop  gingen  ihm  aber  mit  Rat  und 
Tat  an  die  Hand.  Da  nun  Tibet  besiegt  sei,  so  bleibe  den 
Tibetanern  nur  noch  der  Weg  des  Nachgebens,  und  er  hoffe, 
Oberst  Younghusband  werde  mit  den  Besiegten  gelinde  ver- 
fahren. Die  vorgelegten  Friedensbedingungen  seien  aller- 
dings hart,  weshalb  gegenseitige  Konzessionen  gemacht  wer- 
den sollten. 

Die  Tibetaner  hatten  nun  allen  bewaffneten  Widerstand 
aufgegeben,  und  die  Friedenspartei  gewann  von  Tag  zu  Tag 
an  Einfluss,  wozu  besonders  die  Bemühungen  des  Tongsa 
Penlop  und  des  Gesandten  von  Nepal,  sowie  ein  neues 
Schreiben  des  Premierministers  von  Nepal  an  den  Potala 
Lama  und  die  korrekte  Haltung  der  Engländer  viel  beige- 
tragen haben  mögen. 

Am  21.  August  kam  der  Ti  Rimpotsche  mit  einigen 
Lama,  dem  Minister  von  Nepal  und  dem  Tongsa  Penlop 
abermals  zu  Oberst  Younghusband,  um  über  die  Friedens- 
bedingungen zu  beraten.  Ti  Rimpotsche  war  der  Wortführer. 
Er  betonte,  er  habe  als  Vermittler  die  streitigen  Angelegen- 
heiten genauer  examiniert  und  dabei  gefunden,  dass  ein 
grosser  Teil  der  Verantwortlichkeit  für  das  Unglück,  das  über 
Tibet  gekommen  sei,  auf  die  Personen  falle,  die  versäumt 
hätten,  schon  früher  das  Wohl  des  Landes  zu  suchen  und 
mit  den  Engländern  ein  erträgliches  Abkommen  fertig  zu 
bringen.  Er  und  seine  Partei  seien  geneigt,  einen  Vertrag 
mit  Grossbritannien  abzuschliessen,  und  so  viel  von  den  vor- 
gelegten Artikeln  anzunehmen,  als  die  Verhältnisse  des  Lan- 
des erlaubten.  Ti  Rimpotsche  legte  dann  den  Anwesenden 
nahe,  dass  Tibet  ein  armes  Land  sei  und  durch  den  Krieg 
bereits  Unerträgliches  gelitten  habe.  Die  Nationalversamm- 
lung wünsche  Frieden  mit  England;  aber  die  verlangte  Kriegs- 
entschädigung sei  zu  drückend  für  das  Volk,  sie  müsse  die 
Friedensstimmung  trüben.  Die  Sieger  könnten  zwar  den  Be- 
siegten eine  Entschädigung  aberzwingen,  aber  50,000  Rupien 


—  172  — 


per  Tag  seit  dem  tibetanischen  Angriff  auf  das  englische 
Lager  am  5.  Mai  1904  bis  zum  Vertragsabschluss  sei  doch 
zuviel.  Würde  ein  Vertrag  auf  billigerer  Grundlage  zustande 
kommen,  so  wäre  beständige  Freundschaft  zwischen  Tibet 
und  Grossbritannien  gesichert.  Ueber  diese  Aeusserungen 
des  Ti  Rimpotsche  gaben  die  Abgeordneten  ihrer  Befriedig- 
ung Ausdruck,  und  der  Penlop  bemerkte,  Bhutan,  Tibet  und 
Nepal  seien  Brüder,  eins  in  Religion  und  Gesinnung,  und 
Grossbritannien  dürfe  von  ihnen  als  mächtiger  Beschützer 
und  Freund  betrachtet  werden.  Bei  dieser  Gelegenheit  er- 
klärte Oberst  Younghushand  den  Abgeordneten  alle  streitigen 
Punkte,  die  sich  seit  1886  bis  1904  ergeben  hatten,  und  über- 
zeugte sie  von  der  Geduld  und  dem  guten  Willen,  den  die 
indische  Regierung  im  Verkehr  mit  Tibet  bewiesen  hat. 

Noch  am  selben  Tage  begab  sich  Oberst  Younghusband 
zum  Amban,  der  ihm  die  von  der  Nationalversammlung  neu 
eingegangenen  Berichte  unterbreitete.  Der  Amban  meinte,  die 
Entschädigung  sei  der  Stein  des  Anstosses,  da  müsse  England 
jedenfalls  nachgeben.  Artikel  9  wurde  ohne  Widerspruch 
angenommen,  ferner  willigten  die  Tibetaner  in  die  Zerstörung 
der  bezeichneten  Festungswerke,  sie  wollten  aber  ausserhalb 
Yatung  keine  Handelsplätze  gewähren,  und  weigerten  sich 
entschieden,  eine  Entschädigung  zu  zahlen.  Oberst  Young- 
husband wies  diesen  Bericht  zurück  und  empfahl  dem  Amban, 
ihm  dergleichen  Spielereien  nicht  mehr  vorzulegen;  denn  er 
habe  den  Tibetanern  die  von  seiner  Regierung  vorgeschrie- 
benen Vertragsbedingungen  zugestellt,  und  dürfe  weder  da- 
von noch  dazu  tun.  Der  Amban  meinte,  die  Opposition 
komme  ausschliesslich  vonseiten  der  Lama  der  grossen  Klös- 
ter bei  Lhassa,  die  durch  den  englischen  Einfluss  an  ihrer 
priesterlichen  Macht  zu  verlieren  glaubten.  Die  Klöster  Sera, 
Gaden  und  Depung  seien  immer  der  Herd  des  Fremden- 
hasses gewesen,  sie  hätten  auch  das  Unglück,  das  nun  über 
Tibet  gekommen,  zum  grossen  Teil  selbst  heraufbeschworen. 

Bis  zum  18.  August  gingen  die  Unterhandlungen  ohne 
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Zwischenfall  vor  sich.  Proviant  wurde  gegen  Barzahlung 
genügend  geliefert,  die  englischen  Offiziere  durften  die  Klös- 
ter besuchen;  Offiziere  und  Soldaten  verkehrten  in  der  Stadt 
ohne  belästigt  zu  werden;  aber  am  18.  August  ereignete  sich 
ein  bedauernswerter  Fall,  der  die  Stadt  in  Aufregung  ver- 
setzte: Die  englischen  Aerzte,  Hauptmann  Kelly  und  C.  Young, 
die  sich  unbewaffnet  vom  Bazar  ins  Lager  begaben,  wurden 
beim  Eintritt  in  dasselbe  von  einem  Lama  aus  Westtibet 
angefallen  und  verwundet.  General  Macdonald  vermutete 
in  diesem  Ueberfall  lediglich  einen  vereinzelten  Akt  von 
Fanatismus.  Beim  Verhör  des  unglücklichen  Angreifers  zeigte 
es  sich,  dass  er  mit  niemanden  in  Lhassa  in  Beziehung  stand. 
Er  bekannte,  er  sei  gekommen  mit  dem  Vorhaben,  unter  den 
Engländern  zu  töten.  Der  Lama  wurde,  um  ähnliche  Fälle 
abzuschrecken,  zum  Tode  verurteilt  und  gehängt.  Oberst 
Younghusband  forderte  von  den  3  grossen  Klöstern  drei  Lama 
als  Geiseln  und  5000  Rupien  als  Garantie  für  die  zukünftige 
Sicherheit  der  Gesandtschaft.  Diese  Bürgschaft  wurde  dann 
auch  geleistet. 

Die  britische  Regierung  hatte  sich  in  Bezug  auf  den 
Betrag  der  Kriegsentschädigung  nicht  bestimmt  ausdrücken 
können ;  dagegen  hatte  sich  die  indische  Regierung  mit  Oberst 
Younghusband  dahin  geeinigt,  für  jeden  Tag  seit  dem  5. 
Mai  1904  bis  4  Wochen  nach  dem  Vertragsabschluss  50,000 
Rupien  zu  fordern.  Younghusband  hatte  aber  nicht  verges- 
sen, auf  welche  Schwierigkeiten  er  mit  dieser  Entschädigungs- 
summe bei  den  Tibetanern  gestossen  war,  und  er  fürchtete, 
der  ganze  Betrag  würde  den  Bauern  auferlegt,  die  durch  den 
Krieg  am  meisten  gelitten  hatten,  und  die  Engländer  würden 
sich  in  Tibet  noch  unbeliebter  machen,  so  dass  kein  wirk- 
licher Friede  möglich  wäre.  Er  fand,  Tibet  wäre  jedenfalls 
eher  geneigt,  die  Kriegsentschädigung  durch  vermehrte  Han- 
delsbegünstigungen zu  vergleichen.  Diesen  Gedanken  teilte 
Oberst  Younghusband  dem  Vizekönig  mit,  der  dann  die  bri- 
tische Regierung  davon  unterrichtete.  Und  am  31.  August 
1904  antwortete  der  Staatssekretär  für  Indien  dem  Vizekönig: 
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*)  „Seiner  Majestät  Regierung  hat  insofern  das  Maxi- 
mum der  Genugtuung  angestrebt,  als  sie  das  Minimum  der 
Verbindlichkeiten  auf  sich  nimmt.  Was  die  Entschädigung 
betrifft,  so  scheint  der  erwähnte  Betrag  wirklich  etwas  über- 
trieben. Indem  wir  aber  die  Tibetaner  eine  beträchtliche 
Summe  zahlen  lassen,  glauben  wir,  die  Gefahr,  dass  sie  uns 
fernerhin  herausfordern,  werde  ihnen  nahe  gelegt.  Anderer- 
seits wären  vermehrte  Begünstigungen  hinsichtlich  Handel 
und  Bergbau,  da  sie  die  Tibetaner  gegenwärtig  nichts  kos- 
ten, eher  geeignet,  uns  in  spätere  Störungen  zu  verwickeln; 
denn  es  ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  sie  den  neuen  Ver- 
trag wieder  wie  das  Handelsabkommen  von  1893  zu  um- 
gehen suchen.  Erweiterte  Konzessionen  in  Handel  und  Ver- 
kehr, so  wünschenswert  sie  der  Theorie  nach  sind,  können 
nur  durch  genügende  Sicherung  der  Händler  und  Bergleute 
und  durch  das  Offenhalten  der  Strassen  und  Wege  wirksam 
gemacht  werden.  Wenn  die  tibetanische  Regierung  fernerhin 
nicht  eine  ganz  andere  Gesinnung  an  den  Tag  legt,  so  müssen 
wir  befürchten,  erweiterte  Handelsbegünstigungen  und  Berg- 
werksunternehmungen könnten  in  der  Zukunft  neue  Ungele- 
genheiten  zwischen  Indien  und  Tibet,  die  von  uns  immer 
wieder  wirksames  Eingreifen  fordern,  nach  sich  ziehen." 

Der  Ti  Rimpotsche  (Stellvertreter  des  Dalai  Lama),  der 
Youtok  Shape,  der  Tsarong  Depon  und  der  Tongsa  Penlop 
kamen  am  28.  August  zu  Oberst  Younghusband  und  eröff- 
neten ihm,  sie  seien  von  der  Nationalversammlung  geschickt 
worden,  um  mit  ihm  das  Abkommen  direkt  zu  besprechen, 
weil  der  Verkehr  mit  dem  Amban  die  Verhandlungen  nur 
in  die  Länge  ziehe.  Sie  seien  geneigt,  alle  Punkte,  ausge- 
nommen die  Kriegsentschädigung,  anzunehmen ;  diese  könn- 
ten sie  nicht  bezahlen;  Tibet  sei  ein  armes  Land,  das  durch 
den  Krieg  schon  zu  viel  gelitten;  viele  Menschen  seien  ge- 
tötet, ihre  Häuser  verbrannt,  mehrere  Festungen  und  Klöster 


*)  Further  Papers  relating  to  Tibet,  Nr.  III,  Seite  58. 
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zerstört  worden,  und  dazu  sollten  sie  nun  noch  eine  Geld- 
entschädigung zahlen.  Das  wenige  Geld,  das  den  Tibetanern 
eingehe,  werde  zur  Unterhaltung  der  Klöster,  zum  Ankauf 
von  Gefässen  für  die  Tempel  und  für  Butter  zur  Verbren- 
nung vor  den  Göttern  verwendet.  Dazu  hätten  die  Landleute 
noch  für  den  Transport  der  Beamten  und  hohen  Geistlichen 
zu  sorgen,  zur  Zahlung  der  Kriegsentschädigung  Hessen  sich 
in  Tibet  keine  Mittel  aufbringen.  Darauf  antwortete  ihnen 
Oberst  Younghusband,  der  Sikkimkrieg  habe  England  von 
1886 — 1888  eine  Million  Sterling  gekostet,  und  diese  Expe- 
dition komme  gerade  so  hoch.  Die  Tibetaner  hätten  die 
beiden  Kriege  selbst  verursacht  und  sollten  nicht  ungestraft 
ausgehen.  Nach  dem  Sikkimkrieg  hätten  die  Tibetaner  die 
Feindseligkeiten  nicht  aufgegeben,  den  Friedensvertrag  und 
das  Handelsabkommen  gebrochen  und  neuen  Krieg  verur- 
sacht, weshalb  England  jetzt  mit  vollem  Recht  die  Kosten 
für  beide  Kriege  Tibet  aufbürden  könnte;  es  werde  aber 
nicht  so  handeln  und  verlange  nur  die  Hälfte  der  Ausgaben 
des  letzten  Krieges.  Younghusband  betonte,  er  anerkenne 
zwar,  dass  die  Tibetaner  gelitten  hätten;  aber  auch  die  eng- 
lische Expedition  sei  nicht  ohne  harte  Verluste  und  Schaden 
davongekommen;  der  nächtliche  Angriff  der  Tibetaner  am 
5.  Mai  auf  das  englische  Lager  habe  Zeugnis  genug  ge- 
geben von  der  feindseligen  Gesinnung  der  tibetanischen 
Regierung;  er  habe  diesen  Angriff  sehr  ernst  genommen, 
und  von  jenem  Tage  an  habe  Tibet  an  den  Kriegskosten 
zu  tragen.  Dennoch  erkenne  er  die  Schwierigkeiten,  die 
ihnen  die  Zahlung  der  Entschädigung  verursache,  er  sei 
daher  bereit,  von  ihnen  einen  Vorschlag  zur  Abänderung 
der  Zahlungsweise  entgegenzunehmen.  Wenn  sie  glaubten, 
sie  könnten  die  Summe  in  drei  Jahren  nicht  zahlen  und 
wünschten  die  Zahlung  auf  fünf  Jahre  auszudehnen,  so  wolle 
er  dem  Vizekönig  diesen  Wunsch  mitteilen.  Auf  diese  Er- 
klärung gaben  die  Abgeordneten  ihrem  Unwillen  und  ihrer 
Enttäuschung  Ausdruck;  denn  sie  hatten  gehofft,  Younghus- 
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band  würde  ihnen,  weil  sie  die  übrigen  Vertragsbedingungen 
annehmen  wollten,  die  Entschädigung  erlassen.  Dann  fragten 
sie  ihn,  ob  er  nicht  ihre  Bitten  dem  Vizekönig  vorbringen 
wolle,  sie  hätten  Hoffnung,  die  indische  Regierung  werde 
Tibet  nicht  drücken,  denn  wenn  sie  einmal  mild  und  wohl- 
gesinnt gewesen  sei,  so  müsse  sie  es  auch  jetzt  noch  sein. 
Younghusband  sagte  ihnen  aber,  eine  diesbezügliche  Mit- 
teilung an  den  Vizekönig  sei  nutzlos,  da  die  britische  Re- 
gierung den  Entschädigungsartikel  wie  alle  übrigen  Vertrags- 
bedingungen sorgfältig  durchberaten  habe,  ehe  er  dem  Vize- 
könig zugestellt  worden  sei;  dagegen  wolle  er  seiner  Re- 
gierung Vorschläge  über  eine  andere  Zahlungsweise  machen 
und  sie  anfragen,  ob  sie  einen  Teil  der  Kriegsentschädigung 
gegen  gewisse  Vorrechte  und  Begünstigungen  eintauschen 
wolle.  Darauf  machten  die  Abgeordneten  die  Bemerkung, 
die  Engländer  seien  gewöhnt,  im  Ozean  zu  fischen  und  könn- 
ten nicht  begreifen,  dass  man  aus  einem  Brunnen  nicht  so 
viele  Fische  ziehen  könne  wie  aus  dem  Meere.  Ein  armer 
Landmannn  ernte  auf  seinem  Acker  höchstens  das  Nötige 
für  sich  und  seine  Familie,  es  bleibe  ihm  kaum  noch  etwas 
für  religiöse  Gaben  übrig.  So  stehe  es  in  Tibet.  Da  legte 
ihnen  Younghusband  nahe,  dass  alle  Artikel,  die  sie  ange- 
nommen hätten,  ganz  zu  ihrem  Vorteil  lauteten,  was  aber 
für  sie  ein  Opfer  bedeute,  wollten  sie  nicht  auf  sich  nehmen, 
und  seien  doch  am  ganzen  Uebel  selbst  schuld.  Er  könne 
nicht  begreifen,  wie  sie  noch  Ursache  hätten,  sich  zu  be- 
klagen, besonders  da  ihnen  die  Zahlung  so  leicht  wie  nur 
möglich  gemacht  werde. 

Am  31  August  kam  der  Ti  Rimpotsche  mit  dem  Tongsa 
Penlop  und  dem  Gesandten  von  Nepal  abermals  zu  Oberst 
YTounghusband.  Ti  Rimpotsche  erklärte,  in  der  National- 
versammlung sei  die  Opposition  gegen  die  neuen  Handels- 
plätze Gyangtse  und  Gartok  immer  noch  gross,  er  selbst 
protestiere  nur  gegen  die  Entschädigung.  Da  sagte  ihm 
Oberst  Younghusband,  es  wäre  ein  grosses  Unrecht,  wenn 
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Indien  mit  den  ganzen  Kriegskosten  belastet  würde,  während 
Tibet,  das  doch  den  Krieg  gewollt  habe,  ungestraft  ausginge. 
Hätten  die  Tibetaner  in  Khambadschong  oder  Thuma,  ja 
sogar  noch  in  Gyangtse  einen  Vertrag  abgeschlossen,  so 
wären  nur  Handels-  und  Grenzfragen  zur  Sprache  gekommen. 
Der  Ti  Rimpotsche  sagte  darauf,  die  Tibetaner  seien  bereit, 
jetzt  mit  den  Engländern  für  ein-  und  allemal  ein  Ueber- 
einkommen  zu  treffen,  sie  seien  aber  nicht  gesinnt,  ihnen 
längere  Zeit  materiell  verpflichtet  zu  sein,  es  sei  daher  der 
Nationalversammlung  nicht  angenehm,  die  Entschädigungs- 
summe auf  mehr  als  drei  Jahre  zu  verteilen.  In  drei  Jahren 
könnten  sie  aber  die  grosse  Summe  nicht  aufbringen.  Da 
meinte  der  Tongsa  Penlop,  die  Engländer  könnten  die  Zölle 
auf  den  neu  eröffneten  Handelsplätzen  einziehen,  bis  die 
Summe  bezahlt  sei,  wodurch  Tibet  entlastet  würde.  Als  der 
Ti  Rimpotsche  sah,  dass  sich  am  Entschädigungsartikel  nichts 
ändern  liess,  sagte  er,  die  weisen  Verordnungen  und  die 
Vorteile,  welche  die  meisten  Vertragsartikel  Tibet  böten, 
empföhlen  ihm  trotz  der  drückenden  Entschädigung  die  An- 
nahme des  Vertrages,  aber  es  gelinge  ihm  nicht,  die  National- 
versammlung dafür  zu  gewinnen.  Auf  diese  Bemerkung 
erklärte  Oberst  Younghusband,  je  länger  die  tibetanische 
Regierung  die  Annahme  des  Vertrages  hinaustage,  desto 
grösser  werde  die  Entschädigungssumme. 

Am  2.  September  teilte  Oberst  Younghusband  dem  Amban 
das  Ergebnis  der  beiden  Unterredungen  persönlich  mit,  und 
dieser  versprach  ihm,  er  wolle  der  Nationalversammlung 
selbst  noch  zureden.  Und  am  3.  September  brachte  der 
Ti  Rimpotsche  den  Ernst  der  Sachlage  in  der  Versammlung 
abermals  vor,  und  nach  erneuter  Durchberatung  sämtlicher 
Vertragsbedingungen  erklärte  er  sich  offen  für  die  Annahme 
des  Vertrages.  Am  folgenden  Tage  kam  der  Ti  Rimpotsche 
mit  dem  Staatssekretär,  dem  Gesandten  von  Nepal  und  dem 
Tongsa  Penlop  wiederum  zu  Oberst  Younghusband  und  er- 
öffnete ihm  gleich,  die  tibetanische  Regierung  sei  bereit,  den 


Vertrag  abzuschliessen,  wenn  der  Zahlungstermin  verlängert 
werde.  Die  Entschädigungssumme  müsse  aber  in  75  Jahres- 
raten von  je  einem  Lakh  Rupien  eingeteilt  werden,  denn  in 
einem  Jahre  seien  die  Tibetaner  nicht  imstande,  mehr  als 
einen  Lakh  aufzubringen,  sie  wollten  daher  75  Jahre  lang 
an  diesen  75,00,000  Rupien  zahlen.  Oberst  Younghusband 
erklärte  ihnen,  ein  solches  Entgegenkommen  bedeute  weit 
mehr  als  sie  glaubten;  denn  75  Lakh,  bezahlt  in  75  Jahren, 
ergäben  nur  eine  viel  kleinere  Summe,  die  in  drei  Jahren 
bezahlt  werde.  Als  hierauf  Ti  Rimpotsche  Tibets  Verhält- 
nisse neuerdings  geschildert  hatte,  sagte  Younghusband,  mit 
Rücksicht  auf  die  Armut  der  Tibetaner,  und  weil  England 
mit  ihnen  nur  freundschaftliche  Beziehungen  wünsche,  wolle 
er  ihren  Wunsch  erfüllen;  sie  dürften  aber  nicht  vergessen, 
dass  England  laut  Vertrag  das  Recht,  das  Tschumbital  besetzt 
zu  halten,  bis  die  ganze  Geldentschädigung  ausbezahlt  sei, 
behaupten  müsse.  Ti  Rimpotsche  und  der  Staatssekretär  ant- 
worteten, sie  seien  mit  dieser  Bedingung  einverstanden. 
Dann  bemerkte  Oberst  Younghusband,  der  Entschädigungs- 
betrag mache  mit  dem  Datum  des  4.  September  nicht  75, 
sondern  76  Lakhs,  es  seien  schon  zwei  Tage  verflossen, 
seit  er  ihnen  das  Ultimatum  zugestellt,  und  jeder  dieser 
Tage  vermehre  die  Summe  um  50,000  Rupien.  Der  Tongsa 
Penlop  stand  dann  für  die  Tibetaner  ein  und  bat  Young- 
husband, er  möchte  ihnen  diesen  Lakh  schenken,  was  dann 
auch  geschah.  Die  Tibetaner  wollten  mit  Waren  und  Pony 
bezahlen;  Younghusband  aber  entgegnete,  weil  die  jährliche 
Rate  so  gering  sei,  müsse  die  Zahlung  mit  barer  Münze 
geleistet  werden,  denn  die  Zahlung  mit  Pony  und  Waren 
würde  leicht  Streitigkeiten  über  den  Wert  der  Artikel  zur 
Folge  haben.  Darauf  fragten  sie,  ob  sie  nicht  mit  Tangas,  der 
lokalen  Münze,  zahlen  könnten,  wozu  Younghusband  be- 
merkte, er  habe  Rupien  in  den  Vertrag  aufgenommen  und 
damit  müssten  sie  sich  zufrieden  geben.  Ti  Rimpotsche  setzte 
dann  sein  Privatsiegel  auf  das  gerade  vorliegende  Dokument. 
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Mit  Oberst  Younghusbands  Einwilligung  in  die  Eintei- 
lung der  Entschädigungssumme  in  75  gleiche  Jahresraten  war 
der  Vertrag  soviel  wie  abgeschlossen.  Das  offizielle  Doku- 
ment wurde  aber  erst  am  7.  September  im  Potala-Palast, 
in  Gegenwart  des  Amban  und  der  Nationalversammlung 
feierlich  unterzeichnet  und  gesiegelt.  Dieses  Ereignis  wurde 
noch  am  gleichen  Tag  dem  Vizekönig  telegraphisch  mitge- 
teilt, der  dann  die  britische  Regierung  davon  in  Kenntnis 
setzte.  Auf  diese  Nachricht  telegraphiert  der  Staatssekretär 
für  Indien  an  den  Vizekönig:*)  „Bitte,  übermachen  Sie  dem 
Oberst  Younghusband  herzliche  Glückwünsche  zum  Abschluss 
des  Vertrages  mit  der  tibetanischen  Regierung.  Die  glück- 
liche Durchführung  der  Gesandtschaft  und  die  erfolgreichen 
Unterhandlungen  müssen  sowohl  der  indischen  Regierung 
als  auch  ihren  Abgeordneten  entsprechende  Genugtuung 
bieten.  Younghusbands  Handlungsweise  wird  allgemein  ge- 
billigt. In  Bezug  auf  die  Entschädigung  wird  eine  weitere 
Mitteilung  folgen." 

Am  3.  September  sendet  Oberst  Younghusband  dem 
Vizekönig  folgenden  Bericht  über  die  Feierlichkeiten  bei  der 
Unterzeichnung  des  Vertrages : 

**)  „Eine  halbe  Stunde  vor  der  zur  Zeremonie  festge- 
setzten Zeit  wurde  die  Strasse,  die  zum  Potala  führt,  spalier- 
förmig  mit  Truppen  besetzt.  Bald  nach  3  Uhr  nachmittags 
erreichten  General  Macdonald  und  ich,  begleitet  von  allen 
Mitgliedern  der  Kommission  und  des  Generalstabes  den  Po- 
tala-Palast. Im  Durbar  wurden  wir  vom  Amban  empfangen. 
Die  Halle  ist  zur  Aufnahme  von  200  unserer  Soldaten,  etwa 
100  Chinesen  und  100  Tibetanern  gross  genug.  Bei  unserm 
Eintritt  war  die  Szene  äusserst  malerisch :  Zur  Linken  waren 
alle  britischen  Offiziere  und  Soldaten,  zur  Rechten  stand  die 
Menge  der  Tibetaner:  die  Ratspersonen  in  glänzend  gelben 
Seidengewändern,  andere  hohe  Persönlichkeiten  in  grösstem 

*)  Further  Pipers  relating  to  Tibet,  Nr.  III,  Seite  62. 
**)  Further  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  270—271,  II.  Teil. 
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Aufwand,  neben  ihnen  in  glänzender  Kleidung  die  wunder- 
lich coiffierten  Bhutanesen.  In  der  Front  erhob  sich  der  Am- 
ban  mit  seinem  ganzen  Stab  in  grossartig  offizieller  Tracht 
und  kam  mir  an  der  Seite  des  Ti  Rimpotsche,  der  im  ein- 
fachen Mönchsgewand  erschienen  war,  entgegen.  Die  Säu- 
len und  Querbalken  des  Hallendaches  waren  köstlich  bemalt; 
ein  grosser  Seidenvorhang  entfaltete  sich  gerade  hinter  dem 
Katheder,  der  vom  Amban  und  von  mir  besetzt  werden  sollte. 

Im  milden  Lichte,  das  nicht  von  der  Seite  durch  Fenster, 
sondern  von  oben  aus  der  Mitte  der  Halle  durch  eine 
grosse  mit  buntgefärbter  Leinwand  überspannte  Oeffnung 
hereinbrach,  gestaltete  sich  die  Szene  ganz  sonderbar  mild 
und  verschwommen.  Der  Ti  Rimpotsche  sass  direkt  zur 
Linken  des  Amban.  Sobald  wir  unsern  Katheder  besetzt 
hatten,  erschien  tibetanische  Dienerschaft  und  reichte 
allen  britischen  und  chinesischen  Offizieren  Tee.  Dann 
wurden  niedrige  Tische,  die  mit  getrockneten  Früchten  be- 
laden waren,  vor  die  zwei  Reihen  Offiziere  gestellt.  Als 
die  Bedienung  fertig  war,  sagte  ich  dem  Amban,  ich  wolle 
mit  seiner  Erlaubnis  das  Geschäft  beginnen.  Zuerst  liess 
ich  den  Vertrag  in  tibetanischer  Sprache  vorlesen,  dann  fragte 
ich  die  Tibetaner,  ob  sie  bereit  seien,  das  eben  vorgelesene 
Abkommen  zu  unterzeichnen.  Sie  antworteten  mit  ja,  und 
die  ungeheure  Papierrolle,  auf  der  der  Vertrag  in  Englisch, 
Chinesisch  und  Tibetanisch  neben  einander  geschrieben  ist, 
wurde  vorgelegt.  Dann  bat  ich  die  tibetanischen  Behörden, 
ihre  Siegel  zuerst  darauf  zu  setzen,  und  der  langsame  Pro- 
zess  begann.  Als  die  Siegel  des  Staatsrates,  der  Klöster 
und  der  Nationalversammlung  angebracht  waren,  trat  ich  mit 
dem  Ti  Rimpotsche  zum  Tisch,  und  der  Amban  erhob  sich 
mit  der  ganzen  Versammlung.  Der  Ti  Rimpotsche  setzte 
dann  das  Siegel  des  Dalai  Lama  auf  das  Dokument,  worauf 
ich  es  endgültig  unterzeichnete,  es  dem  Ti  Rimpotsche  ein- 
händigte und  sagte,  der  Friede  sei  jetzt  zustande  gekommen, 
und  ich  hoffe,  er  werde  nie  mehr  gebrochen  werden.  Unter 
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derselben  Zeremonie  wurden  die  drei  Abschriften  zu  je  einer 
Sprache  unterzeichnet,  gesiegelt  und  dem  Amban  übergeben. 

Endlich  sind  auch  die  drei  für  die  britische  Regierung 
bestimmten,  in  je  drei  Sprachen  verfassten  Exemplare  unter- 
zeichnet und  gesiegelt  worden.  Die  ganze  Handlung  dauerte 
etwa  anderthalb  Stunden.  Als  die  Zeremonie  vollendet  war, 
hielt  ich  folgende  Ansprache,  die  Satz  um  Satz  von  Haupt- 
mann O'Connor  ins  Tibetanische,  vom  chinesischen  Interpret 
ins  Chinesische  übersetzt  wurde:  Der  Vertrag  ist  nun  ge- 
siegelt, und  der  Friede  ist  zustande  gekommen.  Die  Miss- 
verständnisse der  Vergangenheit  sind  beseitigt,  und  das 
Fundament  für  gegenseitig  gute  Beziehungen  ist  gelegt.  Die 
britische  Regierung  hat  in  diesem  Abkommen  jegliche  Ein- 
mischung in  die  tibetanische  Religion  vermieden,  sie  hat 
keinen  Teil  eures  Landes  annektiert  und  hat  keinen  Versuch 
gemacht,  sich  in  eure  innern  Angelegenheiten  zu  mischen. 
Sie  anerkennt  die  Fortdauer  der  Oberhoheit  der  chinesischen 
Regierung  über  Tibet.  Die  britische  Regierung  hat  sich  le- 
diglich darin  zu  versichern  gesucht,  dass  ihr  den  Vertrag, 
den  der  Amban  für  euch  im  Jahr  1890  abgeschlossen  hat, 
haltet  wie  es  sich  gehört,  dass  der  Handelsvertrag  zwischen 
Indien  und  Tibet,  der  für  euch  nicht  weniger  vorteilhaft  ist 
als  für  uns,  so  beachtet  werde,  wie  die  Handelsverträge, 
die  wir  mit  den  übrigen  Nationen  vereinbart  haben,  dass 
ihr  ferner  in  Zukunft  die  britischen  Abgeordneten  und  Unter- 
tanen mit  Respekt  behandelt  und  in  Bezug  auf  andere  Mächte 
nicht  von  eurer  traditionellen  Politik  abweichet.  Der  nun 
unterzeichnete  Vertrag  wird,  ich  verspreche  es,  von  der  bri- 
tischen Regierung  streng  beobachtet  werden.  Aber  ich  muss 
euch  darauf  aufmerksam  machen,  dass  wir  ihn  eben  so  streng 
durchgeführt  und  beobachtet  wissen  wollen.  Jede  Verletzung 
wird  bestraft,  jede  Handelsobstruktion,  jede  Beleidigung  bri- 
tischer Untertanen  wird  notiert  und  verfolgt.  Wir  behandeln 
euch  recht,  wenn  ihr  nach  Indien  kommt.  Wir  nehmen  nicht 
einen  Rupie  Zoll  von  euren  Kaufleuten  und  gestatten  den 
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Tibetanern  in  Indien  zu  reisen  und  zu  wohnen  wo  immer 
sie  wollen.  Wir  erhalten  die  alten  Gebäude  der  Buddha- 
religion, aber  wir  erwarten  auch,  dass  wir  in  Tibet  nicht  we- 
niger Achtung  und  Respekt  geniessen  als  wir  euch  in  Indien 
erzeigen.  Ihr  hieltet  uns  für  arge  Feinde  und  zeigtet  Gering- 
schätzung gegen  unsere  Abgeordneten,  als  ihr  die  Vertrags- 
pflichten abwerfen  wolltet,  ihr  werdet  uns  aber  als  gute 
Freunde  kennen  lernen,  wenn  ihr  den  jetzigen  Vertrag  haltet 
und  uns  würdiger  behandelt.  Ich  hoffe,  der  Friede,  der  nun 
entstanden  ist,  werde  immerfort  bestehen,  und  wir  würden 
uns  niemehr  gezwungen  sehen,  euch  als  Feinde  zu  behandeln. 
Als  erstes  Zeichen  des  Friedens  will  ich  den  General  Mac- 
donald bitten,  die  Kriegsgefangenen  freizulassen,  und  ich 
erwarte,  dass  ihr  alle  diejenigen  in  Freiheit  setzen  werdet, 
die  infolge  des  Verkehrs  mit  uns  ins  Gefängnis  geworfen 
worden  sind. 

Darauf  antworteten  die  Mitglieder  des  Staatsrates,  das 
ganze  Volk  habe  den  Vertrag  gemacht,  und  es  werde  ihn 
nie  verletzen;  die  britische  Regierung  dürfe  erfahren,  dass 
die  tibetanischen  Behörden  ernstlich  gesinnt  seien,  dieses 
Abkommen  zu  halten.  Dann  wandte  ich  mich  zum  Amban 
und  dankte  ihm  für  seine  Mitwirkung  am  Zustandekommen 
des  Vertrages.  Er  sagte,  es  freue  ihn,  dass  es  uns  vergönnt 
gewesen  sei,  zusammen  zu  arbeiten,  er  hege  die  beste  Hoff- 
nung, die  Tibetaner  hätten  endlich  Ernst  gemacht  und  würden 
daher  den  Vertrag  auch  halten.  Mit  diesem  Brief  sende 
ich  eine  Abschrift  des  Vertrages;  die  drei  eben  gesiegelten 
Exemplare  werde  ich  selbst  nach  Indien  mitbringen.  Die 
Tibetaner  erwiesen  uns  durchweg  ihre  gute  Gesinnung  und 
vollkommenen  Respekt.  Sie  lachten  oft  über  die  Verrichtung 
des  Siegeins,  und  als  wir  aufbrachen,  drängten  sich  alle 
herbei,  um  jedem  britischen  Offizier,  an  den  sie  gelangen 
konnten,  die  Hand  zu  drücken.  Der  Amban  war  sehr  höf- 
lich und  machte  besonders  vergnügte  Miene,  als  er  hörte, 
dass  ich  die  Anerkennung  der  Fortdauer  und  Festigung  der 


—  183  — 


chinesischen  Süzeränität  über  Tibet  betonte.  Ohne  auf  eine 
etwelchen  Groll  hinterlassende  Weise  gedemütigt  worden  zu 
sein,  haben  die  Tibetaner  nun  gelernt,  uns  den  gehörigen 
Respekt  zu  bezeugen.  Am  Schluss  der  Versammlung  Hess 
ich  die  Lama  des  Potala  mit  1000  Rupien  beschenken.  In 
Bezug  auf  den  Vertrag  muss  ich  noch  bemerken,  dass  nach 
der  tibetanischen  Uebersetzung  das  Tschumbital  sich  bis 
hinauf  zum  Tongla-Pass  erstreckt;  die  Tibetaner  zählen  näm- 
lich Phari  nicht  zum  Tschumbital,  wie  wir  gewöhnlich  tun. 
Nach  dem  Wunsch  des  Amban  habe  ich  die  Worte  „Regent 
of  Tibet"  nach  Ti-Rimpotsche  nicht  gesetzt,  weil  Rimpotsche 
bis  jetzt  vom  Kaiser  von  China  noch  nicht  als  solcher  offi- 
ziell eingesetzt  ist;  doch  ist  er  anerkannt  von  dem  Dalai 
Lama  selbst  und  von  der  Nationalversammlung.  Die  Siegel, 
die  der  Ti-Rimpotsche  zur  Bestätigung  des  Siegels  des  Dalai 
Lama  angebracht  hat,  machen  das  Abkommen  durchaus 
bindend." 

Der  Staatssekretär  für  Indien  teilt  am  13.  September 
dem  Vizekönig  und  General-Gouverneur  mit,  die  Art  und 
Weise  der  Abzahlung  der  Entschädigungssumme  mache  der 
britischen  Regierung  Bedenken,  da  sie  mit  Artikel  7  des 
Vertrages  übereinstimmen  müsse.  Diesem  Artikel  gemäss 
müssten  britische  Truppen  das  Tschumbital  während  75 
Jahren  besetzt  halten,  was  fast  einer  permanenten  Okkupation 
gleichkäme.  In  diesem  Punkt  stimme  der  Vertrag  nicht  mit 
der  Instruktion  überein,  die  der  Vizekönig  am  26.  Juli  von 
der  britischen  Regierung  erhalten  habe.  Es  wäre  daher  an- 
gemessen, wenn  Oberst  Younghusband  der  tibetanischen  Re- 
gierung, ohne  jedoch  den  Vertrag  zu  ändern  oder  zu  schädi- 
gen, zu  verstehen  geben  könnte,  dass  England  den  Tibeta- 
nern mit  Rücksicht  auf  ihre  Vermögensverhältnisse  die  Ent- 
schädigungssumme gegen  weitere  Handelskonzessionen  herab- 
setzen wolle,  sobald  sie  die  ersten  Raten  pünktlich  bezahlt 
hätten. 

Am  14.  September  antwortet  der  Vizekönig  dem  Staats- 
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Sekretär  für  Indien,  die  indische  Regierung  erkenne  wohl, 
dass  jeder  Schein  einer  ständigen  Besetzung  des  Tschumbi  ■ 
tales  vermieden  werden  sollte.  Er  gebe  daher  den  Rat,  die 
britische  Regierung  könnte  auf  den  neu  eröffneten  Handels- 
plätzen in  Tibet  den  Eingangszoll  belegen  und  sich  damit 
bezahlt  machen,  wodurch  Tibet  entlastet  würde.  Der  Tongsa 
Penlop  habe  den  Tibetanern  bereits  davon  gesprochen,  und 
sie  selbst  würden  scheinbar  gerne  darauf  eingehen.  Ferner 
sei  er  der  Ansicht,  Younghusband  sollte  die  Tibetaner  prü- 
fen, ob  sie  im  östlichen  Tibet  einen  Handelsplatz  für  den 
britischen  Handel  öffnen  wollten,  wenn  ihnen  ein  Drittel 
der  Summe  erlassen  würde.  Im  günstigen  Falle  könnte  bis 
zur  Ratifizierung  des  Vertrages  ein  diesbezüglicher  Supple- 
mentsvertrag, in  dem  bemerkt  werden  sollte,  dass  die  Tibe- 
taner auch  mehr  als  eine  Rate  auf  einmal  zahlen  dürften, 
ausgefertigt  und  dem  Hauptvertrag  beigelegt  werden.  Bei 
diesem  Verfahren  könne  natürlich  die  Zeit  der  Okkupation 
bedeutend  verkürzt  werden.  Darauf  antwortet  der  Staats- 
sekretär für  Indien  am  16.  September:  *)  „Seiner  Majestät 
Regierung  hält  es  durchaus  nicht  für  wünschenswert,  dass 
zur  Zahlung  der  Entschädigung  eine  Zeitdauer  festgesetzt 
wird,  die  geeignet  wäre,  Lasten  auf  zukünftige  Generationen 
zu  werfen,  während  die  Klöster  und  die  übrigen  Anstifter 
der  Wirren  von  jedem  wirklichen  Opfer  befreit  würden. 
Auch  wünscht  sie  nicht,  dass  die  Entschädigung  den  Charakter 
eines  permanenten  Tributs  annimmt.  Es  ist  daher  ein  we- 
sentlicher Punkt,  dass  sie  auf  eine  Summe  beschränkt  wird, 
die  innert  einem  mässigern  Zeitraum  bezahlt  werden  kann. 
Ihre  Meinung  hinsichtlich  der  Reduktion  der  Entschädigungs- 
summe scheint  Seiner  Majestät  Regierung  die  Grundlage  zu 
einem  in  der  Hinsicht  befriedigenden  Abkommen  zu  bieten. 
Sie  lässt  die  Herabsetzung  der  Summe  von  75  Lakhs  auf  nur 
25  Lakhs  zu,  die  durch  die  Eingangszölle  gesichert  werden 
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können.  Laut  Vertragsbedingung  dauert  unsere  Besetzung 
des  Tschumbitales  bis  zur  vollendeten  Auszahlung  der  Ent- 
schädigung, und  bis  die  Handelsplätze  drei  Jahre  tatsächlich 
bestanden  haben.  An  diesen  Bedingungen  sollte  eine  Ab- 
änderung in  dem  Sinne  vorgenommen  werden,  dass  unsere 
Räumung  des  Tschumbitales  schon  im  dritten  Jahre  nach  der 
Eröffnung  der  Handelsplätze  und  nach  Zahlung  einer  Summe 
von  etwa  5  Lakhs  an  die  Entschädigung  vollzogen  werden 
kann.  Doch  sollte  die  Gesandtschaft,  um  günstigere  Beding- 
ungen zu  erlangen,  ihren  Aufenthalt  in  Lhassa  nicht  verlän- 
gern. Unter  dieser  Ordre  überlassen  wir  es  dem  Oberst  Young- 
husband,  von  den  Tibetanern  gegen  die  Reduktion  der  Ent- 
schädigung etwelche  oder  alle  in  Ihrem  Telegramm  erwähn- 
ten Punkte  zu  sichern. 

Dieses  Telegramm  übermachte  der  Vizekönig  dem 
Oberst  Younghusband,  worauf  dieser  am  18.  September  zu- 
rückantwortet, er  sei  nun  überzeugt,  dass  die  Tibetaner  die 
Kriegsentschädigung,  wie  sie  im  Vertrag  festgesetzt  sei,  wohl 
bezahlen  könnten.  Er  habe  den  Reichtum  der  Klöster  ge- 
sehen, und  das  Land  erzeuge  Lebensmittel  genug.  Wenn 
Tibet  imstande  sei,  in  den  Klöstern  so  grosse  Reichtümer 
anzusammeln,  so  sei  es  ohne  Zweifel  auch  leistungsfähig 
zur  Zahlung  der  Entschädigung.  Es  wäre  nicht  recht,  wenn 
das  indische  Volk  die  Ausgaben  der  Expedition  zahlen  müsste, 
während  die  Tibetaner  ungestraft  ausgingen.  Er  glaube 
zwar,  dass  die  Klöster  ihr  Geld  nicht  hergäben,  um  diese 
Schuld,  zu  bezahlen,  die  Regierung  würde  die  ganze  Summe 
aus  der  ärmsten  Bevölkerung,  die  sich  nicht  wehren  könnte, 
herauspressen.  Das  Uebereinkommen  in  Bezug  auf  die  Zahl- 
ung der  Entschädigung  sei  von  den  Tibetanern  selbst  an- 
geregt worden,  dann  habe  er  ihnen  klar  gemacht,  dass  Rps. 
75,00,000,  zahlbar  in  75  gleichen  jährlichen  Raten,  nicht  mehr 
als  Rps.  36,00,000  ausmachten,  die  in  drei  Jahren  ausgezahlt 
würden  36,00,000  Rupien  kämen  aber  nur  dem  jährlichen 
Einkommen  des  kleinen  Staates  Indore  gleich,  und  Tibet  sei 


—  186  — 


ein  Land,  das  weit  grösser  und  in  jeder  Hinsicht  reicher  sei 
als  Indore,  es  vermöge  diese  Entschädigung  zu  zahlen.  Da 
die  Tibetaner  aber  auf  den  75  Jahresraten  beharrt  hätten, 
habe  er  den  wenigstens  für  die  übrigen  Vertragsartikel  gün- 
stigen Moment,  wo  die  Friedenspartei  im  Rate  die  Oberhand 
gehabt  habe,  benutzt  und  den  Vertrag  abgeschlossen.  Im 
andern  Falle  hätte  er  bei  den  Tibetanern  entschieden  das 
Gefühl  der  Unterdrückung  und  Erpressung  erzeugt.  Durch 
sein  Entgegenkommen  sei  dann  auch  die  unversöhnliche 
Partei  gewonnen  worden,  so  dass  nun  die  ganze  tibetanische 
Regierung  mit  dem  Vertrag  zufrieden  sei.  Oberst  Young- 
husband  betonte,  eine  Abänderung  des  Vertrages  würde  jetzt 
auf  die  Tibetaner  gar  keinen  guten  Eindruck  machen.  Erst 
bei  der  Revision  des  Handelsvertrages  biete  sich  Gelegen- 
heit, den  Entschädigungsartikel  zu  korrigieren.  Bei  seinem 
kurzen  Aufenthalt  in  Lhassa  sei  zwar  diese  Revision  nicht 
mehr  möglich,  sie  könne  aber  gleich  nach  der  Ratifizierung 
des  Vertrages  an  die  Hand  genommen  werden.  Er  hoffe, 
China  werde  den  Vertrag  ratifizieren,  denn  es  wäre  geradezu 
unvernünftig,  wenn  es  dagegen  irgendwelchen  Einspruch  er- 
heben würde.  Der  Vertrag  sei  dem  Amban  vor  dem  Ab- 
schluss  unterbreitet  worden,  ferner  sei  der  Amban  bei  der 
Unterzeichnung  desselben  persönlich  zugegen  gewesen,  und 
eine  Abschrift  des  gesiegelten  Abkommens  sei  ihm  einge- 
händigt worden,  worauf  er  die  Erklärung  abgegeben  habe, 
er  wisse  nichts  dagegen  einzuwenden. 

Der  Generalgouverneur  teilte  diese  Erklärungen  der  bri- 
tischen Regierung  mit,  und  sie  antwortete:  *)  ,.Nach  den  In- 
struktionen vom  26.  Juli  1904  ist  das  Abkommen  in  Bezug 
auf  die  Kriegsentschädigung  der  britischen  Politik  zuwider. 
Jene  Instruktionen  sind  damals  von  Seiner  Majestät  Regie- 
rung einer  sorgfältigen  Beratung  unterzogen  worden,  und 
sie  ist  durchaus  nicht  geneigt,  ihre  Tibet  bezüglichen  Be- 
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Schlüsse  zu  ändern.  Der  jetzige  Vertrag  schliesst  in  sich 
die  Kollektion  eines  Tributes  für  75  Jahre  Diese  Tatsache 
wäre  imstande,  Seiner  Majestät  Regierung  solche  Schwierig- 
keiten zu  bereiten,  dass  sie  sich  in  Tibets  innere  Angele- 
genheiten mischen  müsste.  was  sie  laut  Inhalt  ihres  Tele- 
gramms vom  26  Juli  vermeiden  will.  Seiner  Majestät  Re- 
gierung ist  nicht  gesinnt,  auf  unbestimmte  Zeit  in  die  Be- 
setzung des  Tschumbitales  zu  willigen." 

Am  19.  September  telegraphiert  der  Vizekönig  an  Oberst 
Younghusband,  er  werde  bevollmächtigt,  bis  zum  15.  Okto- 
ber vor  Lhassa  zu  bleiben,  wenn  es  ohne  Gefahr  möglich 
sei.  Da  die  Entschädigung  auf  25  Lakhs  reduziert  und  die 
Räumung  des  Tschumbitales  nach  drei  Jahren  vollzogen  wer- 
den müsse,  wünsche  die  britische  Regierung,  dass  er  vor 
seinem  Abmarsch  von  Lhassa  mit  der  tibetanischen  Regie- 
rung die  Revision  des  Handelsvertrages  vornehme,  um  dabei 
den  Entschädigungsartikel  abzuändern. 

Oberst  Younghusband  antwortete  darauf,  wenn  er  vor 
einem  Monat  gewusst  hätte,  dass  er  bis  zum  15.  Oktober 
in  Lhassa  bleiben  könnte,  dass  ein  Handelsplatz  in  Osttibet 
gewünscht  würde,  und  die  Entschädigung  auf  nur  25  Lakhs 
reduziert  werden  dürfte,  so  wäre  der  Vertrag  auf  dieser 
Grundlage  geregelt  worden.  Ohne  Zweifel  zögen  aber  die 
Tibetaner  das  bereits  unterzeichnete  Uebereinkommen  vor; 
denn  ein  Vertrag,  der  ihnen  in  einem  Teil  von  Tibet,  wo 
die  Regierung  nur  ungenügende  Kontrolle  auszuüben  ver- 
möge, einen  Handelsplatz  abgezwungen  hätte,  würde  bei  der 
tibetanischen  Regierung  entschieden  Misstrauen  hervorrufen. 
Oberst  Younghusband  hob  besonders  hervor,  wenn  er  jetzt 
das  unter  so  grossen  Feierlichkeiten  besiegelte  Abkommen 
abändern  wollte,  so  dürfte  die  Expedition  ihren  Hauptzweck 
verfehlen,  weil  dadurch  die  Zufriedenheit  und  Geneigtheit, 
die  ja  die  beste  Bürgschaft  für  den  friedlichen  Verkehr  mit 
Tibet  gewährten,  verloren  gehen  müssten.  Die  einzig  günstige 
Gelegenheit,  die  Wünsche  der  britischen  Regierung  zu  be- 
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friedigen,  biete  sich  bei  der  Revision  des  Handelsvertrages, 
die  aber  augenblicklich  nicht  vorgenommen  werden  könne. 
Er  hoffe,  schon  am  14.  Oktober  in  Simla  einzutreffen,  und 
werde  dort  seine  Meinung  über  die  Abänderung  des  strei- 
tigen Artikels  persönlich  vorbringen. 

Ein  anderes  Telegramm,  das  Oberst  Younghusband  am 
20.  September  an  den  Vizekönig  absandte,  lautet:  *)  „Ohne 
dass  die  Gesandtschaft  noch  einige  Monate  in  Lhassa  bleibt, 
ist  es  unmöglich,  das  Handelsabkommen  auf  der  gewünschten 
Grundlage  zu  regeln.  Eine  Abänderung  des  unterzeichneten 
Vertrages  kann  zur  Zeit  nicht  ohne  seine  Schädigung  vor- 
genommen werden.  Vorbereitungen  zum  Rückzug  der  Trup- 
pen wurden  gleich  nach  der  Unterzeichnung  des  Vertrages 
getroffen,  und  der  Abmarsch  ziemlich  sicher  auf  den  20.  Sep- 
tember festgesetzt.  Da  ich  bis  zum  15.  Oktober  wenig  mehr 
ausrichten  könnte,  findet  General  Macdonald,  es  wäre  höchst 
unvorsichtig,  die  Truppen  diesseits  des  Brahmaputra  den 
Gefahren  auszusetzen,  die  ein  verlängertes  Bleiben  bei  dem 
bereits  hereingebrochenen  Winter  mit  sich  bringt." 

Vom  20.  bis  22.  September  machte  Oberst  Younghus- 
band bei  den  tibetanischen  Behörden  einige  Abschieds- 
besuche. Am  20.  besuchte  er  die  grossen  Klöster  Sera  und 
Depung.  Die  Aebte  empfingen  ihn  sehr  freundlich  und  führten 
ihn  in  die  wichtigsten  Tempel.  Bei  dieser  Gelegenheit  sagte 
er  den  Lama,  England  habe  mit  Tibet  nie  Krieg  gesucht, 
und  er  hoffe,  der  Friede  werde  nun  fortbestehen,  und  die 
Tibetaner  würden  erkennen,  dass  England  keine  Gedanken 
habe,  Tibet  um  seine  Freiheit  oder  um  seine  Religion  zu 
bringen.  Die  Mönche  äusserten  ihre  Zufriedenheit  mit  dem 
neuen  Vertrag  und  versprachen,  sie  würden  der  Regierung 
beistehen,  dass  sie  denselben  treulich  beobachte.  Die  Lama 
des  Klosters  Sera  sagten  ihm  beim  Abschied,  sie  wollten 
für  sein  Wohlergehen  beten.    Am  21.  September  besuchte 


*)  Further  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  265,  Nr.  II. 


—  189  — 


Younghusband  die  Lama  des  Gokhang  Tempels.  Diese  Lama 
bereiteten  ihm  einen  ausgezeichneten  Empfang  und  zeigten 
ihm  die  Schränke,  wo  die  ersten  Heiligtümer  ihrer  Religion 
aufbewahrt  werden.  Beim  Amban  machte  Oberst  Young- 
husband seinen  Abschiedsbesuch  am  22.  September,  und 
als  er  ins  Lager  zurückgekehrt  war,  kamen  die  vier  Staats- 
räte zu  ihm  und  versprachen  ihm,  sie  würden  dafür  sorgen, 
dass  der  Vertrag  gewissenhaft  gehalten  werde.  Zum  Zeichen 
ihrer  Freundschaft  machten  sie  ihm  reiche  Geschenke  und 
bestimmten  in  seiner  Gegenwart  einen  Offizier  zur  Begleit- 
ung der  britischen  Abgeordneten,  die  zur  Eröffnung  des  neuen 
Handelsplatzes  nach  Gartok  abgehen  sollten. 

Bevor  die  Gesandtschaft  von  Lhassa  abmarschierte,  er- 
hielten General  Macdonald  und  Oberst  Younghusband  noch 
einen  letzten  Besuch  des  Ti  Rimpotsche.  Er  versicherte  sie 
seiner  Freundschaft,  und  bei  seinem  Abschied  sagte  er,  er 
wolle  für  ihr  und  der  Gesandtschaft  Wohlergehen  Gebete 
darbringen;  dann  beschenkte  er  sie,  sowie  O'Connor  und 
White,  jeden  mit  einem  Bildnis  des  Buddha,  was  eine  Be- 
ehrung  bedeutet,  deren  sonst  nur  Buddhisten  teilhaftig  werden 
dürfen.  Auf  der  Strasse  ausserhalb  Lhassa  kam  die  tibe- 
tanische Regierung  mit  der  englischen  Gesandtschaft  in  einem 
grossen  Zelt  zum  Abschied  zusammen.  Hier  kam  herzliche 
Freundschaft  zum  Ausdruck:  Tibet  und  England  schienen 
sich  hier  für  immer  auszusöhnen.  Am  23.  September  brach 
die  Expedition  von  Lhassa  auf. 

Auf  Oberst  Younghusbands  letzte  Mitteilungen,  die  der 
Vizekönig  der  britischen  Regierung  zugestellt  hatte,  antwortete 
der  Staatssekretär  für  Indien,  Younghusband  habe  die  In- 
struktionen Seiner  Majestät  Regierung  so  ausgeführt,  dass 
sie  im  ganzen  ihre  Zustimmung  dazu  geben  könne;  doch 
in  Bezug  auf  die  Entschädigung  stimme  der  Vertrag  nicht 
mit  ihrer  Politik  überein.  Ihren  Weisungen  gemäss  hätte 
die  Entschädigung  auf  eine  Summe  beschränkt  werden  sollen, 
welche  die  Tibetaner  in  drei  Jahren  zu  zahlen  imstande 
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wären.  Indem  Younghusband  auf  den  Vorschlag  der  Tibataner, 
die  Zahlung  der  Entschädigung  auf  eine  so  lange  Reihe  von 
Jahren  zu  verteilen,  eingetreten  sei,  habe  er  eigenmächtig 
und  gegen  die  ausdrücklichen  Aufträge  Seiner  Majestät  Re- 
gierung gehandelt.  Ihre  Politik,  die  seit  dem  6.  November 
1903  der  indischen  Regierung  öfters  dargetan  worden  sei. 
wolle  jede  Einmischung  in  Tibets  innere  Angelegenheiten 
vermeiden  und  die  Lage,  welche  die  Tibetaner  durch  Ver- 
tragsbruch geschaffen  hätten,  in  wohlüberlegter  Weise  ver- 
bessern. Die  Frage,  welcher  Weg  zur  Abänderung  des 
Entschädigungsartikels  eingeschlagen  werden  könnte,  sei 
von  Seiner  Majestät  Regierung  ernstlich  geprüft  worden, 
und  durch  ein  Telegramm  vom  16.  September  habe  sie  dem 
Vizekönig  mitgeteilt,  die  Summe  müsse  von  75  Lakhs  auf 
nur  25  herabgesetzt  werden,  wovon  5  Lakhs  zu  bezahlen 
seien,  bevor  das  Tschumbital  geräumt  werden  könne.  Diese 
Zahlungsart  wäre  möglich  gewesen,  wenn  Oberst  Young- 
husband den  Befehl  der  Regierung  ausgeführt  hätte.  Dazu 
sei  nun  die  Gelegenheit  soviel  wie  verloren,  weil  er  schon 
von  Lhassa  abmarschiert  sei.  Seiner  Majestät  Regierung 
werde  aber  deswegen  ihre  ursprüngliche  Politik  in  Bezug 
auf  Tibet  nicht  ändern  und  jeden  Vorschlag  verwerfen,  der 
dahin  ziele,  die  Okkupation  des  Tschumbitales  für  längere 
Zeit,  als  sie  in  ihrem  Telegramm  vom  26.  Juli  vorgesehen 
sei,  zu  empfehlen.  Bei  der  Ratifizierung  des  Vertrages  müsse 
der  Entschädigungsartikel  so  verbessert  werden,  dass  er 
dem  Beschluss  Seiner  Majestät  Regierung  entspreche.  Falls 
jedoch  die  Tibetaner  in  Zukunft  den  Vertrag  brächen,  so 
müsste  die  Angelegenheit  neuerdings  besprochen  werden; 
doch  unterdessen  könne  sich  Seiner  Majestät  Regierung  mit 
der  Situation,  die  ihr  durch  den  Ungehorsam  ihres  Vertreters 
geschaffen  worden  sei,  nicht  verständigen. 

Der  Vizekönig  und  Oberst  Younghusband  berieten  zu- 
sammen in  Simla  die  Abänderung  des  Artikels  über  die 
Zahlung  der  Kriegsentschädigung.  Sie  beschlossen,  das  Ab- 
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kommen  unverändert  zu  lassen  und  demselben  die  Erklärung 
beizufügen,  der  Vizekönig  und  Generalgouverneur  von  Indien 
werde  mit  den  Tibetanern  unter  der  Bedingung,  dass  sie  den 
Vertrag  gewissenhaft  hielten,  wohlwollend  verfahren  und  die 
Kriegsentschädigung  von  75,00,000  Rupien  auf  25,00,000 
reduzieren  und  die  britischen  Truppen  nach  Zahlung  von 
drei  jährlichen  Raten  und  nach  dreijährigem  wirklichen  Be- 
stehen der  neuen  Handelsplätze  aus  dem  Tschumbital  zu- 
rückziehen. Diesen  Beschluss,  sowie  den  Grund  zu  dem 
eigenmächtigen  Handeln  Younghusbands  in  Bezug  auf  die 
Erwirkung  des  Zutrittsrechtes  des  britischen  Handelsagenten 
nach  Lhassa  teilte  der  Vizekönig  der  britischen  Regierung 
mit.  Die  indische  Regierung  war  nämlich  mit  Oberst  Young- 
husband  einig  geworden,  von  den  Tibetanern  für  den  bri- 
tischen Vertreter  Zutritt  nach  Lhassa  zu  verlangen,  damit  er 
solche  Streitigkeiten  zwischen  britischen  und  tibetanischen 
Kaufleuten,  die  auf  den  Handelsplätzen  unmöglich  beizulegen 
wären,  persönlich  bei  kompetenten  chinesischen  und  tibeta- 
nischen Behörden  in  Lhassa  vorbringen  und  erörtern  könnte. 
Der  Vizekönig  von  Indien  hatte  die  britische  Regierung  am 
13.  Juli  und  1.  Angust  angefragt,  ob  sie  mit  diesem  Antrag 
einverstanden  sei.  Bevor  jedoch  Younghusband  darüber  eine 
endgültige  Weisung  erhielt,  hatte  er  diesen  Artikel  zugleich 
mit  den  übrigen  Vertragsbedingungen,  doch  ohne  ihn  in 
ihre  Reihe  einzuschalten,  den  Tibetanern  vorgelegt.  Am 
3.  August  setzte  dann  der  Staatssekretär  für  Indien  den 
Vizekönig  in  Kenntnis,  dass  Seiner  Majestät  Regierung  diese 
Forderung  verwerfe.  Und  als  Younghusband  das  erfuhr, 
liess  er  den  Artikel  doch  nicht  fallen,  denn  er  dachte,  er 
könne  im  Laufe  der  Verhandlungen  Nutzen  daraus  ziehen, 
indem  er  durch  dessen  Zurücknahme  den  Tibetanern  eine 
Konzession  mache.  Dazu  hatte  sich  aber  keine  Gelegenheit 
geboten,  weil  die  Nationalversammlung  nichts  dagegen  ein- 
wendete.   Der  Artikel  lautet: 
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*)  „The  Government  of  Tibet  agrees  to  permit  the  British 
Agent,  who  will  reside  at  Gyangtse,  to  waten  the  conditions 
of  the  British  trade,  to  visite  Lhasa,  when  it  is  necessary, 
to  consult  with  high  Chinese  and  Tibetan  officials  on  such 
commerciai  matters  of  importance  as  he  has  found  impossible 
to  settle  at  Gyangtse  by  correspondence  or  by  personal  Con- 
ference with  the  Tibetan  Agent." 

Am  7.  November  telegraphiert  der  Staatssekretär  an  den 
Generalgouverneur:  **)  „Die  Erklärung,  die  Sie  in  Bezug  auf 
die  Zahlung  der  Entschädigungssumme  den  Tibetanern  zu 
machen  gedenken,  wird  von  Seiner  Majestät  Regierung  gut- 
geheissen,  aber  sie  sollte  so  gefasst  werden,  dass  sie  klar 
hervorhebt,  die  Besetzung  des  Tschumbitales  werde  als  Bürg- 
schaft für  die  Durchführung  der  Vertragsartikel  lasten,  bis 
die  Handelsplätze  drei  Jahre  tatsächlich  bestanden  haben.  Das 
Uebereinkommen,  das  dem  britischen  Vertreter  in  Gyangtse 
das  Zutrittsrecht  nach  Lhassa  einräumt,  hat  Seiner  Majestät 
Regierung  zu  verwerfen  beschlossen.  Die  indische  Regierung 
sollte  den  Tibetanern  beibringen,  dass  sie,  obwohl  sie  von 
diesem  Artikel  keinen  Gebrauch  zu  machen  gedenke,  den 
guten  Willen,  den  die  Nationalversammlung  bei  der  Annahme 
desselben  bekundet  habe,  anerkenne.  Seiner  Majestät  Re- 
gierung hält  diese  Bestimmung  für  unnötig  und  unvereinbar 
mit  dem  Prinzip,  auf  dem  ihre  Politik  durchweg  gegründet 
gewesen  ist." 

Und  am  11.  November  antwortet  der  Vizekönig  dem 
Staatssekretär  für  Indien,  er  habe  nun  den  Vertrag  in  Ueber- 
einstimmung  mit  den  Aufträgen  und  Wünschen  Seiner  Maje- 
stät Regierung  ratifiziert  und  die  tibetanische  Regierung  da- 
von in  Kenntnis  gesetzt. 

Darauf  benachrichtigte  Lord  Lansdowne  den  britischen 
Minister  in  Peking,  Sir  Satow,  dass  Seiner  Majestät  Re- 
gierung der  Meinung  sei,  der  chinesische  Hof  könnte  zur 

*)  Further  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  76. 
**)  Further  Papers  relating  to  Tibet,  Seite  77. 


—  193 


Begutachtung  des  englisch-tibetanischen  Abkommens  einen 
besonderen  Abgeordneten  zum  Vizekönig  von  Indien,  je  nach 
der  Jahreszeit  nach  Calcutta  oder  Simla  abgehen  lassen;  sie 
beauftrage  daher  Sir  Satow,  die  chinesische  Regierung  in 
diesem  Sinne  zu  unterrichten. 

China  kam  diesem  Wunsche  entgegen  und  beschloss, 
den  Deputy  Lieutenant-General  Tang  von  Tientsin  nach 
Indien  zu  schicken. 

Folgende  Gründe  haben  Oberst  Younghusband  veran- 
lasst, die  Expedition  von  Lhassa  zurückzuziehen,  ohne  dass 
er  versucht  hatte,  den  Entschädigungsartikel  nach  den  Auf- 
trägen und  Wünschen  seiner  Regierung  abzuändern  : 

a)  Die  Besorgnis  der  Militärbehörden,  die  Truppen  womöglich 
vor  dem  Hereinbrechen  der  grossen  Kälte  abmarschieren 
zu  lassen ; 

b)  die  Gefahr,  durch  die  Wiederaufnahme  der  Unterhand- 
lungen bei  den  Tibetanern  Misstrauen  zu  erregen,  be- 
sonders weil  ihnen  Oberst  Younghusband  versprochen 
hatte,  er  werde  die  Truppen  unmittelbar  nach  der  Unter- 
zeichnung des  Vertrages  zurückziehen ; 

c)  die  Schwierigkeit,  seine  Pläne  am  Vorabend  des  Abzuges 
noch  zu  ändern ; 

d)  die  Nutzlosigkeit,  mit  den  Tibetanern  in  diesem  Moment 
noch  fernere  Unterhandlungen  zu  versuchen ; 

e)  die  besondere  Freundlichkeit,  welche  die  tibetanischen  Be- 
hörden seit  der  Festsetzung  des  Abmarsches  der  Gesandt- 
schaft bezeugten  und  damit  sagen  wollten,  der  Abzug 
geschehe  rechtzeitig; 

f)  die  Bewegungsfreiheit,  die  einem  in  so  schwierige  Ver- 
hältnisse gestellten  Offizier  allgemein  zusteht. 

Der  Vizekönig  machte  den  Staatssekretär  für  Indien  in 
einem  Schreiben  darauf  aufmerksam,  dass  die  ersten  Tele- 
gramme, welche  die  britische  Regierung  kurz  nach  dem  Be- 
kanntwerden der  Unterzeichnung  des  Vertrages  an  die  in- 
dische Regierung  gerichtet  hat,  Younghusband  nicht  auf- 
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forderten,  zur  Abänderung  des  Entschädigungsartikels  länger 
in  Lhassa  zu  bleiben.  Der  Vizekönig  hob  hervor,  der  Staats- 
sekretär habe  ihm  am  13.  September  telegraphiert,  Seiner 
Majestät  Regierung  wünsche  dem  Oberst  Younghusband  Glück 
zu  seinem  Erfolg,  und  sein  Verfahren  werde  allgemein  unter- 
stützt. In  einem  andern  Telegramm  desselben  Tages  habe  er 
allerdings  dargetan,  dass  laut  abgeschlossenem  Vertrag  die 
Okkupation  des  Tschumbitales  75  Jahre  dauern  müsse,  was 
mit  der  Politik  der  britischen  Regierung  nicht  im  Einklang 
stehe.  Dabei  habe  der  Staatssekretär  gewünscht,  Younghusband 
sollte  die  Tibetaner  in  Kenntnis  setzen,  dass  die  Entschädi- 
gungssumme reduziert  werden  könne,  wenn  die  tibetanische 
Regierung  den  Vertrag  gewissenhaft  halte  und  fernere  Handels- 
begünstigungen gewähre.  Durch  dieses  Telegramm  sei  aber 
Younghusband  noch  nicht  aufgefordert  worden,  bis  zum 
15.  Oktober  in  Lhassa  zu  bleiben;  ferner  stimme  es  nicht 
mit  dem  Telegramm  vom  30.  August  überein,  worin  die 
britische  Regierung  dargetan  habe,  der  Theorie  nach  seien 
Handels-Konzessionen  wohl  schön,  solche  Begünstigungen 
hätten  aber  nur  dann  praktischen  Wert,  wenn  den  Kauf- 
leuten genügend  Schutz  gewährt  werden  könne,  was  in  Tibet 
nicht  der  Fall  sei.  Am  16.  September  habe  die  britische 
Regierung  nach  Indien  gemeldet,  sie  billige  die  Art  und 
Weise  der  Reduktion  der  Entschädigungssumme,  wie  sie  vom 
Vizekönig  vorgeschlagen  worden  sei,  die  Gesandtschaft  dürfe 
jedoch  zu  diesem  Zwecke  ihren  Aufenthalt  in  Lhassa  nicht 
zu  sehr  verlängern.  Und  in  einem  abermaligen  diesbezüg- 
lichen Telegramm  des  Staatssekretärs  an  die  indische  Re- 
gierung sei  ausdrücklich  betont,  Oberst  Younghusband  könne 
noch  länger  in  Lhassa  bleiben,  wenn  es  die  Umstände  er- 
lauben. Mit  Rücksicht  auf  diese  Konzession  sei  es  ihm 
näher  gelegen,  sich  von  den  Umständen  leiten  zu  lassen 
und  den  Tibetanern  sein  gegebenes  Versprechen,  er  werde 
die  Expedition  gleich  nach  der  Unterzeichnung  des  Ver- 
trages zurückziehen,  zu  halten,  als  angesichts  der  gebotenen 
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Schwierigkeiten  sein  Bleiben  in  Lhassa  ohne  Aussicht  auf 
Erfolg  zu  verlängern,  zumal  die  Reduktion  der  Entschädigungs- 
summe bei  der  Ratifizierung  des  Vertrages  leichter  und 
weniger  auffällig  vorgenommen  werden  könne.  Dennoch, 
schrieb  der  Vizekönig,  bedaure  die  indische  Regierung,  dass 
Oberst  Younghusband  die  gewünschten  Handelsbegünstig- 
ungen gegen  eine  Herabsetzung  der  Entschädigungssumme, 
sowie  die  Revision  des  Handelsvertrages  bei  dieser  Gelegen- 
heit nicht  durchzusetzen  vermocht  habe;  sie  fühle  sich  aber 
auch  gebunden,  ihn  in  seiner  Handlungsweise  zu  unterstützen; 
denn  neue  Unterhandlungsversuche  hätten  bei  den  Tibetanern 
Misstrauen  hervorrufen  müssen,  wodurch  jedenfalls  die 
glücklich  gewonnene  Sympathie  der  tibetanischen  Behörden 
verloren  gegangen  wäre.  Die  indische  Regierung  hoffe  daher, 
Seiner  Majestät  Regierung  werde  Oberst  Younghusbands 
Handlungsweise  nicht  verdammen,  sondern  vielmehr  seine 
Verdienste  um  die  Vollendung  seiner  Aufgabe,  die  so  wenig 
versprechend  begonnen  und  endlich  mit  der  Freundschaft 
der  Tibetaner  geendigt  habe,  anerkennen,  zumal  ja  die  Um- 
stände, unter  denen  der  Irrtum  geschehen  sei,  Grund  genug 
zu  grossmütiger  Verzeihung  böten. 

Auf  dieses  Schreiben  antwortete  der  Staatssekretär  für 
Indien  am  2.  Dezember  1904  dem  Vizekönig,  der  nun  korri- 
gierte und  ratifizierte  Vertrag  entspreche  der  Politik  Seiner 
Majestät  Regierung,  wie  sie  in  den  Telegrammen  vom  26.  Juli 
und  5.  August  dargetan  worden  sei.  Die  britische  Regierung 
wünsche  der  indischen  Regierung  Glück  zu  dem  erfolgreichen 
Ausgang  der  Gesandtschaft.  Als  Lord  Curzon  in  seinem 
Schreiben  vom  8.  Januar  1903  einen  Vorschlag  für  eine  be- 
waffnete Gesandtschaft  nach  Lhassa  gemacht  habe,  sei  Tibet, 
trotz  seiner  unmittelbaren  Nähe  der  indischen  Grenze,  ein 
ganz  unbekanntes  und  durchaus  unzugängliches  Land  ge- 
wesen. Wäre  Tibet  damals  in  die  Politik  einer  fremden 
Nation  verwickelt  worden,  so  hätten  daraus  Gefahren  für 
das  britische  Reich  erwachsen  können.    Solche  Gefahren 
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seien  aber  durch  den  neuen  Vertrag  endgültig  beseitigt,  und 
Seiner  Majestät  Regierung  anerkenne,  dass  das  günstige  Re- 
sultat der  Expedition  den  Bemühungen  und  der  Entschlossen- 
heit des  Colonel  Younghusband  und  seines  Stabes  zu  ver- 
danken sei,  und  Seine  Majestät,  der  König  von  England, 
habe  bereits  angeordnet,  dass  den  Soldaten  eine  besondere 
Medaille  als  Anerkennung  ihrer  ausgezeichneten  Disziplin 
und  getreuen  Dienste  verabfolgt  werde. 

Und  auf  die  Korrespondenzen,  die  der  Vizekönig  am 
6.  und  17.  Oktober  an  den  Staatssekretär  für  Indien  gesandt 
hatte,  antwortete  Lord  Lansdowne,  die  Tatsache,  dass  es  nötig 
gewesen  sei,  Oberst  Younghusbands  Verfahren  teilweise  zu 
missbilligen  und  den  Artikel  über  die  Kriegsentschädigung 
umzustossen,  gebe  Beweis  genug  von  Younghusbands  Unter- 
schätzung der  Instruktionen,  die  er  von  Seiner  Majestät  Re- 
gierung erhalten  habe.  Was  den  besonderen  Artikel  betreffe, 
der  dem  britischen  Vertreter  in  Gyangtse  Zutritt  nach  Lhassa 
gewähre,  so  habe  Oberst  Younghusband  ganz  eigenmächtig 
^gehandelt.  Seiner  Majestät  Regierung  habe  diesen  Punkt 
sorgfältig  erwogen  und  das  Resultat  ihrer  Beratung  am  3. 
August  dem  Vizekönig  telegraphisch  zugestellt.  Seither  sei 
der  Staatssekretär  nicht  mehr  darüber  befragt  worden.  Erst 
am  6.  Oktober  habe  er  durch  den  Vizekönig  erfahren,  dass 
Oberst  Younghusband  auf  seine  eigene  Verantwortung  hin 
eine  derartige  Vereinbarung  mit  der  tibetanischen  Regierung 
getroffen  habe.  Diesen  Artikel  müsse  die  britische  Regierung 
kurzweg  verwerfen,  weil  ihre  Tibet  bezügliche  Politik,  wie 
sie  in  Lord  George  Hamiltons  Schreiben  vom  27.  Februar 
1903  festgestellt  worden  sei,  nur  soweit  gehe,  den  Einfluss 
jeder  andern  Macht  aus  Tibet  auszuschliessen  und  die  tibe- 
tanische Regierung  zur  Anerkennung  des  englisch-chinesischen 
Abkommens  von  1890  zu  zwingen.  Erst  wenn  die  Tibetaner 
den  Vertrag  auch  fernerhin  umgehen  würden,  wäre  England 
gezwungen,  seine  Politik  zu  ändern  und  die  Lage  der  Dinge 
in  Tibet  anders  zu  gestalten.  Die  Haltung  der  tibetanischen 
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Regierung  scheine  jedoch  seit  der  Unterzeichnung  des  Ver- 
trages korrekt,  und  Grossbritannien  werde  dabei  und  bei 
der  gegenwärtigen  Konstellation  der  Politik  in  Asien  seinen 
Zweck  erreichen. 

Der  Staatssekretär  erwähnt  ferner,  er  habe  in  seinem 
Telegramm  vom  5.  August  die  Aufmerksamkeit  der  indischen 
Regierung  hauptsächlich  auf  die  Tatsache  gelenkt,  dass  die 
äussere  indische  Politik  nicht  mehr  allein  vom  indischen 
Standpunkt  aus  betrachtet  werden  dürfe,  da  sie  in  den  letzten 
Jahren  einen  internationalen  Charakter  angenommen  habe. 
Die  politische  Richtung,  in  der  die  indische  Regierung  in 
äussern  Angelegenheiten  vorzugehen  habe,  müsse  deshalb 
von  Seiner  Majestät  Regierung  in  London  angegeben  werden, 
und  es  sei  wichtig,  dass  diejenigen,  denen  die  Führung  der 
Regierungsgeschäfte  in  Indien  anvertraut  sei,  auch  unter  dem 
Druck  der  grossen  Aufgaben  nicht  vergässen,  nach  den  In- 
struktionen der  britischen  Regierung  zu  handeln,  denn  diese 
habe  die  Interessen  des  ganzen  britischen  Reiches  im  Auge. 


-  198  - 


Schlusswort. 


Bis  auf  diese  Zeit  fühlten  sich  die  Tibetaner  bei  Ver- 
trägen nicht  wohl,  denn  sie  glaubten  offenbar,  ihre  Freiheit 
bestehe  gerade  darin,  dass  sie  fremden  Nationen  gegenüber 
keine  Verpflichtungen  hätten  und  aller  fremde  Einfluss  von 
ihren  Grenzen  ferngehalten  werde,  damit  die  Priesterschaft 
in  ihrem  alt  herkömmlichen  Wesen  ungestört  fortleben  könne 
und  an  ihrer  unumschränkten  Macht  nicht  geschmälert  werde. 
Die  tibetanische  Regierung  liess  sich  daher  die  Chinesen 
nicht  über  den  Kopf  wachsen  und  wollte  nichts  mit  den 
Engländern  zu  tun  haben.  Um  jeden  Preis  suchte  sie  das 
Gespenst  eines  Vertrages  mit  den  Engländern,  der  ihr  nach 
ihrer  Auffassung  unerträgliche  Lasten  aufbürden  würde,  ab- 
zuwenden, und  die  chinesische  Oberhoheit  durch  die  stets 
wachsende  Vergötterung  des  Dalai  Lama  zu  verdunkeln  und 
zu  verkleinern,  was  sie  bei  dem  Mangel  an  Tatkraft  der 
chinesischen  Regierung  bis  auf  diese  Zeit  glänzend  fertig 
gebracht  hat.  Eine  Zeitlang  schien  es,  als  wollte  die  russ- 
ische Regierung  auch  das  Lamareich  in  die  weitgespannten 
Fäden  ihrer  Eroberungspolitik  hineinziehen  Der  diplomatische 
Verkehr  zwischen  Petersburg  und  London  bestätigt  diese 
Tatsache;  und  wenn  auch  Russland  in  Abrede  stellte,  dass 
der  russische  Lama  Dorjiew  die  Rolle  eines  politischen 
Mediums  zwischen  Lhassa  und  Petersburg  gespielt  habe, 
so  ist  doch  bewiesen,  dass  er  der  Buddhisten-Priesterschaft 
in  Tibet  die  Sympathie  für  Russland  einzuprägen  vermochte. 

Die  Tibetaner  verwarfen  den  Friedensvertrag  von  1890, 
weil  sie  fast  vollständige  Selbstregierung  ausübten  und  sich 
durch  diesen  Vertrag,  den  England  mit  China  ohne  ihre 
Mitwirkung  abgeschlossen  hatte,  in  ihrem  Unabhängigkeits- 
gefühl  verletzt  glaubten.  Und  den  Handelsvertrag  von  1893- 
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umgingen  sie  in  der  boshaften  Absicht,  die  Engländer  von 
ihrer  Grenze  hinwegzuärgern.  Als  aber  die  tibetanische 
Regierung  sah,  dass  sich  diese  aufdringlichen  Feinde  nicht 
so  leicht  verscheuchen  Hessen,  beschloss  sie,  mit  ihnen 
den  weiteren  Kampf  mit  den  Waffen  zu  führen,  und  den 
Fremden  allen,  ja  sogar  den  Chinesen,  eine  gehörige  Lektion 
zu  geben.  Wie  hätte  sich  also  die  von  Eigensinn  und 
falscher  Einbildung  eingenommene  Lhassaregierung,  die  nur 
von  Rechten,  aber  von  keinen  Pflichten  wissen  wollte, 
einem  Vertrag  mit  England  unterziehen  können,  ohne  vorher 
von  ihrer  Torheit  und  Ohnmacht  überführt  worden  zu  sein? 
Der  langjährige  Verkehr  Grossbritanniens  mit  Tibet  zeigt, 
wie  nötig  es  war,  dass  die  tibetanische  Regierung  endlich 
einmal  von  der  Ueberlegenheit  der  Engländer  überzeugt 
wurde;  denn  erst  durch  eine  Reihe  von  Niederlagen  und  Ent- 
täuschungen kam  sie  zur  Einsicht,  dass  sie  zur  Erhaltung 
ihrer  Existenz  und  ihrer  Freiheit  zu  vernünftigen  Mitteln 
greifen  müsse.  Mehr  als  zehn  Jahre  lang  machte  die  indische 
Regierung  wiederholte,  vergebliche  Versuche,  die  Tibetaner 
mit  Freundlichkeit  und  Nachgiebigkeit  zu  gewinnen,  und  um- 
sonst hoffte  sie  während  dieser  langen  Zeit,  dass  die  Hier- 
archie in  Lhassa  durch  Chinas  Vermittlung  zum  Verstand 
gebracht  werden  könnte.  Erst  ein  energisches  Vorgehen  der 
Engländer  hatte  einen  Vertrag  zum  Resultat,  der  im  Potala, 
im  Audienzsalon  des  Dalai  Lama  in  Lhassa,  in  Gegenwart  der 
Nationalversammlung  und  des  Amban  unterzeichnet  worden 
ist.  Dieser  Vertrag  setzt  die  Grenzen  zwischen  Sikkim  und 
Tibet  fest,  stellt  die  Handelsbeziehungen  auf  eine  solidere 
Grundlage  und  gibt  der  britischen  Regierung  das  Recht, 
allen  nicht  chinesischen  und  nicht  britischen  Einfluss  von 
Tibet  fernzuhalten. 

Dieses  Uebereinkommen  ist  fertig  gebracht  worden,  ohne 
bei  den  Tibetanern  Groll  zu  hinterlassen,  und  die  Haltung  der 
Lama  in  Lhassa  ist  durch  die  Unterhandlungen  mit  den  Eng- 
ländern eine  respektvolle  geworden.    Ohne  Widerrede  gab 
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die  tibetanische  Regierung  der  britischen  Truppenabteilung, 
die  von  Gyangtse  nach  Gartok  in  Westtibet  zur  Eröffnung 
des  neuen  Handelsplatzes  abging,  einen  Pass  und  einen 
höhern  Offizier  mit.  Hauptmann  O'Connor,  der  zum  ersten 
Agenten  der  britischen  Handelsinteressen  in  Gyangtse  be- 
stimmt worden  war,  besuchte  den  Tashi  Lama  in  Shigatse, 
der  ihn  mit  grosser  Freundlichkeit  empfieng.  Der  Tashi 
Lama  erklärte  ihm,  er  sei  mit  dem  Vertrag  zufrieden. 

Oberst  Younghusband  hielt  das  Zustandekommen  eines 
Vertrages  auf  dem  Papier  für  minder  wichtig  als  den  Erfolg, 
freundschaftliche  Beziehungen  zwischen  England  und  Tibet 
einleiten  zu  können.  Es  wäre  für  die  Engländer  ja  nie  schwer 
gewesen,  die  Tibetaner  mit  Gewalt  zu  einem  Abkommen 
zu  zwingen;  aber  wenig  Nutzen  hätte  aus  einem  so  aufge- 
zwungenen Vertrag  erwachsen  können.  Anfänglich  war  Ge- 
walt nötig;  doch  nicht  die  Waffen,  sondern  die  taktvolle 
Haltung  der  englischen  Offiziere  im  Verkehr  mit  den  tibe- 
tanischen Behörden,  die  Vermittlung  der  Tibet  befreunde- 
ten Nationen  Nepal  und  Bhutan  und  die  allgemeine  Achtung, 
welche  die  ganze  Expedition  der  Nationalversammlung  und 
der  Priesterschaft  in  Lhassa  einzuflössen  verstanden  hatte, 
vermochten  die  Gesinnung  der  Tibetaner  zu  ändern.  So  konnte 
der  neue  Vertrag  auf  der  Grundlage  freiwilliger  Zustim- 
mung des  tibetanischen  Volkes  und  seiner  Regierung  abge- 
schlossen werden. 

Ein  weiterer  Erfolg  der  Expedition  beruht  auf  der  Er- 
fahrung, welche  die  Engländer  gemacht  hatten  über  die  Ge- 
sinnung der  beiden  Staaten  Bhutan  und  Nepal.  Bhutan  hat 
infolge  des  englischen  Vorrückens  nach  Lhassa  mit  den  bri- 
tischen Interessen  neuerdings  Fühlung  bekommen.  Bis  dahin 
waren  die  Bhutanesen  den  Engländern  wenig  freundlich  ge- 
sinnt, weil  sie  ihre  Niederlagen  im  Duarkrieg  noch  nicht 
vergessen  hatten;  aber  im  Laufe  des  Jahres  1904  hat  sich 
zwischen  beiden  Nationen  ein  ganz  anderes  Verhältnis  her- 
ausgebildet, so  dass  England  an  der  Sympathie  der  Bhuta- 
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nesen  nicht  mehr  zu  zweifeln  braucht.  Der  Tongsa  Penlop 
hat  der  britischen  Expedition  nach  Lhassa  nicht  nur  sein 
Interesse  für  ihre  Sache  bezeugt,  sondern  ihr  auch  sein 
Zutrauen  und  seine  Freundschaft  geschenkt.  Ferner  hat  sich 
der  Penlop  alle  Mühe  gegeben,  Oberst  Younghusband  mit 
den  vornehmsten  Persönlichkeiten  in  Lhassa  in  Fühlung  zu 
bringen. 

Auch  der  Gesandte  von  Nepal  in  Lhassa  hat  nicht  wenig 
dazu  beigetragen,  dass  das  Abkommen  als  wirklicher  Frie- 
densvertrag abgeschlossen  werden  konnte,  und  seine  ver- 
nünftige, unparteiische  Vermittlung  hat  ihm  besonders  hohes 
Ansehen  bei  den  tibetanischen  Behörden  und  die  Sympathie 
der  britischen  Offiziere  erworben. 

Es  ist  bezeichnend,  dass  die  tibetanische  Regierung  dem 
Amban  in  Anwesenheit  der  Engländer  bedeutend  mehr  Auf- 
merksamkeit gezollt  hat  als  zuvor,  und  ohne  Zweifel  hat 
die  bewaffnete  britische  Gesandtschaft  nach  Lhassa  die  chine- 
sische Autorität  in  Tibet  gehoben  und  die  Kaiserlich-Chine- 
sische Oberhoheit  über  das  Lamareich  fester  gegründet. 

Mit  dem  Abschluss  des  neuen  Vertrages  ist  von  Tibet 
ein  unerträglicher  Druck  gewichen;  die  ersten  Strahlen  der 
Freiheit  haben  das  dunkle  Reich  durchdrungen,  und  man 
darf  hoffen,  es  sei  Oberst  Younghusband  gelungen,  dauernd 
freundschaftliche  Beziehungen  zwischen  Grossbritannien  und 
Tibet  herzustellen. 
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*)  Convention  between  Great  Britain  and  Tibet. 


Whereas  doubts  and  difficulties  have  arisen  as  to  the 
meaning  and  validity  of  the  Anglo- Chinese  Convention  of 
1890,  and  the  Trade  Regulations  of  1893,  and  as  to  the 
liabilities  of  the  Tibetan  Government  under  these  agree- 
ments;  and  whereas  recent  occurrences  have  tended  towards 
a  distrubance  of  the  relations  of  friendship  and  good  under- 
standing  which  have  existed  between  the  British  Govern- 
ment and  the  Government  of  Tibet:  and  whereas  it  is 
desirable  to  restore  peace  and  amicable  relations,  and  to 
resolve  and  determine  the  doubts  and  difficulties  as  afo- 
resaid,  the  said  Governments  have  resolved  to  conclude  a 
Convention  with  these  objects,  and  the  following  articles 
have  been  agreed  upon  by  Colonel  F.  E.  Younghusband, 
C.  I.  E,  in  virtue  of  füll  powers  vested  in  him  by  his  Bri- 
tannic  Majesty's  Government  and  on  behalf  of  that  said 
Government,  and  Lo-Sang  Gyal-Tsen,  the  Ga-den  Ti  Rim- 
poche,  and  the  representatives  of  the  Council,  of  the  three 
monasteries  Se-ra,  Drepung  and  Ga-den,  and  of  the  eccle- 
siastical  and  lay  officials  of  the  National  Assembly  on  be- 
half of  the  Government  of  Tibet. 

I. 

The  Government  of  Tibet  engages  to  respect  the  Anglo- 
Chinese  Convention  of  1890  and  to  recognise  the  frontier 
between  Sikkim  and  Tibet,  as  defined  in  Article  I  of  the 
said  Convention,  and  to  erect  boundary  pillars  accordingly. 

II. 

The  Tibetan  Government  undertakes  to  open  forthwith 
trade  marts  to  which  all  British  and  Tibetan  subjects  shall 
have  free  right  of  access  at  Gyangtse  and  Gartok,  as  well 
as  at  Yatung. 

*)  Further  Papers  relating  to  Tibet,  Nr.  III,  Seite  90—  92, 
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The  Regulations  applicable  to  the  trade  mart  at  Yatung, 
under  the  Anglo- Chinese  agreement  of  1893,  shall,  subject  to 
such  amendments  as  may  hereafter  be  agreed  upon  by  com- 
mon consent  between  the  British  and  Tibetan  Governments, 
apply  to  the  marts  above  mentioned. 

In  addition  to  establishing  trade  marts  at  the  places 
mentioned,  the  Tibetan  Government  undertakes  to  place  no 
restrictions  on  the  trade  by  existing  routes,  and  to  consider 
the  question  of  establishing  fresh  trade  marts  under  similar 
conditions  if  development  of  trade  requires  it. 

III. 

The  question  of  the  amendment  of  the  Regulation^  of  1893 
is  reserved  for  separate  consideration,  and  the  Tibetan  Go- 
vernment undertakes  to  appoint  fully  authorised  delegates 
to  negotiate  with  representatives  of  the  British  Govern- 
ment as  to  the  details  of  the  amendments  required. 

IV. 

The  Tibetan  Government  undertakes  to  levy  no  dues 
of  any  kind  other  than  those  provided  for  in  the  tariff  to 
be  mütually  agreed  upon. 

V. 

The  Tibetan  Government  undertakes  to  keep  the  roads 
to  Gyangtse  and  Gartok  from  the  frontier  clear  of  all  ob- 
struction  and  in  a  State  of  repair  suited  to  the  needs  of  the 
trade,  and  to  establish  at  Yatung,  Gyangtse,  and  Gartok, 
and  at  each  of  the  other  trade  marts  that  may  hereafter  be 
established,  a  Tibetan  Agent  who  shall  receive  from  the 
British  Agent  appointed  to  waten  over  British  trade  at  the 
marts  in  question  any  letter  which  the  latter  may  desire  to 
send  to  the  Tibetan  or  to  the  Chinese  authorities.  The 
Tibetan  Agent  shall  also  be  responsible  for  the  due  delivery 
of  such  Communications  and  for  the  transmission  of  replies. 

VI. 

As  an  indemnity  to  the  British  Government  for  the  ex- 
pense  ineurred  in  the  despatch  of  armed    troops  to  Lhasa, 
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to  exact  reparation  for  breaches  of  treaty  obligations,  and 
for  the  insults  offeret  to  and  attaks  upon  the  British  Commis- 
sioner  and  his  following  and  escort,  the  Tibetan  Government 
engages  to  pay  a  sum  of  pounds  five  hundred  thousand — 
equivalent  to  rupees  seventy-five  lakhs — to  the  British 
Government. 

The  indemnity  shall  be  payable  at  such  place  as  the 
British  Government  may  from  time  to  time,  after  due  notice, 
indicate,  whether  in  Tibet  or  in  the  Britsh  districts  of  Darjee- 
ling  or  Jalpaiguri,  in  seventy-five  annual  instalments  of  rupees 
one  lakh  each  on  the  lst  January,  in  each  year  beginning 
from  the  first  January  1906. 

VII. 

As  security  for  the  payment  of  the  above-mentioned 
indemnity,  and  for  the  fulfilment  of  the  provisions  relative 
to  trade  marts  specified  in  Articles  II,  III,  IV  and  V  the 
Britsh  Government  shall  continue  to  occupy  the  Chumbi 
valley  until  the  indemnity  has  been  paid  and  until  the  trade 
marts  have  been  effectively  opened  for  three  years,  which- 
ever  date  may  be  the  later. 

VIII. 

The  Tibetan  Government  agrees  to  raze  all  forts  and 
fortifications  and  remove  all  armaments  which  might  impe- 
de  the  course  of  free  communication  between  the  British 
frontier  and  the  towns  of  Gyangtse  and  Lhasa. 

IX. 

The  Government  of  Tibet  engages  that,  without  the  pre- 
vious  consent  of  the  British  Government, — 

a)  no  portion  of  Tibetan  territory  shall  be  ceded,  sold, 
leased,  mortgaged  or  otherwise  given  for  occupa- 
tion,  to  any  Foreign  Power; 

h)  no  such  Power  shall  be  permitted  to  intervene  in 
Tibetan  affairs; 

c)  no  Representatives  or  Agents  of  any  Foreign  Po- 
wer shall  be  admitted  to  Tibet ; 
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d)  no  concessions  for  rail-ways,  roads,  telegraphs,  mi- 
ning  or  other  rights,  shall  be  granted  to  any  Foreign 
Power,  or  the  subject  of  any  Foreign  Power.  In  the 
event  of  consent  to  such  concessions  being  granted, 
similar  or  equivalent  concessions  shall  be  granted 
to  the  British  Government; 

e)  no  Tibetan  revenues,  whether  in  kind  or  in  cash 
shall  be  pledged  or  assigned  to  any  Foreign  Power, 
or  the  subject  of  any  Foreign  Power. 

X. 

In  witness  whereof  the  negotiators  have  signed  the  same, 
and  affixed  thereunto  the  seals  of  their  anns. 

Done  in  quintuplicate  at  Lhasa,  this  7th  day  of  Septem- 
ber in  the  year  of  our  Lord  one  thousand  nine  hundred  and 
four,  corresponding  with  the  Tibetan  date,  the  27th  day  of 
the  seventh  month  of  the  Wood  Dragon  year. 

In  proceeding  to  the  signature  of  the  Convention,  dated 
this  day,  the  representatives  of  Great  Britain  and  Tibet  dec- 
lare  that  the  English  text  shall  be  binding. 

|  i 

(Signed) 

F.  E.  YOUNGHUSBAND, 

Colonel. 

Seal  of  the 
British 
Commissioner 


Seal  of  the  Dalai  Lama 
affixed  by  the  Ga-den 
Ti-Rimpoche. 

(Signed)  AMPTHILL, 

Viceroy  and  Governor-General  of  India. 
Tis  Convention  was  ratified  by  the  Viceroy  and  Gover- 
nor-General of  India  in  Council  at  Simla  on  the  eleventh 
day  of  November,  A.  D.,  one  thousand  nine  hundred  and  four. 
(Signed)  S.  M.  FRÄSER, 

Secretary  to  the  Government  of  India, 

Foreign  Department. 


—  206  - 


Declaration  signed  by  His  Excellency  the  Viceroy  and 
Governor- General  of  India  and  appended  to  the  ratified 
Convention  of  7th  September,  1904. 
*)  His  Excellency  the  Viceroy  and  Governor-General  of 
India,  having  ratified  the  Convention  which  was  concluded 
at  Lhasa  on  7th  September.  1904,  by  Colonel  Younghusband, 
C.  I.  E ,  British  Commissioner  for  Tibet  Frontier  Matters, 
on  behalf  of  His  Britannic  Majesty's  Government;  and  by 
Lo-Sang  Gyal-Tsen,  the  Ga-den  Ti-Rimpoche,  and  the  repre- 
sentatives  of  the  Council,  of  the  three  monasteries  Sera, 
Drepung  and  Ga-den,  and  of  the  ecclesiastical  and  lay  off i- 
cials  of  the  National  Assembly,  on  behalf  of  the  Government 
of  Tibet,  is  pleased  to  direct  as  an  act  of  grace  that  the 
sum  of  money  which  the  Tibetan  Government  have  bound 
themselves  under  the  terms  of  Article  VI  of  the  said  Con- 
vention to  pay  to  His  Majesty's  Government  as  an  indem- 
nity  for  the  expenses  incurred  by  the  latter  in  connection 
with  the  despatch  of  armed  forces  to  Lhasa,  be  reduced 
from  Rs.  75,00,000  to  Rs.  25,00,000;  and  to  declare  that 
the  British  occupation  of  the  Chumbi  Valley  shall  cease  after 
the  due  payment  of  three  annual  instalments  of  the  said 
indemnity  as  fixed  by  the  said  Article,  provided,  however, 
that  the  trade  marts  as  stipulated  in  Article  II  of  the  Con- 
vention shall  have  been  effectively  opened  for  three  years 
as  provided  in  Article  VI  of  the  Convention;  and  that,  in 
the  meantine,  the  Tibetans  shall  have  faithfully  complied 
with  the  terms  of  the  said  Convention  in  all  other  respects. 

AMPTHILL, 
Viceroy  and  Governor-General  of  India. 
This  declaration  was  signed  by  the  Viceroy  and  Gover- 
nor-General of  India  in  Council  at  Simla  on  the  eleventh 
day  of  November,  A.  D.  one  thousand  nine  hundred  and  four. 

S.  M.  FRÄSER, 
Secretary  to  the  Government  of  India, 

Foreign  Department. 

*)  Further  Papers  relating  to  Tibet,  Nr.  III,  Seite  93. 
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Letter  from  the  Secvetary  to  the  Government  of  India  in 
tlie  Foreign  Department  to  Lo-Sang  Gyol-Tsen,  the 
Gaden  Ti-Rimpochi,  Lhasa,  dated  Simla,  the  15th  No- 
vember, 1904. 

*)  I  HAVE  the  honour,  by  direction  of  the  Government 
of  India,  to  inform  you  that  His  Excellency  the  Viceroy  and 
Governor-General  has  been  pleased  to  ratify  the  Convention 
which  was  concluded  on  7th  September,  1904,  by  the  Re- 
presentatives  of  His  Britannic  Majesty's  Government  and  of 
the  Tibetan  Government,  respectively. 

It  is  with  much  pleasure  that  I  also  forward  a  de- 
claration,  signed  by  His  Excellency  the  Viceroy  and  apen- 
ded  to  the  English  version  of  the  ratified  Convention,  as 
well  as  a  Tibetan  translation  of  the  same,  from  which  you 
will  perceive  that  His  Excellency  has  been  pleased  to  direct, 
as  an  act  of  grace,  that  the  indemnity  due  from  the  Tibetan 
Government,  under  the  terms  of  Article  VI.  of  the  said  Con- 
vention, shall  be  reduced  from  Rs.  75,00,000  to  Rs.  25,00,000; 
and  to  declare  that  the  British  occupation  of  the  Chumbi 
Valley  shall  cease  after  the  due  payment  of  three  annual 
instalments  of  the  said  indemnity,  provided  that  the  trade 
marts  as  stipulated  in  Article  II.  of  the  Convention  shall 
have  been  effectively  opened  for  three  years  as  provided  in 
Article  VI.  of  the  Convention ;  and  that,  in  the  meantime, 
the  Tibetans  shall  have  faithfully  complied  with  the  terms 
of  the  said  Convention  in  all  other  respects. 

I  am  at  the  same  time  to  point  out  to  the  Tibetan  Go- 
vernment that  the  gracious  consideration  shown  by  the  Go- 
vernment of  India  in  spontaneously  reducing  the  amount  of 
the  compensation  due  from  Tibet  to  so  moderate  an  amount 
as  Rs.  25,00,000,  and  in  consenting  to  restore  the  Chumbi 
Valley  on  such  easy  conditions  as  those  describet  above,  is 
largely  due  to  the  friendly  and  correct  attitude  that  the  Ti- 
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betan  Government  have  adopted  towards  British  interests 
since  the  signature  of  the  Convention.  In  making  this  free 
concession  the  Government  of  India  is  animated  by  the  hope 
that  the  Tibetan  Government  will  recognise  the  magnani- 
mity  of  the  British  Government  and  their  sincere  desire  that 
the  most  friendly  relations  shall  always  prevail  between  the 
two  contiguous  countries  of  India  and  Tibet,  whose  interests 
are  really  idendical.  You  will  remember  that  this  was  the 
aim  that  Colonel  Younghusband,  the  British  Commissioner 
who  negotiated  and  signed  the  Convention  on  behalf  of  the 
British  Government,  had  steadily  in  view,  and  His  Excel- 
lency  is  glad  to  see  that  the  Tibetans  are  evincing  a  real 
appreciation  of  his  friendly  and  sympathetic  treatment  of 
them  and  an  active  desire  to  carry  out  the  provisions  of  the 
Convention. 

I  am  to  take  this  opportunity  of  referring  you  to  the 
declaration  signed  by  the  British  Commissioner  and  the  Ti- 
betan Representatives  in  September  last,  by  which  the  British 
Agent,  who  is  to  be  stationed  at  Gyangtse,  is  accorded  by 
the  Government  of  Tibet  the  right,  under  certain  circumstan- 
ces,  to  visit  Lhasa  and  of  informing  you  that  the  Viceroy, 
while  fully  appreciating  the  good-feeling  shown  by  the  Ti- 
betan Government  in  giving  such  an  undertaking,  considers  it 
unnecessary  to  embody  its  provisions  in  a  formal  instrument. 


